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Die Puppe

Leicht zu nehmen, zu beherrschen, zu belohnen oder zu bestrafen und
der Willkür jedweder Projektion, Forderung und Handhabung hilflos
ausgeliefert ist im allgemeinen wie im besonderen die Puppe, die
deshalb allen Sehnsüchten und Wünschen, Ängsten, Aggressionen und
Zärtlichkeiten des Menschen als Spielzeug und Werkzeug dient, um der
Anforderung durch die Wirklichkeit und ihre Bewältigung nicht in aller
Konsequenz Rechnung tragen zu müssen.

Wäre der Mensch nur seiner eigenen Art gegenüber so interessiert und
zugetan, wie es ihm gewiß auch möglich wäre, hätte er den Geistertanz,
den Imaginationsaufwand, also das Spiel mit den Puppen nicht nötig,
dem er sich doch in einem so großen Umfang widmet, daß es seine ganze
Realität zu füllen scheint, und das ausschließlich durch das Motiv
begründet, der gleichwohl unverzichtbaren Aufgabe und Chance zu
entgehen, seinen täglichen Kampf auf sich zu nehmen, erklärt werden
kann.

Ihre Schattenblick-Redaktion


4. Oktober 2019
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KOHLEALARM/645: Klimakampf und Kohlefront - Bündnispartner Robin Wood ... (Robin Wood)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

Erneut Anti-Kohle-Protest in Hamburg-Moorburg

Aktivist*innen protestieren mit Banneraktion und Sitzblockade für
Klimaschutz und gegen Kohleimporte



ROBIN WOOD-Aktivist*innen protestieren seit heute Vormittag mit einer
Kletteraktion an der Kattwyk-Brücke in Hamburg-Moorburg gegen den Import
und die Verbrennung von Steinkohle. "Capitalism kills Climate" und "Unplug
Coal" steht auf den Bannern, die die Kletterer*innen in fünf Meter Höhe
über dem Fahrwasser der Süderelbe entrollten. Damit solidarisieren sich die
Kletter*innen mit der zeitgleich stattfindenden Aktion des Bündnisses
deCOALonize Europe. Aktivist*innen des Bündnisses verhindern mit einer
Sitzblockade auf der Hubbrücke die Durchfahrt für Kohlefrachter zum
Kohlekraftwerk Moorburg. Das deCOALonize Europe-Bündnis hat für den 4. bis
6. Oktober an verschiedenen Orten in Deutschland zu Aktionstagen gegen
Steinkohle aufgerufen.

"Unter uns fahren sonst die Frachter, die das Vattenfall-Kraftwerk Moorburg
mit Steinkohle beliefern. Diese Kohletransporte sind Teil einer global
ungerechten, zerstörerischen Energieproduktion. Für den Abbau der Kohle
werden in anderen Ländern Menschen vertrieben und Natur wird zerstört. Hier
machen Konzerne mit der Energieproduktion Profit und heizen den Klimawandel
an, von denen die Menschen im globalen Süden am stärksten betroffen sind.
Gegen diesen fossilen Kapitalismus wehren wir uns", sagt ROBIN
WOOD-Aktivist Danial Schirojan.

In Deutschland ansässige Energiekonzerne importieren jährlich rund 40
Millionen Tonnen Steinkohle - hauptsächlich aus Russland, den USA,
Australien und Kolumbien. Dort geht der Abbau der Kohle oft mit der
Verletzung von Menschenrechten und Umweltzerstörung einher. So zerstört die
Steinkohleindustrie beispielsweise im russischen Kuzbass Land und Dörfer
der lokalen indigenen Bevölkerung durch riesige Steinkohletagebaue.

Auch das globale Klima wird durch die Kohleverstromung enorm belastet.
Allein in Deutschland wurden 2018 110 Millionen Tonnen Kohlendioxid durch
die Verbrennung von Steinkohle in die Atmosphäre entlassen.

"Die Energiekonzerne müssen jetzt aufhören, Steinkohle zu verbrennen - zum
Schutz des Klimas und um das Zerstörungswerk in den Abbauregionen der
Steinkohle zu beenden!", fordert ROBIN WOOD-Energiereferentin Ronja Heise.
"Obwohl klar ist, dass dringend gehandelt werden muss, verschleppt die
Bundesregierung den Kohleausstieg. Auch Hamburg ist weit davon entfernt,
aus der Kohle auszusteigen."

Der Großteil des in Hamburg verbrauchten Stroms wird weiterhin aus
Steinkohle gewonnen. Vattenfall hat noch 2015 das Kraftwerk Moorburg in
Betrieb genommen. Es ist eines der dreckigsten Steinkohlekraftwerke
Deutschlands. Bei Volllastbetrieb stößt es 8,5 Millionen Tonnen
Kohlendioxid pro Jahr aus, hinzu kommen große Mengen Feinstaub und giftige
Schwermetalle. Zudem liegt der größte Steinkohle-Seehafen Deutschlands, der
Hansaport, in Hamburg.

An diesem Wochenende finden bundesweit Aktionen gegen Steinkohle statt.
Neben der Aktion in Hamburg mobilisiert das deCOALonize Europe-Bündnis
heute zu einer weiteren Protestaktion gegen das Kraftwerk Datteln 4 bei
Dortmund und zu einer Demonstration in Bremen am morgigen Samstag.
Zusätzlich werden Kleingruppenaktionen gegen Steinkohle-Infrastruktur
erwartet.




Website vom deCOALonize Europe-Bündnis:

https://decoalonize-europe.net/de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Oktober 2019 
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KOHLEALARM/644: Klimakampf und Kohlefront - geblockte Lieferkette ... (Bündnis "deCOALonize Europe")


Bündnis "deCOALonize Europe" - Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

Schiffweg zum Steinkohlekraftwerk Moorburg blockiert + Bündnis
"deCOALonize Europe" fordert Kohleausstieg + weitere Aktionen
angekündigt



Hamburg, 04.10.19. In Hamburg starten die Aktionen des Bündnisses
deCOALonize Europe mit einer Blockade der Kattwykbrücke. Über hundert
Menschen verhindern mit einer Sitzblockade das Hochfahren der Hubbrücke.
Somit kann über die Elbe kein Frachter das Kraftwerk Moorburg mit
Steinkohle versorgen. Am Morgen demonstrierten bereits hunderte Menschen in
Hamburg für die Schließung des Kohlehafens, dem größten deutschen
Steinkohle-Seehafen. Mit diesen Aktionen machen die Aktivist*innen auf die
dramatischen Folgen des Abbaus, Handels und der Verbrennung von Steinkohle
aufmerksam. Dies ist die erste erfolgreiche Aktion zivilen Ungehorsams im
Rahmen der Aktionstage.

Alexandra Korolewa, Leiterin der russischen Umweltorganisation EcoDefense
sagt in einer Solidaritätsbotschaft: "Die Menschen hier müssen handeln und
von der deutschen Regierung fordern, sofort aus der Kohle auszusteigen. Die
Importe aus Russland müssen beendet werden. Wir können nicht zehn oder
zwanzig Jahre länger warten. Stoppt nicht damit, nein zur Kohle und ja zu
erneuerbaren Energien zu sagen". Korolewa beantragte im Juni in Deutschland
politisches Asyl, da sie wie viele weitere Umweltschützer*innen in Russland
bedroht wird.

Konzerne wie EnBW, steag, Vattenfall und RWE importieren die Kohle aus
Ländern wie Russland, Kolumbien und den USA. In den Abbauregionen führt der
Bergbau zu Vertreibung, Mord und Zerstörung von Lebensgrundlagen. Das
Bündnis deCOALonize Europe kritisiert, dass dies Folgen der
Energiewirtschaft in Deutschland seien und fordert den sofortigen
Kohleausstieg.

"deCOALonize Europe schließt sich heute mit Aktionen dem Widerstand der
Menschen in den Abbauregionen an. Wir blockieren heute an verschiedenen
Orten die Steinkohle-Lieferkette. Das Klimapaket beweist wieder, dass die
Bundesregierung lieber kapitalistische Interessen bedient, als Antworten
auf die bevorstehende Klimakatastrophe zu finden.", sagt Aktivistin
Jennifer Schneiders aus Hamburg.

deCOALonize Europe ist ein Bündnis von Gruppen der
Klimagerechtigkeitsbewegung, der Lateinamerika- und Russlandsolidarität und
Initiativen gegen Kohle aus Deutschland, den Niederlanden und
Großbritannien. Sie haben sich zusammengeschlossen, um für den sofortigen
Kohleausstieg und für Klimagerechtigkeit zu kämpfen. In dem Buch "Still
Burning -Vom Kampf gegen die Steinkohleindustrie" informiert das Bündnis
über Steinkohleverbrennung in Deutschland und den Widerstand in den
Abbauregionen.




Informationen zum Aktionsrahmen und vielem mehr:

https://decoalonize-europe.net

Twitter: #deCOALonizeEurope, @deCOALonize_eu

 * 

Quelle:

Bündnis "deCOALonize Europe"

E-Mail: info@decoalonize-europe.net

Internet: https://decoalonize-europe.net/de/
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KOHLEALARM/643: Klimakampf und Kohlefront - Klimasynode, Christen an die Front ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - Gemeinsame Pressemitteilung vom 01.10.2019

Klimasynode von unten im Rheinischen Braunkohlerevier

Anlässlich der Amazonassynode in Rom 


18.-20. Oktober 2019 in Düren



Aachen/Buir/Düren/Münster. Vom 18.-20. Oktober 2019 findet die "Klimasynode
von unten" im Rheinischen Braunkohlerevier statt. Anlass ist die
Amazonassynode der katholischen Bischöfe in Rom. Bei der "Klimasynode von
unten", die in Düren stattfinden wird, werden rund 80 engagierte
ChristInnen, Aktive aus der Klimabewegung und Interessierte teilnehmen, um
die Themen Ökologie und soziale Frage zu diskutieren.

«Die katholischen Bischöfe werden in Rom über die Herausforderungen im
Amazonasgebiet durch ökologische Zerstörung und deren soziale Folgen als
ein dramatisches globales Problem diskutieren. Dies wollen wir in Bezug auf
das Rheinische Braunkohlerevier übertragen», so Marie-Theres Jung,
Vorstandsmitglied im Diözesanrat der Katholiken im Bistum Aachen, das die
Klimasynode mitveranstaltet.

«Auch im Rheinland sind Christinnen und Christen mitten in den Konflikten
und Auseinandersetzungen und fragen sich, wie eine klare Positionierung von
Kirche zum Schutz der Schöpfung angesichts des Braunkohleabbaus entwickelt
werden kann. Hierfür soll die Klimasynode ein Ort sein», betont Irene
Mörsch, Vorsitzende des Katholikenrates Düren. Benedikt Kern, Theologe am
Institut für Theologie und Politik in Münster, das ebenfalls die Synode mit
organisiert, unterstreicht: «Es ist enorm wichtig, dass wir als ChristInnen
globale Perspektiven entwickeln, um auf politischer, ökonomischer und
kultureller Ebene die Klimakatastrophe aufzuhalten. Deswegen wird eine
wichtige Frage der "Klimasynode von unten" sein: Welche Formen der
gemeinsamen politischen Praxis der Klimabewegung und der Kirchen braucht es
dafür?»

Die Synode wird in der Dürener Kirche St. Marien stattfinden, teilweise
auch im von der Umsiedlung durch den Energiekonzern RWE betroffenen Dorf
Kerpen-Manheim und im Hambacher Forst - mittlerweile einem Symbol der
Klimabewegung. An den Podien beteiligen sich ExpertInnen zu Klima, der
Situation in Amazonien, politische TheologInnen und AktivistInnen von
Fridays for Future und "Ende Gelände".

Infos zum Programm sind abrufbar unter: 


https://www.itpol.de/klimasynode-von-unten-programm/

Veranstaltet wird die "Klimasynode von unten" vom Diözesanrat der
Katholiken im Bistum Aachen, der Initiative Buirer für Buir, dem Institut
für Theologie und Politik aus Münster und dem Katholikenrat Düren.

Zudem wird die Synode mit unterstützt von der Initiative Alle Dörfer
bleiben, dem Allerweltshaus Köln e.V., Kairos Europa, der Leserinitiative
Publik Forum e.V. sowie den pax christi Regionalgruppen Düren und
Erftstadt.

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/642: Klimakampf und Kohlefront - Regierung am Zug ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 30. September 2019

RWE: Ministerpräsident Laschet muss Dörfer schützen



Heute haben Anwohnerinnen und Anwohner des Tagebaus Garzweiler II
juristischen Widerstand gegen RWE angekündigt, um sich gegen die Zerstörung
ihrer Dörfer und ihres Zuhauses zu wehren. Sie fordern rechtliche
Sicherheit von der Landesregierung NRW und dem Energiewirtschaftskonzern
und wollen notfalls vor Gericht einen Präzedenzfall schaffen. Dazu erklärt
Stefanie Langkamp, Kohle-Expertin der Klima-Allianz Deutschland:

"Es ist unfassbar, dass die Anwohner den Rechtsweg beschreiten müssen, um
ihre Dörfer und ihr Zuhause zu retten. In Zeiten der Klimakrise und des
Kohleausstiegs versteht niemand mehr, dass RWE und die nordrhein-
westfälische Landesregierung noch sieben Dörfer für die Braunkohle
zerstören wollen. Ministerpräsident Armin Laschet hätte längst klare Worte
für einen Erhalt der Dörfer und des Hambacher Waldes finden und ein
Moratorium auf den Weg bringen sollen. Wenn Laschet bei der Umsetzung des
Kohlekompromisses auf eine zeitige Abschaltung von Niederaußem und Neurath
drängt, können die Dörfer und der Hambacher Wald erhalten bleiben.

Stattdessen verschließt der Ministerpräsident die Ohren vor den Belangen
der Menschen. Obwohl die Kohle unter den Dörfern nicht mehr gebraucht wird,
müssen die Menschen um ihre Häuser, Betriebe, Felder, Schulen und Kirchen
bangen. Weitere Dörfer für Braunkohle zu zerstören ist sozial und
ökologisch nicht zu rechtfertigen und noch dazu vollkommen unnötig. Es geht
nun darum, den Menschen Sicherheit zu geben und mit den Geldern für den
Strukturwandel insbesondere die Infrastruktur in den heutigen
Tagebauregionen zu stärken und neue Lebensqualität zu schaffen."


Hintergrund:

Bei einer richtigen Umsetzung des Kohlekompromisses können sowohl der
Hambacher Wald als auch die Ortschaften Keyenberg, Kuckum, Unter- und
Oberwestrich und Berverath am Tagebau Garzweiler sowie die Orte Manheim und
Morschenich am Tagebau Hambach erhalten werden. Durch ein Abschalten von
sieben alten Blöcken an den Kraftwerksstandorten Neurath und Niederaußem
kann der Bedarf an Braunkohle aus den Tagebauen Hambach und Garzweiler bis
2022 mehr als halbiert werden. Eine Abbaggerung der bedrohten Orte wird
überflüssig. Dies zeigt ein Gutachten des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.09.2019

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/641: Klimakampf und Kohlefront - Dorferhalt hat Vorrang ... ("Menschenrecht vor Bergrecht")


Pressemitteilung von "Menschenrecht vor Bergrecht" vom 30. September 2019

"Wir bleiben!" - Tagebaubetroffene werden ihr Zuhause nicht freiwillig
verlassen



Düsseldorf, 30.09.2019. Eine Solidargemeinschaft von Anwohnerinnen und
Anwohnern des Tagebaus Garzweiler II kündigte heute juristischen Widerstand
gegen die von RWE geplante Zerstörung von Keyenberg und weiteren Dörfern im
Randbereich des Tagebaus Garzweiler II an. Dazu richtet sie sich an die
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen, die Bezirksregierung Arnsberg und
den Kohlekonzern RWE Power AG selbst. Die Solidargemeinschaft fordert von
ihnen die Klarstellung, dass in Zeiten des beschlossenen Kohleausstiegs und
der Klimakrise keine Dörfer mehr für den Kohleabbau zerstört werden dürfen.
Notfalls, so die Anwohnergemeinschaft, würden sie dafür auch vor Gericht
ziehen, um einen rechtlichen Präzedenzfall zu schaffen.

"Nach einer so langen Zeit der Unsicherheit wollen die Anwohnerinnen und
Anwohner endlich rechtliche Klarheit. Aber auch die Öffentlichkeit soll
wissen, was heute noch im Namen der Kohle passiert," sagt Birgit Cichy aus
Wanlo. Nach Plänen von RWE sollen die Dörfer Keyenberg, Kuckum, Berverath,
Ober- und Unterwestrich sowie die Holzweiler Höfe noch für den
Braunkohletagebau Garzweiler II abgerissen werden. Nach Ansicht der
Anwohnerinnen und Anwohner kann in Zeiten des Klimawandels das Interesse
von RWE am Abbau der klimaschädlichen Braunkohle nicht mehr ihre eigenen
Rechte überwiegen. Die Forderung der Gruppe lautet daher: Menschenrecht vor
Bergrecht! Die Gruppe wählt die für sie derzeit einzige Möglichkeit, ihrer
Position auch rechtlich Nachdruck zu verleihen, indem sie an RWE
herantreten.

"Das eigene Wohnhaus und den Heimatort aufgeben zu müssen, ist ein
gravierender Eingriff in die Grundrechte der Menschen. Dass dies in Zeiten
des Klimawandels und Kohleausstiegs für den Abbau klimaschädlicher
Braunkohle von diesen verlangt wird, ist absolut nicht mehr zeitgemäß und
aus unserer Sicht sogar verfassungswidrig", sagt Rechtsanwalt Dirk Teßmer,
der die Anwohnerinnen und Anwohner juristisch vertritt. Sollten RWE und die
Landesregierung nicht einlenken, bleibt der Gemeinschaft nur noch, von den
Behörden und nötigenfalls den Gerichten klären zu lassen, ob die Zerstörung
von Dörfern am Rand des Tagebaufelds Garzweiler II unter diesen Umständen
überhaupt noch recht- und verfassungsgemäß ist. Anhand eines unmittelbar an
der Dorfgrenze von Keyenberg gelegenen Grundstücks kann und soll dann
richtungsweisend auch mit Blick auf die dahinterliegenden Dörfer und Höfe
entschieden werden, ob deren Einwohnerinnen und Einwohner noch für den
Braunkohleabbau enteignet werden dürfen.

"Es ist doch absurd, dass wir in Zeiten der Klimakrise und des
Kohleausstiegs noch fürchten müssen, unser Zuhause an die Kohle zu
verlieren. Wir lieben unser Zuhause, hier lachen, weinen, und arbeiten wir,
hier leben wir. Und deswegen sagen wir: Wir bleiben!", so Britta Kox aus
Berverath. Auf Unterstützung der Landesregierung NRW warten die
tagebaubetroffenen Anwohnerinnen und Anwohnern bislang vergeblich. Mit dem
heutigen Tag nehmen sie das Heft des Handelns nun selbst in die Hand. Die
Solidargemeinschaft fordert die Landesregierung in ihrem Brief auf, ihre
Dörfer zu erhalten und das Anliegen der Anwohnerinnen und Anwohner
anzuerkennen, nicht gegen ihren Willen ihr Zuhause verlassen zu müssen.

"Von uns aus haben wir gar kein Interesse daran, unbedingt den aufreibenden
rechtlichen Weg gehen zu müssen und hoffen daher auf eine Einsicht bei der
Landesregierung und RWE", sagt Marita Dresen aus Kuckum. "Der Zusammenhalt
in unserer Gemeinschaft und die Überzeugung, dass wir dies nicht nur für
uns, sondern auch für das Klima und damit für alle tun, geben mir und
meiner Familie aber die Kraft, uns gegen RWE notfalls auch rechtlich zur
Wehr zu setzen."

 * 

Quelle:

"Menschenrecht vor Bergrecht"

Internet: www.menschenrecht-vor-bergrecht.de
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KOHLEALARM/640: Klimakampf und Kohlefront - ein zu hoher Preis ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 30. September 2019

Stromkunden vergolden Kraftwerksstilllegung in Jänschwalde



Cottbus/Jänschwalde, 30.09.2019. Zur heutigen Stilllegung des Blockes E des
Kraftwerkes Jänschwalde fordert der Umweltverband GRÜNE LIGA, bei künftige
Kraftwerksstillegungen den Betreibern keine Geschenke mehr zu machen.

"Der LEAG-Konzern wird für die heutigen Abschaltung fürstlich von der
Bundesregierung belohnt. Wir hoffen, dass das Unternehmen die jährlich
dreistelligen Millionenbeträge tatsächlich in der Region verwendet. Die
Mahnwache der Mitarbeiter darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass mit der
heutigen Abschaltung ein Vorschlag der Gewerkschaft IGBCE umgesetzt wird."

Mit Blick auf die bevorstehenden Verhandlungen zwischen LEAG und
Bundesregierung über den Zeitpunkt der Abschaltung weiterer Blöcke ergänzt
Schuster: "Künftige Deals müssen preiswerter und transparenter für
Steuerzahler und Stromkunden werden. Während die Region beim Strukturwandel
unterstützt werden muss, darf es keine Geschenke an die zwei privaten 
LEAG-Eigentümer geben."

Insgesamt fließen 1,61 Milliarden Euro für insgesamt 2,7 Gigawatt
Sicherheitsbereitschaft an die Kraftwerksbetreiber, damit etwa 600
Millionen Euro an die LEAG.

Hintergrund:

Im Dezember 2014 beschloss das Bundeskabinett, zur Erreichung des
Klimaschutzzieles 2020 weitere Maßnahmen einzuleiten. Das
Bundeswirtschaftsministerium schlug dazu im März 2015 die Einführung eines
Klimabeitrags für ältere Kohlekraftwerke vor. Ziel des Konzeptes war es,
die Kohlekraftwerke nicht mehr so hoch auszulasten, sondern ihren Betrieb
auf Zeiträume mit höherem Strom-Großhandelspreis zu beschränken. Die
Zahlung eines Klimabeitrages sollte dazu die variablen Kosten entsprechend
erhöhen. Es gab massiven und koordinierten Widerstand der Braunkohleländer
und Gewerkschaften gegen das Konzept. Die Bundespolitik knickte schließlich
vor der Kohlelobby ein und einigte sich auf ein Modell, dass von der
Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie und Energie (IGBCE) vorgeschlagen und
von den Braunkohleländern unterstützt worden war: Bundesweit 2.700 MW
sollen für jeweils vier Jahre als Sicherheitsbereitschaft vorgehalten und
vergütet und danach stillgelegt werden. Wenig später begannen Gewerkschaft
wie Landesregierung, die Umsetzung ihres eigenen Vorschlages als
plötzlichen Eingriff der Bundesregierung darzustellen.

Bereits bei der Stilllegung des Blockes F vor einem Jahr hat die GRÜNE LIGA
ein Hintergrundpapier zum Kraftwerksstandort Jänschwalde herausgegeben, das
abrufbar ist unter [1].

Das Papier konnte die Aussagen der Kohlekommission vom Januar 2019 noch
nicht berücksichtigen. Es ist jedoch weiterhin gültig, da der
Kommissionsbericht die notwendige Klarheit über die Laufzeit der
verbleibenden vier Blöcke nicht herbeigeführt hat.

[1] https://www.kein-tagebau.de/images/180928_hintergrundpapier_kraftwerk_jaenschwalde.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30.09.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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LESUNG/6499: Braunschweig - Carmen Buttjer "Levi" am 9. Oktober 2019


Stadt Braunschweig

Autorin Carmen Buttjer stellt ihren Debütroman "Levi" vor



Braunschweig. In der Reihe "Das erste Buch" stellt die Autorin Carmen
Buttjer am Mittwoch, 9. Oktober, um 19 Uhr ihren Debütroman "Levi" im
Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, vor. Der Buchhändler
Stefan Hallensleben moderiert die Lesung. Der Eintritt ist frei.
Reservierungen sind unter der Telefonnummer 0531/70189317 möglich.

In diesem Roman geht es um den 11-jährigen Levi. Es steht ein Zelt auf
einem Hausdach in Berlin, es ist Sommer und Levi ist abgehauen.
Nachdem er die Urne seiner Mutter gestohlen hat, kann er sich nicht
mehr bei seinem Vater blicken lassen. Es beginnt ein irrer Trip durch
die Großstadt, der sich wie ein Roadmovie liest. Die Konfrontation mit
dem Tod und die Rebellion gegen seinen Vater lassen den Jungen
frühzeitig erwachsen werden. Im Kampf mit dem Verlust und der
Unfähigkeit, mit dem eigenen Vater darüber zu sprechen, sucht sich
Levi seine eigenen Verbündeten wie den mysteriösen Vincent und den
Kioskbesitzer Kolja.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 2. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/1251: Braunschweig - "Philosophische Spuren in Texten von Heinrich von Kleist" am 8.10.2019


Stadt Braunschweig

Philosophische Spuren in Texten von Heinrich von Kleist



Braunschweig. In der Reihe "Philosophische Spuren in ausgewählten
literarischen Texten" erarbeitet Johannes Heinen am Dienstag, 8.
Oktober, um 11 Uhr die philosophischen Grundlagen von Heinrich von
Kleists Erzählung "Das Erdbeben in Chili" im
Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a.

Anhand dieser Erzählung werden verschiedene philosophische Aspekte,
die diesem Text zugrunde liegen, erschlossen und im Hinblick auf ihre
Aktualität diskutiert. Einige biographische und zeitgeschichtliche
Anmerkungen sollen den Zugang zur Grundhaltung des Schriftstellers
erleichtern. Ausgewählte Textpassagen werden den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern vor Beginn der Veranstaltung zur Verfügung gestellt. Der
Eintritt ist frei. Reservierungen unter der Telefonnummer 70189317.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 2. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8761: Und morgen, den 05. Oktober 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.10.2019 bis zum 06.10.2019 +++






[image: Jean-Luc 8761 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wolkengrau und Regenfälle,

das läßt sich zum Wetter sagen,

in der Kürze, auf die Schnelle

hat auch Jean-Luc nichts zu klagen.
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VORTRAG/812: Vreden - "Das westliche Münsterland 1918/19" am 9. Oktober 2019


Kreis Borken

Das westliche Münsterland 1918/19

Vortrag von Prof. Dr. Wilfried Reininghaus am Mittwoch, 9. Oktober
2019, um 19 Uhr im kult in Vreden



Kreis Borken / Vreden. Das Bild von der Weimarer Zeit ist gespalten:
Einerseits die "goldenen Zwanziger" mit Bubikopf und Charleston,
andererseits Inflation und Putschversuche von links und rechts. Vor
diesem Hintergrund wurde das Kaiserreich in der Rückschau zur "guten
alten Zeit" verklärt. Ihr Ende durch den Ersten Weltkrieg und die
Revolution 1918 kam abrupt und unerwartet. Mit dieser Zeit beschäftigt
sich nun ein Vortrag von Prof. Dr. Wilfried Reininghaus am Mittwoch,
9. Oktober, im kult Westmünsterland in Vreden. Beginn ist um 19 Uhr,
der Eintritt ist frei. Der Vortrag findet im Vorfeld der neuen
Sonderausstellung "Im Westen was Neues. Fußball - Charleston -
Bubikopf" statt, die am 21. November im kult eröffnet wird.

Auch in den Städten und Gemeinden des heutigen Kreises Borken bildeten
sich um die Jahreswende 1918/19 Arbeiter- und Soldatenräte neben den
bisherigen Stadt- und Gemeinderäten. Weit verbreitet waren außerdem
Bauernräte. Sie vertraten die Interessen der Landwirtschaft und
bildeten bewaffnete Sicherheitswehren zum Schutz der Grenze und vor
Hamsterern aus dem Ruhrgebiet. Während bei den Wahlen 1919 zur
Nationalversammlung das Zentrum dominierte, zeigte sich die
gesellschaftliche Zerrissenheit bei den Kommunalwahlen 1919, als in
den meisten Orten unterschiedliche Wahllisten miteinander
rivalisierten. Eine spannende Zeit also!

Der Referent, Wilfried Reininghaus war von 2004 bis 2013 Präsident des
Landesarchivs NRW und von 2003 bis 2018 Vorsitzender der Historischen
Kommission für Westfalen und ist ein ausgewiesener Kenner des Themas.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 2. Oktober 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/451: Iran-Report Nr. 10 - Oktober 2019


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 10 - Oktober 2019

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.

INNENPOLITIK

• Justiz droht allen, die mit Ausland Verbindung aufnehmen

• Zwei neue Minister vom Parlament bestätigt 

• Parlamentsabgeordnete kritisieren die Justiz 

• Begeisterte Fußballliebhaberin durch Selbstverbrennung gestorben 

• Weiter Streit um Öffnung von Stadien für Frauen 

• 24 Jahre Gefängnis wegen Protest gegen Kleidungsvorschriften


JUSTIZ DROHT ALLEN, DIE MIT AUSLAND VERBINDUNG
AUFNEHMEN

Mohssen Ejehi, Stellvertreter des Justizchefs, erklärte laut
iranischen Medien am 7. September, die Justiz werde alle verfolgen,
die "bewusst oder unbewusst" mit Feinden der Islamischen Republik
Verbindung aufnehmen. Auch Justizchef Ebrahim Raisi sagte, es ist
jetzt "nicht die Zeit zum Verhandeln, jetzt geht es um Widerstand."

Wenige Tage zuvor hatte Präsident Hassan Rohani erklärt, er sei aus
nationalem Interesse dazu bereit, mit wem auch immer zu verhandeln.
"Manche Leute haben Watte in den Ohren. Egal, wie wir argumentieren,
sagen sie immer wieder, 'wem sollen Verhandlungen nutzen?'" Doch
wenige Stunden später sagte Rohani im Parlament, Verhandlungen mit
den USA seien nicht geplant. Und er fügte hinzu, die Politik seiner
Regierung werde vom Revolutionsführer Ali Chamenei bestimmt.

Am selben Tag hatte Frankreichs Präsident Emmanuel Macron von einem
möglichen Treffen zwischen Rohani und US-Präsident Donald Trump
gesprochen. Auch Trump hatte auf die Frage eines Journalisten nach
einer möglichen Begegnung mit Rohani gesagt: "Alles ist möglich."

Nun haben sich sowohl Raisi als auch Ejehi, zwei mächtige Männer, die
an der Spitze der Justiz stehen, klar gegen jede Art von
Verhandlungen mit den USA ausgesprochen und diese als Verrat
bezeichnet, eine Straftat, die von der Justiz verfolgt wird. Ejehi
wiederholte, sollte jemand diese Vorschriften ignorieren, werde er
juristisch verfolgt. "Wir warnen jetzt jene, die die Würde und
Unabhängigkeit unseres Landes an Fremde verkaufen wollen. Sollten sie
unsere Warnung nicht hören, werden wir mit aller Härte gegen sie
vorgehen. Das Volk, die Gesetze und die Justiz werden solchen Leuten
niemals verzeihen."

Diese Kontroverse zwischen der Justiz und der Regierung verdeutlicht
einmal mehr, wie gravierend die Positionen innerhalb des Islamischen
Staates auseinandergehen und wie ungleich die Macht verteilt ist. Der
Revolutionsführer, die Justiz, die Revolutionsgarden, der mächtige
Wächterrat, die Geheimdienste, das Militär, Organe, die nicht vom
Volk gewählt, sondern vom Revolutionsführer ernannt werden, stehen
dem Präsidenten, seiner Regierung und dem Parlament, die von der
Bevölkerung gewählt werden, gegenüber. Der Revolutionsführer und die
ihm hörigen Organe haben die Macht. Ob es sich um die
Außenbeziehungen handelt, um Pressegesetze oder um die Zulassung der
Frauen zu Fußballspielen, sie sagen, wo es langgeht.


ZWEI NEUE MINISTER VOM PARLAMENT BESTÄTIGT

Das Parlament in Teheran hat am 3. September zwei von Präsident
Hassan Rohani vorgeschlagenen Minister bestätigt. Damit übernahm Ali
Asghar Munessian das neu gegründete Ministerium für Kulturerbe.
Munessian war zuvor Vizepräsident und zuständig für das Amt für
Kulturerbe. Er wurde mit 163 Ja-Stimmen der 255 anwesenden
Abgeordneten gewählt. Gegen ihn stimmten 87 Abgeordnete, fünf
Abgeordnete enthielten sich. Auch Mohssen Hadschi Mirsai, der als
Minister für Lehre und Bildung vorgeschlagen wurde, erhielt die
Zustimmung des Parlaments. 200 Abgeordnete stimmten für und 48 gegen
ihn. Sieben Abgeordnete enthielten sich. Bislang gehörte Haschi
Mirsai zu den Leitern der Alphabetisierungskampagne. Das Ministerium
für Lehre und Bildung ist derzeit mit erheblichen Finanzproblemen
konfrontiert. Häufig finden Streiks der Lehrer statt, die für bessere
Bezahlung und Lebensbedingungen Demonstrationen und Kundgebungen
veranstalten. Der bisherige Minister für Lehre und Bildung war
zurückgetreten, weil er sich bei den nächsten Parlamentswahlen im
kommenden Frühjahr für einen Sitz bewerben will.

Mit der Wahl der beiden neuen Minister ist das Kabinett Rohani, das
noch zwei Jahre Amtszeit vor sich hat, wieder vollständig.


PARLAMENTSABGEORDNETE KRITISIEREN DIE JUSTIZ

Einige Abgeordnete des iranischen Parlaments haben am 3. September in
einem Brief an Justizchef Ebrahim Raissi die harten Urteile der
Gerichte und den Umgang der Justiz mit Gefangenen kritisiert. "Dieses
harte Vorgehen, das mit dem Vorwand, die Sicherheit des Staates zu
gewährleisten, erfolgt, ist völlig unnötig und muss beendet werden,"
schrieben die Abgeordneten. Sie verweisen auf die beiden
Frauenrechtlerinnen Atefeh Rangris und die Journalistin Marsijeh
Amiri, die sich im Gefängnis befinden. Rangris wurde vom
Revolutionsgericht zu 11 Jahren und sechs Monaten Gefängnis plus 74
Peitschenschlägen verurteilt und Amiri, Redakteurin der Tageszeitung
Schargh mit zehn Jahren und sechs Monaten Gefängnis und 148
Peitschenschlägen bestraft.

Die Abgeordneten schrieben, die Journalistinnen Marsieh Amiri, Atefeh
Rangris und Neda Nadschi, seien bestraft worden, weil sie einer
Kundgebung von Arbeitern am Tag der Arbeit beigewohnt hätten. Dies
sei für die Öffentlichkeit schwer nachvollziehbar. Die Teilnahme an
Kundgebungen sei laut Verfassung der Islamischen Republik nicht
strafbar, und wenn die Journalisten als Berichterstatterinnen an der
Kundgebung teilgenommen hätten, sei dies in Anbetracht ihres Berufs
selbstverständlich.

Am 8. September verordnete Justizchef Raissi die Überprüfung
"einiger" Urteile. Anlass der Verordnung war nicht nur der Brief der
Abgeordneten, es waren auch die harten Gefängnisstrafen, die am Tag
zuvor gegen Aktivisten der Streiks der Arbeiter in der Zuckerfabrik
Hafttappeh gefällt worden waren. Diese Urteile hatten zahlreiche
Proteste in den sozialen Medien zufolge. Auch einige Mitglieder der
Regierung übten Kritik. Raissi verordnete eine "gerechte Überprüfung
der Urteile" unter der Aufsicht des Chefs der Teheraner Justiz.

Arbeits- und Sozialminister Mohammad Schariatmadari bedankte sich bei
Raissi dafür, dass er schnell reagiert habe und gegen die Urteile
eingeschritten sei. Die Urteile seien "schockierend" gewesen, schrieb
er. Das Kabinett habe beschlossen "ein Komitee, bestehend aus dem
Justizminister, dem für juristische Fragen zuständigen
Vizepräsidenten und mir" zu bilden, um die Angelegenheit zu
untersuchen.

Justizsprecher Gholamhossein Esmaili erwiderte, die Behauptung, die
Angeklagten seien zu 17 bis 18 Jahren Gefängnis verurteilt worden,
sei falsch. "Die Urteile gegen die Hauptangeklagten liegen bei
höchstens sieben Jahren," andere Gefangene seien zu fünf Jahren
Gefängnis verurteilt worden.

Demgegenüber sagte der Anwalt der Aktivistin Sepideh Gholyan, seine
Mandantin sei wegen Mitgliedschaft in einer illegalen Organisation,
Aktivitäten gegen die nationale Sicherheit und Propaganda gegen die
Staatsordnung der Islamischen Republik zu 18 Jahren Gefängnis
verurteilt worden.


BEGEISTERTE FUßBALLLIEBHABERIN DURCH SELBSTVERBRENNUNG
GESTORBEN

Die 29-jährige Sahra Chodayari, die begeisterte Anhängerin des
Fußballvereins Esteghlal war, hat sich Anfang September selbst
verbrannt. Wenige Tage später erlag die Computerwissenschaftlerin
ihren Verletzungen. Im März dieses Jahres wollte sie unbedingt ein
Spiel ihres Lieblingsvereins live erleben. Da die Anwesenheit von
Frauen bei Fußballspielen in Stadien verboten ist, hatte sie sich als
Mann verkleidet. Doch sie wurde von der Polizei ertappt, festgenommen
und ins Gefängnis gebracht. Dort soll sie gefoltert worden sein. Nach
wenigen Tagen wurde sie gegen eine Kaution freigelassen. Anfang
September sollte der Prozess gegen sie stattfinden. Sie ging zum
Gericht, dort hieß es, der Prozess sei vertagt worden, weil der
Richter verhindert sei. Dann versuchte sie bei der Justiz ihr
beschlagnahmtes Handy zurückzubekommen. Dabei erführ sie, dass sie im
Falle einer Verurteilung mit sechs Monaten bis zu zwei Jahres
Gefängnis bestraft werden würde. Sie verließ das Justizgebäude. Vor
dem Gebäude zündete sie sich selbst an. Sie wurde ins Krankenhaus
gebracht, überlebte die Brandverletzungen jedoch nicht. Sie starb am
9. September.

Die Presseabteilung der Justiz teilte mit, bei der Festnahme habe
Chodayari sich gewehrt und die Polizeibeamten beleidigt. Daher sei
gegen sie wegen öffentlichen Aufruhrs und Verletzung moralischer
Prinzipien Anzeige erstattet worden.

In den sozialen Medien war Chodayari als "Blaues Mädchen" bekannt,
weil die Vereinsfarbe des Teheraner Fußballverein Esteghlal blau ist.


WEITER STREIT UM ÖFFNUNG VON STADIEN FÜR FRAUEN

Die Nachricht vom tragischen Tod des "Blauen Mädchens" rief
landesweite Proteste gegen das Stadionverbot für Frauen hervor.
Diesen Protesten schlossen sich zahlreiche bekannte Sportler,
darunter auch einige Fußballstars, an. Der frühere
Bayern-München-Spieler Ali Karimi forderte die Fans auf,
Fußballspiele zu boykottieren. Der 127-fache Nationalspieler tritt
schon lange für die Zulassung von Frauen zu Fußballspielen ein. "Die
Frauen unseres Landes sind besser als die Männer," schrieb er an
seine 4,5 Millionen Follower. Der Kapitän der iranischen
Nationalmannschaft Masud Schodschai bezeichnete den Fall als
"Schande." Sein Stellvertreter Ashkan Dejagah forderte eine sofortige
Rücknahme des Verbots. "Wann wollt ihr denn endlich mit solchen
Sachen aufhören? Genug ist genug, "schrieb er auf Instagram. Der Chef
der dänischen Fußballverbands Jesper Moller forderte laut dpa vom 12.
September die FIFA auf, Iran zu bestrafen, sollte das Land sich immer
noch weigern, Frauen Einlass zu den Stadien zu gewähren. "Die Regeln
sind glasklar," sagte er im Interview mit der dänischen Zeitung
"Politiken". "Diskriminierung kann nicht toleriert werden." Einige
Länder - einschließlich Iran würden "eine böse Überraschung erleben,
wenn sie sich nicht an die Regeln halten. "

Vizepräsidentin Masumeh Ebtekar, die für Frauen zuständig ist,
forderte in einem Schreiben die Justiz auf, den Fall zu untersuchen.
Die Menschenrechtsorganisation forderte das Ende des Verbots. Die
FIFA sprach der Familie von Chodayari ihr Beileid aus und forderte
die iranische Führung dazu auf, endlich den Frauen, die für
Gleichberechtigung kämpfen, die Gewissheit zu geben, an den
Fußballspielen teilnehmen zu können.

Trotz aller Proteste lehnte die Regierung die Aufhebung des Verbots
weiterhin ab. Mahmud Waesi, Stabchef des Präsidenten, erklärte am 11.
September: "Unter den derzeitigen Umständen ist die Anwesenheit von
Frauen in den Stadien nicht ratsam." Zwar habe die Regierung nichts
dagegen, dass Frauen den Spielen beiwohnten, doch zunächst müssten
die "moralischen Voraussetzungen" dafür geschaffen werden. Solange es
in den Stadien "vulgäre" Äußerungen der männlichen Fans gebe, könne
die Atmosphäre den Frauen nicht zugemutet werden.

Offenbar hat die Regierung Rohani, die immer wieder betont hat, dass
sie keine Einwände gegen die Anwesenheit von Frauen habe, nicht
genügend Macht, um die Stadien für Frauen zu öffnen. Rohani hatte
einmal gesagt, wenn man Forderungen an die Regierung stelle, müsse
man sich zunächst fragen, wie viel Macht die Regierung hat, um
Forderungen in dem jeweiligen Bereich durchzusetzen.

Gegner der Aufhebung des Verbots sind allen voran konservative
Geistliche, wie der einflussreiche Ayatolla Makarem Schirasi, der
einmal sagte: "Die in den Stadien herrschende Atmosphäre ist für
Frauen nicht günstig. Es besteht kein Zweifel, dass die Vermischung
von jungen Männern und Frauen zu moralischen und gesellschaftlichen
Problemen führen wird. Zudem kommt, dass die Männer bei bestimmten
Sportarten unpassend gekleidet sind. Daher ist es notwendig, dass
Frauen solchen sportlichen Veranstaltungen fernbleiben, zumal sie die
Spiele sehen können."

Der tragische Tod eines achtjährigen Jungen, der der mit den mit den
mit Strom beladenen Sperrgittern um das Asadi-Stadion in Teheran in
Berührung gekommen und durch einen Stromschlag gestorben war und der
zunehmende Druck der FIFA hat die Konservativen offenbar dazu
gezwungen, zumindest einem Teilkompromiss zuzustimmen. Am 19.
September erklärte Sportminister Massud Soltanifar, künftig sei es
den Frauen erlaubt, Länderspiele zu besuchen. "Alle notwendigen
Vorbereitungen sind getroffen, damit auch Frauen, vorerst jedoch nur
für Länderspiele, in die Fußballstadien kommen können." Demnach
wurden für Frauen separate Eingänge, eine Sondertribüne und
Damen-Toiletten eingerichtet. Zudem werde eine Sondereinheit der
Polizei für die Sicherheit der Frauen sorgen.

Die FIFA hatte Iran ultimativ aufgefordert, das Verbot aufzuheben.
Frauen müssen die Möglichkeit haben, an Fußballspielen teilzunehmen,
sagte FIFA-Chef Gianni Infantino. Jetzt sei der Zeitpunkt gekommen,
"um die Dinge zu ändern." Die FIFA hat die Möglichkeit, Iran aus den
internationalen Wettkämpfen auszuschließen. Das nächste Länderspiel
findet am 10. Oktober statt. Gegner ist Kambodscha.

Eine Delegation der FIFA, die nach Teheran gereist war, um die Lage
vor Ort zu untersuchen, veröffentlichte am 21. September eine
Erklärung, in der es heißt, das Teheraner Asadi-Stadion haben
genügend Kapazität, um Frauen uneingeschränkt den Besuch zu
ermöglichen. Frauen müssten zu allen Fußballspielen zugelassen
werden. Bei der Wahl der besten Fußballerinnen und Fußballer der Welt
gab Infantion bekannt, dass Frauen in Iran das Nationalspiel zwischen
Iran und Kambodscha live miterleben können. "Wir waren diesbezüglich
aktiv gewesen. Die Verantwortlichen haben uns versichert, nach dem
Spiel neue Regelungen einzuführen. Die Frauen müssen freien Zugang zu
den Stadien haben. Wir müssen höflich, aber entschlossen vorgehen.
Wir wollen nicht länger warten," sagte der FIFA-Präsident.

Iranischen Medienberichten zufolge sollen bei dem Spiel gegen
Kambodscha 4.600 Plätze für Frauen zur Verfügung stehen. Das sind
fünf Prozent der Plätze im Asadi-Stadion.


24 JAHRE GEFÄNGNIS WEGEN PROTEST GEGEN KLEIDUNGSVORSCHRIFTEN

Der Anwalt der Frauenrechtlerin Saba Kord Afschari, die gegen die
islamischen Kleidungsvorschriften protestierte hatte, gab bekannt,
dass seine Mandantin vom Revolutionsgericht wegen "Ermunterung von
Frauen zur Prostitution und Unmoral" zu 24 Jahren Gefängnis
verurteilt wurde. Hossein Tadsch fügte hinzu, die Höchststrafe für
solche Fälle liege bei 15 Jahren Gefängnis.

Das Gericht warf der 22-jährigen Afschari vor, sich ohne Kopftuch in
der Öffentlichkeit gezeigt und damit Unmoral und Prostitution
verbreitet, gegen die Islamische Republik propagiert und illegale
Versammlungen organisiert zu haben. Afschari war bereits vor mehr als
zwei Monaten verhaftet worden.

Zuvor waren die Frauen Jasaman Ariai, Monireh Arabschahi und Mojgan
Keschawars wegen Protest gegen die Kleidungsvorschriften zu je 10
Jahren Gefängnis verurteilt worden. Laut Amnesty International wurden
im vergangenen Jahr mindesten 29 Frauen aus demselben Grund
verurteilt.

Die Agentur "Harana", die über Lage der Menschenrechte in Iran
berichtet, schreibt, Afschari sei 11 Tage lang verhört worden. Zudem
hätten Sicherheitsbeamte ihr Haus durchsucht und einige Gegenstände,
darunter ihr Handy und Laptop, beschlagnahmt.

 * 


KULTUR

• Satiriker zu elf Jahren Gefängnis verurteilt

• Geheimdienstministerium lädt 100 Journalisten ein

• Iran siebtgrößte Zensor der Welt


SATIRIKER ZU ELF JAHREN GEFÄNGNIS VERURTEILT

Der iranische Autor und Satiriker Kiumars Marsban wurde am 25. August
wegen angeblicher Zusammenarbeit mit den USA zu 11 Jahren Gefängnis
verurteilt. Als Grund nannte das Gericht die Zusammenarbeit mit Radio
Farda, einem persischsprachigen Sender in Prag, der von den USA
finanziert wird, und die Kooperation mit dem ebenfalls im Ausland
befindlichen Fernsehsender Man o To (Du und ich). Laut seinem Anwalt
sei er daher wegen "Versammlung und geheimer Absprache gegen die
nationale Sicherheit, Zusammenarbeit mit einem feindlichen Staat,
Propaganda gegen die Staatsordnung der Islamischen Republik,
Beleidigung der islamischen Führung sowie Nichtbeachtung der
Unantastbarkeit der Souveränität des Landes" angeklagt worden.

Der Anwalt, Mohammad Hossein, kündigte Berufung an. Marsban habe
keine Beziehung zu der amerikanischen Regierung gehabt, sagte er. Der
Autor hatte sich neun Jahre lang im Ausland aufgehalten. Als er 2018
in die Heimat zurückkehrte, wurde er verhaftet.


GEHEIMDIENSTMINISTERIUM LÄDT 100 JOURNALISTEN EIN

Während sich derzeit zahlreiche Journalistinnen und Journalisten im
Gefängnis befinden, lud das Geheimdienstministerium am 3. September
100 Journalisten zur Teilnahme an einer Veranstaltung ein. Diese
wurde von der Abteilung "Spionageabwehr" organisiert. Zu den
Teilnehmern gehörten auch einige hochrangige Offiziere. Wo die
Veranstaltung stattgefunden hat und welche Journalist/innen und
Medienvertreter/innen eingeladen wurden, blieb unbekannt. Das
Ministerium erklärte, die Veranstaltung sei Teil von
"Präventivmaßnahmen," sie vermittle Kenntnisse über Sicherheitsfrage
und kläre über "Sicherheitsbedrohungen" auf.

Aus der Sicht des Geheimdienstministeriums war die Veranstaltung eine
Art Workshop für Personen, die gefährdet seien, in die Fänge
ausländischer Geheimdienste zu geraten. Die Agentur Isna schrieb, die
Forderung an die Medien sei "klar und einfach." Sie wollen nicht,
dass die Journalisten die Auseinandersetzungen innerhalb des Staates
soweit schüren, dass dadurch geheime, wichtige Informationen
preisgegeben werden. Zugleich wollen sie die Medien dazu auffordern,
dafür zu sorgen, dass die Bevölkerung für Anwerbeversuche
sensibilisiert werde.

Auch die Webseite Ensaf News nannte einige Themen, die auf der
Veranstaltung zur Sprache kamen, zum Beispiel Techniken, die
Geheimdienste anwenden, um Personen zur Mitarbeit zu verführen,
Techniken und Maßnahmen, die die USA anwenden, um in Iran kulturellen
Einfluss zu gewinnen, Telefonspionage, Missbrauch durch falsche
persönliche Identitäten, Verlockung durch Anbieten von
Einreiseerlaubnis, Versuche, Wissenschaftler anzuwerben und Versuche,
politisch und sozial Einfluss zu nehmen.

Nach Meinung des Ministeriums versuchen amerikanische
Geheimdienstler, Emotionen der Iraner auszunutzen, sie geben ihnen
Geschenke, laden sie zum Essen ein, knüpfen Freundschaften, um
schließlich die betreffende Person in einen "Verräter und Spion" zu
verwandeln. Dazu würden den Personen Einreise- und
Aufenthaltserlaubnis oder wirtschaftliche Zusammenarbeit angeboten
und ihnen sexuelle Fallen gestellt. Gerade über sexuelle Verführung
wurde auf der Veranstaltung ein kurzer Film gezeigt, in dem eine
Ausländerin, die auch Persisch sprach, versuchte, die Angestellten
einer iranischen Botschaft in ihre Wohnung zu locken, in der der
Geheimdienst Videokameras installiert hatte.

Berichtet wurde auf der Veranstaltung auch über verschiedene
Erfolgsfälle ausländischer Geheimdienste. Zum Beispiel hatte jemand
Informationen über den iranischen Atomwissenschaftler Masud Ali
Mohammadi an den israelischen Geheimdienst weitergeleitet, mit der
Folge, dass der Wissenschaftler durch einen Bombenanschlag getötet
wurde. Nach Darstellung des Informationsministeriums wurden zwischen
2009 und 2012 vier iranische Atomwissenschaftler getötet. Vor sieben
Jahren gab das Ministerium die Namen der angeblichen Täter bekannt,
die dann auch öffentlich im Fernsehen Geständnisse ablegten. Die 12
Personen gestanden, in Israel ausgebildet geworden zu sein. Danach
seien sie nach Iran geschickt worden, um die Attentate auszuführen.
Vor etwa einem Monat hat einer der Beschuldigten, Masiar Ebrahimi, im
persischsprachigen Programm der BBC erklärt, dass die Geständnisse
durch Folter erzwungen worden waren.

Die Veranstaltung gehörte offenbar zu den Bemühungen des
Ministeriums, die eigene Position gegenüber anderer Geheimdienste,
insbesondere gegenüber dem Geheimdienst der Revolutionsgarden,
aufzuwerten. Zwischen den Geheimdiensten besteht eine große
Rivalität. Der Geheimdienst der Revolutionsgarde gewinnt im Vergleich
zum Geheimdienstministerium immer mehr an Macht.


IRAN SIEBTGRÖßTE ZENSOR DER WELT

Das in den USA ansässige Komitee zum Schutz von Journalisten und
Journalistinnen, CPJ (Committee to Protect Journalists) hat Iran als
siebtgrößten Zensor der Welt eingestuft. In dem am 10. September
veröffentlichten Bericht werden die zehn Staaten aufgelistet, in
denen die Medien am stärksten zensiert werden. Eritrea, Nordkorea,
Turkmenistan, Saudi-Arabien und China stehen der Reihe nach an erster
Stelle, gefolgt von Vietnam und Iran.

Gemäß der internationalen Menschenrechtskonvention gehörten freie
Meinungsäußerung und das Recht auf Information zu den unverrückbaren
Menschenrechten, heißt es in dem Bericht. "Doch die zehn Staaten
missachten permanent diese Rechte, indem sie unabhängige Medien
einschränken oder verbieten, Repressalien gegen Journalisten
ergreifen und sie bedrohen, um sie zum Schweigen zu bringen, sie
kontrollieren ihre digitalen Kommunikationen, zwingen sie zur
Selbstzensur und dergleichen mehr." Saudi-Arabien, China, Vietnam und
Iran seien besonders versiert darin, Journalisten und Journalistinnen
sowie ihre Angehörigen unter Druck zu setzen, sie zu beobachten und
das Internet und die sozialen Netzwerke zu filtern.

"In Iran werden unabhängige Journalisten verhaftet, sie und ihre
Verwandten gepeinigt. Es herrscht eine Atmosphäre der Angst.
Einheimische Zeitungen stehen unter starker Kontrolle." Auch
ausländische Journalisten stünden unter Druck, ihre Akkreditierungen
werden oft entzogen.

Das Komitee berichtet außerdem über die rigorosen Filterungen des
Internets und die Sperrung der Telefonverbindung während den Unruhen
2009. Erwähnt wird der Fall des Journalisten Jaschar Soltani, dem
Aktivitäten gegen die nationale Sicherheit vorgeworfen wurden.
Soltani hatte in einer Reihe von Artikeln über die Korruption im
Teheraner Rathaus berichtet. Er wurde zu fünf Jahren Gefängnis
verurteilt. Auch die Webseite Memari News, die die Artikel
veröffentlicht hatte, wurde verboten.

 * 


WIRTSCHAFT

• Atomabkommen

• Interimschef der IAEA in Teheran

• Israel entdeckt angeblich geheime Atomanlagen in Iran

• Das Schicksal des iranischen Öltankers "Adrian Darya"

• Arbeiter sperren Nord-Süd-Eisenbahn


ATOMABKOMMEN

Die Aussicht, das Atomabkommen zu retten, wird immer geringer. Unter
den noch verbliebenen Vertragspartnern ist Frankreich das Land, das
sich derzeit am meisten bemüht, das Abkommen zu retten.

Ali Mottahari, Abgeordneter im iranischen Parlament, sagte laut der
Agentur Tasnim am 1. September, Frankreich habe Iran eine Summe von
15 Milliarden Euro Kredit in Aussicht gestellt, vorausgesetzt, Iran
werde seine mit dem Abkommen eingegangenen Pflichten einhalten. Auch
Mahmud Waesi, Leiter des Präsidialamts, bestätigte, dass der Kredit
zwischen Paris und Teheran vereinbart worden sei. Er kündigte an,
dass Vizeaußenminister Abbas Araghtschi am 3. September, begleitet
von einer Wirtschaftsdelegation, zu weiteren Verhandlungen nach Paris
reisen werde.

Zugleich wurde bekannt, dass Präsident Hassan Rohani in einem
Telefongespräch mit Frankreichs Präsident Emmanuel Macron gedroht
habe, dass Iran, sollten die EU-Staaten ihre Pflichten nicht
erfüllen, weitere seiner Pflichten ruhen lasse. Iran hatte bereits,
in zwei Stufen, Teile seiner Verpflichtungen ausgesetzt, indem er die
Menge des angereicherten Urans und den Grad der Anreicherung erhöht
hatte. Rohani drohte nun mit einer dritten Stufe. Auch Außenminister
Mohammad Dschawad Sarif erklärte, Iran werde am 5. September die
dritte Stufe bekannt geben. Der Minister reiste zu Gesprächen nach
Moskau. Nach der Ankunft sagte er, Russland sei in schweren Zeiten
ein Freund Irans gewesen. "Mit solchen Ländern pflegen wir einen
anderen Umgang."

Regierungssprecher Ali Rabii betonte am 2. September vor der Presse,
die Regierung werde bis zum letzten Tag warten. Sollte es den
Europäern nicht gelingen, dafür zu sorgen, dass Iran sein Öl verkauft
und das Geld in die Hand bekommt, werde sie mit der dritten Stufe
beginnen. Er sprach von einem "kräftigen Schritt," den Iran
unternehmen werde.

Am 3. September erklärte Frankreichs Außenminister Jean-Yves le
Drian, Frankreich werde Iran einen Kredit gewähren, wenn das Land
sich an das Abkommen halten würde. Die wichtigste Voraussetzung für
eine solche Vereinbarung mit Iran sei jedoch die Zustimmung von
US-Präsident Donald Trump.

Am 4. September äußerte Araghtschi Zweifel an der Fähigkeit der EU,
innerhalb der von Iran festgesetzten Frist "einen effektiven Schritt
unternehmen" zu können. In einem Interview mit Irna sagte er, Iran
werde keine weiteren Verhandlungen über die Inhalte des Atomabkommen
an sich führen, sondern nur über die Umsetzung des bestehenden
Abkommens. Die EU müsse den Verlust, den Iran durch die Sanktionen
erlitten habe, ausgleichen, müsse das iranische Öl kaufen und damit
für Iran ein Bankkonto einrichten, über das das Land verfügen kann.
Sollte der Export vorerst nicht möglich sein, werde Iran das Öl
nachträglich liefern, sobald die bestehenden Hürden beseitigt seien.
Auch Präsident Rohani sagte, er halte es für unwahrscheinlich, dass
es zwischen Iran und den EU-Staaten zu einer Vereinbarung kommen
werde. Daher werde Iran mit der dritten Stufe beginnen, die die
Entwicklung des iranischen Atomprogramms beschleunigen werde. Danach
werde Iran den Europäern eine weitere Frist von zwei Monaten setzen.

Ebenfalls am 4. September verkündete Rohani den "dritten Schritt,"
mit dem weitere Verpflichtung Irans ausgesetzt wurden. Konkret hieß
es, Iran werde sich von nun an, nicht mehr an die Einschränkungen für
Forschung und für die Entwicklung seines Atomprogramms halten. In
einer Fernsehansprache sagte Rohani, die Verhandlungen mit Paris
hätten nicht die "von uns gewünschten Ergebnisse" gebracht. Rohani
betonte, dass Iran jederzeit bereit sei, wieder vollständig seinen
Verpflichtungen nachzukommen, sobald auch die anderen Vertragspartner
zur Umsetzung des Abkommens bereit seien.

Der Grund für diesen Schritt war die Entscheidung der USA, den
Vorschlag Frankreichs, durch Vergabe eines Kredits den Verkauf des
iranischen Öls zu erleichtern, abzulehnen. Morgan Ortagus, Sprecherin
des US-Außenministeriums, sagte, Iran versuche nun nach der
"Piraterie" der letzten Monate, Erpressungsgelder zu verlangen. "Gebt
uns 15 Milliarden Euro, sonst kommen wir unseren Verpflichtungen
nicht nach," sagen die Iraner. Und Präsident Trump sagte: "Die Iraner
haben zwar nicht direkt gesagt, dass sie ohne Rückkehr der USA zum
Abkommen nicht zu Verhandlungen bereit wären. Aber diese Position mit
anderen Worten vertreten. Sie haben gesagt, solange wir die
Sanktionen nicht aufheben, werden sie nicht mit uns verhandeln. Das
wird niemals geschehen." Auch der Sonderbeauftragte der US-Regierung
für Iran, Brain Hook, lehnte jedes Zugeständnis Iran gegenüber ab.
Vor Journalisten sagte er in Washington, etwaige Reduzierungen der
Sanktionen stünden nicht zur Debatte. Im Gegenteil, weitere
Sanktionen seien geplant. "Ich möchte in aller Klarheit sagen, dass
wir den maximalen Druck gegen Iran entschlossen fortsetzen und keine
Ausnahmen zulassen werden."

Tatsächlich verschärfte Washington gleich am 4. September die
Sanktionen. Das Finanzministerium beschloss Strafmaßnahmen gegen ein
angebliches Netzwerk, das die Lieferung von iranischem Öl mit
Öltankern organisieren soll, unter anderem mehrere Millionen Barrel
Öl nach Syrien. Das Netwerk werde von den Al-Kuds-Brigaden - einer
Abteilung der Revolutionsgarden für Auslandseinsätze - kontrolliert.

Wie von Israel angekündigt, begab sich Ministerpräsident Benjamin
Netanjahu zu einem Besuch nach London. Dort wolle er mit dem neuen
britischen Premier Boris Johnson erörtern, "wie Terror und Aggression
Irans abgewehrt" werden könnten, hieß es aus dem Büro des
Ministerpräsidenten.

Behrus Kamalwandi, Sprecher der iranischen Atomorganisation, benannte
am 6. September vor der Presse in Teheran Einzelheiten der "dritten
Stufe." Demnach soll mit dem Einsatz modernerer Zentrifugen die
Anreichung des Urans erheblich beschleunigt werden. Zudem werde Iran
in der Lage sein, Uran bis auf 20 Prozent anzureichern. Im
Atomabkommen wurde die Anreicherung auf 3,67 Prozent beschränkt. Für
die Herstellung von Atombomben ist eine 90-prozentige Anreicherung
nötig. Allerdings ist eine Anreicherung von 20 auf 90 Prozent
leichter als von Null auf 20 Prozent. Über die nächsten Schritte
machte Kamalwandi keine Angaben. Er sagte nur, "je mehr wir
voranschreiten, desto mehr entfernen wir uns von dem Abkommen. Der
nächste Schritt des Teilausstiegs könnte das Ende des Wiener
Abkommens sein." Man könne von Iran nicht erwarten, sich an Zusagen
zu halten, während die Partner ihren Pflichten nicht nachkämen. "Wenn
die EU Maßnahmen beschließen möchte, muss sie sich beeilen, denn eine
Rückkehr zum Abkommen wird immer schwerer."

Die USA bezeichneten die von Iran getroffenen Maßnahmen als
"inakzeptabel." Außenminister Mike Pompeo sagte, Washington werde den
Druck auf Iran verstärkt fortsetzen. "Präsident Trump erklärt seit
Monaten, dass er bereit sei, ohne Vorbedingung mit Iran zu
verhandeln. Das spielt keine große Rolle. Die Iraner unterstützen
weiterhin überall in der Welt den Terror, entwickeln weiter ihr
Raketenprogramm und nun haben sie bekannt gegeben, dass sie ihr
Atomprogramm weiterentwickeln wollen. All dies ist inakzeptabel,"
sagte Pompeo. Verteidigungsminister Mark Esper sagte, er sei über die
Maßnahmen nicht überrascht. Denn Iran setze nur das fort, was er
bereits zuvor geplant habe.

Die EU kritisierte die von Iran getroffenen Maßnahmen. Diese seien
mit dem 2015 vereinbarten Abkommen "unvereinbar," sagte laut AFP vom
5. September ein Sprecher der EU-Kommission. Er forderte Teheran auf,
"diese Schritte rückgängig zu machen und von weiteren Maßnahmen
abzusehen, die das Abkommen untergraben." Dennoch will Frankreich den
Dialog mit Teheran fortsetzen. Außenminister Jean-Yves Le Drian
sagte, Frankreich wolle trotz der jüngsten Maßnahmen Irans, die
Gespräche mit Teheran fortsetzen. Dazu sei es aber nötig, dass Iran
auf "diese Art von Handlungen" verzichte.

Bundesaußenminister Heiko Maas warnte am 9. September laut Reuters,
der Atomkonflikt könnte in eine militärische Eskalation münden. "Alle
müssen jetzt verantwortungsbewusst handeln, sonst besteht die Gefahr,
dass wir die Ausfahrt zu einer friedlichen Konfliktlösung verpassen,"
sagte er den Zeitungen der Funke Mediengruppe. Es wäre "völlig das
falsche Signal, wenn Iran weitere Verpflichtungen aus der Wiener
Vereinbarung nicht mehr einhalten will." Er forderte Iran auf, "zur
vollen Einhaltung des Atomabkommens zurückzukehren."


INTERIMSCHEF DER IAEA IN TEHERAN

Am 6. September begab sich der Interimschef der Internationalen
Atombehörde (IAEA), Cornel Feruta, zu Gesprächen nach Teheran. Am 9.
September bestätigte die Behörde, dass Iran Teile seiner
Verpflichtungen ausgesetzt habe. In der Anlage Natans seien weitere
leistungsstärkere Zentrifugen installiert worden. Feruta forderte auf
einer Pressekonferenz Iran auf, "so rasch wie möglich" Fragen
bezüglich der Vertragstreue zum Atomabkommen zu beantworten. Er habe
in Teheran die Verantwortlichen zu einer "engen und vollständigen
Kooperation" aufgefordert. Die Agentur werde nach wie vor ihre
Inspektionen fortsetzen und dem Gouverneursrat darüber berichten. Es
seien die schärfsten Kontrollen, die die IAEA in ihrer bisherigen
Geschichte ausgeübt habe. Feruta versicherte, dass seine Behörde
völlig unabhängig über die Tatsachen berichten werde. "Unsere Aufgabe
ist nicht, Urteile zu fällen, sondern nur Tatsachen festzustellen,"
sagte Feruta.

Die Reise der IAEA-Interimschefs wurde von iranischen Medien sowie
von der Regierung als gewöhnlicher Besuch dargestellt. Bereits vor
Monaten sei der Chef der Behörde, Yokia Amano, zu einem Besuch
eingeladen worden. Da er inzwischen gestorben sei, habe sein
Stellvertreter die Einladung wahrgenommen, hieß es.

Demgegenüber sagte US-Außenminister Mike Pompeo, Feruta sei nach
Teheran gereist, nachdem der Gouverneursrat der IAEA über "geheime
nukleare Aktivitäten Irans" informiert worden sei. Auch der
inzwischen entlassene Sicherheitsberater John Bolton twitterte: "Wir
und die Mitglieder des Gouverneursrats warten ungeduldig auf den
vollständigen Bericht über die Reise Ferutas." Allerdings wurde die
Behauptung Pompeos nicht offiziell von der US-Regierung bestätigt.
Einem Bericht der AP zufolge handelt es sich bei der Reise Ferutas um
einen Routinebesuch, der zwischen Iran und der IAEA vereinbart worden
sei.


ISRAEL ENTDECKT ANGEBLICH GEHEIME ATOMANLAGEN IN IRAN

Wie die dpa am 9. September berichtete, hat Israels Ministerpräsident
Benjamin Netanjahu Satellitenaufnahmen einer bislang unbekannten
Atomanlage präsentiert. Diese solle sich nahe der Stadt Abadeh, einer
kleinen Stadt in der Provinz Fars befinden. Allerdings sei die Anlage
zwischen Ende Juni und Ende Juli zerstört worden, weil Teheran
erfahren habe, dass Israel darüber Bescheid wisse, sagte der
Ministerpräsident. Er zeigte Fotos, die im Juni aufgenommen wurden,
auf denen die Einrichtungen zu sehen sein sollen, und Fotos, im Juli
aufgenommen, die zum Teil zerstörte Gebäude zeigen. Zudem sagte der
Ministerpräsident, die Internationale Atombehörde (IAEA) habe in
einem "geheimen Atom-Lagerhaus" Spuren von Uran entdeckt. Darüber
hatte Israel bereits im vergangenen Jahr berichtet.

An die Verantwortlichen in Iran gerichtet, sagte Netanjahu: "Israel
weiß, was ihr tut und wann und wo ihr es tut." Er sprach von einer
"klaren Verletzung des Atomabkommens" und forderte die internationale
Gemeinschaft auf, sich den Sanktionen der USA gegen Iran
anzuschließen.

Irans Außenminister twitterte: "Der Besitzer von Atomwaffen ruft: die
Wölfe kommen." Gemeint ist, dass Israel als Atommacht wegen
angeblicher Gefahren, die von iranischen Anlagen ausgingen, Alarm
schlägt.

Die Pressekonferenz Netanjahus fand einen Tag nach einem Bericht der
Agentur Reuters statt, in dem Diplomaten erklärten, Inspekteure der
IAEA hätten Spuren von Uran festgestellt, und zwar just an dem Ort,
in dem laut Angaben Netanjahus auf der UN-Vollversammlung im
vergangenen Jahr Israels Geheimdienste ein "geheimes Nuklearlager"
entdeckt hatten.

Teheran erklärte, Iran besitze keine geheimen Atomanlagen. Irans
Botschafter bei der IAEA, Kasem Gharibabadi bestritt jedwede geheime
Aktivitäten Irans im Bereich der Atomtechnologie.


DAS SCHICKSAL DES IRANISCHEN ÖLTANKERS "ADRIAN DARYA"

Der Supertanker "Adrian Darya" wurde nach mehreren Wochen Streit
zwischen Teheran und London am 15. August freigelassen. Beladen mit
2,1 Millionen Barrel Öl im Wert von 140 Millionen Dollar war er am 4.
Juli vor Gibraltar von der britischen Marine beschlagnahmt worden.
Begründet worden war dies damit, dass die Ladung zur syrischen
Raffinerie Banjas gebracht werden sollte, was ein Verstoß gegen die
EU-Sanktionen gegen Syrien gewesen wäre. Die Besatzung hatte
zugesichert, das Öl nicht in Syrien zu löschen. Zunächst hieß es, der
Tanker steuere den griechischen Hafen Kalamata an, dann wurde Mersin
in der Türkei als Ziel angegeben und schließlich hieß es, er fahre
Richtung Zypern.

Am 26. August erklärte Irans Regierungssprechen Ali Rabiie: "Die
Islamischen Republik hat das Öl auf diesem Schiff verkauft, und der
Besitzer und Käufer des Öls entscheidet, wo das Ziel der Ladung sein
wird." Wer das Öl gekauft hatte, sagte der Sprecher nicht.

Am 3. September, meldete Reuters, der Tanker habe vor der syrischen
Küste seine Ortungssignale abgeschaltet. Die USA warnten alle
Staaten, sie würden jede Unterstützung des Tankers als Unterstützung
einer Terrororganisation betrachten, weil der Tanker der iranischen
Revolutionsgarden gehöre, die von Washington als terroristisch
eingestuft worden seien.

Am 4. September wurde bekannt, dass die USA dem Kapitän des Tankers,
Akhilesh Kumar, für eine Zusammenarbeit Zahlungen in Millionenhöhe
angeboten hatten. Die Financial Times berichtete, in den Besitz von
E-Mails gelangt zu sein, aus denen hervorgehe, dass der
Sonderbeauftragte des US-Außenministeriums für Iran, Brian Hook, dem
indischstämmigen Kapitän Geld gegen Zusammenarbeit angeboten habe.
Die E-Mails tragen das Datum vom 26. August. Zu der Zeit befand sich
das Schiff im Mittelmeer. "Ich bin Brian Hook ... ich arbeite als
Sonderbeauftragter für Iran für US-Außenminister Mike Pompeo,"
schrieb Hook. Er habe "eine gute Nachricht" für den Kapitän. Sollte
er bereit sein, das Schiff an einen Ort bringen, wo die USA es
beschlagnahmen könnten, werde er dafür "mehrere Millionen Dollar"
bekommen. Um das Vertrauen des Kapitäns zu gewinnen, schickte Hook
ihm, so die Financial Times, die Telefonnummer des Außenministeriums.

Irans Außenminister twitterte: "Nachdem die USA mit dem Versuch, den
Tanker zu rauben, keinen Erfolg hatten, versuchen sie nun den Kapitän
zu bestechen." Am 5. September bestätigte das US-Außenministerium,
dass Hook dem Kapitän Geld angeboten habe. Das Ministerium habe zu
mehreren Kapitänen und Schifffahrtsunternehmen Kontakt aufgenommen
und ihnen mitgeteilt, dass jede Unterstützung von
Terrororganisationen Konsequenzen haben werde. Zuvor hatte das
Ministerium bekannt gegeben, dass sie Hinweise über Geschäfte mit
iranischen Revolutionsgarden und illegalen Ölverkäufen belohnen
würden.

Am 7. September meldete AP, der Agentur legen Fotos des
US-Raumfahrtunternehmens Maxar Technologies vor, aus denen
hervorgeht, dass "Adrian Darya 1" sich in der syrischen Hafenstadt
Tartus befinde. Die Fotos, berichtete die Agentur, ähnelten einem
Schwarzweißbild, das der frühere nationale Sicherheitsberater John
Bolton twitterte. "Jeder, der sagt, die 'Adrian Darya 1" sei nicht
unterwegs nach Syrien, verkennt die Tatsachen," schrieb Bolton.
Teheran ziehe es vor, das "mörderische Regime in Syrien zu
unterstützen, als für das eigene Volk zu sorgen. (...) Wir können
reden, aber Iran wird keine Erleichterung der Sanktionen bekommen,
bis er nicht aufhört zu lügen und Terror zu verbreiten."

Am 8. September sagte Teherans Außenamtssprecher Abbas Mussawi, der
"Adrien Darya 1" habe seine Ladung geleert und befinde sich an den
Küsten des Mittelmeers. "Wir haben schon immer gesagt, dass wir, wie
auch immer, unser Öl verkaufen werden. Daran können uns
Strafmaßnahmen nicht hindern."

Am 13. September erklärten die USA laut Reuters, Iran habe die
Ölladung an Syrien abgegeben. "Ja das iranische Regime hat Öl an
Syrien geliefert," sagte Außenamtssprecherin Morgan Ortagus auf
entsprechende Fragen. "Jetzt erfahren wir aus erster Hand, dass das
Regime in Teheran die an die EU gegeben Zusicherungen gebrochen hat
und bereit ist, dem Regime von Assad genug Energie zu liefern, damit
er sein Volk unterdrücken kann." Auch die Briten warfen Iran vor,
Absprachen nicht eingehalten zu haben. Dazu twitterte der iranische
Botschafter in London, das Öl sei an eine private Firma verkauft
worden, Iran habe weder eine Vereinbarung gebrochen noch ein
Völkerrecht verletzt.

Bislang ist nicht bekannt, was aus dem Tanker selbst geworden ist und
wo er sich befindet.


ARBEITER SPERREN NORD-SÜD-EISENBAHN

Einem Bericht der staatlichen Agentur Irna zufolge haben Arbeiter der
Hepco Gesellschaft (Hepco Company) am 16. September den Weg der
Nord-Süd-Eisenbahn in der Stadt Arak aus Protest gegen den Ausfall
ihres Lohns versperrt. Sie forderten ihre Rechte und die Auszahlung
ihrer Löhne. Es war nicht das erste Mal, dass die Arbeiter dieses
Unternehmens zur Durchsetzung ihrer Forderungen streikten. Doch
bislang haben die Demonstrationen zu keinem konkreten Ergebnis
geführt.

Eine Woche zuvor hatte der Minister für Industrie und Bergbau einen
neuen Leiter für das Unternehmen ernannt, doch die Arbeiter sagten,
der Wechsel des Leiters löse ihre Probleme nicht. Sie verlangten,
dass die finanziellen Verhältnisse des Unternehmens transparent
gemacht werden.

Einem Bericht des staatlichen Fernsehens zufolge sei das Unternehmen
in der Lage, jährlich 3.000 verschiede Maschinen zu produzieren, doch
derzeit werde höchsten 20 Prozent dieser Kapazität ausgeschöpft.

Der Streik der Arbeiter in Arak findet in einer Zeit statt, in der
aktive Gewerkschaftler, wie die in der Zuckerfabrik Neyschekar, zu
hohen Gefängnisstrafen verurteilt wurden, was starke Proteste
hervorgerufen hatte.

An dem Streik der Arbeiter in Arak waren laut Agentur Ilna rund 900
Werktätige beteiligt. Die Hepco Company wurde vor mehr als zehn
Jahren privatisiert. Nach Meinung der Werktätigen, hätten von da an
ihre Probleme begonnen.

 * 


AUSSENPOLITIK

• Angriff auf saudi-arabische Ölanlagen und die Folgen

• Sarif: Krieg könnte unvermeidbar werden 

• Europäer schließen sich Einschätzung der USA an 

• Gezerre um Treffen zwischen Rohani und Trump 

• Chamenei lehnt Gespräche mit den USA grundsätzlich ab 

• Rohani ruft Staaten am Persischen Golf zur Bildung einer "Koalition der Hoffnung" auf 

• Israel um Bildung einer Anti-Iran-Front bemüht 

• USA verhandeln mit Huthis 

• Moktada al-Sadr trifft Chamenei 

• Müller wegen Treffen mit Teherans Bürgermeister scharf kritisiert 

• Kritik der USA an europäisch-iranischem Wirtschaftsforum in Berlin 

• US-Visum für Sarif und Rohani, nicht aber für ihre Berater und für Journalisten


ANGRIFF AUF SAUDI-ARABISCHE ÖLANLAGEN UND DIE FOLGEN

Der schwere Drohnenangriff auf saudi-arabische Ölanlagen am 14.
September hat den Konflikt zwischen den USA und ihren Verbündeten in
der Region und Iran eskaliert. Der Angriff traf die
Rohöl-Verarbeitungsanlage Abkaik und das Ölfeld Churais, wodurch die
Ölproduktion des größten Öllieferanten der Welt um mehr als die
Hälfte reduziert wurde. Mit 5,7 Millionen Barrel pro Tag versorgt
Saudi-Arabien mehr als fünf Prozent des Ölbedarfs weltweit.

Die Verantwortung für den Anschlag übernahmen die Huthis in Jemen.
Ihr Anführer Mohammad al-Buchaiti sagte der Nachrichtenagentur AP,
seine Organisation hätte über Schwachstellen der saudischen
Verteidigung genaue Informationen gehabt und habe diese ausgenutzt.
Doch wenige Stunden nach der Attacke erklärte US-Außenminister Mike
Pompeo, nichts deute darauf hin, dass der Angriff aus Jemen stamme.
Und US-Senator Lindsey Graham schlug gar vor, die "Tat der Iraner"
mit der Bombardierung iranischer Ölanlagen zu vergelten. "Iran wird
sein schlechtes Benehmen nicht stoppen, bis die Konsequenzen realer
werden, wir sollten ihre Raffinerien angreifen, was dem Regime das
Kreuz brechen wird," sagte der Senator, der dem Präsidenten Donald
Trump nahesteht.

Am 16. September berichtete die New York Times unter Berufung auf
US-Regierungsbeamte, Satellitenaufnahmen zeigten, dass die Drohnen
nicht aus Jemen stammten, sondern eher aus Iran oder Irak. Es seien
mindesten 17 Anschläge gewesen, die nicht aus dem Süden, sondern aus
dem Norden oder dem Nordwesten gekommen seien. Zudem seien die
Anschläge so präzise und so perfekt koordiniert gewesen, dass sie die
Fähigkeiten der Huthis übersteigen würden.

US-Präsident Donald Trump drohte den Tätern Vergeltung an. "Es
besteht Grund zu der Annahme, dass wir den Täter kennen." Die USA
stünden Gewehr bei Fuß, wollten aber noch Gewissheit erlangen und
warteten auf konkrete Angaben aus Riad.

UN-Generalsekretär Antonio Guterres verurteilte den Anschlag.
Zugleich mahnte er alle Seiten zur "maximaler Zurückhaltung." Ein
Militärsprecher der Huthis verteidigte den Angriff. Er sei eine
"legitime Antwort" auf anhaltende Luftangriffe durch Saudi-Arabien
und ihre Verbündeten gewesen. "Wir versprechen dem saudischen Regime,
dass unsere nächste Operation größer und schmerzhafter sein wird,"
sagte Jahia Saria.

Trotz der Bekenntnisse der Huthis machte Pompeo Iran für den Anschlag
verantwortlich. "Inmitten der Rufe nach Deeskalation hat Iran jetzt
einen beispiellosen Angriff auf die Welt-Energieversorgung verübt. Es
gibt keinen Beweis dafür, dass die Angriffe von Jemen kamen,"
twitterte der Minister. Alle Nationen sollten Iran "öffentlich und
eindeutig" verurteilen, forderte er. Iran müsse für seine
Aggressionen bestraft werden.

Iran bestritt jede Teilnahme an dem Anschlag, der Vorwurf sei absurd
und völlig unbegründet, sagte Außenamtssprecher Abbas Mussavi. Der
Anschlag sei eine Vergeltung der Jemeniten gewesen, gegen die
Verbrechen der von Saudi-Arabien geführten Militärkoalition.
Außenminister Sarif twitterte: "Weil die US-Politik des maximalen
Drucks auf Iran gescheitert ist, sind die Amerikaner nun auf die
maximalen Lügen umgestiegen."

Nach der Attacke gegen saudische Ölanlagen stiegen die Ölpreise
sprunghaft an. Am 16. September stieg der Ölpreis für US-Rohöl um
10,2 Prozent an, der der Sorte Brent um 7,84 Prozent. Eine Rückkehr
der Normalität auf dem Ölmarkt hängt davon ab, wie lange die
Produktionsausfälle in Saudi-Arabien dauern werden.

Ein Sprecher der von Saudi-Arabien geführten Militärkoalition, Turki
al-Maliki, sagte am 16. September in Riad, alle Indizien deuteten
darauf hin, dass die Angriffe aus Iran erfolgt seien. "Die Waffen
stammen aus Iran," sagte er. Nun werde untersucht, aus welchem Land
sie abgefeuert worden seien. "Die Angriffe gingen nicht vom
jemenitischen Gebiet aus, wie es die Huthis behauptet haben." Sie
seien nur ein Handlanger des Regimes in Teheran.

Der deutsche Außenminister Heiko Maas zeigte sich über die Lage in
der Region besorgt. Er verurteilte den Anschlag, der "durch nichts zu
rechtfertigen" sei. "Wir analysieren mit Partnern und mit der
notwendigen Besonnenheit, wer verantwortlich ist," sagte er. Die EU
forderte alle Beteiligten dazu auf, maximale Zurückhaltung zu üben.
Die Angriffe gefährdeten die Sicherheit der gesamten Region, sagte
eine Sprecherin der EU-Außenbeauftragten Federica Mogherini. Es sei
nun wichtig, voreilige Schlüsse zu vermeiden und nur aufgrund
eindeutiger Fakten festzustellen, wer für den Anschlag verantwortlich
sei. Auch Moskau warnte vor "voreiligen Schlüssen." "Wir fordern alle
Länder auf, keine voreiligen Schritte zu tun oder Schlussfolgerungen
zu ziehen, die die Situation verschärfen können," sagte Kremlsprecher
Dmitri Peskow am 16. September der Agentur Interfax. Das Moskauer
Außenministerium verurteile den Anschlag und sei besorgt, dass die
Attacke negative Folge auf dem internationalen Ölmarkt haben werde,
hieß es aus dem Ministerium.

Indes drohte Trump mit militärischer Vergeltung. Die USA stünden mit
"geladener Waffe bereit," twitterte der Präsident laut AFP vom 16.
September. Wie Washington reagieren werde, hänge von der
Stellungnahme Saudi-Arabiens ab, "wer seiner Meinung nach hinter dem
Angriff steckt und auf welche Weise wir vorgehen sollen."

Irans Präsident Hassan Rohani sagte, Ziel Washingtons sei, mit ihren
Verbalattacken von den brutalen Angriffen Saudi-Arabiens auf Jemen
abzulenken. Die USA sollten sich darüber bewusst sein, dass "ihre
Präsenz in der Region Probleme schafft."

Am 17. September erklärte der saudische Energieminister Prinz
Abdulasis bin Salman vor Journalisten, seine Regierung habe keine
Erkenntnisse darüber, wer tatsächlich hinter den Anschlägen stehe. Es
war bemerkenswert, dass Riad sich mit eindeutigen Stellungnahmen
zurückhielt und die Informationen der Amerikaner laut den Medien des
Landes mit Skepsis betrachtete. Allerdings versuchten die Saudis
zugleich, die internationale Gemeinschaft zu einer entschlossenen
Haltung zu drängen. Die Aggressoren müssten bestraft werden, forderte
das Kabinett in Riad am 17. September. Am selben Tag lud
Saudi-Arabien ausländische Gutachter dazu ein, den Fall vor Ort zu
untersuchen. Das Außenministerium betonte abermals, die ersten
Untersuchungen hätten ergeben, dass die Waffen aus Iran stammten. Die
Attacke sei ein "beispielloser Akt der Aggression und Sabotage
gewesen" und "ein ungeheureres Verbrechen, das den internationalen
Frieden und die Sicherheit bedroht."

Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg forderte die Beteiligten auf,
die Spannung abzubauen. "Jegliche Beeinträchtigung der globalen
Energieversorgung ist für die Nato-Alliierten eindeutig
besorgniserregend," sagte er der dpa am 17. September.

Indes milderte Trump seine Rhetorik. Zwar sehe es nach einer
Täterschaft Irans aus, aber eine militärische Vergeltung sei bislang
keine Option, sagte er laut dpa vom 17. September. Die USA seien auf
das Öl aus dem Nahen Osten nicht angewiesen, würden den Verbündeten
aber beistehen, schrieb er später. "Wir haben viele Optionen" für
eine Entscheidung, die keine Eile habe, wolle er mit Verbündeten
Gespräche führen. Er wolle einen militärischen Einsatz vermeiden,
aber sollte es nötig sein, sei sein Land besser dafür vorbereitet als
jedes andere.

Außenminister Pompeo bezeichnete bei einem Besuch in Riad am 18.
September den Angriff als "kriegerischen Akt." "Die Saudis sind die
Nation, die angegriffen wurde. Es war auf ihrem Boden. Es war ein
direkter kriegerischer Akt gegen sie," sagte der Minister. Die
Erklärungen der Huthis, den Angriff durchgeführt zu haben, seien
unerheblich. "Das war ein iranischer Angriff." Auch Saudi-Arabien
machte zum ersten Mal direkt Iran für den Angriff verantwortlich.
"Die Attacken wurden von Norden ausgeführt und unzweifelhaft von Iran
gefördert," sagte Militärsprecher Turk al-Maliki.

Am 18. September sandte Iran über die Schweizer Botschaft in Teheran
einen Brief an die USA, in dem Iran jede Verantwortung für die
Anschläge bestreitet. "Iran hat mit dem Angriff nichts zu tun," hieß
es in dem Brief. "Falls gegen Iran eine (Militär-)Aktion ausgeübt
werden sollte, werden wir diese umgehend erwidern und die Dimensionen
wären uneingeschränkt."

Der US-Sender CBS behauptete unter Berufung auf einen ungenannten,
hochrangigen Politiker, der Anschlag sei mit Zustimmung des
Revolutionsführers Ali Chamenei erfolgt, unter der Bedingung, dass
Iran danach glaubhaft jede Verantwortung von sich weisen kann.
"Obwohl die Aktion erfolgreich war, bröckelt die Glaubwürdigkeit des
Dementis allmählich auseinander," hieß es in dem Bericht. Das beste
Argument seien die Sattelitenfotos der USA, auf denen
Revolutionsgarden zu sehen seien, die in der Militärbasis Ahwas
Raketen zum Abschluss vorbereiten. Diese Raketen hätten über Kuwait
auf einer Strecke von 700 Kilometer die saudischen Anlagen erreicht.
Die Frage, warum die USA die Saudis nicht vor Abschuss der Raketen
gewarnt hätten, beantwortet der Sender mit dem Satz: "Die Beobachter
hätten den Vorgang nicht als wichtig eingeschätzt und sind nicht
darauf gekommen, dass ein Angriff geplant wurde."

Am 20. September berichteten US-Medien, das
US-Verteidigungsministerium werde dem Nationalen Sicherheitsrat
verschiedene Vorschläge zu einem militärischen Angriff gegen Iran
vorlegen. Die Washington Post schrieb, auch die möglichen Folgen
einer direkten militärischen Verwicklung der USA in einem Krieg mit
Iran sollen erörtert werden.

Am 21. September gab US-Verteidigungsminister Mark Esper bekannt,
dass die USA ihre Streitkräfte in der Region verstärken würden. Die
Einheiten seien "defensiver Natur und vorrangig auf die Luft und
Raketenabwehr konzentriert," sagte der Minister. Die Verstärkung sei
auf Bitten Saudi-Arabiens und der Vereinigten Arabischen Emiraten
erfolgt. Washington wolle keinen Krieg. Sollte er aber nötig sein,
"stehen uns andere militärische Optionen zur Verfügung." Zugleich hat
Washington neue Sanktionen gegen die iranische Zentralbank
beschlossen. Damit sollen laut Finanzminister Steven Mnuchin
Geldflüsse in Milliardenhöhe an terroristische Organisationen
verhindert werden. "Wir haben jetzt alle Einkommensquellen Irans
abgeschnitten," sagte er und warnte alle Regierungen und Unternehmen,
nicht mehr mit Irans Zentralbank zusammenzuarbeiten.

Hossein Salami, Chef der Revolutionsgarden, warnte die USA. "Wer auch
immer möchte, dass sein Land zum Hauptschlachtfeld wird, nur zu,"
sagte der General. Begrenzte Aktionen werde es nicht geben. Sein Land
werde bis zum Zerbrechen des Aggressors weiterkämpfen.


SARIF: KRIEG KÖNNTE UNVERMEIDBAR WERDEN

In einem Interview mit dem US-Sender CBS hat Irans Außenminister
Mohammad Dschawad Sarif erklärt, dass ein Krieg unvermeidbar werden
könnte. Der Minister hielt sich aus Anlass der UN-Vollversammlung in
New York auf. Auf die Frage, ob er zuversichtlich sei, dass kein
Krieg zwischen Iran und den USA stattfinden werde, sagte der
Minister: "Nein, nein, ich bin nicht zuversichtlich, dass wir Krieg
vermeiden können." Sicher sei er, dass Iran keinen Krieg beginnen
werde. Aber das Land werde sich entschlossen verteidigen. Dann gebe
es aber "keinen begrenzten Krieg."


EUROPÄER SCHLIEßEN SICH EINSCHÄTZUNG DER USA AN

Deutschland, Frankreich und Großbritannien haben am 24. September
Iran für die Anschläge auf saudische Ölanlagen verantwortlich
gemacht. Den Anfang machte der britische Premier Boris Johnson. Iran
sei "mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit" für den Angriff
verantwortlich, sagte er laut Reuters am 23. September auf dem Flug
von London nach New York. Über eine Reaktion darauf werde er am Rande
der UN-Vollversammlung mit der US-Regierung und den europäische
Verbündeten Gespräche führen. "Sollten die USA und Saudi-Arabien uns
um Unterstützung bitten, werden wir uns über die Art unserer
Kooperation entscheiden," sagte er.

In einer Reaktion auf die Äußerungen Johnsons sagte Irans
Außenamtssprecher Abbas Mussavi: "Die englische Regierung sollte
statt vergeblich gegen Iran zu agieren, über die Einstellung der
mörderischen Waffen nachdenken, die das Land an Saudi-Arabien
liefert. Damit könnte sie sich von dem Vorwurf befreien, an dem
Verbrechen gegen das jemenitische Volk teilzunehmen."

Am nächsten Tag schlossen sich auch Bundeskanzlerin Angela Merkel und
Frankreichs Präsident Immanuel Macron der Position Johnsons an. In
einer gemeinsamen Erklärung, die in New York am 24. September
veröffentlicht wurde, machten sie Iran für den Anschlag
verantwortlich. "Für uns ist klar, dass Iran die Verantwortung für
den Angriff trägt." Es gebe "keine andere plausible Erklärung," hieß
es. Teheran sollte sich vor einer weiteren "Provokation" hüten,
warnten sie. Mögen die Angriffe "gegen Saudi-Arabien gerichtet
gewesen sein, aber sie betreffen alle Staaten und erhöhen das Risiko
eines schwerwiegenden Konflikts." Nun sollte der Konflikt
diplomatisch gelöst werden, forderten die Europäer. Sie beteuerten,
weiterhin an dem Atomabkommen festzuhalten und forderten Iran
"nachdrücklich dazu auf, seine Entscheidung zu revidieren, die
Vereinbarungen nicht mehr im vollen Maße einzuhalten, und diesen
Verpflichtungen wieder vollumfänglich nachzukommen."

US-Außenminister Mike Pompeo bedankte sich bei den drei Regierungen
für die "Deutlichkeit" der Stellungnahme. Das stärke die "Diplomatie
und die Sache des Friedens," twitterte er. Er appellierte an alle
anderen Länder, den Europäern zu folgen und Iran zu verurteilen.

Die gemeinsame Erklärung der drei europäischen Staaten kam
überraschend. Aber damit nicht genug. Johnson ging ein wesentlicher
Schritt weiter und stellte auch das Atomabkommen mit Iran in Frage.
In einem Interview mit dem Sender NBC sagte er, das Abkommen sei ein
"schlechter Deal" gewesen. "Lasst uns einen besseren Deal machen."
Auf die Frage wie man das erreichen könnte, sagte er: "Ich denke, es
gibt einen Typen, der einen besseren Deal machen kann (...), und das
ist der Präsident der Vereinigten Staaten. Ich hoffe, dass es einen
Trump-Deal geben wird."

Im Grunde machen Johnsons Äußerungen deutlich, was auch in der
Erklärung Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens angedeutet
wird. Es geht um das, was Trump längst gefordert und womit er damals
seinen Austritt aus dem Abkommen begründet hatte. Das Atomabkommen
sei ein schlechter Deal, weil es erstens nur eine begrenzte Zeit
umfasst und zweitens, weil es das iranische Raketenprogramm sowie die
Rolle Irans in der Region nicht mit einbezieht. Auch die Europäer
bekräftigen zwar, an dem Abkommen festhalten zu wollen, fordern aber
nun, Iran solle zum Verhandlungstisch zurückkehren und solle bereit
sein, über alles neu zu verhandeln. Spätestens mit der offenen
Stellungnahme der Briten und der versteckten Erklärung der drei
EU-Staaten scheint das Schicksal des Abkommens besiegelt. Denn es ist
kaum vorstellbar, dass das Regime in Teheran den Forderungen folgen
würde. Das käme einer Kapitulation gleich. Bleibt die Frage, wie es
nach der Annäherung der wichtigsten EU-Staaten an die Position der
Vereinigten Staaten weitergehen wird. Während Pompeo und andere
Hardliner in den USA Iran gerne einen militärischen Schlag versetzen,
und wie Senator Lindsey sagte, Iran gerne "das Rückgrat brechen"
würden, scheint Trump noch zu zögern. Sein Ziel scheint, Iran durch
maximalen wirtschaftlichen Druck in die Knie zu zwingen.


GEZERRE UM TREFFEN ZWISCHEN ROHANI UND TRUMP

Nach dem G7-Gipfel in Biarritz schien sich ein Abbau der Spannungen
zwischen Teheran und Washington anzubahnen. Die Möglichkeit eines
Treffens zwischen den Präsidenten der Vereinigten Staaten und Irans,
zwischen Trump und Rohani, schien denkbar. Irans Vizeaußenminister
Abbas Araghtschi sagte am 31. August: "Nach dem Treffen zwischen
Macron und Trump gibt es erste Anzeichen von Flexibilität seitens der
Amerikaner bezüglich unseres sanktionierten Ölexports." Tatsächlich
war Frankreichs Präsident bemüht, die Spannungen abzubauen, soweit,
dass auch Trump nach dem Gipfel in Biarritz "sehr gute Chancen" sah,
sich mit Rohani zu treffen. Auch Rohani zeigte sich zu dem Treffen
geneigt, vorausgesetzt die USA würden die Sanktionen gegen Iran
aufheben. "Wenn mir klar ist, dass ich mit einem Treffen die Probleme
meines Landes lösen könnte, werde ich das definitiv tun." Doch am 3.
September schloss Rohani ein Treffen mit Trump aus. "Bilaterale
Gespräche (mit den USA) standen nie auf der Agenda und stehen auch
jetzt nicht," sagte er im Parlament. Dies sei zwar von verschiedenen
Seiten vorgeschlagen worden, doch Irans Antwort sei stets negativ
gewesen. Offenbar hatte ihn Revolutionsführer Chamenei, der bereits
mehrmals bilaterale Gespräche mit den USA ausgeschlossen hatte,
zurückgepfiffen. Rohani betonte: "Unsere Politik wird vom
Revolutionsführer bestimmt. Wir alle gehen den gleichen Weg. In Bezug
auf nationale Interessen gibt es keine Differenzen zwischen uns."

Dennoch ließ Trump die Möglichkeit, Rohani zu treffen, offen. "Alles
ist möglich," sagte er am 4. September vor Journalisten. Aber eine
Aussetzung oder gar Aufhebung der Sanktionen schloss er aus. "Das
wird nicht passieren," sagte er. Demgegenüber sagte ein Sprecher der
iranischen UN-Botschaft in New York laut dpa vom 6. September: "Es
gibt keine Möglichkeit für ein Treffen zwischen den beiden
Präsidenten während der Woche der UN-Generalversammlung."

Russland sprach sich für ein Treffen der beiden Präsidenten aus. Der
russische UN-Botschafter Wassili Nebensja sagte am 16. September in
New York laut dpa: "Nach unserer Ansicht ist jeder direkte Kontakt
zwischen den Parteien gut."

Auch nach der Absetzung des Nationalen Sicherheitsberaters John
Bolton, einer der härtesten Widersacher Irans in der amerikanischen
Führung, betonte Irans UN-Botschaft Madschid Tachtrawantschi am 11.
September in New York, Iran werde trotz der Absetzung Boltons nicht
mit den USA verhandeln. "Wir haben immer wieder betont und auch unser
Präsident hat es bekräftigt, dass wir mit den USA nicht verhandeln
werden, solange der wirtschaftliche Terrorismus der Amerikaner gegen
das iranische Volk nicht beendet wird." Diese Politik bleibe von der
Zusammensetzung der amerikanischen Führung unberührt.

Einen Tag zuvor hatte US-Finanzminister Steven Mnuchin erklärt, Trump
sei bereit, Rohani "ohne Vorbedingung" zu einem Gespräch zu
empfangen. Zugleich betonte der Minister aber, Washington werde die
Politik des maximalen Drucks gegen Iran fortsetzen. Am 12. September
sagte Mnuchin in einem Interview mit den US-Sender CNBC, Trump plane
derzeit kein Treffen mit Rohani.

Nach der klaren Absage durch Chamenei (s. nachstehenden Bericht, S.
19), der in Iran für wichtige Entscheidungen das letzte Wort hat,
lehnte auch Trump das Treffen mit Rohani ab. Danach gefragt sagte er:
"Ich schließ nie etwas aus, aber ich ziehe es vor, ihn nicht zu
treffen," sagte er am 17. September bei einem Besuch in Kalifornien.

Nach getrennten Treffen mit Trump und Rohani am Rande der
UN-Vollversammlung zeigte sich Frankreichs Präsident Macron, trotz
der Absage auf beiden Seiten und trotz des Anschlags auf saudische
Ölanlagen, optimistisch. "Ich glaube, dass die Bedingungen für eine
schnelle Rückkehr zu Verhandlungen geschaffen wurden. Es geht um eine
langfristige politische Übereinkunft, aber es kommt auf den Willen
beider Seiten an," sagte er am 25. September. Eine Chance würde
verloren gehen, sollte Rohani, ohne Trump getroffen zu haben, nach
Hause fliegen. Der britische Premier Boris Johnson vertrat dieselbe
Ansicht. "Ich stimme Emmanuel zu. Wir müssen am Rand des
Schwimmbeckens stehen und gleichzeitig springen," sagte er.

Etwas abweichend von dieser Stellungnahme äußerte sich
Bundeskanzlerin Angela Merkel, die ebenfalls mit Trump und Rohani
Gespräche führte. Auch sie befürwortete Verhandlungen zwischen
Teheran und Washington, sprach sich aber gegen die Vorbedingungen,
die Iran stellte, aus. "Das wird sicher nicht so funktionieren, dass
alle Sanktionen vorher vom Tisch genommen werden," sagte sie am 25.
September in New York.

Bei seiner Rede am 24. September griff Trump auf der
UN-Vollversammlung Iran scharf an. Er forderte alle Länder auf, sich
den Bedrohungen durch Iran entgegenzustellen. "Alle Nationen sind
verpflichtet zu handeln," sagte er. "Keine verantwortungsvolle
Regierung sollte Irans Blutrausch bezuschussen. Solange Iran sein
bedrohliches Verhalten fortsetzt, werden die Sanktionen nicht
aufgehoben. Sie werden verschärft." Iran dürfe nicht erlaubt werden,
in den Besitz von Atombomben zu gelangen, denn das Land sei der
größte Unterstützer des Terrorismus in der Welt. Die Regierung in
Teheran sollte es unterlassen, andere Länder zu bedrohen. Iran schüre
das Kriegsfeuer in Syrien und Jemen. Iran habe im vergangenen Jahr
auch Israel als ein Krebsgeschwür bezeichnet, das entfernt werden
müsse. "Die Vereinigten Staaten werden ein solches Verhalten niemals
dulden," sagte der Präsident.

Zugleich versuchte Trump, seine Verbalattacken durch versöhnliche
Worte zu mildern. "Amerika ist bereit, mit allen Freundschaft zu
schließen, die aufrichtig Frieden und Respekt anstreben. Viele
engsten Freunde Amerikas waren einst unsere größten Feinde. Die USA
glauben nicht an ewige Feindschaft. Wir wollen Partner, keine
Gegner."

Wie erwartet kam während der UN-Vollversammlung kein Treffen zwischen
Trump und Rohani zustande.


CHAMENEI LEHNT GESPRÄCHE MIT DEN USA GRUNDSÄTZLICH AB

Am 17. September schaltete sich Revolutionsführer Ali Chamenei ein.
"Offizielle Vertreter Irans werden niemals mit amerikanischen
Vertretern reden, auf keiner Ebene," sagte er. Er kritisierte die
widersprüchlichen Stellungnahmen innerhalb der amerikanischen Führung
und sagte: "Manchmal sagen sie, sie wollten ohne Vorbedingung
verhandeln, dann stellen 12 Bedingungen. Das zeugt entweder von
Orientierungslosigkeit, oder sie wollen damit bei dem Gegner
Verwirrung stiften. Aber die Islamische Republik kann nicht verwirrt
werden. Denn unser Weg ist klar und wir wissen, was wir tun." Die von
Chamenei erwähnten 12 Bedingungen waren ursprünglich von
US-Außenminister Pompeo gestellt worden.

Ziel der Amerikaner sei es nicht, gerechte Lösungen zu finden, sie
wollen uns ihre Wünsche aufzwingen, fuhr Chamenei fort. "Das habe ich
auch früher gesagt. Aber sie (die Amerikaner) sind inzwischen so
dreist geworden, dass sie es auch selber sagen." Chamenei hatte bei
den Atomverhandlungen, die 2015 zu einem Abkommen geführt hatten,
davor gewarnt, sollte tatsächlich ein von den Amerikanern erwünschtes
Abkommen zustande kommen, würden sie neue Konflikte erzeugen. "Jetzt
wollen sie über Menschenrechte, Raketenprogramme und andere
Geschichten verhandeln," sagte Chamenei. Er kritisierte, dass die
Amerikaner einerseits vorgeben, verhandeln zu wollen und andererseits
von einem "maximalen Druck" sprechen. Denn sie scheinen davon
überzeugt zu sein, dass man die Islamische Republik nicht mit
Höflichkeiten und Schmeicheleien in die Knie zwingen kann. "Die
amerikanische Regierung will anscheinend sowohl ihre Gegner im Innern
als auch die Europäer davon überzeugen, dass man Iran nur mit
maximalem Druck begegnen kann. Sie wollen mit uns verhandeln, um
beweisen zu können, dass der maximale Druck zum Erfolg führt. Sollte
ihnen dies gelingen, wird das iranische Volk keine Ruhe mehr haben.
Denn dann werden sie immer, wenn wir zu ihren Forderungen nein sagen,
den maximalen Druck ausüben."

Chamenei erteilte auch den Bemühungen der Europäer, Iran zu
Verhandlungen mit den USA zu drängen, eine Absage.
"Selbstverständlich müssen wir beweisen, dass der maximale Druck
nicht einen Heller wert ist. Mit den USA verhandeln bedeutet,
zuzugeben, dass der maximale Druck zum Ziel führt, dass wir ihre
Forderungen akzeptieren. Genau deshalb haben die Verantwortlichen der
Regierung, vom Staatspräsidenten und Außenminister bis zu anderen mit
einer Stimme erklärt, dass sie mit den USA nicht verhandeln werden,
weder bilateral noch multilateral. Sollten die Amerikaner einen
Rückzieher machen und zum Abkommen, das sie verlassen haben,
zurückkehren, könnten sie gemeinsam mit den anderen Unterzeichnern
des Abkommens mit uns Gespräche führen, andernfalls wird es keine
Gespräche geben, weder in New York noch wo anders."


ROHANI RUFT STAATEN AM PERSISCHEN GOLF ZUR BILDUNG EINER
"KOALITION DER HOFFNUNG" AUF

Irans Präsident Hassan Rohani rief auf der UN-Vollversammlung in New
York am 25. September die Nachbarstaaten am Persischen Golf dazu auf,
zur Sicherheit und Entwicklung der Region eine "Koalition der
Hoffnung" zu bilden. "Wir sind Nachbarn untereinander, nicht Nachbarn
der Vereinigten Staaten." Eine Regierung, wie die der Vereinigten
Staaten, die in Afghanistan, Syrien und Irak gescheitert sei, sei
nicht dazu fähig, die Sicherheit der Region zu gewährleisten. Die
Region stehe am Abgrund. Ein einziger Fehler könne zu einem
Flächenbrand führen. "Wenn es ernst wird, bleiben wir allein." Iran
dulde die Einmischung der Außenmächte nicht und werde auf jede
Aggression "entschieden" reagieren.

Wie zuvor angekündigt, lud Rohani die Länder am Persischen Golf ein,
gemeinsam, ohne Einmischung fremder Mächte, das Schicksal der Region
selbst in die Hand zu nehmen. Die "Koalition der Hoffnung" oder die
"Friedensinitiative Hormos" solle alle Staaten umfassen, die von den
Vorgängen an der Straße von Hormos direkt betroffen seien. Das Ganze
solle unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen stattfinden.
Die beteiligten Staaten könnten in verschiedenen Bereichen, wie
Sicherheit, Energie oder Schifffahrt zusammenarbeiten. Voraussetzung
für die Bildung einer solchen Koalition sei der vollständige Abzug
des US-amerikanischen Militärs und anderer fremder Staaten.

Verhandlungen mit den USA lehnte Rohani unter den gegebenen Umständen
ab. "Wir können nicht an die Einladung zu Verhandlungen von Leuten
glauben, die behaupten, die schärfsten Sanktionen der Geschichte
gegen die Würde und den Wohlstand unserer Nation verhängt zu haben,"
sagte er weiter vor der UN-Vollversammlung. "Die iranische Nation
wird diese Verbrechen niemals vergessen oder vergeben."


ISRAEL UM BILDUNG EINER ANTI-IRAN-FRONT BEMÜHT

Seit langem schon versucht Israel eine Front gegen Iran zu bilden. Am
26. August rief Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu die
internationale Gemeinschaft dazu auf, sein Land zu unterstützen.
"Iran arbeitet an einer breiten Front, um mörderische Terroranschläge
gegen den Staat Israel durchzuführen," sagte der Ministerpräsident
laut dpa. "Ich rufe die internationale Gemeinschaft dazu auf, sofort
zu reagieren, so dass Iran mit diesen Angriffen aufhört."

Israelische Kampfflugzeuge hatten am 24. August Militärbasen nahe der
syrischen Hauptstadt Damaskus bombardiert. Laut Militärs habe es sich
um einen Präventivschlag gegen iranische "Killerdrohnen" gehandelt,
die Anschläge gegen Ziele im Norden Israels geplant hätten.
Israelische Angriffe auf syrische Stützpunkte haben in den letzten
Wochen erheblich zugenommen. Am 25. August scheiterte ein
Drohnenangriff gegen das Medienbüro der libanesischen Hisbollah im
Süden von Beirut. Eine Drohne war, laut einem Sprecher der
Organisation, abgestürzt und die zweite in der Luft explodiert.
Präsident Michel Aoun sagte, der Angriff käme einer "Kriegserklärung"
gleich. Einen Tag später erfolgte die Bombardierung der Basis einer
Iran-treuen Gruppe im Osten Libanons.

Netanjahu warnte am 27. August den Führer der Hisbollah, Hassan
Nassrollah, und Ghassem Soleimani, den Oberkommandierenden der
iranischen Al-Kuds-Brigade, einer Abteilung der Revolutionsgarden für
Auslandseinsätze. Er habe die Äußerungen von Nassrollah gehört, er
sollte sich "ruhig verhalten," twitterte Netanjahu. "Herr Nassrollah
weiß sehr wohl, dass Israel sich verteidigen und seinen Feinden für
ihre Taten bestrafen kann," schrieb er weiter. Er warnte Nassrollah
und Soleimani, sie sollten sich gut überlegen, was sich äußern und
vor allem, was sie tun. "Israel ist jedes Mittel recht, um sich zu
verteidigen."

Nassrollah hatte nach den israelischen Drohnenangriffen erklärt,
Israel sollte sich auf eine "baldige" Vergeltung vorbereiten. Die
Hisbollah sei in eine neue Phase ihrer Beziehung zu Israel
eingetreten.

Netanjahu veröffentlichte am 26. August eine Video-Erklärung, in der
er sagte, Iran sei bestrebt, an verschiedenen Fronten tödliche
Angriffe auf Israel vorzubereiten. Israel werde jedes nötige Mittel
nutzen, um seine Sicherheit zu verteidigen. Eine Woche zuvor hatte
Netanjahu bei seinem Besuch in der Ukraine zu den Angriffen gegen die
Basen der irakischen Milizenorganisation Hasched-al-Schaabi erklärt:
"Iran ist nirgends sicher." Israel hatte die Verantwortung für die
Angriffe nicht übernommen. Mitte Juli hatte Israel fünf Waffen- und
Trainingslager der Milizen angegriffen. Israel und die USA betrachten
die Milizenorganisation, die inzwischen der irakischen Regierung
unterstehen, als verlängerten Arm der iranischen Revolutionsgarden.

Der irakische Abgeordnete Ahmad al-Assadi erklärte am 30. August:
"Eine Untersuchung der Regierung ist zu dem Schluss gekommen, dass
für diese Angriffe mit absoluter Sicherheit Israel verantwortlich
ist." Daher wolle Bagdad gegen diese Angriffe bei den Vereinten
Nationen Beschwerde einlegen.

Nachdem Iran weitere seiner Verpflichtungen aus dem Atomabkommen
ausgesetzt hatte, forderte Netanjahu mehr Druck auf Iran auszuüben.
"Dies ist nicht die Zeit für Gespräche mit Iran. Es ist die Zeit, den
Druck auf Iran zu erhöhen," sagte er am 5. September vor seinem
Abflug nach London. Netanjahu sagte dies am selben Tag, an dem
US-Präsident Donald Trump von einem möglichen Treffen mit Irans
Präsident Hassan Rohani sprach. Wenn Iran wollte, könnte die Probleme
innerhalb von 24 Stunden gelöst werden, so Trump.

Netanjahu forderte auch Frankreichs Präsidenten Emmanuel Macron auf,
seine Vermittlungsbemühungen zu unterlassen. Beim Treffen mit dem
britischen Premier Boris Johnson sagte Netanjahu: "Wir sind mit den
Aggressionen Irans und dem Terrorismus konfrontiert. Ich bin daran
interessiert, darüber zu diskutieren, wie wir zusammenarbeiten
können, um gemeinsam gegen die Herausforderungen vorgehen und Frieden
erlangen können." Großbritannien hält nach wie vor an dem Abkommen
mit Iran fest. Johnson gilt als Unterstützer Israels. Doch nicht nur
in den Beziehungen zu Iran herrscht zwischen ihm und Netanjahu
Uneinigkeit, sondern auch bezüglich des Schicksals der Palästinenser.
Johnson plädiert für die Gründung eines eigenständigen
palästinensischen Staates.

Am 9. September meldete AFP, bei einem Angriff im Osten Syriens, in
der Region von Bukamal, nahe der Grenze zum Irak, seien 18 iranische
Kämpfer getötet worden. Nach Angaben der syrischen Beobachtungsstelle
für Menschenrechte mit Sitz in London habe der Angriff iranischen
Stützpunkten in der Region gegolten sowie Basen von Milizen, die mit
Iran verbündet seien. Wer den Angriff gestartet habe, sei unbekannt.
Die Beobachtungsstelle für Menschenrechte vermutete weiter, dass der
Angriff aus Israel erfolgt sei. Die israelische Armee hat ihn weder
bestätigt noch dementiert. Doch es ist bekannt, dass Israel ganz
selten derlei Aktionen bestätigt.


USA VERHANDELN MIT HUTHIS

Einem Bericht der AFP vom 5. September zufolge hat Washington
Verhandlung mit den jemenitischen Huthis aufgenommen. Die Agentur
beruft sich auf Äußerung des hochrangigen US-Diplomaten, David
Schenker, Ministerialdirektor im US-Außenministerium für den Nahen
Osten, der bei einem Besuch in Saudi-Arabien vor Journalisten sagte:
"Wir sind sehr darauf konzentriert, den Krieg in Jemen zu beenden."
Ziel der Verhandlungen sei eine "gegenseitig akzeptierte und
verhandelte Lösung des Konflikts." Zugleich kooperieren die USA mit
dem UN-Gesandten in Jemen, Martin Griffiths und "saudischen
Partnern."

Offenbar spielt Oman dabei eine Vermittlerrolle. Laut einem Bericht
des Wall Street Journals werde in Oman mit den Huthis über einen
möglichen Waffenstillstand verhandelt.

Kurz nach Ausbruch des Krieges in Jemen 2015 hatte die damalige
Obama-Regierung vergeblich versucht, die Krise zu beenden. Es ist nun
das erste Mal, dass die Regierung Trump einen ähnlichen Versuch
unternimmt.


MOKTADA AL-SADR TRIFFT CHAMENEI

Der einflussreiche irakische Schiitenführer hat iranischen Medien
zufolge am 11. September mit Revolutionsführer Ali Chamenei und
einigen geistlichen Würdenträger in Teheran Gespräche geführt.
Zeitungen veröffentlichten ein Foto, auf dem al-Sadr neben Chamenei
und General Ghassem Soleimani, dem Oberkommandierenden der
Al-Kuds-Brigade, zu sehen ist.

Al-Sadr, der nach dem Sturz von Saddam Hussein großen Einfluss im
Irak hatte, pflegte enge Beziehungen zu der Führung in Iran. Später
lebte er über längere Zeit in Iran. Doch vor den letzten
Parlamentswahlen, bei denen er großen Erfolg hatte, nahm er zu
Teheran Abstand und erklärte, er sei nicht bereit, mit Parteien zu
koalieren, die Iran naheständen. Er forderte sogar die Auflösung der
Milizenorganisation Hasched al-Schaabi, die an der Zerschlagung und
Vertreibung des Islamischen Staates (IS) im Irak einen großen Anteil
hatte und die eng mit Iran kooperierte.

Nach der Wiedereröffnung der saudi-arabischen Botschaft in Bagdad vor
zwei Jahren, nahm Al-Sadr die Einladung der saudischen Führung an und
traf sich unter anderem mit Prinz Mohammad bin Salman. Sein Büro
erklärte, Ziel des Besuchs sei die Deeskalation in der Region und der
Ausbau der Beziehungen Iraks zu Saudi-Arabien in verschiedenen
Bereichen. Al-Sadrs Sprecher erklärte, Irak möchte nicht das Land
sein, in dem die Auseinandersetzungen zwischen Teheran und Riad
ausgetragen würden. Bagdad wolle zu beiden Nachbarländern
selbstständige und gute Beziehungen pflegen.

In den irakischen Medien wurde laut AFP vom 11. September gemutmaßt,
Al-Sadr sei von der Teheraner Führung "einbestellt" worden.


MÜLLER WEGEN TREFFEN MIT TEHERANS BÜRGERMEISTER SCHARF
KRITISIERT

Der Berliner Bürgermeister Michael Müller wurde im Vorfeld eines für
den 6. September geplanten Treffens mit seinem Teheraner Kollegen
Piroos Hanatschi scharf kritisiert. Wie die Agentur AFP am 5.
September meldete, sagte der CDU-Landeschef, Kau Wegner:
"Antisemitische Hetzer dürfen in Berlin nicht hofiert werden." Der
Teheraner Bürgermeister habe an antisemitischen Al-Kuds-Märschen
teilgenommen. "Auf diesen Märschen wurde und wird bis zum heutigen
Tage der Existenz des Staates Israel der Kampf angesagt."

Auch die US-Botschaft in Berlin schloss sich dieser Kritik an. Das
Regime in Teheran fordere die Zerstörung Israels, missachte die
Menschenrechte und verfolge sexuelle und religiöse Minderheiten,
twitterte die Botschaft. "Bürgermeister Müller, entweder sagen Sie
den Besuch von Bürgermeister Hanatschi ab oder fordern Sie Teheran
auf, diese Praktiken zu beenden."

Der Vizevorsitzende der Kurdengemeinde in Gießen, Mehmet Tanriverdi,
äußerte zwar Verständnis dafür, dass "Kommunikationswege auch zu
problematischen Partnern" offengehalten werden müssten. "Doch auf
einen Empfang in allen protokollarischen Ehren für einen Verbrecher
sollte verzichtet werden," sagte er. Bei Hanatschi und dem iranischen
Botschafter Mahmoud Farasandeh, der ihn bei dem Empfang begleitet,
handele es sich um "zwei hochumstrittene Vertreter des iranischen
Unrechtsregimes" das für "Unterdrückung, Missachtung der
Menschenrechte sowie Aggressionspolitik und Israel-Hass" stehe, sagte
Tanriverdi weiter. Der Besuch werde als ein "unheilvolles Signal an
alle oppositionellen Kräfte" in Iran aufgenommen werden.

Kritik übte laut AFP auch der Verein WerteInitiative
jüdisch-deutsche-Positionen. In einem Brief an Müller hieß es: "Ihnen
sollte bitte bewusst sein, dass durch diesen Besuch anstelle einer
Stärkung der demokratischen Opposition das Mullahregime weiter
stabilisiert und legitimiert wird." Dadurch würden unter anderem
Terrorismus, Destabilisierung der Region, Juden- und Israel-Hass und
Unterdrückung der Frauen gefördert.

Der Rabbiner Abraham Cooper von dem US-amerikanischen Simon
Wiesenthal Center erklärte laut dpa vom 11. September, Müller sende
mit dem Empfang des Teheraner Bürgermeisters ein falsches Signal. Es
sei nicht nachvollziehbar, dass man einerseits dem Antisemitismus den
Kampf ansage und andererseits Vertreter eines Regimes empfange, das
den Holocaust leugne und die Vernichtung Israels propagiere. Er habe
von Müller die Zusage erhalten, nun auch Vertreter der iranischen
Opposition zu empfangen. "Das wäre ein wichtiges Zeichen der
Solidarität," sagte der Rabbiner. Dazu erklärte Müller auf Anfrage
der Agentur: "Ja, wir sind über die Möglichkeit eines Treffens mit
iranischen Oppositionellen im Gespräch." Laut Cooper soll der
US-Botschafter in Berlin, Richard Grenell, eine Liste von möglichen
Teilnehmern des Treffens mit Müller aufstellen.


KRITIK DER USA AN EUROPÄISCH-IRANISCHEM WIRTSCHAFTSFORUM IN
BERLIN

Im Vorfeld der Veranstaltung, die am 17. und 18.September in Berlin
stattfand, übte der US-Botschafter Richard Grenell scharfe Kritik
gegen das europäisch-iranische Wirtschaftsforum. "Die Veranstaltung,
die der Förderung des Handels mit dem iranischen Regime dienen soll,
ist ein gefährlicher Schritt, der zur Finanzierung von Terrorismus
und Unterminierung der US-Sanktionen beitragen wird," schrieb der
Botschafter laut dpa vom 17. Oktober auf dem Twitter-Account der
US-Botschaft. "Iran begeht weiterhin schwere Menschenrechtsverstöße
gegen die eigene Bevölkerung, plant und verübt Terror- und
Mordanschläge auf europäischem Boden und unterstützt die
Kriegsverbrecher des Assad-Regimes in Syrien. Dies ist nicht die Zeit
für Geschäfte, die auf Kosten der iranischen Bevölkerung Geld in die
Staatskasse des Regimes fließen lassen."

Miguel Berger, Leiter der Wirtschaftsabteilung im Auswärtigen Amt in
Berlin, einer der Redner auf dem Forum, betonte, dass Deutschland
weiterhin an dem Atomabkommen mit Iran festhalte und sich um dessen
Erhalt bemühe. "Deutschland und die Europäische Union stehen zum
JCPOA (Atomabkommen) und wir werden es weiter verteidigen." Er
forderte Iran auf, seine Verpflichtungen genau zu erfüllen und
warnte: "Alle weiteren Schritte könnten das Nuklearabkommen
untergraben." Die US-Sanktionen hätten auch den deutsch-iranischen
Handelbeziehungen enormen Schaden zugefügt. In diesem Jahr könnte das
Niveau weiter sinken und auf das Niveau der Zeit vor dem Abkommen
zurückfallen.

Veranstaltet wurde das Forum, das bereits zum achten Mal stattfand,
von der Maleki Academy des Frankfurter Finanzdienstleisters Nader
Maleki. Auch der iranische Botschafter in Berlin, Mahmoud Farazandeh,
nahm an der Veranstaltung teil.

Der Linken-Politiker Klaus Ernst, Vorsitzender des
Wirtschaftsausschusses im Bundestag, forderte laut einem Bericht der
dpa vom 19. September die Ausweisung Grenells. Dafür hatte bereits im
März der Bundestagsvizepräsident Wolfgang Kubicki plädiert. Er hatte
gefordert, den Botschafter zur Persona non grata zu erklären. "Ich
möchte das ausdrücklich wiederholen," sagte Ernst.

Über die Reaktion der US-Botschaft sei er empört, sagte Ernst.
"Eigentlich sagt der US-Botschafter, dass die europäischen
Regierungen mit diesem Abkommen Terror finanzieren. (...) Das ist
eine Ungeheuerlichkeit."


US-VISUM FÜR SARIF UND ROHANI, NICHT ABER FÜR IHRE BERATER
UND FÜR JOURNALISTEN

Die iranische Vertretung bei den Vereinten Nationen gab am 20.
September bekannt, dass für Irans Präsident Hassan Rohani sowie für
Außenminister Mohammad Dschawad Sarif zur Teilnahme an der 74.
UN-Vollversammlung Einreisevisen erteilt worden seien. Die
ungewöhnliche Verzögerung durch das US-Außenministerium hatte zu
Spekulationen geführt, vor allem, weil die USA unter anderem gegen
Sarif Sanktionen verhängt hatten.

Wenige Tage zuvor hatte Sarif US-Außenminister Mike Pompeo
vorgeworfen, er bemühe sich, mit dem Hinweis auf die selbst
verhängten Sanktionen, ihm die Teilnahme an der UN-Vollversammlung zu
verweigern. Am 17. September twitterte Sarif, Nelson Mandela hätte
bis 2008 auf der Terroristenliste der Vereinigten Staaten gestanden.
Einen Tag zuvor hatte Präsident Trump getwittert: "Wenn ich es zu
entscheiden hätte, würde ich ihnen sicherlich die Einreise erlauben."

Die USA sind gemäß eines Abkommens dazu verpflichtet, Delegationen,
die an Tagungen der UNO teilnehmen wollen, Einreiseerlaubnisse zu
erteilen.

Keine Erlaubnis zur Einreise in die USA erhielten allerdings die
Berater von Rohani sowie die Journalisten, die den Präsidenten auf
seinen Auslandsreisen begleiten sollten. Auch Sarif durfte nur zwei
seiner Stellvertreter mitnehmen.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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AKTION/544: Magdeburg - Tierwelt-Erlebnistag in den Gruson-Gewächshäusern am 9. Oktober 2019


Stadt Magdeburg

Tierwelt-Erlebnistag in den Gruson-Gewächshäusern

Am 9. Oktober von 13.00 bis 16.00 Uhr



Die Gruson-Gewächshäuser laden für den kommenden Mittwoch, 9. Oktober,
zum 11. Tierwelt-Erlebnistag ein und bieten Ferienkindern ein buntes
Programm. Zwischen 13.00 und 16.00 Uhr stehen die tierischen Bewohner
der Gewächshäuser im Vordergrund.

Unter anderem sind Schaufütterungen bei den Kaimanen, Chamäleons und
Piranhas geplant. Aktionen rund um die Tierwelt zum Mitmachen, Zuhören
und Zuschauen sorgen für einen lehrreichen und unterhaltsamen
Nachmittag. Schlangen, Schildkröten, exotische Insekten und
Achatschnecken können aus der Nähe beobachtet werden.

In der Botanikschule werden winzige Tierchen aus dem Gartenteich unter
das Mikroskop gelegt, nebenan werden Präparate von einheimischen
Tieren aus Wald und Feld gezeigt. Und im Wintergarten zeigen
Mitarbeiter des Museums für Naturkunde, welche technischen Erfindungen
von Tieren abgeschaut worden sind.

Der Tierwelt-Erlebnistag wird in Kooperation mit der Stadtbibliothek,
der Zooschule, dem Museum für Naturkunde und dem Freundeskreis Dr.
Heinz Meynhardt Natur- und Umweltbildung Jerichower Land veranstaltet
und ist für Kinder zwischen 6 und 14 Jahren konzipiert. Dafür gelten
die regulären Eintrittspreise der Gruson-Gewächshäuser (3,50 Euro,
ermäßigt 2,00 Euro). Familien mit einem Erwachsenen zahlen 6,50 Euro,
Familien mit zwei Erwachsenen 9,00 Euro. Die Gewächshäuser sind auch
an diesem Tag von 9.00 bis 17.00 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 2. Oktober 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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LESUNG/1914: Braunschweig - Bilderbuchkino "Zilly und der Riesenkürbis" am 8.10.2019


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino im Heidberg: "Zilly und der Riesenkürbis"



Braunschweig. Die Geschichte "Zilly und der Riesenkürbis" von Paul
Korky und Valerie Thomas ist am Dienstag, 8. Oktober, um 16 Uhr in der
Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek, Weimarstraße 4, als
Bilderbuchkino zu sehen. Eingeladen sind Kinder von drei bis sechs
Jahren und ihre Eltern. Im Anschluss gibt es für die Kinder ein
Malangebot. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 26309473.

Die Geschichte handelt von Zilly, die ungeduldig wartet, dass sie ihr
Gemüse ernten kann. Aber leider wächst es schrecklich langsam. Also
schwingt sie ihren Zauberstab und wenige Augenblicke später beginnt in
ihrem Garten ein wildes Wuchern. Doch nun werden die Kohlköpfe groß
wie Kühe, Kater Zingaro trifft eine Monsterraupe und ein riesiger
Kürbis droht Zillys Haus zu erdrücken. Die Zweigstelle Heidberg ist
dienstags und freitags von 10 bis 18 Uhr geöffnet. Das nächste
Bilderbuchkino findet im Heidberg am Dienstag, 12. November, statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 2. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation
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MUSEUM/873: Hanau - Tiergeschichten von Manfred Kyber am 13. Oktober 2019


Stadt Hanau

Tiergeschichten von Manfred Kyber im Museum Großauheim 

Vorlese-Nachmittag für die ganze Familie am Sonntag, 13. Oktober



Familien mit Kindern ab acht Jahren sind im Rahmen des
Kinderkult(o)urprogramms herzlich eingeladen am Sonntag, 13. Oktober
von 15 bis 16.30 Uhr den Tiergeschichten von Manfred Kyber im Museum
Großauheim zu lauschen. Die mal heiteren, mal besinnlichen Geschichten
laden kleine und große Besucher zum Lachen und auch zum Nachdenken
ein. Dabei erfahren alle Zuhörer, warum das Krokodil sein Gebiss
patentieren lässt und was auf dem Kongress der Regenwürmer geschieht.
In der einzigartigen Atmosphäre der Tierplastiken von August Gaul
werden Kybers Tiere und Geschichten lebendig. Während der Pause können
sich alle Gäste mit Getränken und Keksen stärken und in Ruhe die
Tierskulpturen des Großauheimer Bildhauers August Gaul bestaunen.

Die Kosten betragen für Kinder 2,50 Euro und für Erwachsene sechs
Euro. Familien zahlen zehn Euro pauschal. Maximal 25 Personen können
an der Veranstaltung teilnehmen. Teilnahmebedingung ist die
telefonische oder schriftliche Anmeldung bis donnerstags vor dem
Termin unter Telefon: 06181 - 295 1799 oder per E-Mail an
museen@hanau.de

Museum Großauheim- Kunst und Industriegeschichte 

Pfortenwingert 4, 63457 Hanau-Großauheim, www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 1. Oktober 2019
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AUSSTELLUNG/9743: Kölnischer Kunstverein - Maskulinitäten, Begleitprogramm bis 20.11.2019


Kölnischer Kunstverein

Maskulinitäten: Veranstaltungsprogramm / Events

1. September - 24. November 2019

Maskulinitäten. Eine Kooperation von Bonner Kunstvereins, Kölnischem
Kunstverein und Kunstverein für die Rheinlande und Westfalen,
Düsseldorf




Oktober

Sa, 05.10., 14 Uhr

Unreproduktive Begehren: sexuelle Befreiungen von unseren
Geschlechtern

Unsere Körper sind bis heute bestimmt von den disziplinierenden
Einschränkungen einer sexuellen Lesbarkeit, die nur im Verhältnis zum
modernen zwei-Geschlechter-Modell existiert. Im Workshop von Kerstin
Stakemeier werden Materialien unserer antrainierten Manierismen
gesammelt, diskutiert und neu geordnet.

Anmeldung unter: mail@kunstverein-duesseldorf.de

Ort: Kunstverein für die Rheinlande und Westfalen, Düsseldorf

Sa, 05.10., 19 Uhr

Idle Talk

In "Idle Talk?, einer Lesung von Philipp Gufler und Evelyn Taocheng
Wang, werden die beiden Künstler*innen Auszüge aus ihren
Künstlerbüchern "Unintended Experience? (Evelyn Taocheng Wang) und
"Indirect Contact? (Philipp Gufler) vorstellen.

(in englischer Sprache)

Ort: Kunstverein für die Rheinlande und Westfalen, Düsseldorf

So, 06.10., 19 Uhr

NASHA

"NASHA", benannt nach der jüngeren Schwester des Künstlers, ist ein
Versuch sich auf Reisen weniger einsam zu fühlen und handelt vom Wert
schwarzer Kultur. Eine Performance von keyon gaskin mit Samiya Bashir,
sidony o'neal und Adee Roberson.

Ort: Salon des Amateurs, Grabbeplatz 4, Düsseldorf

Mi, 09.10., 17 Uhr

Führung durch die Ausstellung mit Nikola Dietrich, Direktorin

Ort: Kölnischer Kunstverein

Fr, 11.10., 19 Uhr

Show and Tell #5

Double Feature:

Der Dokumentarfilm "The Worlds of Ursula K. Le Guin" von Arwen Curry
(2018, 65 Min., OV), erzählt vom Leben und Erbe der verstorbenen
feministischen Autorin Ursula K. Le Guin, bekannt durch ihre
wegweisenden Science-Fiction- und Fantasy-Werke, wie z.B. "A Wizard of
Earthsea" und "The Left Hand of Darkness". Die Protagonisten des Films
"Die Deutschen und ihre Männer" von Helke Sander (1989, 97 Min.)
wiederum sind Männer - jedoch nicht die gängigen Abenteurer, Arbeiter
oder , Betroffenen?, die üblicherweise von einer Dokumentarkamera ins
Visier genommen werden, sondern Männer, die sich sehr verdeckt halten
und ihre Tätigkeit dem Blick entziehen.

Ort: Kölnischer Kunstverein

So, 13.10., 11 - 18 Uhr

Maskulinitäten-Sonntag

Freier Eintritt in die Ausstellung in Bonn, Düsseldorf und Köln

Do, 17.10. und Fr, 18.10., 20 Uhr

Take It Like a Man

In der Performance "Take It Like a Man" von The Agency treffen sich
die Protagonisten, um eine utopische Bewegung des De-powerings zu
entfachen und ein Format zu finden, in dem sich Männlichkeiten neu
konfigurieren und mit einer linken Agenda verknüpfen lassen. Die
Performance wird in Kooperation mit dem Forum Freies Theater (FFT)
Düsseldorf präsentiert.

Ort: Forum Freies Theater Düsseldorf, Herzogstraße 89

Eintritt: 19 €, Mitglieder/ ermäßigt: 9 €, Tickets: www.fft-
duesseldorf.de

Fr, 18.10., 17 Uhr

Take It Like a Man

Publikumsgespräch mit Yana Thönnes, Magdalena Emmerig und Rahel
Spöhrer von der Performancegruppe The Agency, Kathrin Tiedemann
(Künstlerische Leiterin, FFT Düsseldorf) und Eva Birkenstock
(Direktorin, Kunstverein für die Rheinlande und Westfalen, Düsseldorf)
Ort: Kunstverein für die Rheinlande und Westfalen, Düsseldorf

Sa, 19.10., 12 Uhr

Führung durch die Ausstellung mit Sophie Schattner, Projektassistentin

Ort: Bonner Kunstverein

Do, 24.10., 18 Uhr

Mediated Masculinities: Visual Archives, Masculinities and Race in
Contemporary Practices of Self-/Documentation

Die Figur des "Angry Black Man" fordert eine Kritik der
Verschränkungen von visuellen Archiven, ?Race? und Affekt in digitalen
Medien ein. Jasmin Degeling, M.A. und Sarah Horn, M.A. (beide
Ruhr-Universität Bochum) diskutieren in ihrem Vortrag Interventionen
in medialen Sichtbarkeitspolitiken.

Ort: Kunstverein für die Rheinlande und Westfalen, Düsseldorf

So, 27.10., 15 Uhr

Führung durch die Ausstellung mit Jasmin Werner

Ort: Kölnischer Kunstverein

Do, 31.10., 18 Uhr

Elbow Room, Physical Education II

Zu "Physical Education II", der zweiten Ausgabe der Programmschiene
"Elbow Room" des Düsseldorfer Kunstvereins, werden Dudu Quintanilha
und Leda Bourgogne bezugnehmend auf Maskulinitäten neue performative
Arbeiten vorstellen.

Ort: Kunstverein für die Rheinlande und Westfalen, Düsseldorf und
Salon des Amateurs, Düsseldorf


November

Sa, 02.11., 19 - 2 Uhr

Museumsnacht Köln

Mit Führungen (20:30/21:30/23:30 Uhr) und Filmvorführungen von
Jonathas de Andrade "O Peixe (the Fish)", 2016, 37 Min., (19:30/22:30
Uhr). In der Videoarbeit von de Andrade führen Fischer aus einem Dorf
an der Nordostküste Brasiliens ein Ritual durch, bei dem sie den
gefangenen Fisch umarmen. Die liebevolle Geste, die den Tod begleitet,
bestätigt die Beziehung zwischen Arten, die von Stärke, Gewalt und
Macht durchdrungen ist.

Ort: Kölnischer Kunstverein

Di, 05.11., 17 Uhr

Mitgliederführung Bonn

Rundgang durch die Ausstellung mit Susanne Mierzwiak, Interimsleitung.
Die Veranstaltung richtet sich an Mitglieder aller drei
Kunstvereine.

Ort: Bonner Kunstverein

Do, 07.11., 20 Uhr

There's No Us in Masterpiece

Bei "There's No Us in Masterpiece" (2016) handelt es sich um ein
Theaterstück von Keren Cytter, mit dem sie hinterfragt, was das
Schauspielen ausmacht. Indem sich das Stück wiederholt zwischen in
szenierten und nicht-inszenierten Momenten bewegt, indem Umgebung,
Gespieltes und Ge filmtes ständig ineinander greifen, stellt Cytter
gängige Vorstellungen von Performance, gesprochenem Wort, Emotionen
und Realität auf die Probe. Diese deutsche Erstaufführung wird in
Kooperation mit der Filmwerkstatt Düsseldorf präsentiert.
(in englischer Sprache)

Ort: Filmwerkstatt Düsseldorf, Birkenstraße 47

Sa, 09.11., 12 Uhr

Blue Bananas and Other Meats - Der lustvolle Blick auf den Mann in der
Feministischen Kunst

Ein Vortrag von Dr. Andrea Jahn, Direktorin Stadtgalerie
Saarbrücken

Ort: Bonner Kunstverein

So, 10.11., 15 Uhr

Führung durch die Ausstellung mit Jasmin Werner

Ort: Kölnischer Kunstverein

So, 10.11., 11 - 18 Uhr

Maskulinitäten-Sonntag

Freier Eintritt in die Ausstellung in Bonn, Düsseldorf und Köln

Di, 12.11., 17 Uhr

Mitgliederführung Düsseldorf

Rundgang durch die Ausstellung mit Eva Birkenstock, Direktorin. Die
Veranstaltung richtet sich an Mitglieder aller drei Kunstvereine.
Anmeldung unter: mail@kunstverein-duesseldorf.de

Ort: Kunstverein für die Rheinlande und Westfalen, Düsseldorf

Di, 12.11., 19 Uhr

Penis/Phallus/Dildo

Der Vortrag "Penis/Phallus/Dildo" von Prof. Dr. Änne Söll
(Ruhr-Universität Bochum) wird einen Überblick über den
unterschiedlichen Einsatz des männlichen Geschlechtsorgans in den
Künsten seit 1970 bieten. Es wird darum gehen, welche Rolle der Penis
als Symbol für Männlichkeitspielt und wie er durch Künstler*innen de-,
bzw. re-konstruiert wird. In Kooperation mit der Ruhr-Universität
Bochum.

Ort: Kunstverein für die Rheinlande und Westfalen, Düsseldorf

Mi, 13.11., 19 Uhr

Show and Tell #6: The Year of the Pig

Ein Abend mit einer Lecture Performance, Filmen, Musik und Lesungen
von Juliette Blightman. Das Hauptthema der Künstlerin ist die Be
ziehung zwischen Kunst und Leben. Sie entwirft ihre Arbeiten wie
fortlaufende Tagebucheinträge, die in verschiedenen Medien artikuliert
sind. Sie filmt, malt und schreibt in radikaler subjektiver Weise und
macht das Persönliche öffentlich.

Ort: Kölnischer Kunstverein

Sa, 16.11., 16 Uhr

Maskulinitäten. Ein Künstler*innengespräch.

Eva Birkenstock, Michelle Cotton und Nikola Dietrich im Gespräch mit
Nelly Gawellek, Jürgen Klauke, Bea Schlingelhoff, Evelyn Taocheng Wang
und anderen an der Ausstellung beteiligten Künstler*innen.

Ort: Kunstverein für die Rheinlande und Westfalen, Düsseldorf

So, 17.11., 16 Uhr

The Magician

Eine Lesung mit CA Conrad (in englischer Sprache)

Ort: Kunstverein für die Rheinlande und Westfalen, Düsseldorf

Di, 19.11., 18 Uhr

Show and Tell #7: Konzepte der Maskulinität

Kurzvorträge in Kooperation mit der Ruhr-Universität Bochum: Katharina
Boje wird über den Zusammenhang von "Toxic Masculinity", "Hyper
masculinity" und "Blackness" sprechen, während Jan-Hendrik Steffan die
jahrelange fotografische Recherche der Künstlerin Marianne Wex in den
1970er Jahren zu männlich und weiblich konnotierten Körperhaltungen
erläutert. Peter Vignold wiederum nimmt die Superheldenkomödie
"SHAZAM!? von David F. Sandberg (USA 2019) zum Ausgangspunkt, um den
Verstrickungen von Ästhetik und Produktionsökonomie sowie ihrem
Zusammenwirken in der transformativen Produktion von
Männlichkeitsdiskursen in aktuellen Franchise-Blockbusterfilmen
nachzugehen.

Ort: Kölnischer Kunstverein

Mi, 20.11., 17 Uhr

Führung durch die Ausstellung mit Miriam Bettin, Kuratorische
Assistentin

Ort: Kölnischer Kunstverein

jeden Do um 17 Uhr

Führungen mit dem Team des Kunstvereins

Ort: Kunstverein für die Rheinlande und Westfalen, Düsseldorf

Weitere Veranstaltungen werden noch gesondert bekannt gegeben.

Sofern nicht anders angegeben, beträgt der Eintritt zu den
Veranstaltungen regulär 4 €, ermäßigt 2 € und für Mitglieder
der beteiligten Kunstvereine ist er frei.

Die Veranstaltungen im Rahmen von Show and Tell im Kölnischen
Kunstverein werden unterstützt von der RheinEnergie Stiftung.

Accompanying program Maskulinitäten. Eine Kooperation von Bonner Kunstverein, Kölnischem
Kunstverein und Kunstverein für die Rheinlande und Westfalen,
Düsseldorf

Öffnungszeiten Dienstag bis Sonntag von 11 bis 18 Uhr

an Feiertagen geschlossen

 * 

Quelle:

Kölnischer Kunstverein

Hahnenstraße 6, 50667 Köln,

Telefon +49 (221) 21 70 21,

E-Mail: info@koelnischerkunstverein.de

Internet: www.koelnischerkunstverein.de
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AUSSTELLUNG/9742: Berlin - "Menschenbilder", 09.10.-02.11.2019


Humboldt-Universität zu Berlin - 01.10.2019

Ausstellung "Menschenbilder"

Zeichnungen von Christoph Wetzel und Plastiken von Sorina von Keyserling



"Im Grunde sind es immer die Verbindungen mit Menschen, die dem Leben
seinen Wert geben". Diese Worte von Alexander von Humboldt finden
sichtbaren Ausdruck in den Plastiken und Zeichnungen, die vom 9. Oktober
bis zum 2. November 2019 im Lichthof Ost der Humboldt-Universität zu
Berlin zu sehen sind. Die Bildhauerin Sorina von Keyserling (geb. 1972)
lässt ihre Plastiken Zwiesprache halten mit den Zeichnungen von Christoph
Wetzel (geb. 1947). Beide Künstler vereint eine Bildsprache, die mit
Achtung und Empathie dem gegenüber gelebten Leben nachspüren -
Lebensspuren in Bronze oder Terrakotta oder dem Stift auf Papier.
Menschen, "die dem Leben seinen Wert geben".

Auch sie, die ausstellenden Künstler, sind auf einer Expedition unterwegs,
forschen, fragen und suchen mit Kreide, Bleistift und Modellierholz. Sie
kümmern sich in ihren bisweilen klassisch anmutenden Bildnissen und Akten
wenig um Störung, ob sie zeitgemäß sind. In einer Zeit multimedialer
nervöser Bild-Überflutung wirken diese Arbeiten in ihrem gegenseitigen
Dialog wie Orte des Innehaltens.

Sorina von Keyserling setzt ganz auf die stille Kraft ihrer
Menschenbilder, die ohne dramatische expressive Gebärden auskommen.
Besonders berühren ihre behutsam modellierten Kinderdarstellungen. Alle
Altersstufen erlebt man - förmlich greifbar - auf Augenhöhe.

Christoph Wetzel ist ein eindringlicher Beobachter seelischer Topographie
in Körpern und Gesichtern. "Ich will mit den Augen zuhören" sagt er. Dabei
wird ein Körper oftmals zum Porträt. Jahrzehntelang hat er die Malerei
Alter Meister studiert. Diese Vertrautheit mit alter Kunst befähigte ihn,
in den Jahren 2003 bis 2005, die Kuppel der Dresdner Frauenkirche
auszumalen.

Mit der Porträt-Plastik "Alexander von Humboldt" von Sorina von Keyserling
und einer historischen Kopie - dem Humboldt-Bildnis nach Josef Stieler -
(Leihgabe der Bergakademie Freiberg) aus der Hand von Christoph Wetzel,
verneigen sich beide Künstler vor dem einen der beiden Namensgeber der
Universität.

Entgegen allen modernistischen Erfindungen gibt der Kosmopolit Alexander
von Humboldt ihnen recht, wenn er schreibt: "Die Natur aber ist das Reich
der Freiheit".

Die Ausstellung ist zu sehen vom 9. Oktober bis 2. November 2019 im
Lichthof Ost des Hauptgebäudes der Humboldt-Universität zu Berlin.

Termin Vernissage:

9. Oktober,18 Uhr

Lichthof Ost, HU-Hauptgebäude

Begrüßung: Prof. Dr. Eva Inés Obergfell, Vizepräsidentin für Lehre und
Forschung

Zur Ausstellung sprechen: Sigrid Jacobeit, Sorina von Keyserling,
Christoph Wetzel


Adresse

Unter den Linden 6. Universitäts-Hauptgebäude

Raum: Lichthof Ost (Raum 1007)




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 01.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FÜHRUNG/997: Hanau - Rundgang durch die Dauerausstellung "August Gaul" am 13.10.2019


Stadt Hanau

Führung durch die Dauerausstellung August Gaul



Der in Großauheim geborene Künstler August Gaul (1869-1921) zählt zu
den bedeutendsten Künstlern der Moderne. Den 150. Geburtstag des
gebürtigen Großauheimer Bildhauers August Gaul würdigt das Museum
Großauheim mit einer großen Jubiläumsausstellung "August Gaul. Weil es
mich freut. Plastik und Grafik zum 150. Geburtstag", die vom 20.
Oktober 2019 bis 24. Mai 2020 im Museum Großauheim präsentiert wird.
Einen Vorgeschmack auf die kommende Sonderschau im Museum Großauheim
bietet die Führung mit Detlef Sundermann durch die Dauerausstellung
August Gaul.

Die Kosten für die Führung betragen zwei Euro pro Person zzgl.
Museumseintritt. Teilnahmebedingung ist die telefonische oder
schriftliche Anmeldung bis donnerstags vor dem Termin unter Telefon
06181 - 295 1799 oder per E-Mail an museen@hanau.de

Informationen und weitere Termine finden sich im
Veranstaltungskalender der Stadt Hanau unter www.museen-hanau.de.

Termin: Sonntag 13. Oktober

Museum Großauheim- Kunst u. Industriegeschichte

Pfortenwingert 4, 63457 Hanau-Großauheim

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 1. Oktober 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/756: Essen - Podiumsdiskussion zur fotografischen Praxis Sebastião Salgados, 14.10.2019


Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI) - 02.10.2019

Podiumsdiskussion zur fotografischen Praxis Sebastião
Salgados

am 14. Oktober 2019 ab 18:30 Uhr

im Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Goethestraße 31, 45128 Essen



Der Brasilianer Sebastião Salgado (*1944) gehört zur Riege
international vielfach prämierter und ausgestellter Fotograf*innen unserer
Zeit. Mit seinen opulenten Schwarz-Weiß-Bildern von Menschen in prekären
Arbeitsbedingungen und in Migrationsbewegungen sowie sakral aufgeladenen
Tier- und Landschaftsaufnahmen erreicht er ein großes Publikum auch
jenseits des Kunstbetriebs. Dass Salgado nun mit dem Friedenspreis des
Deutschen Buchhandels 2019 ausgezeichnet wird, ist trotzdem nicht
unproblematisch. Die Podiumsdiskussion nimmt sich vor diesem Hintergrund
der kritischen Figur Salgado und seiner Bilder an.

In der Begründung des Friedenspreises heißt es, man zeichne "einen
Bildkünstler aus, der mit seinen Fotografien soziale Gerechtigkeit und
Frieden fordert und der weltweit geführten Debatte um Natur- und
Klimaschutz Dringlichkeit verleiht." In seiner Person verbindet Salgado
fraglos soziales Engagement, von dem etwa zahlreiche Kooperationen mit
Organisationen wie UNICEF und Ärzte ohne Grenzen zeugen, mit einem
ästhetischen Interesse am 'perfekten', 'schönen' Bild. Zur Frage steht
dabei, wie sehr die ebenso monumentale wie sprachlose Geste seiner
Fotografien ihrem eigenen sozialdokumentarischen Anspruch und jenem der
Friedenspreis-Jury gerecht werden kann.

Das Podium wird ästhetische, praktische und kontextuelle Fragen in Bezug
auf Salgados großformatige Aufnahmen diskutieren: Wie lässt sich für und
wider visuelles Pathos im Rahmen einer dokumentarischen Praxis
argumentieren und inwiefern ist Schönheit ein moralisches und nicht allein
ein ästhetisches Problem? Lässt sich Salgados karitatives Engagement
überzeugend von der Bewertung seiner Bilder trennen? Und nicht zuletzt: An
wen richten sich Salgados zahlreiche Bildbände, seine wandförmigen
Großformate?

Im Laufe des Abends wird die Diskussion für das Publikum geöffnet.

DISKUTANTINNEN

Elke Grittmann, Professorin für Medien und Gesellschaft an der Hochschule
Magdeburg-Stendal

Elisabeth Neudörfl, Professorin für Dokumentarfotografie an der Folkwang
Universität der Künste, Essen

Evelyn Runge, Post-Doc Fellow an der Hebrew University of Jerusalem

KONZEPTION & MODERATION

Matthias Gründig, wissenschaftlicher Mitarbeiter für Theorie und
Geschichte der Fotografie an der Folkwang Universität der Künste,
Essen

Anja Schürmann, wissenschaftliche Mitarbeiterin am
Kulturwissenschaftlichen Institut Essen

VERANSTALTER

Eine Veranstaltung des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI) in
Kooperation mit der Folkwang Universität der Künste, Essen


WEITERE INFORMATIONEN

Link zur Veranstaltung auf der KWI-Homepage

https://kulturwissenschaften.de/veranstaltung/podiumsdiskussion-arm-aber-erbaulich/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), 02.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/308: Braunschweig - Marcell Perse stellt den Maler Johann Wilhelm Schirmer vor, 9.10.2019


Stadt Braunschweig

Marcell Perse stellt den Maler Johann Wilhelm Schirmer vor

Museumsleiter der Zitadelle Jülich hält Vortrag im Städtischen Museum



Der Museumsleiter der Zitadelle Jülich, Marcell Perse, stellt am
Mittwoch, 9. Oktober, um 19 Uhr im Städtischen Museum, Haus am
Löwenwall, Steintorwall 14, den Maler Johann Wilhelm Schirmer (1807 -
1863) vor. Der Vortrag findet anlässlich der aktuellen
Sonderausstellung "Fortuna und Eintracht. Die Düsseldorfer Malerschule
in Braunschweig - eine Begegnung zweier Sammlungen" statt. Der aus
Jülich stammende Künstler zählt zu den Wegbereitern der Düsseldorfer
Landschaftsmalerei. Er erwanderte mit seinen Schülern das Rheinland
und hielt es in Gemälden fest. Seit 1839 als Professor an der
Düsseldorfer Akademie tätig, prägte Schirmer mit seiner innovativen
Lehrmethode eine ganze "Schirmer-Schule". Der Eintritt ist frei.

Marcell Perse leitet das Museum Zitadelle Jülich und beschäftigt sich
seit mehr als zwei Jahrzehnten mit Leben und Werk Schirmers, dem er
zahlreiche Publikationen und Ausstellungen gewidmet hat.

Das Städtische Museum, Haus am Löwenwall, ist dienstags bis sonntags
von 10 bis 17 Uhr geöffnet. Der Eintritt beträgt fünf Euro für
Erwachsene, Ermäßigung (für Schüler, Studierende, Auszubildende,
Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des "Braunschweig
Passes") 2,50 Euro. Kinder von sechs bis 16 Jahren zahlen zwei Euro.
Schulklassen und Kinder bis sechs Jahren haben im Städtischen Museum
freien Eintritt. Das Städtische Museum ist uneingeschränkt
barrierefrei.

Das Städtische Museum nimmt teil an der MuseumsCard der Braunschweiger
Museen. Sie ermöglicht einmalig freien Eintritt sowie dauerhaft
ermäßigten Eintritt bei Folgebesuchen für ein Jahr in den sieben
größten Museen Braunschweigs. Die Museumscard kostet 22 Euro und ist
auch im Städtischen Museum erhältlich. Alle Infos unter
www.braunschweig.de/museumscard.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 2. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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DAS BLÄTTCHEN/1929: Fröhlich und traurig - Bruce Springsteen zum 70.


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 19 | 16. September 2019

Fröhlich und traurig - Bruce Springsteen zum 70.

von Wolfgang Hochwald



In seiner 2016 erschienenen Autobiographie "Born to Run" beschreibt Bruce
Springsteen, der am 23. September 70 Jahre alt wird, die Musik, die ihn als
Heranwachsenden besonders angesprochen hat: "Anhaltendes Interesse fand ich
schließlich an Platten, auf denen die Sänger gleichzeitig fröhlich und
traurig klangen. [...] Platten, die Kummer und Freuden des Alltags
wachriefen."

Dies beschreibt recht gut Springsteens eigene Lieder, die er seit 1973 auf
bislang 19 Studioalben und mehreren Live-Mitschnitten veröffentlicht und in
unzähligen Konzerten vor einem stetig wachsenden Publikum gespielt hat.
Lieder, in denen er oft Geschichten über die Verlierer der Gesellschaft
erzählt, die entgegen aller Erwartung ihre letzte Hoffnung noch nicht
aufgegeben haben. Die musikalische Bandbreite seiner Songs reicht von karg
instrumentierten Balladen bis zu Rockstücken, in der Springsteens Band, die
"E Street Band", ihre volle Palette von Klavier, Keyboard, drei Gitarren,
Bass, Schlagzeug, Saxophon - zudem oft unterstützt von Geige und weiteren
Bläsern - ausspielen kann.

Die Zusammensetzung der "E Street Band" ist seit fast 45 Jahren
unverändert, bis auf zwei Verluste durch Todesfälle: Keyboarder Danny
Federici starb 2008 mit 58 Jahren an Krebs und der legendäre und das Bild
der Band prägende Saxophonist Clarence Clemons 2011 im Alter von 69 Jahren.
Dennoch und trotz des fortgeschrittenen Alters aller Akteure ist die
Energie, die Springsteen und seine Band auf die Bühne bringen, ungebrochen,
auch weil es seit jeher Springsteens Anspruch ist, dem Publikum einen
echten Gegenwert für sein Eintrittsgeld zu geben. So erfüllt er seit
einigen Jahren Publikumswünsche, die die Zuschauer auf Plakaten hochhalten
und nicht selten machen die spontan ausgewählten Lieder bis zu einem
Viertel des Abends aus. Somit ist kein Konzertabend wie der andere und im
Laufe einer Konzerttour spielt die Band an die 100 verschiedene Songs.

Tom Morello (Gitarrist von "Rage Against the Machine") hatte vor der
Springsteen Tour 2013/14, bei der er als Gastmusiker dabei war, mehr als
200 Songs aus dem Springsteen Repertoire eingeübt. Um dann doch einmal
passen zu müssen, als Springsteen mitten im Sommer aus dem Publikum "Santa
Claus Is Coming to Town" auswählte. Die Band ist mindestens drei Stunden
nonstop auf der Bühne, der offizielle Rekord wurde im Juli 2012 in Helsinki
mit 38 Songs in vier Stunden und sechs Minuten aufgestellt. Darin enthalten
sind noch nicht einmal die 5 Stücke, die Springsteen lange vor
Konzertbeginn alleine auf der Bühne spielte, als die ersten Zuschauer das
Stadion betraten.

Die größte Zuschauerzahl dürften "Bruce Springsteen and the E Street Band"
am 19. Juli 1988 im damaligen Ost-Berlin gehabt haben. Das von der FDJ
organisierte Konzert haben nach Schätzungen bis zu 300.000 Zuschauer erlebt
und ähnlich wie 1969 in Woodstock mussten die Veranstalter ab einem
bestimmten Zeitpunkt die Tore öffnen und alle Besucher mit oder ohne Ticket
(Preis 19,95 M + 0,05 M Kulturabgabe) auf das Konzertgelände auf der
Radrennbahn in Weißensee lassen. Dabei wäre das Konzert fast nicht zustande
gekommen, stand in Gefahr von den Offiziellen abgebrochen zu werden.
Zunächst hatte Springsteen, der nie politisch vereinnahmt werden wollte,
sich darüber geärgert, dass die FDJ auf die Tickets ohne Absprache "Konzert
für Nikaragua" gedruckt hatte. Springsteen wollte daraufhin - so Erik
Kirchbaum in seinem Buch "Rocking the Wall" - auf der Bühne eine Erklärung
abgeben, dass er nach Ost-Berlin gekommen sei, um Rock'n'Roll zu spielen
und er hoffe, dass "eines Tages alle Mauern fielen". Als sich dies im
Backstage Bereich während des Konzertes herumsprach, machte sich unter den
westdeutschen Konzertveranstaltern eine gewisse Panik breit. Springsteens
langjähriger Freund und Manager Jon Landau besprach daraufhin mit
Springsteen neben der Bühne, eine offene Konfrontation mit der
DDR-Regierung zu vermeiden und das Wort "Mauern" durch "Barrieren" zu
ersetzen. Die Zuschauer werden dennoch genau verstanden haben, was
Springsteen meinte, zumal er direkt nach seiner kurzen Ansprache Bob Dylans
"Chimes of Freedom" (Glocken der Freiheit) spielte. Auch wenn man diese
Episode im Zusammenhang mit dem Mauerfall nur 16 Monate später nicht
überbewerten sollte, so war es doch das erste Mal, dass sich ein Künstler
aus dem Westen in der Hauptstadt der DDR konkret gegen die Mauer aussprach.

Springsteen ist nie ein explizit politischer Künstler gewesen und dennoch
ziehen sich durch seine Karriere immer wieder Stellungnahmen, Aktionen und
Lieder, mit denen er versucht hat, politischen Einfluss zu nehmen. Im 
US-Wahlkampf hat er sich mehrfach für demokratische Kandidaten eingesetzt,
insbesondere für Barack Obama. Dabei begann seine politische Bewertung mit
einem großen Missverständnis: Ronald Reagan lobte Springsteen während
seiner Wiederwahlkampagne für dessen 1984er Mega-Hit "Born in the USA" als
"Hoffnung bringenden jungen Amerikaner". Springsteen war allerdings zu
diesem Lied angeregt worden durch die Autobiographie "Geboren am 4. Juli"
von Ron Kovic (1989 von Oliver Stone mit Tom Cruise in der Hauptrolle
verfilmt), einem Vietnam-Veteranen, der von der Brust abwärts gelähmt aus
dem Krieg zurückgekommen war. Die kritische Haltung des Songs gegenüber der
US Politik (in Vietnam) und dazu, wie die USA ihre Veteranen behandelt,
wird aber auch heute noch von Teilen der republikanischen Partei nicht
verstanden und das Lied immer einmal wieder bei Wahlkampfveranstaltungen
der Partei eingesetzt.

Mit den Verlierern der US-Gesellschaft setzte sich Springsteen vor allem in
einer Trilogie aus eher akustischen und ohne die Band eingespielten Alben
auseinander, dem 1982 auf einem Vierspurkassettenrekorder aufgenommenen
"Nebraska", dem 1995er "The Ghost of Tom Joad", das im Titelsong an die
Hauptfigur aus John Steinbecks "Früchte des Zorns" erinnert, und "Devils &
Dust" aus 2005, das sich mit der Agonie der Bush-Ära und dem Irakkrieg
befasst.

Sehr deutlich nahm Bruce Springsteen mit dem im Jahr 2000 veröffentlichten
Lied "American Skin (41 Shots)" Stellung. Er reagierte damit auf die
Erschießung des unbewaffneten und unschuldigen, aus Guinea stammenden
Immigranten Amadou Diallo durch vier New Yorker Polizisten im Februar 1999.
Die in Zivil gekleideten Polizisten hatten Diallo mit einem gesuchten
Tatverdächtigen verwechselt. Als Diallo auf Ansprache der Polizisten seine
Brieftasche aus der Jacke ziehen wollte, feuerten diese insgesamt 41
Schüsse auf Diallo ab, von denen ihn 19 tödlich trafen. Die vier Polizisten
wurden im Februar 2000 von allen Anklagepunkten freigesprochen. Springsteen
bringt in seinem Text die Sorgen einer afroamerikanischen Mutter zum
Ausdruck, wenn sie ihren Sohn zur Schule schickt: "Auf diesen Straßen,
Charles, musst du die Regeln kennen / Versprich mir, wenn ein Polizist dich
anhält, immer höflich zu sein / Und lauf niemals davon / und versprich
deiner Mama, dass du ihn immer deine Hände sehen lässt ... / du kannst
dafür getötet werden, einfach nur in deiner amerikanischen Haut zu leben."

Die größte New Yorker Polizeigewerkschaft reagierte sehr kritisch auf den
Song und sprach sich für einen Boykott von Springsteen Konzerten aus.
Springsteen hat "American Skin (41 Shots)" aber aus verschiedenen Anlässen
immer wieder gespielt, so 2012/13 als Reaktion auf die Erschießung des 
17-jährigen afroamerikanischen Schülers Trayvon Martin und den Freispruch des
Täters.

Den vielleicht größten gesellschaftlichen Einfluss mag das Album "The
Rising" von 2002 gehabt haben. Am Tag nach dem 11. September 2001 stand
Springsteen mit seinem Auto an einer Ampel, als ein Mann neben ihm die
Scheibe runterkurbelte und ihm zurief: "Bruce, we need you now".
Springsteen steckte zu diesem Zeitpunkt in einer Schaffenskrise und hatte
schon seit 18 Jahren kein Album mehr mit der "E Street Band" aufgenommen.
Zehn Monate nach dem 11. September war Springsteen mit einem neuen Album
tatsächlich zur Stelle und beschrieb die leere Verzweiflung derer, die
geliebte Menschen verloren haben ("Empty Sky", "You're Missing", "Lonesome
Day"), den Mut der Helfer ("Into the Fire"), aber auch die Hoffnung auf
bessere Zeiten im Titelsong und in "My City of Ruins" mit dem gospelartig
wiederholten Refrain "Come on, rise up".

Dass es für Musik oder Kunst im Allgemeinen aber in der Regel fast
unmöglich ist, einen weitergehenden Einfluss auf Politik und Gesellschaft
zu haben, zeigte sich einmal mehr im Juni dieses Jahres am tragischen
Beispiel eines Vaters und seiner Tochter aus El Salvador, die beim Versuch
den Rio Grande zwischen dem mexikanischen Matamoros und dem US-Ort
Brownsville zu durchqueren, ertranken. Auf dem Foto der Ertrunkenen sieht
man, dass der Vater seine kaum zweijährige Tochter unter sein T-Shirt
geschoben hatte, damit die Strömung des Grenzflusses sie nicht von ihm
wegrisse und das Mädchen im Tod den Arm immer noch um den Hals des Vaters
gelegt hatte. 14 Jahre zuvor hatte Bruce Springsteen im Lied "Matamoros
Banks" vom schon zitierten Album "Devils & Dust" den Tod eines Geflüchteten
geschildert, dem der Rio Grande an genau derselben Stelle zwischen
Matamoros und Brownsville zum Verhängnis wurde. Im Begleitheft zur CD
schrieb Springsteen: "Jedes Jahr sterben viele Menschen, die die Wüsten,
Berge und Flüsse unserer südlichen Grenze auf der Suche nach einem besseren
Leben durchqueren." Wer im Elan seiner Jugend dachte, dass Musik die Welt
ändern kann, wird einmal mehr eines Besseren belehrt. Selbst da
s Foto der beiden Toten bewegt die Menschen nur kurz, ändert aber nichts an
der Politik und der Situation der Geflüchteten an der 
mexikanisch-amerikanischen Grenze. Und dennoch: wo sind die Künstler Europas, die sich
explizit zum Sterben im Mittelmeer äußern?

Einen intensiven Einblick in sein eigenes (Seelen-)Leben hat Bruce
Springsteen in seiner anfangs schon erwähnten Autobiographie gegeben.
Schonungslos schreibt er über seine psychischen Probleme und die
Depression, die ihn seit seiner Jugend bis zum heutigen Tag - oft nach der
Euphorie einer Konzerttour und insbesondere im Alter zwischen 60 bis 64 -
immer wieder ereilt hat, und die er nur durch jahrelange Psychotherapie,
die offensichtlich dauerhafte Einnahme von Psychopharmaka und die
Unterstützung seiner Frau im Griff hält.

Springsteen beleuchtet in seinem Buch insbesondere die schwierige Beziehung
zu seinem manisch depressiven Vater, der ihm nie eine Form von Zuneigung
entgegenbringen konnte, auf tiefgründige Weise: "Wir erweisen unseren
Eltern die Ehre, indem wir das Beste von ihnen übernehmen und den Rest
hinter uns lassen. Indem wir die Dämonen bekämpfen und niederringen, die
sie krank gemacht haben und die jetzt in uns weiterleben. Das ist alles,
was wir tun können - wenn wir Glück haben. Und ich habe Glück. [...] Ich
habe eine Frau, die ich liebe, eine [...] Tochter und zwei [...] Söhne.
[...]Wir leiden nicht unter der Entfremdung und dem Chaos, die ich in
meinem Elternhaus erlebt habe. Und trotzdem sind die Probleme meines Vaters
fester Bestandteil unseres Stammbaums [...] also müssen wir wachsam
bleiben."

Auch Arbeit hilft Springsteen gegen seine psychischen Belastungen. So
wundert es nicht, dass er nach Erscheinen seiner Autobiographie über ein
Jahr lang bis Dezember 2018 an fünf Abenden in der Woche alleine auf der
Bühne eines Broadway Theaters stand und eine gelungene Mischung aus
Geschichten aus seinem Leben und dazu passenden Songs präsentierte (als
"Springsteen on Broadway" bei "Netflix" zu erleben). Und dass er sich in
diesem Jahr mit seinem 19. Studioalbum "Western Star" neu erfunden hat mit
einer Musik, die man so noch nicht von ihm gehört hat, auf der die Bläser
und Streicher mehr im Vordergrund stehen als die Gitarren und die manchmal
wie aus einem alten Western klingt.

In einem Interview hat Springsteen einmal gesagt, dass seine unfertigen
Lieder wie Bilder in einem Maleratelier lagern und er ab und zu danach
schaut, an welchen er weiterarbeiten mag. Und tatsächlich befasst er sich
derzeit schon wieder mit Material, das er zusammen mit der "E Street Band"
aufnehmen will. Die Aussichten, dass Springsteen mit dann 70 Jahren und
seiner Band 2020/21 wieder auf eine ausgedehnte Tour geht, erscheinen also
gut.

"Bruce, we need you now" könnte für Springsteen angesichts der
Zerrissenheit der US-Gesellschaft heute mehr denn je gelten. Die Verlierer,
die Springsteen in seinen Liedern und einmal mehr in "Westerns Stars"
beschrieben hat, das sind die Menschen, die Donald Trump zu seinen Wählern
zählen kann. Vielleicht überwindet Springsteen ja die Sprach- und
Hilflosigkeit, die viele US-Künstler derzeit zu kennzeichnen scheint, und
kann mit einer neuen Platte und öffentlichen Auftritten im Wahljahr 2020 ja
doch einen politischen Einfluss nehmen. In diesem Sinne: alles Gute zum 70.
Geburtstag, Bruce Springsteen.

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1901: Quo vadis homo s@piens?


graswurzelrevolution Nr. 441, September 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Quo vadis homo s@piens?

Die Entwertung menschlichen Lebens

von Heike Knops



Im Mai 2019 wurde das 70-jährige Bestehen des Grundgesetzes
gefeiert. So lange schon gilt in der Bundesrepublik das Prinzip der
Unantastbarkeit von menschlichem Leben, der Gleichheit aller Menschen
- der Menschenwürde: "sie zu achten und zu schützen ist die
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt" (Art.1.1)!

In den 70 Jahren ist die BRD deutlich gealtert. So sehr, dass Ärzte
und medizinisches Personal zunehmend Bereitschaft zeigten, das Leben
ihrer alten und kranken Patient*innen unter bestimmten Bedingungen
vorzeitig zu beenden.


Diese in ganz Europa verbreitete Praxis nahm das "Komitee für
soziale, gesundheitliche und familiäre Angelegenheiten" des
Europarates im September 2003 zum Anlass, über eine einheitliche
europäische Praxis am Lebensende(1) zu diskutieren und den
Mitgliedsstaaten eine Vereinheitlichung der Euthanasie-Maßnahmen zu
empfehlen und diese zu legalisieren, um sie kontrollieren zu können.

In Rede stehen dabei unheilbare Krankheiten oder ständige,
unerträgliche Schmerzen ohne Aussicht auf Besserung und der daraus
resultierende oder mutmaßliche Patientenwunsch nach Euthanasie.

Damit ist ein sich ausweitender Zugriff auf das Leben der Bevölkerung
eingeleitet worden. Diese Entwicklung ist systemischer Teil einer sich
verändernden Gesellschaft, die immer stärkere Züge eines ungebremsten
Kapitalismus trägt. Darin wird alles zur Ware und unter dem Aspekt von
Kosten und Nutzen organisiert: auch das Leben. Wurde zunächst nur auf
die Arbeitskraft des Menschen rekurriert, so gerät unter medizinischem
Kompetenzzuwachs und medizinischer Dominanz mehr und mehr der gesamte
Mensch, alle menschlichen Lebensphasen in den Focus.

Mittels Pränataldiagnostik (PND) und Präimplantationsdiagnostik (PID)
ist eine weitere gesellschaftliche Bewertung und Entwertung von Leben
implementiert worden. Denn diese Verfahren suchen vorgeburtlich auch
gezielt nach Krankheiten und Beeinträchtigungen. Werden Veränderungen
entdeckt, die unerwünscht sind, die gesellschaftlichem Nutzen und
Verwertung zuwiderlaufen, weil sie etwa Pflege und Kosten verursachen
werden, so wendet sich diese medizinische Praxis von einer bis dahin
öffentlich etablierten zur "rein privaten". Denn nun sollen plötzlich
die Eltern über das Schicksal des bereits medizinisch als "unwert"
definierten ungeborenen Lebens entscheiden. Sie sollen Tod oder
Weiterleben verantworten. Durch dieses Setting verwandelt sich ein von
der Krankenkasse bezahltes medizinisches Angebot in eine private
Einzelentscheidung. Damit wird die eugenische Selektion formal aus der
staatlichen Verantwortung in die private verschoben.

Andererseits aber hat das Verfahren gerade durch die Standardisierung
und den allgemeinen Zugang zu dieser medizinischen Leistung
gesellschaftliche Bedeutung. Daher kann nicht unreflektiert bleiben,
dass PND (und PID) Selektion und pränatale Euthanasie intendiert und
insofern eine moderne Form der Eugenik darstellt.

Als solche hat diese Praxis bevölkerungspolitische und sozialethische
Relevanz und müsste demokratischem Diskurs und Kontrolle unterworfen
sein und sich eben nicht als Privatsache im medizinischen Alltag
vollziehen. Zumal das Grundgesetz auch in dieser Frage ein Schutz- und
Wächteramt inne hat. Zwar obliegen Pflege und Erziehung der Kinder den
jeweiligen Eltern. Aber: "Über ihre Betätigung wacht die staatliche
Gemeinschaft" (Art. 6(2)).

Dass eine eugenische Entscheidung heutzutage keiner diktatorischen
Politik mehr bedarf und nicht im Widerspruch zum Grundgesetz
(Artikel 1) verstanden wird, ist das Ergebnis kapitalistischer
Vergesellschaftung. Sie sichert die individuelle Übernahme der
leistungsorientierten Wertmuster durch Angleichung der
Identitätsstruktur des Einzelnen an das objektive Anspruchsniveau.

Denn "Personale Identität entwickelt sich im Prozess der individuellen
Vergesellschaftung als Vermittlung subjektiver Bedürfnisse und
Erwartungshaltungen mit den gesellschaftlichen Ansprüchen und Normen,
zu denen die Leistungsbereitschaft als zentrales Element gehört."(2)

In dem Maße wie die Leistungsfähigkeit abnimmt, verliert das Leben an
Wert. Das vermittelt auch das soziale Umfeld, das maßgeblich zur
sozialen und persönlichen Identität beiträgt, indem es durch seine
Interessen und Definitionen den anderen determiniert.

Diese Art sublimer Fremdbestimmung und bevölkerungspolitischer Lenkung
des Menschen durch die kapitalistische Logik des
medizinisch-technischen Machtblocks wird begleitet und verstärkt durch
einen Prozess gesellschaftlicher Entsolidarisierung.

Die Anfänge dieser Entwicklung sieht der französische Philosoph Michel
Foucault in der aufkommenden Industrialisierung, die den "menschlichen
Körper im wesentlichen zur Produktivkraft" werden ließ. Gleichzeitig
sind "sämtliche Formen der Verschwendung" von Lebensenergie (Foucault
meint hier Sexualität und Wahnsinn), sowie alle Lebensweisen, die
nicht der Produktivität dienen, und "daher in ihrer Nutzlosigkeit in
Erscheinung" treten, "verbannt, ausgeschlossen und unterdrückt
worden".(3)

Wir blicken heute auf einen Großteil dieses Prozesses bereits zurück.

Aus der wirtschaftlichen Nützlichkeit eines Menschen und den
gesellschaftlichen Notwendigkeiten hat sich in der Gegenwart ein
Konsens über Lebensqualität gebildet. Er ist uns vertraut und fassbar
im herrschenden Gesundheits- und Schönheitsideal sowie der
Leistungsethik und Konsumfähigkeit.

Ein Leben mit Beeinträchtigungen, die Konsum-, Leistungs- und
Erlebnisfähigkeit reduzieren, erscheint als nicht lebenswert.

Die eigene Leistungsfähigkeit zu erhören, liegt nahe und ist nicht nur
im Profisport verbreitet. Längst werden Angebote der
Leistungssteigerung im Alltag genutzt: Tabletten, Anabolika, Proteine
oder Stimulanzen, Energydrinks, Fitnessprogramme,
Ernährungsvorschriften.

Fitnessarmbänder kontrollieren Puls und Herzfrequenz, zählen Schritte
und Wegstrecke, verbrauchte Kalorien sowie die Phasen der Inaktivität.
So drängen sie zur ständigen Verbesserung des eigenen Status.

Daneben explodiert eine Wellness-Industrie, um den ständigen
Anforderungen im privaten wie öffentlichen Leben standhalten zu
können.

Die Aussicht auf eine ganz grundsätzliche Optimierung des
Menschen klingt da verlockend. Intelligenz, Gesundheit,
Leistungsfähigkeit und gutes Aussehen durch genetische oder
biotechnische Optimierung zu erreichen, trifft das Lebensgefühl der
modernen Gesellschaft, in der alles käuflich erscheint.


Human Enhancement(4)

An einem entsprechenden Angebot arbeitet bereits ein Google-Projekt,
das Ray Kurzweil im Herbst 2014 mit großem finanziellem Aufwand
startete.(5) Das menschliche Gehirn soll durch Implantate zur
Steigerung der kognitiven Fähigkeiten und Neural Engeneering zur
allgemeinen Erweiterung des menschlichen Bewusstseins perfektioniert
werden. Darüber hinaus arbeitet das Projekt an der Cyborgisierung auch
gesunden Körpergewebes, um Widerstandsfähigkeit und Lebensdauer zu
steigern. Kurzweils zielt auf eine genetische Optimierung des Menschen
durch Informations- und Biotechnologie. In seinem Buch "homo
s@piens"(6) mit der ausdrucksstarken Schreibweise von "s@piens" (die
ich augenzwinkernd im Titel übernommen habe) berichtet er davon.

Das Google-Projekt testet in einem ersten Schritt Möglichkeiten der
Selbstlernbefähigung von Datenträgern: riesige von Googles
Suchmaschinen gesammelte und verglichene Datenmengen sollen sich
sozusagen selbst weiter entwickeln, indem sie sich kombinieren und
selbständig neue Informationen generieren. Auf dieser Grundlage, mit
dieser Methodik hofft man, Krankheiten besser zu erforschen, zu
beseitigen und die Lebensdauer des menschlichen Körpers auf ein
Mehrfaches zu erhöhen.

Mittlerweile ist das beschriebene Projekt zu einem börsennotierten
Unternehmen angewachsen mit einem Jahresumsatz von 136,8 Mrd.
US-Dollar (2018).

Es firmiert unter den Namen "Calico" und "Alphabet" und hat seine
Arbeit ausgeweitet: vom ehemaligen Gesundheitssektor und der
Biotechnologie auf die Branchen Internetdienstleistungen, Werbung,
Softwareentwicklung und Investment. Zielsetzung des Unternehmens sei
es, mithilfe modernster Wissenschaft und transformativer Technologie
die Alterung zu bekämpfen und die Gesundheit zu erhöhen "auf der
Grundlage von intellektueller Freiheit und Kreativität".

Auch die BRAIN-Initiative, die vom US-Präsidenten Barack Obama 2014
ins Leben gerufen wurde, forscht an der Verbesserung des Gehirns. Die
damit befassten US-Wissenschaftler*innen wollen in den nächsten Jahren
zu ergründen versuchen, wie Gehirnzellen miteinander interagieren,
also wie Gedanken gefasst werden. Sie wollen aufdecken, wie das Gehirn
arbeitet, wie Bewusstsein entsteht und wie Krankheiten das
Zusammenspiel der Neuronen verändern.

Als Durchbruch des Jahres 2018 verkündet die BRAIN-Initiative, dass es
ihren Wissenschaftler*innen gelungen ist, mit unterschiedlichen
Technologien die Embryo-Entwicklung in allen Details zu verfolgen.
Forscher*innen können nun Zellen und ihre Folgegenerationen, also ihre
zelluläre Fortentwicklung, in lebenden Organismen beobachten und
auswerten.

Die Arbeit der BRAIN-Initiative ist auf zehn bis 15 Jahre ausgelegt
und startete mit einer Fördersumme von etwa 110 Millionen Dollar für
jedes Forschungsjahr. Finanzielle Unterstützung kommt von den
Nationalen Gesundheitsinstituten (NIH), der nationalen
Wissenschaftsstiftung, dem Verteidigungsministerium und privaten
Stiftungen der USA.

Dass sich das Verteidigungsministerium finanziell für diese Forschung
engagiert, lässt aufhorchen! Und so stößt man darauf, dass sich die
US-Army schon länger für die Optimierung der menschlichen Leistung
interessiert und bereits 2008 Forschungsprojekte mit dieser
Zielsetzung ausschrieb. Durch bio-chemikalische oder genetische
Veränderung der Mitochondrien soll die Leistung der Soldat*innen
gesteigert und länger aufrechterhalten werden.

Denn, wie es in der Ausschreibung unter dem Titel "Optimierte
menschliche Leistung" heißt, wird die "moderne Armee durch die
Biologie beeinträchtigt".(7) Aufhorchen lässt zudem, das Nick Bostrom,
die Brain-Initiative in Fragen der Bioethik berät. Nick Bostrom ist
Mitbegründer der Transhumanistischen Bewegung in den USA.


Transhumanismus

Der Transhumanismus ist eine Art Techno-Philosophie, die sich vor
allem unter nicht religiösen US-Bürgern*innen wachsender Beliebtheit
erfreut. Auch und grade innerhalb der intellektuellen und
wirtschaftlichen Elite des Landes nehmen die Anerkennung und die
aktive Verbreitung des Transhumanismus stark zu. Eine Vielzahl
technologischer Vordenker und Experten wie Peter Thiel, Peter
Diamandis, Max More, Eric Drexler, Marvin Minsky und natürlich Ray
Kurzweil zählen zu seinen Unterstützern.

Nun nehmen sie Kurs auf die Politik ihres Landes. Aus diesem Kreis
führender Ingenieure, Wissenschaftler und Philosophen stammt auch
Zoltan Istvan, Vorsitzender der neuen Transhumanistischen Partei und
deren Präsidentschaftskandidat von 2016 sowie Autor des
Science-Fiction-Romans "The Transhumanist Wager".

Auf der Internetseite www.transhumane-partei.de stellt sich die
Transhumane Partei Deutschlands vor, als deren Ziel der "globale
Einsatz von Technik zur Ermöglichung eines besseren Lebens und einer
besseren Zukunft für alle Menschen auf der Erde" angegeben wird. Die
Partei skizziert ihre Moral als "konstruktiven Pragmatismus unter dem
Einfluss von Utilitarismus und effektivem Altruismus mit dem Ziel
individueller Autarkie".

Die Hauptgeschäftsstelle der Partei ist in Jena angesiedelt, mit
Landesverbänden in Berlin, Bayern, Baden-Württemberg und Sachsen; den
Bundesvorstand bilden ausschließlich Männer. Daneben gibt es auch die
Deutsche Gesellschaft für Transhumanismus, die international vernetzt
und hochkarätig besetzt ist.

Die Transhumanismus-Bewegung hat sich der Anwendung neuer und
künftiger Technologien verschrieben; etwa der Nanotechnologie, der
Biotechnologie, der Gentechnik und der regenerativen Medizin. Sie
unterstützt Forschung an den Schnittstellen von Gehirn und Computer;
etwa das Hochladen des menschlichen Bewusstseins in digitale Speicher
oder die Entwicklung von Superintelligenz.

Moderne Technologien sollen es jedem Menschen ermöglichen, seine
Lebensqualität nach Wunsch zu verbessern, sein Aussehen sowie seine
physikalischen und seelischen Möglichkeiten selbst zu bestimmen.

Insofern spielt die Eugenik im Transhumanismus eine zentrale Rolle.
Durch Sterilisation oder Abtreibung die Geburt eines kranken oder
behinderten Menschen zu verhindern, gilt in diesen Kreisen aber
als"Old School". Künftig soll vielmehr durch Genmanipulation für die
Geburt eines gesunden, optimierten Kindes gesorgt werden. Die
menschliche Evolution soll letztlich vom Menschen selbst und seinen
persönlichen Zielen gesteuert werden. Diese Art der "Menschenzüchtung"
wollen Transhumanisten jedoch nicht in staatlicher Hand liegen sehen
(wie etwa von der nationalsozialistischen Eugenik angestrebt), sondern
in die Hände der jeweiligen Eltern legen. Die Rede vom Wunschkind
erhält eine neue Dimension!


Der Cyborg

Wie wird es aussehen, das Wunschkind der Zukunft? Gehen wir auf eine
Cyborgisierung des Menschen zu?

Die Bezeichnung "Cyborg" ist eine Abkürzung von "cybernetic organism"
und beschreibt eine informations-, gen- und/oder biotechnische
Rekonstruktion des Menschen, um Krankheiten zu heilen, Leben zu
verlängern oder ihn besser an eine neue Umwelt (oder die Bedingungen
des Kapitalismus!) anzupassen.

Ein inzwischen weit verbreitetes Element des Cyborgs sind organische
Transplantate. Nieren, Herzen, Netzhäute etc. verbessern menschliche
Körper, die gar nicht mehr oder nicht mehr optimal weiterleben können.
Meist stammen die neuen Organe von anderen Menschen, manche
Ersatzteile aber auch von Tieren (Herzklappen zum Beispiel).

Wozu dient das Wissen, das in der Transplantationsmedizin generiert
wird? Sehen wir uns hier Forschungsetappen auf dem Weg zum Cyborg
gegenüber? Wird also der kranke Körper als Versuchsfeld genutzt zum
Test der Verträglichkeit von Fremdgewebe und von Immunsuppressiva?

Aber nicht nur mit menschlichen Organen werden Kranke fit fürs weitere
Leben gemacht, sondern auch mit technischen Implantaten. Klassisches
Beispiel dafür sind Zahnersatz und Prothesen. Inzwischen hat die
Technik letztere so weit perfektioniert, dass sie mit menschlichen
Knochen verwachsen können.(8)

Im Fall des "Cochlea Implantats"(9) gibt es sogar eine Verbindung von
elektrischen Leitern mit den menschlichen Nervenfasern. Andere
Implantate unterstützen motorische Schwächen, der Herzschrittmacher
ist der vielleicht bekannteste unter ihnen.

Dass elektrische Netze als Ausweitung des zentralen Nervensystems,
vielleicht als neue Körperorgane gesehen werden können, ist wohl nicht
bloße Spekulation. Es wurde bereits ein Gerät entwickelt, die Biomuse,
das als Verbindungsglied zwischen Computer und elektrischen Signalen
eines menschlichen Körpers dient. Damit kann z.B. ein Mensch, der
selbst nicht sprechen kann, durch Muskelanspannung oder Augenbewegung
auf einem Monitor Worte sichtbar machen und so mit anderen
kommunizieren.(10)

Genetisch programmierte Bakterien sollen zukünftig als Biosensoren das
Innere des Körpers erforschen und winzige implantierte Pharmapumpen
steuern, die dann ein künstliches und vor allem kontrollierbares
Immunsystem bilden.(11)

Ohne Zweifel verhilft der genannte Fortschritt Menschen mit Handicaps
zu einem besseren Leben, zu verbesserter Integration in die
Gesellschaft und Anpassung an ihre Mitmenschen; er verlängert Leben
bei Organschwäche und ist ständig präsent mit technischen Neuerungen
und pharmazeutischen Heilsversprechen. Fast unmerklich werden dabei
die Grenzen zwischen Mensch, Tier und Maschine fließend. Wir
verwandeln uns in Cyborgs, in Mensch-Maschine-Wesen mit Schnittstellen
zu allen möglichen technischen Geräten und Systemen.


"RoboCop" und Co.

In der Filmindustrie sind längst Cyborgs, Androiden und
Mensch-Maschine-Wesen zu Titelhelden avanciert. "RoboCop" zum Beispiel
ist ein Polizist, der nach einer tödlichen Verwundung zum
Cyber-Gesetzeshüter "umgebaut" wird. "Doctor Octupus" ließ sich
mechanische Arme an sein Rückgrat anbringen und erhöht seine
Hirnfunktion durch einen Chip. Im Film "Cyborg" erscheint dieser als
rettender Held in einer vom Untergang bedrohten Welt. "Major Motoko
Kusanagi" schließlich ist eine manipulierte Kämpferin, weder tot noch
richtig lebendig, völlig künstlich erschaffen, verfolgt von der Geißel
einer totalen Vernetzung und der Sucht nach physischer Perfektion.

Womit die Problematik der heutigen Menschheit auf den Punkt gebracht
ist: verfolgt von der Geißel einer totalen Vernetzung und der Sucht
nach physischer Perfektion!


Fazit

Die beschriebenen neuen Technologien und Forschungsansätze
transportieren eine Entwertung von menschlichem Leben, wie wir es
bisher in seiner Vielfalt und Prozesshaftigkeit kennen und durch
Art. 1 des Grundgesetzes schützen. Dies geschieht einerseits durch die
Legalisierung von Angeboten der Lebensvernichtung von krankem,
schwachem und altem Leben - andererseits durch Angebote der
Optimierung und Anpassung des Menschen an gesellschaftliche,
wirtschaftliche oder militärische Erfordernisse.

Angesichts der genannten Fakten und Tendenzen besteht m.E. erheblicher
Diskussionsbedarf, insbesondere die Frage nach einem öffentlichen
Diskurs und demokratischer Kontrolle der Entwicklungen. DENN:

- Wen schützt zukünftig die bisher allgemeine Menschenwürde? Wie viel
Maschine, Implantate oder tierische Ersatzteile können in einem Wesen
verbaut sein, so dass es noch als Mensch gilt und die Menschenwürde
für sich in Anspruch nehmen kann?

- Wer wird Zugang haben zu den zukünftigen Möglichkeiten der
Selbstoptimierung?

- Wird die gesellschaftliche Ungleichheit unter den Menschen
verstärkt, wenn Selbstoptimierung möglich, aber nicht für jeden
erschwinglich ist?

- Werden Cyborgs entstehen mit menschlichem Äußeren, die inwendig als
Kampfmaschinen ausgebaut wurden oder als Arbeitssklaven?

Ich freue mich auf Kommentare der Leserinnen und Leser hierzu!


Anmerkungen:

(1) Parliamentary Assembly /Assemblée parlementaire
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Rapporteur: Mr Dick Marty, Switzerland

(2) Werner Seppmann, Dialektik der Entzivilisierung, 

Hamburg 2011, S. 89

(3) M. Foucault, Dispositive der Macht, Berlin 1978, S. 84

(4) Unter "Human Enhancement" versteht man die medizinischen
Interventionen, die sich nicht auf die Therapie einer Krankheit,
sondern auf die Veränderung oder Verbesserung nicht-pathologischer
Merkmale richtet.

(5) www.welt.de/wirtschaft/article123696596/Google-will-sogar-das-Altern-des-Menschen-stoppen.html

(6) Kurzweil, Ray, Homo s@piens. Leben im 21. Jahrhundert - was bleibt
vom Menschen? München 2000

(7) www.heise.de/tplnews/US-Army_will-menschliche-Leistung-steigern

(8) Bild der Wissenschaft 9, 1994, 24 ff.

(9) Colchlea Implantat: eine Art Radio, das im Fall einer bestimmten
Taubheit in die Ohrschnecke eingebaut wird. Ein Mikrophon erfasst
akustische Daten aus der Außenwelt , durch Radiowellen werden diese
Informationen an den im Kopf eingepflanzten Empfänger übermittelt, der
sie in elektrische Impulse verwandelt und den Hörnerv reizt (Oeken
u.a., 1993, 281 f.)

(10) Lusted, Hugh / Knapp, Benjamin, Computersteuerung mit
Nervenimpulsen, in: Spektrum der Wissenschaft 12 / 1996, S. 72 ff.

(11) Bertrand, Ute, Allheilmittel Information. Gen- und
Informationstechnologien sollen das Gesundheitsmanagement optimieren.
In: Wechselwirkung, Nr. 62, 1993, S. 9 ff.
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Eine Überlebensfrage

Seit Mitte August 1939 organisierte die faschistische Führung
Deutschlands fingierte Überfälle, für die in der Nazipropaganda Polen
verantwortlich gemacht wurde. Die Aktionen mündeten am 31. August 1939
in den "Überfall" auf den Sender Gleiwitz: SS-Leute in Zivil
verkündeten dort auf Deutsch und Polnisch einen Aufstandsaufruf an die
polnische Minderheit im deutschen Teil Oberschlesiens.

Wenige Stunden später, am 1. September um 4.45 Uhr, eröffnete das in
Danzig liegende Linienschiff Schleswig-Holstein das Feuer auf die
polnische Garnison auf der Westerplatte. Deutschland hatte 25 Jahre
nach dem Ersten Weltkrieg auch den Zweiten begonnen. Hitler
behauptete: "Polen hat heute Nacht zum ersten Mal auf unserem eigenen
Territorium auch mit bereits regulären Soldaten geschossen. Seit 5:45
Uhr wird jetzt zurückgeschossen!" Nicht einmal die Uhrzeit stimmte.

80 Jahre danach organisieren die USA und ihre Verbündeten unentwegt
kriminelle Akte, mit denen sie die Kriegsgefahr in mehreren Regionen
der Welt steigern und in Nordamerika und Westeuropa rechte und
faschistische Bewegungen und eine Welle der Gewalt fördern. Diese
Strömungen formulieren schärfer, was Konservative und nationalistische
Sozialdemokraten seit Jahrzehnten predigen: Nicht der globale
Klassenkampf von oben, nicht die Diktatur des Finanzkapitals und sein
Drang zum Krieg, sondern Zuwanderung und Migration sind die größte
Bedrohung des Kapitalismus seit dem Ende der Sowjetunion. Heute
übertrifft die darauf basierende Hetze an Intensität und Reichweite
die Nazis von 1939. Was in der Bundesrepublik als Gerede über die
"Islamisierung des Abendlandes", also etwas, was es nicht gibt,
begann, könnte nach Vorhersagen in den Landtagswahlen in Sachsen und
Brandenburg am 1. September im Aufstieg der AfD zur stärksten Partei
vorläufig gipfeln - einer Partei, die nur mühsam ihr faschistisches
Wesen kaschiert. Die Behautung einer Invasion angeblich krimineller
Migranten brachte in den USA den unberechenbarsten Chauvinisten der
vergangenen 120 Jahre ins Weiße Haus.

Sie wollen Krieg! Am 2. August, als die Zerstörung des INF-Vertrags
vollendet war, verkündete der US-Kriegsminister die rasche Aufstellung
bisher verbotener Waffen gegen China. Das Spektakel, das die USA und
ihre getreuen Londoner Vasallen in der Straße von Hormus seit Wochen
inszenieren, weist Parallelen zu 1939 auf: Es wird ja nur
zurückgeschossen. Und Syrien, Ostukraine, vor allem Venezuela? Seit
dem nach Gleiwitz-Modell organisierten Putschversuch vom 23. Januar
befindet sich das südamerikanische Land im ökonomischen Würgegriff der
USA, hat es nach Einschätzung von US-Wissenschaftlern wegen der Folgen
für das Gesundheitssystem Zehntausende Tote zu beklagen. Am 6. August
wurden neue Sanktionen Trumps bekannt und nachgewiesen, daß die USA
einen Cyberkrieg gegen die Streitkräfte Venezuelas führen.

Tatsachen dieser Art veranlassen manche, die sich Linke nennen, sich
als Lakaien der Konterrevolution anzubiedern. So veröffentlichte z. B.
das "neue deutschland" am 30. Juli ein Interview mit zwei
venezolanischen Regierungsgegnern unter der Überschrift "Venezuela
schadet der Linken".

Anlaß war die 25. Tagung des Forums von São Paulo in Caracas
mit 750 Vertretern von 125 Organisationen aus 70 Ländern. Es stand im
Zeichen der Solidarität mit Venezuela, Kuba und Nikaragua. Im
Interview war davon keine Rede, vielmehr sollte offenbar nachträglich
eine Haßpredigt auf lateinamerikanische Linke veröffentlicht werden.
Die sähen, wurde da unkommentiert gelogen, "leider" zu einem nicht
unerheblichen Teil "die Welt noch durch die Brille des kalten Krieges"
und wiederholten "Muster des Realsozialismus, des Stalinismus". Wer
solchen "Genossen" Raum gibt, macht Trump-Twitter überflüssig.

Wenn der Krieg beginnt, muß die Linke gespalten werden. Es ist für uns
eine Überlebensfrage, das zu verhindern.

Arnold Schölzel
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Keinen neuen kalten Krieg in Europa!

Friedensbewegung und INF-Vertrag

US-Präsident Donald Trump kündigte Anfang Februar den für Europas
Sicherheit wichtigen Vertrag über nukleare Mittelstreckenraketen
(INF-Vertrag) zum 2. August auf. Der russische Präsident Putin setzte,
als Reaktion darauf, selbst den INF-Vertrag aus. Nach Fertigstellung
der US-Aegis- und THAAD-Raketenabwehrsysteme (in Polen, Rumänien und
THAAD, letztere mobil voraussichtlich für Deutschland) soll nun auch
der Weg für die Stationierung neuer nuklearer Marschflugkörper in
Europa geebnet werden.

Ende Oktober 2017 bezifferte die "Kongreß-Geschäftsstelle für den
US-Haushaltsetat" (Congressional Budget Office) die veranschlagten
Kosten der US-Atomwaffenaufrüstung für die kommenden 30 Jahre auf
mittlerweile 1,2 Billionen US-Dollar. Es handelt sich nicht um eine
größere Sympathie gegenüber der Politik Rußlands, wenn hier stärker
der Blick auf die US-Politik gerichtet wird, sondern um die
realistische Einschätzung einer Kriegsangriffsgefahr durch ein
militärisch stark überlegenes US-Militär, unterstützt durch das
Militärbündnis NATO, das unter US-Hegemonie steht. Die Zahlen der
immens größeren US-Rüstungsausgaben, die über dem Zehnfachen der
russischen Militärausgaben liegen, können bei SIPRI, dem Stockholmer
Internationalen Institut über die weltweiten Militärausgaben,
nachgelesen werden. Auch wenn alle Atomwaffenstaaten weiter aufrüsten:
Der Militärisch-industrielle Komplex der USA mit seinen ca. 800
Militärbasen (außerhalb des eigenen Landes) läßt bei den heute tief
verschuldeten Vereinigten Staaten auf nichts Gutes hoffen.

So schockte auf der diesjährigen Münchner Sicherheitskonferenz der
rechte US-Vizepräsident Mike Pence die Anwesenden mit Präsident Trumps
neuer amerikanischer Raketenabwehrstrategie, die wie eine reine
Kriegserklärung aussieht - siehe dazu die "Monitor"-Sendung vom 21.
Februar "Hochrüsten um jeden Preis: Die neuen nuklearen Pläne der
USA". Es sind die Pläne von Trumps "Sicherheits"berater John Bolton,
der Falke unter den Falken: Pläne, die sich eindeutig gegen Rußland
und auf regionale und damit hier in Europa stattfindende Atomkriege
richten. Gerhard Piper, Publizist und Politikwissenschaftler, schrieb
dazu: "In der Sendung [Monitor] fordert Elbridge A. Colby, der bis
2018 Chefstratege im Pentagon war und nun als Director for Defense
Plans am Center for a New American Security (CNAS) in Washington
arbeitet, 'die richtige Strategie und die richtigen Waffen, um einen
begrenzten Atomkrieg zu führen und zu gewinnen.'

Und: 'Wir müssen bereit sein, Atomwaffen gezielt einzusetzen.
Natürlich kann man die apokalyptische Gefahr solcher Waffen nicht
komplett kontrollieren, aber wir sollten zu einem gezielten Einsatz
bereit sein.' "Die Bundesregierung fährt aktuell den Kurs der
Bündnistreue zur USA, indem sie einseitig Stellung gegen Rußland
bezieht, anstatt eine Entspannungspolitik zu betreiben, die die
streitenden Parteien an den Verhandlungstisch drängen würde. Damit
wächst auch die Gefahr eines möglichen Unfalls: Neue nukleare
Mittelstreckenraketen, die voraussichtlich für die Raketenabwehr an
der Grenze zu Rußland aufgestellt werden, geben dem Gegenüber kaum
Zeit für eine Entscheidung. So können falsche Computersignale hier der
Weltuntergangsuhr der US-amerikanischen Atomwissenschaftler recht
geben. Es ist heute wieder zwei Minuten vor zwölf, so spät oder
gefährlich, wie es bisher nur einmal im kalten Krieg war.

Nukleare Aufrüstung: Atomwaffenstützpunkt Büchel

Aktuell gibt es die erste Neuentwicklung einer US-amerikanischen
Atomwaffe seit dem Ende des kalten Krieges, die B61-12-Atombombe. Sie
soll im Jahr 2020 in Serienproduktion gehen und ab 2024 die ältere
Version (B61) u. a. in Büchel ersetzen. Unsere aktuell aus 67
Friedensorganisationen bestehende bundesweite Kampagne "Büchel ist
überall - atomwaffenfrei jetzt!" fordert von der Bundesregierung den
Abzug der letzten Atomwaffen aus Büchel, die Unterzeichnung und
Ratifizierung des UN-Atomwaffen-Verbotsvertrages und eine Absage an
die geplante nukleare Aufrüstung. Büchel ist der einzige Standort in
Deutschland, wo heute (US-)Atombomben stationiert sind (vermutlich
zwanzig). Dort (und gemeinsam in NATO-Manövern) üben deutsche Piloten
im Rahmen der "nuklearen NATO-Teilhabe" mit
Bundeswehr-"Tornado"-Kampfjets, Atombomben ins Zielgebiet zu fliegen
und abzuwerfen.

In Büchel fanden vom 26. März bis 9. August zum vierten Mal seit 2016
unsere Proteste in Form einer 20-wöchigen Aktionspräsenz statt. Alle
diese Aktionen, die zivilen Ungehorsam beinhalten, verfolgen das Ziel
eines atomwaffenfreien Deutschlands. Weder darf die Bundeswehr an
nuklearen NATO-Manövern teilnehmen, noch darf von hier aus (Ramstein
und Büchel) ein US-Atomkrieg geführt werden. Die Proteste stehen für
eine klare Absage an die nukleare Teilhabe der NATO und damit auch
gegen einen nuklearen Ersteinsatz, der Teil der NATO-Doktrin ist. Sie
steht für den Erhalt des INF-Vertrages. Mit unseren Prozeß-Kampagnen
legen wir den Finger in die Wunde: Die Atomwaffen in Büchel sind aus
vielen Gründen gesetzeswidrig, und wir haben eine Verpflichtung, gegen
dieses Unrecht Widerstand zu leisten. Wenn immer mehr Menschen den Weg
durch die Gerichte wagen, haben wir eine Chance, wie damals in
Mutlangen in den 80er Jahren. Mutlangen war ein Symbolort für die
Aufrüstung mit Massenvernichtungswaffen, wie es Büchel heute ist. Dort
protestierten Tausende von Menschen gegen die Stationierung der
Pershing-II-Mittelstreckenraketen mit Sitzblockaden. Der Druck der
Friedensbewegung hatte einen Anteil daran, daß der INF-Vertrag
geschlossen und die Pershing-Atomraketen abgezogen und vernichtet
wurden. Atomare Abrüstung versucht jetzt unsere Kampagne am Symbolort
Büchel zu erreichen, wofür wir gemeinsam mit der regionalen Gruppe
"Initiativkreis gegen Atomwaffen" des Versöhnungsbundes e. V. am 1.
September den diesjährigen Aachener Friedenspreis erhalten werden.

Dezentral riefen zudem Organisationen und Friedensgruppen aus unserem
Kampagne-Trägerkreis zum bundesweiten Aktionstag am 1. Juni auf (in
Berlin, Hamburg, Düsseldorf, Bonn, Frankfurt und München). Er richtete
sich gegen die Aufkündigung des INF-Vertrages, gegen ein neues
atomares Wettrüsten und tritt für eine atomwaffenfreie Welt ein.

Mayors for Peace

Die "Mayors for Peace" (Bürgermeister für den Frieden) ist eine
weltweite Organisation, der 7744 Städte (Stand April) angehören.
Deutschland steht nach dem Iran und Japan an dritter Stelle mit 650
Mitgliedsstädten. Auch bei den Bürgermeistern macht sich die neue
Bedrohung durch die Aufkündigung des INF-Vertrages bemerkbar. Neu in
diesem Jahr ist der ICAN-Städteappell: Bereits dreizehn Städte haben
den "ICAN-Städteappell" unterschrieben, der fordert, daß "Deutschland
dem Atomwaffenverbotsvertrag der Vereinten Nationen beitreten soll":
Mainz, Wiesbaden, Marburg, Köln, Potsdam, München, Göttingen,
Reinheim, Dortmund, Bremen, Schwerin, Düsseldorf und Kaiserslautern.
Auch international ruft ICAN die Städte dazu auf, den Vertrag zum
Verbot von Atomwaffen zu unterstützen. Große Städte in Nordamerika
(darunter die US-Regierungs-Stadt Washington DC), Europa und
Australien haben den Appell schon unterzeichnet. Ein Verbot von
Atomwaffen verbietet dann auch die nukleare Teilhabe.

Atomkrieg und Klimawandel

Das Militär ist der größte Klimakiller, was aber auch die größte
Chance für nötige klimapolitische Alternativen bietet. 1,7 Billionen
Dollar werden jährlich weltweit für die Rüstung ausgegeben.
Rüstungsproduktion und Rüstungsexporte sowie der Einsatz der Waffen,
auch das Üben mit den Kampfflugzeugen, erzeugen u. a. riesige Mengen
unsinniger CO2-Ausstöße. Allein ein Zehntel der Rüstungsausgaben
reichen für einen ökologischen wirtschaftlichen Umbauprozeß. Es gilt,
den militärisch-industriellen Komplex für unsere Zukunft und die der
zukünftigen Generationen abzubauen. Krieg ist obsolet! Solidarisch
sind wir aktuell ganz besonders mit der jungen Klimabewegung "Fridays
for Future" und mit "Extinction Rebellion"!

Jugend in Aktion

Sehr ermutigend ist die 18-köpfige Jugend-Delegation der jungen
Menschen aus Deutschland, welche die Vorbereitungskonferenz (NPT
PrepCom vom 29. April bis zum 10. Mai) zur anstehenden
Atomwaffensperrvertrags-Konferenz in 2020 (NPT), begleitete.

Die jungen Menschen haben mit weiteren Jugend-Delegationen aus den
USA, Neuseeland und Japan eine gemeinsame Rede erarbeitet, die von
Mandy aus der deutschen Delegation am 1. Mai dort vorgetragen wurde.
Ganz im Sinne von Greta und anderen Jüngeren, wie wir es im Moment in
den Nachrichten über die Aktionärsversammlungen bei RWE
(Kohleausstieg) und auch Bayer (Glyphosat/Monsantokauf) erleben. Auch
beim Atomwaffen-Thema ist jetzt die nachfolgende Generation mit dabei.
Diese Delegation ist eine Initiative der Pressehütte Mutlangen und der
DFG-VK, die zum Trägerkreis unserer Kampagne gehören.

Die neue breite gesellschaftliche Mobilisierung für die Abrüstung von
Atomwaffen ist von besonderer Wichtigkeit. Der Klimawandel und die
Gefahr eines globalen Atomkrieges sind aktuell die größten Gefahren
für die Menschheit!

Marion Küpker

(Leicht gekürzt aus "FriedensForum" 4/2019)
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Der 2. Weltkrieg und die Verdrehungen des Westens
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Wie vor 80 Jahren der 2. Weltkrieg begann

An den 2. Weltkrieg zu erinnern, erübrigt sich fast, denn Hitler ist
allgegenwärtig. Geschichtsverdrehung hat Hochkonjunktur.

Ein kurzer Rückblick:

Nach dem Ende des 1. Weltkriegs blickten die Menschen fassungslos auf
die grausamen Folgen. Es gab 10 Millionen Tote und noch mehr
Verkrüppelte. Der verlorene Krieg und die fast unblutige Revolution
vom November 1917, die durch einen Matrosenaufstand den Kaiser
verjagte, wurde in der Folge zu einem Blutbad durch die Freikorbs und
der Versailler Vertrag zur Zündschnur einer noch größeren Katastrophe.

Die Machtübertragung an Hitler im Januar 1933 garantierte ihm dafür
"freie Hand". Schon am 3. Februar 1933 erklärte Hitler vor den
militärischen Eliten der Reichswehr: "Ziel ist die Wiederherstellung
der deutschen Macht. ... Der Marxismus muß mit Stumpf und Stiel
ausgerottet werden. ... Es fehlen für unsere Erzeugnisse die
Absatzmärkte. Zu dieser Not kommt nun die bolschewistische Gefahr
hinzu, die den überkultivierten Menschen wieder zur Idee der
Primitivität zurückführen will ..."

1939 ist Deutschland gut "gerüstet". Der Anschluß Österreichs wurde
von den Westmächten akzeptiert, das "Münchner Abkommen"
unterschrieben.

Die Tschechoslowakei hatte zwar das Sudetenland verloren, so das
damalige Argument, aber Europa den Frieden gewonnen. Doch schon am 15.
März 1939 wird die Tschechoslowakei vollständig annektiert.

Für die Sowjetunion war klar, daß alles, was sich ab 1933 in
Deutschland abspielte, früher oder später in einen Krieg münden wird.
Auf dem 17. Parteitag der KPdSU im Jahr 1934 verlas Bucharin die
Passage aus "Mein Kampf", bei der Hitler von der Eroberung der
Sowjetunion sprach, und sagte: "Das ist der Gegner, Genossen, mit dem
wir es zu tun haben! Er wird uns in all den gewaltigen Schlachten
entgegentreten, die die Geschichte uns auferlegt."

In diesem Zusammenhang ergeben sich auch Fragen zu den "Säuberungen"
von 1937/38. Diesen fielen drei von fünf Marschällen, 13 von 15
Armeekommandeuren, 57 von 85 Korpskommandeuren und 110 von 195
Divisionskommandeuren zum Opfer. Diese Zahlen können u. a. die
katastrophalen Niederlagen der Sowjetunion 1941 und 1942 erklären.

Gab es wirklich eine "Fünfte Kolonne?" In allen Ländern, die von der
Wehrmacht erobert wurde, gab es sie, die Anhänger des Faschismus,
selbst in England und den USA. Aus äußerer Aggression, Sabotage,
Provokationen und innerem Verrat hätte Hitler Profit schlagen können.

Am 1. September 1939 folgt der Überfall auf Polen, und es begann der
Waffengang zur Umsetzung der Pläne Hitlers und seiner Generale, für
welche die Wehrmacht seit 1933 vorbereitet wurde. 61 Divisionen mit
1,5 Millionen Soldaten fielen in Polen ein. Am 6. Oktober war Polen
geschlagen, und 16.000 deutsche Soldaten waren gefallen. Sowjetische
Truppen besetzten die vereinbarten Gebiete in Polen.

Ein weiterer Beweis für die zu erwartende Konfrontation mit
Nazi-Deutschland war der Sowjetisch-Finnische Krieg vom 30. November
1939 bis 13. März 1940.

Die junge Sowjetunion, geschwächt durch die Vielzahl von Abwehrkämpfen
gegen die Interventionen, mußte am 14. Oktober 1920 im Vertrag von
Dorpat Finnland erhebliche territoriale Zugeständnisse machen.

Die sowjetische Staatsgrenze und im besonderen Leningrad waren dadurch
von der Seeseite (Finnischer Meerbusen) und von der Landseite
(Karelische Landenge) bedroht. Diesen Zustand zu verändern bemühte
sich die sowjetische Regierung in den 30er Jahren. Sie schlug Finnland
unter anderem einen Gebietstausch vor und wollte Inseln von Finnland
pachten, um einen Marinestützpunkt am Eingang des Finnischen
Meerbusens errichten zu können. Die finnische Regierung lehnte aber
alle Vorschläge ab. Sie betrachtete die Sowjetunion als Gegner und
errichtete mit Hilfe unter anderem der Deutschen an der karelischen
Grenze starke Militäranlagen (Mannerheim-Linie) und Flugplätze.

Als die Hitler-Faschisten Polen überfielen, bemühte sich die
Sowjetunion verstärkt um die Verbesserung der Sicherheit ihrer
Grenzen. Der Schutz Leningrads kam wieder auf die Tagesordnung.
Finnland lehnte alle Vorschläge ab, was dann zum Krieg führte. Am Ende
siegte die Rote Armee und besetzte nur die Teile Finnlands, die sie
für die Sicherheit Leningrads für notwendig erachtete.

Die Regierungen Englands und Frankreichs hatten Nazideutschland nach
dem Einmarsch in Polen zwar den Krieg erklärt, aber unternahmen keine
militärischen Aktionen. Ihr Wunsch war, daß Hitler nun die Sowjetunion
angreifen würde, und sie warteten deshalb ab.

Der Völkerbund wurde in diesem Sinne instrumentalisiert. Obwohl nur
die Hälfte der Mitglieder des Völkerbundrates dafür stimmte, wurde die
Sowjetunion, wegen der Finnlandaktion, aus dem Völkerbund
ausgeschlossen. Stalin hat bei der Konferenz in Jalta im Februar 1945,
als es um den Modus der Beschlußfassung in der neuen Weltorganisation
ging, an diese Ereignisse erinnert. "Meine Moskauer Kollegen können
nicht vergessen, was sich während des russisch-finnischen Krieges im
Dezember 1939 abgespielt hat, als Briten und Franzosen den Völkerbund
gegen uns in Bewegung brachten und es ihnen gelang, die Sowjetunion zu
isolieren und aus dem Völkerbund auszuschließen, als sie später sogar
mobil machten und von einem Kreuzzug gegen Rußland sprachen."

Im April 1940 wurden die neutralen Staaten Dänemark und Norwegen
überfallen und besetzt. Am 10. Mai 1940 griff Hitlers Wehrmacht
Frankreich und die neutralen Länder Belgien und Holland an. Am 22.
Juni 1941 begann der Überfall der Wehrmacht auf die Sowjetunion. Mit
153 Divisionen und 3,3 Millionen Soldaten griff sie ohne
Kriegserklärung auf breiter Front zwischen Ostsee und Schwarzem Meer
an. Ziel war es, auch hier einen "Blitzkrieg"-Erfolg zu erreichen.

Unter dem Decknamen "Barbarossa" war der Überfall vom NS-Regime
sorgfältig geplant worden. Kurz nach 4 Uhr früh übergab der deutsche
Außenminister dem sowjetischen Botschafter eine Note, die er gegen 6
Uhr der internationalen Presse bekanntgab. Der Text rechtfertigte den
Angriff damit, daß die Sowjetunion "entgegen allen von ihr
übernommenen Verpflichtungen und im krassen Gegensatz zu ihren
feierlichen Erklärungen" sich "gegen Deutschland gewandt" habe und
"mit ihren gesamten Streitkräften an der deutschen Grenze sprungbereit
aufmarschiert" sei. Die Wehrmacht habe Befehl, "dieser Bedrohung mit
allen zur Verfügung stehenden Machtmitteln entgegenzutreten". Deutsche
Flugzeuge bombardierten bereits seit drei Stunden sowjetische Städte.

In Polen, auf dem Balkan und in der Sowjetunion hatten die deutschen
Besatzer von vornherein verbrecherische Ziele. Der "Generalplan Ost"
sah die Dezimierung der slawischen Bevölkerung um etwa 30 Millionen
und die Unterdrückung der verbleibenden Menschen vor.

Bis zur Kapitulation Japans hatte die Rote Armee 6,2 Millionen
Gefallene zu beklagen, mehr als 15 Millionen Verwundete, 4,4 Millionen
Gefangene oder Vermißte und drei bis vier Millionen Ausfälle wegen
Krankheit. Das bedeutet, daß von den 34,5 Millionen mobilisierten
Männern und Frauen 84 Prozent getötet, verwundet oder gefangengenommen
wurden. Hinzu kommen rund 17 Millionen zivile Opfer. Das sind
unvorstellbare Größenordnungen.

Obwohl das Genfer Abkommen über die Behandlung der Kriegsgefangenen
vom 27. Juli 1929 für die Unterzeichner auch gegenüber Staaten bindend
war, die ihm nicht beigetreten waren, wurde es gegenüber sowjetischen
Soldaten nicht angewendet. Auch laut Haager Landkriegsordnung (HLKO)
von 1907, die als Völkergewohnheitsrecht angesehen wurde, hätten die
Kriegsgefangenen der sowjetischen Streitkräfte entsprechend der HLKO
behandelt werden müssen, zumal die Sowjetunion am 17. Juli 1941
erklärte, "sie wolle auf der Basis der Gegenseitigkeit die HLKO
einhalten, der sie bis dahin nicht beigetreten war" - doch in einer
"von Hitler selbst formulierten Antwortnote" lehnte die deutsche Seite
am 21. August 1941 brüsk ab, denn "es lag nicht in Hitlers Interesse,
auf diesem Kriegsschauplatz kriegsvölkerrechtliche Regeln gelten zu
lassen".

Dieses verbrecherische Treiben endete erst am 8. Mai 1945. Immer
wieder wird versucht, den Anteil der Roten Armee am Sieg zu schmälern
und die Landung in der Normandie zu glorifizieren - bis dahin, sie als
"Wende im Krieg" zu bezeichnen. Eine Geschichtslüge, der wir
entgegentreten müssen!

Oberst a. D. Horst Nörenberg 

Potsdam
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Ein Zehnjahresvertrag, der keine zwei Jahre hielt

Am 23. August 1939 unterzeichneten der sowjetische Volkskommissar für
Auswärtige Angelegenheiten Wjatscheslaw Molotow und der deutsche
Außenminister Joachim von Ribbentrop in Moskau in Anwesenheit von
Josef Stalin und des deutschen Botschafters Graf von der Schulenburg
den deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt, der auf zehn Jahre
befristet war. Es war in der damaligen Situation ein wichtiger und
notwendiger Schritt der sowjetischen Außenpolitik.

Der Vertrag hatte folgenden Inhalt:

Die deutsche Reichsregierung und die Regierung der Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken, geleitet von dem Wunsche, die Sache
des Friedens zwischen Deutschland und der UdSSR zu festigen, und
ausgehend von den grundlegenden Bestimmungen des
Neutralitätsvertrages, der im April 1926 zwischen Deutschland und der
UdSSR geschlossen wurde, sind zu nachstehender Vereinbarung gelangt:

Artikel 1 Die beiden vertragschließenden Teile verpflichten
sich, sich jeden Gewaltakts, jeder aggressiven Handlung und jeden
Angriffs gegeneinander, und zwar sowohl einzeln als auch gemeinsam mit
anderen Mächten, zu enthalten.

Artikel 2 Falls einer der vertragschließenden Teile Gegenstand
kriegerischer Handlungen seitens einer dritten Macht werden sollte,
wird der andere vertragschließende Teil in keiner Form diese dritte
Macht unterstützen.

Artikel 3 Die Regierungen der beiden vertragschließenden Teile
werden künftig fortlaufend zwecks Konsultation in Fühlung miteinander
bleiben, um sich gegenseitig über Fragen zu informieren, die ihre
gemeinsamen Interessen berühren.

Artikel 4 Keiner der beiden vertragschließenden Teile wird sich
an irgendeiner Mächtegruppierung beteiligen, die sich mittelbar oder
unmittelbar gegen den anderen Teil richtet.

Artikel 5 Falls Streitigkeiten oder Konflikte zwischen den
vertragschließenden Teilen über Fragen dieser oder jener Art entstehen
sollten, werde beide Teile diese Streitigkeiten oder Konflikte
ausschließlich auf dem Wege freundschaftlichen Meinungsaustausches
oder nötigenfalls durch Einsetzen von Schlichtungskommissionen
bereinigen.

Artikel 6 Der gegenwärtige Vertrag wird auf die Dauer von zehn
Jahren abgeschlossen mit der Maßgabe, daß, soweit nicht einer der
vertragschließenden Teile ihn ein Jahr vor Ablauf dieser Frist
kündigt, die Dauer der Wirksamkeit dieses Vertrages automatisch als
für weitere fünf Jahre verlängert gilt.

Artikel 7 Der gegenwärtige Vertrag soll innerhalb möglichst
kurzer Frist ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden sollen in
Berlin ausgetauscht werden. Der Vertrag tritt sofort mit seiner
Unterzeichnung in Kraft.

Die Sowjetunion hätte gern einen anderen Vertrag abgeschlossen. Doch
die Verhandlungen zwischen Großbritannien, Frankreich und der UdSSR
waren von Beginn an von gegenseitigem Mißtrauen getragen. Der
britische Premierminister Chamberlain stand der Sowjetunion skeptisch
gegenüber. Die Sowjetunion wiederum war nicht davon überzeugt, daß die
Westmächte wirklich einen Vertrag abzuschließen gedachten. In den
Verhandlungen standen sich drei Positionen gegenüber: Großbritannien
wollte, daß jedes der drei teilnehmenden Länder eine Garantie für
Polen und Rumänien übernehmen sollte.

Frankreich schlug einen gegenseitigen Beistandspakt für diese beiden
Staaten vor. Die Sowjetunion beabsichtigte, einen dreiseitigen Vertrag
abzuschließen zwischen ihr, Großbritannien und Frankreich, die sich
gegenüber allen europäischen Nachbarstaaten der Sowjetunion zu
militärischem Beistand verpf lichten und auf jeden Separatfrieden mit
Deutschland verzichten sollten.

Die Verhandlungen verliefen schleppend. Am 3. Mai 1939 wurde der
bisherige Außenkommissar Litwinow abgelöst, und der Vorsitzende des
Rates der Volkskommissare Molotow übernahm zusätzlich die Leitung der
Außenpolitik.

Viel Zeit ging verloren, weil die Briten allein zehn Tage brauchten,
um eine Delegation für die Verhandlungen zusammenzustellen, und weil
die britischen und französischen Delegationen nicht mit dem Flugzeug,
sondern mit einem Linienschiff anreisten.

Erst am 11. August 1939 begannen daher die Verhandlungen in Moskau.
Ein entscheidendes Problem war die Frage eines sowjetischen
Durchmarschrechtes durch Polen. Damit war die Regierung in Warschau
nicht einverstanden. Die britischen und französischen Offiziere, die
in Moskau verhandelten, hatten keine Vollmachten. Die Verhandlungen
gerieten ins Stocken. Die Sowjetregierung sah sich daher gezwungen,
den deutschen Vorschlag eines Nichtangriffsvertrages anzunehmen.

Der Vertrag wird bis heute kontrovers diskutiert. Das gilt
insbesondere für die gleichzeitig abgeschlossenen geheimen
Zusatzvereinbarungen. Heute kann man auch bei DDR-Historikern, die
früher anderes schrieben, lesen, daß der Vertrag den Weg für die
Aggression des faschistischen Deutschlands gegen Polen frei machte.
Doch die Kriegsvorbereitungen gegen Polen waren bereits so weit
fortgeschritten, daß daran eine Weigerung der UdSSR, den Vertrag
abzuschließen, wohl kaum noch etwas geändert hätte. Dem
Nazigeheimdienst war sicher auch bekannt, daß Polen der Roten Armee
das Durchmarschrecht verweigerte, so daß sie nicht an der Seite Polens
in den Krieg hätte eingreifen können. Der Krieg gegen Polen war nicht
mehr aufzuhalten.

Die Nachricht über den Abschluß des Nichtangriffsvertrages überraschte
auch deutsche Kommunisten und andere Antifaschisten und löste bei
einigen Unverständnis und Verwirrung aus. Das Zentralkomitee der KPD
gab am 25. August 1939 eine Erklärung zum Abschluß des Vertrages ab.
Darin wurde der Pakt begrüßt, weil er wenigstens eine Zeitlang die
Sowjetunion vor einem Angriff der deutschen Faschisten schützte.

Im Gegensatz zu manchen Behauptungen setzten die deutschen Kommunisten
ihren ant ifaschistischen Kampf entschieden fort. Von den illegalen
Organisationen der KPD waren es vor allem die Kommunisten um Robert
Uhrig in Berlin, die Kader und Gruppen zusammenfaßten, um eine
Widerstandsorganisation mit einer einheitlichen Leitung zu schaffen.

In dem geheimen Zusatzprotokoll wurde erklärt, daß für den Fall einer
territorial-politischen Umgestaltung in den zu Finnland und zu den
baltischen Staaten (Estland, Lettland und Litauen) gehörenden Gebieten
die nördliche Grenze Litauens zugleich die Grenze der
Interessenssphäre Deutschlands und der UdSSR bildet.

Für den Fall einer territorial-politischen Umgestaltung der zum
polnischen Staat gehörenden Gebiete wurden die Interessenssphären
Deutschlands und der UdSSR ungefähr durch die Linie der Flüsse Narew,
Weichsel und San abgegrenzt. Hinsichtlich des Südostens Europas
betonte die sowjetische Seite ihr Interesse an Bessarabien. Ein
deutsch-sowjet ischer Grenz- und Freundschaftsvertrag ergänzte am 28.
September 1939 den Nichtangriffspakt. Neben einer Bekräftigung der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit wurde Litauen der Sowjetunion
zugeschlagen. Ein Grenzvertrag war sicher erforderlich, ein
Freundschaftsvertrag nicht unbedingt.

Diese Verträge wurden während des Nürnberger Kriegsverbrecherprozesses
erwähnt und später veröffentlicht. Aber die Westmächte besaßen nur
Kopien des Vertrages. Die sowjetische Seite erklärte, daß sie nicht
über das Original verfüge. Das stellte sich 50 Jahre später als falsch
heraus.

Nachdem Polen militärisch geschlagen war, ging die polnische Regierung
am 17. September 1939 ins Exil, und Polen kapitulierte einen Tag
später. Am 17. September marschierte die Rote Armee in ukrainische und
belorussische Gebiete ein, die durch Polen unter Bruch des
Friedensabkommens von Riga 1921 okkupiert worden waren.

Militärische Bedeutung bei der Zerschlagung Polens hatte dieser
Einmarsch nicht. In den Ländern Litauen, Lettland und Estland, die zum
russischen Zarenreich gehörten, war nach der russischen
Oktoberrevolution die Sowjetmacht errichtet worden.

Sie wurde durch die Konterrevolution unter Beteiligung deutscher
Freikorps kurze Zeit später beseitigt und 1940 wieder errichtet.
Dagegen gab es Widerstand in den baltischen Ländern und internationale
Proteste. Bessarabien wurde im August 1940 in die Moldauische ASR
eingegliedert.

Am 22. Juni 1941 fiel die faschistische deutsche Wehrmacht unter Bruch
der Verträge in die Sowjetunion ein.

Dr. Kurt Laser
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Gedenkort für die Opfer des NS-Vernichtungskrieges in Osteuropa

Aller Opfer gedenken!

Der deutsche Überfall auf Polen am 1.9.1939 und die
Vernichtungspolitik gegenüber der polnischen Zivilbevölkerung war der
Beginn der "NS-Lebensraumpolitik" in Ostmitteleuropa. Antisemitismus
und Rassismus verbanden sich hier mit der "NS-Lebensraumpolitik" zu
einem systematischen Raub- und Vernichtungsfeldzug gegen Polen, die
Sowjetunion, aber auch Jugoslawien und andere Nationen. Der
Vernichtungskrieg der Nazis in Ostmitteleuropa hinterließ eine
unvorstellbare Spur menschlichen Leids und traumatisierte nachkommende
Generationen der Opfer. Beschämend wenig ist davon in der heutigen
deutschen Öffentlichkeit bekannt.

Seit 2013 setzt sich die Initiative "Gedenkort für die Opfer der
NS-Lebensraumpolitik" für einen solchen Gedenkort in Berlin ein. Als
Fraktion unterstützen wir dies. Unser aktueller Antrag "Gedenkort für
die Opfer des NS-Vernichtungskrieges in Osteuropa" (18/4917) strebt
eine interfraktionelle und mehrheitsfähige Initiative an. Ziel ist,
eine Initiative für einen Gedenkort für alle Opfer des
NS-Vernichtungskrieges noch in dieser Wahlperiode zu erreichen.

Anläßlich des 80. Jahrestages des Überfalls auf Polen sammelt nun eine
interfrakt ionelle Abgeordnetengruppe seit einigen Wochen
Unterstützerinnen und Unterstützer für ein "Polen-Denkmal". Ihr Appell
setzt sich dafür ein, einen eigenen Gedenk- und Lernort für die Opfer
der deutschen Besatzung in Polen einzurichten. Der Aufruf ist durchaus
nachvollziehbar. Er benennt korrekt die gravierenden Wissens- und
Erinnerungslücken der deutschen "Erinnerungskultur". Dennoch halten
wir ihn für hoch problematisch, gerade in seiner einseitigen
Fokussierung auf polnische Opfer. Der Vernichtungskrieg hat in Polen
begonnen, er hat sich aber nicht auf Polen beschränkt.

Es ist kaum vermittelbar, daß man von den vielen Ländern, die dem
Vernichtungskrieg zum Opfer fielen, nur Polen ein "eigenes" Denkmal
widmet. Eine Hierarchisierung des Gedenkens ist immer problematisch.
Nach welchen Kriterien sollte Polen dabei an oberster Stel le stehen,
und Rußland, Ukraine, Belarus ignoriert werden? Weder das Kriterium
des Zeitpunkts des deutschen Überfalls kann das rechtfertigen, noch
eines wie die absolute oder relative Zahl der Opfer oder die Länge der
Besatzung. Die Schaffung eines "Polen-Denkmals" bei gleichzeitiger
Ignorierung des Völkermordes in den Ländern der damaligen Sowjetunion
ist aber nicht nur aus deutscher Sicht erinnerungspolitisch
fragwürdig.

Sie könnte auch vorhandene Konflikte um Erinnerungspolitik zwischen
Polen und der Ukraine, aber auch zwischen Polen und Belarus
verschärfen, bzw. diese erführen unter dem Deckmantel der
NS-Aufarbeitung eine unangemessene Einmischung aus Deutschland. Unser
Antrag für einen "Gedenkort für die Opfer der NS-Lebensraumpolitik"
weist im großen und ganzen auf die gleichen Lücken in der
Erinnerungskultur hin wie die Polen-Initiative, nur wird hier
klargestellt: Diese Lücken beziehen sich auf ganz Osteuropa.
Ausdrücklich wird festgestellt, daß bereits der Überfall auf Polen
1939 der Beginn eines Krieges war, der immer auch unter rassistischer
Maßgabe geführt wurde, der Ideologie vom "Untermenschentum" folgte und
der Auftakt für einen Vernichtungsfeldzug war, der sich weiter
fortsetzte.

Die rassenideologisch motivierten Verbrechen im Raub- und
Vernichtungskrieg in Osteuropa erfolgten in einem inneren
Zusammenhang, der durch Separierung, Nationalisierung und
Priorisierung nicht künstlich aufgerissen werden sollte. Deutschland
hat die Pflicht, Verantwortung für die Erinnerung an das von deutscher
Seite geplante und umgesetzte Geschehen in seinem vollen Umfang
nachzukommen. Insofern kann aus unserer Sicht nicht eines Teils des
NS-Vernichtungskrieges gesondert gedacht werden, ohne die anderen
Teile ebenfalls zu thematisieren. Denn eine Opferhierarchie ist
sicherlich das Letzte, was von uns zum Ausdruck gebracht werden
sollte.

Würde man sich vor allem auf das angestrebte Polen-Denkmal
konzentrieren, würde zu Recht seitens der diversen Nachfolgestaaten
der SU nach einem vergleichbaren Mahnmal für die 27 Millionen Toten
der Sowjetunion gefragt. Die von der Sowjetunion in Berlin errichteten
Mahnmale sind kein Ersatz für ein Gedenken von seiten der
Bundesrepublik. Die Folge wäre also die Aufsplittung in einzelne
Gedenkorte. Eine solche Entwicklung wäre für die Herausbildung eines
historischen Bewußtseins geradezu kontraproduktiv.

Ulla Jelpke / Jan Korte

Jan Korte ist Erster Parlamentarischer Geschäftsführer und Ulla
Jelpke innenpolitische Sprecherin der Fraktion Die Linke im Bundestag.
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"Ich habe heute zwei Männer getötet ..."

Stefan Köhler und Tom Zola gaben ihrem schmalen Einsatzbericht den
Titel "Krieg in Afghanistan". Krieg gegen Afghanistan wäre eher
angebracht. Ich bin auf das Büchlein durch eine lapidare Rezension in
der "Zeitschrift für Innere Führung" aufmerksam geworden. Warum diese
so knapp ausfiel, läßt sich mit dem Inhalt dessen erklären, was die
Autoren zusammengetragen haben.

Sie schreiben u. a.: Um die immer zahlreicher werdenden "Missionen"
der Bundeswehr abzudecken, "wurden mehr und mehr unzureichend
vorbereitete Soldaten" als Kanonenfutter in die Einsatzorte entsandt.
Die Autoren berichten von Farid und Karim, die Söldner eines
afghanischen Warlords waren, "der sein Vermögen dem Handel mit Opium
verdankte".

Es ist davon auszugehen, daß auch dieser Warlord gute Kontakte zu den
deutschen Stellen in Afghanistan pflegte. Köhler und Zola weisen auf
"Kamerad" Volkmann hin, der sich "mit gezückter Pistole über den Leib
eines afghanischen Wachmanns beugte", der "reglos", d. h. tot, dalag.
Er hatte "ein halbes Magazin in den Afghanen" geleert.

Als Volkmann von einem Einsatz kommt, meldet er lapidar: "Ich habe
heute zwei Männer getötet. Habe sie mit der MG-Salve auf Brusthöhe
erwischt, jeweils vier oder fünf Treffer. Ich habe es genau gesehen.
[...] Vor ein paar Wochen noch, da habe ich gekotzt, nachdem ich einen
anderen Menschen erschossen hatte. Heute habe ich mit Sicherheit zwei,
vielleicht sogar drei oder vier getötet. [...] Habe sogar gejubelt.
[...] Aber was geschieht hier mit uns? [...] Was für Menschen werden
wir sein, wenn wir wieder nach Hause kommen?"

Köhler und Zola konnten ihren Ohren nicht trauen, was Volkmann von
seinem Einsatz mit Tränen der Empörung berichtete. "Weißt Du, was ich
auf dem Rollfeld gesehen habe? Was? Die Amis fliegen palettenweise
Opium aus! [...] Ich habe es gesehen! [...] Die haben in einer Nacht
zwei Hercules und eine C-17 vollgemacht. [...] Woher weißt du das? Ich
konnte nicht schlafen. Bin deswegen ein bißchen herumgewandert. [...]
Dann bin ich zur Rollbahn, um mir die Flugzeuge anzusehen. [...] Dann
sah ich, wie sie das Zeug verladen haben. Eine Palette fiel vom
Stapler, ein Sack platzte auf. Habe gesehen, wie sich der braune Dreck
auf dem Asphalt verteilt hat. [...] Ich habe dann den Posten darauf
angesprochen. [...] Der schüttelte den Kopf. [...]

Jede Nacht beladen die mehrere Maschinen mit dem Zeug. Immer nur
nachts! Dem Posten hat das auch gestunken. Ich habe da mal ein bißchen
recherchiert." Ich habe einen Kumpel auf dem Flugplatz, der sagt, "die
fliegen das Dreckzeug nach Deutschland. Hast Du irgend jemandem davon
erzählt? Klar, meinem Chef. Der hat das weitergegeben, aber passieren
tut da nichts. [...] Ich bin doch nicht Soldat geworden, um
Drogenhändler [...] zu schützen! Aber genau das tun wir hier.
ISAF-Truppen bewachen die Mohnfelder! Wir tasten die Warlords nicht
an, weil die mit den Amis verbündet sind."

Wie der militärisch-industrielle Komplex funktioniert, beschreiben
Köhler und Zola am Beispiel des "sehr eng mit einem großen deutschen
Rüstungskonzern" verbundenen Staatssekretärs im
Verteidigungsministerium und dessen Neffen Major R., der gerade in
Afghanistan im Einsatz ist. Der Staatssekretär empfahl diesem, keine
kritischen Berichte aus Afghanistan nach Deutschland zu schicken, das
würden die "Wirtschaftskreise" nicht mögen. "Natürlich", versicherte
Major R. dem Onkel. "Guter Mann. Mach weiter so, Junge, und du wirst
es noch weit bringen", ermunterte der Staatssekretär.

Die Schlußfolgerung des Berichts von Köhler und Zola lautet: "Alltag
in Afghanistan. Das würde erst aufhören, wenn der letzte ausländische
Soldat das Land verlassen hat." Wie also soll es weitergehen in
Afghanistan?

Florian Beerenkämper und seine Koautoren befassen sich in "Der
innerafghanische Friedens- und Aussöhnungsprozeß" mit den Ansätzen und
der eventuellen Etablierung eines Friedensprozesses am Hindukusch. Sie
beabsichtigen, daraus Schlußfolgerungen für das künftige
entwicklungspolitische Engagement und für weltweit militärische
Operationen Deutschlands zu ziehen. Die Autoren zeichnen die
politische und militärische Entwicklung in Afghanistan seit der
US-Invasion 2001 bis 2010 nach. Die NATO-Länder, die sich als
sogenannte internationale Gemeinschaft ausgeben, sind mit ihren
Versuchen, durch mehrere Programme, wie Disarmament, Demobilization
and Reintegration (Entwaffnung, Demobilisierung und Reintegration),
den Widerstand zu neutralisieren, kläglich gescheitert. Dies hatte u.
a. auch damit zu tun, daß die USA verhandlungsbereite
Talibankommandanten wie u. a. Mullah Mansoor am 21. Mai 2016 gezielt
durch Drohnen eliminierten. Sein Nachfolger wurde der als
radikal-islamistisch bekannte Mullah Habibullah. Damit haben die USA
dem Friedensprozeß einen Bärendienst erwiesen. Hätte der Westen
tatsächlich Frieden am Hindukusch gewollt, wäre eine Beteiligung der
Taliban schon an der Petersberger Konferenz im Dezember 2001
unverzichtbar gewesen. Diese Chance wurde allerdings durch die USA
vertan mit allen bekannten und absehbaren Folgen. Als die Kabuler
Regierung Anfang 2016 versuchte, mit der Beteiligung von Pakistan, den
USA und der VR China die Taliban für Friedensgespräche zu gewinnen,
ist sie damit gescheitert. Denn die Taliban weigern sich, mit einer
US-Marionetten-Regierung in Kabul zu sprechen. Die letzte
Fluchtbewegung mehrerer Zehntausender, "gut ausgebildeter, junger
Afghanen" nach Europa "und ein zunehmender Popularitätsgewinn der
Taliban vorrangig unter jungen Afghanen", deuten darauf hin, daß kaum
jemand den Versuchen einer friedlichen Lösung des Konfliktes am
Hindukusch Glauben schenkt.

Die Autoren weisen auf die "schlechte Regierungsführung", deren
eigentlich nicht vorhandene Verläßlichkeit und mangelndes deutsches
Vertrauen in die Kabuler Regierung hin, was den BRD-Minister für
wirtschaftliche Zusammenarbeit, Gerhard Müller, veranlaßte, künftig
"vermehrt auf Religionsgemeinschaften als Partner [...] zu setzen". Es
darf jedoch nicht unerwähnt bleiben, daß die Religionsgemeinschaften
mit korrupten Regierungsmitgliedern, Warlords, Drogen- und
Waffenhändlern in Personalunion stehen.

Zum Schluß empfehlen die Autoren, daß sich Deutschland auf der
Grundlage der Erfahrungen auf dem Balkan und in Afghanistan "auch
zukünftig und verstärkt international diplomatisch,
entwicklungspolitisch und militärisch engagieren" sollte. Ob diese
Empfehlung angesichts des Scheiterns am Hindukusch folgerichtig ist,
darf getrost bezweifelt werden.

Dr. Matin Baraki
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Erklärung des DKP-Parteivorstands zum Iran-Konflikt

Hände weg vom Iran! Nein zu Kriegsdrohungen und Sanktionen!

Die aggressivsten Kräfte an der Spitze des US-Imperialismus drängen
auf die Unterwerfung des Iran mit allen Mitteln - bis hin zum Krieg.
Seitdem die US-Regierung das sogenannte Atom-Abkommen JCPOA zwischen
Iran und den fünf UN-Vetomächten (USA, Rußland, China, Großbritannien,
Frankreich) sowie Deutschland im Mai 2018 aufkündigte, wurden die
mörderischen Wirtschaftssanktionen wieder aktiviert. Mit immer
schnelleren Schritten wird nun eine militärische Drohkulisse
aufgebaut, die nach dem Willen der US-Kriegstreiber in letzter
Konsequenz in einen Angriffskrieg münden kann. Dabei hatte sich der
Iran an die Umsetzung des Abkommens gehalten. Die USA sind - ohne daß
das vertraglich überhaupt vorgesehen ist - aus dem Abkommen
ausgestiegen. Der vorgesehene Mechanismus zur Klärung von
Streitigkeiten wurde ignoriert.

Wie schon in der Vergangenheit wird wieder versucht, mit einem
mörderischen Wirtschaftskrieg das iranische Volk so schwer zu treffen,
daß ein "Regime Change" möglich wird. Dieses Ziel wurde seit dem Ende
des Schah-Regimes 1979 nie aufgegeben. Völkerrechtswidrig mischen sich
die USA und ihre Verbündeten rund um den Globus in die inneren
Angelegenheiten anderer Staaten ein und maßen sich an, mißliebige
Regierungen zu beseitigen und Marionettenregierungen zu installieren.
Das Prinzip der nationalen Souveränität - der Freiheit eines jeden
Volkes, unabhängig seine inneren und äußeren Belange zu bestimmen -
wird durch das Faustrecht in den internationalen Beziehungen ersetzt.

Seit Monaten trommeln US-Sicherheitsberater Bolton und
US-Außenminister Pompeo gemeinsam mit den Regierungen Israels und
Saudi-Arabiens für einen Krieg.

Fadenscheinig werden dem Iran jetzt Sabotage-und Terrorakte im
Persischen Golf untergeschoben. Ein neuer Akt der niederträchtigen
Tradition des US-Imperialismus, erwünschte Kriegsgründe selbst zu
schaffen - vom "Tonkin-Zwischenfall" in Vietnam bis hin zu den
angeblichen irakischen Massenvernichtungswaffen - droht.

Jeder Angriff auf den Iran würde mit Gegenschlägen beantwortet und so
die ganze Region in einen Krieg mit unabsehbaren Folgen stürzen.
Dessen ungeachtet verläßt die deutsche Bundesregierung nicht das enge
Bündnis mit den USA. Anstatt deren Kriegskurs zu verurteilen, ermahnt
Außenminister Maas ausschließlich den Iran, seinen Teil des
Atomabkommens weiterhin einzuhalten. Aus Angst vor möglichen Maßnahmen
der US-Regierung wird die deutsch-französisch-britische Tauschbörse
Instex, die die Sanktionen mit dem Iran teilweise umgehen sollte,
nicht in Betrieb genommen. Während Rußlands Außenminister Lawrow den
USA "unverantwortliches Verhalten" vorwirft und der chinesische
Präsident Xi Jinping dem bedrohten Iran eine "stetige Entwicklung der
Beziehungen" zusichert, sieht die deutsche Außenpolitik der
gefährlichen Entwicklung tatenlos zu - aus Kalkül. Denn angesichts
schwindender Anteile an der Weltwirtschaft sucht die BRD gemeinsam mit
den USA den Ausweg in zunehmender politischer und militärischer
Aggressivität gegenüber Staaten wie China, Rußland und Venezuela, die
sich der westlichen Vorherrschaft nicht mehr unterordnen.

Von ernsthaften Maßnahmen, die US-Kriegstreiber wirkungsvoll
auszubremsen, kann sowieso keine Rede sein. Notwendig wäre es, sofort


	die US-Basen und -Kommandos auf deutschem Boden wie in Ramstein, Spangdahlehm, Stuttgart zu schließen

	die US-Atombomben aus Büchel, Rheinland-Pfalz, abzuziehen

	der US-Armee die Überflugrechte und jede Nutzung deutschen Territoriums zu verweigern, wie es die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts vorgibt ("Luftfahrzeugen, die an einem gegen das völkergewohnheitsrechtliche Gewaltverbot verstoßenden militärischen Einsatz bestimmend mitwirken, darf die Benutzung des deutschen Luftraumes nicht gestattet werden.")

	jegliche Rüstungsexporte, insbesondere nach Saudi-Arabien, USA und Israel zu verbieten

	eine längst überfällige Politik der Entspannung mit Rußland einzuleiten, anstatt wie Merkel und Kramp-Karrenbauer stur weiter am Konfrontationskurs festzuhalten.



All dies passiert nicht. Die Bundesregierung tut nichts, um die
drohende Gefahr abzuwenden. Trotz der Planung eines Angriffskrieges
durch die US-Regierung, der sich eindeutig gegen den Weltfrieden und
die Sicherheitsinteressen der Völker, auch der übergroßen Mehrheit der
Bevölkerung Deutschlands, richtet.

US Army go home!

Essen, 16. Juni 2019
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Zur Geschichte der US-amerikanisch-iranischen Beziehungen

Wie CIA-Agenten der Pfauenthron retteten
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Fluchtursache Imperialismus
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EU-Wahldesaster und große Erfolge der PTB
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China: Die mißlungene Generalprobe

In seinem Beitrag "Das Massaker auf dem Platz des Himmlischen
Friedens" vom 1./2. Juni in der "Berliner Zeitung" beschäftigt sich
Arno Widmann mit den Ereignissen auf dem Tiananmen-Platz Anfang Juni
1989. Als Aufhänger greift er auf das weltweit bekannte Foto zurück,
auf dem ein Mann zu sehen ist, der sich völlig unbewaffnet den
anrollenden Panzern entgegenstellt. Widmanns Beschreibung dieser Szene
deckt sich weitgehend mit derjenigen, die von einem Mitglied der
Pekinger Führung geliefert wurde. Der führende Panzer und alle hinter
ihm fahrenden versuchten auszuweichen, stets aber versuchte der Mann,
die Panzer an der Weiterfahrt zu hindern. Selbst als der Mann auf den
ersten Panzer kletterte, hielt sich die Besatzung zurück. "Unsere
Soldaten", so die Schilderung eines Mitglieds der Pekinger Führung.
"haben die Anweisungen der Partei perfekt ausgeführt. Es ist
erstaunlich, daß sie es geschafft haben, in solch einer Situation die
Ruhe zu bewahren." Dieser Bewertung mag sich Widmann nicht
anschließen. Zwar stimmt er dem heute in den USA lebenden
"Menschenrechtsaktivisten" Yang Jianli zu, daß es neben dem auf dem
Foto sichtbaren Mann einen zweiten Helden gab, nämlich den
unsichtbaren Fahrer des Tankfahrzeugs, der den Mann nicht überrollte.
Aber dann flüchtet Widmann - ganz Mainstream-Journalist - in den
spekulativen Raum: Vermutlich seien beide Helden später getötet,
mindestens gefoltert oder bestraft worden. Eine andere Erklärung aus
seiner Sicht wäre ja auch schwerlich in Einklang mit dem Begriff
"Massaker" zu bringen, das einen "Leichenberg" (Widmann) mit bis zu
zehntausend Toten produziert haben soll. Ob sich wohl ein israelischer
Fahrer in vergleichbarer Situation auf besetztem palästinensischem
Gebiet gleichfalls Zurückhaltung auferlegt hätte? Allein schon diese
Frage stellen, hieße, sich prompt den Vorwurf des Antisemitismus
einzuhandeln. Dem will sich Widmann selbstredend nicht aussetzen, wie
er sich auch weigert, mit analytischem Blick den Ursachen des
Geschehens und der eskalierenden Gewalt auf den Grund zu gehen.

Noch am 20. Mai 1989 trotzten - wie Widman korrekt beschreibt -
Hunderttausende Bürger erfolgreich den von Peking entsandten Truppen.
Diese hatten keinen Schießbefehl und zogen sich zurück. Aber schon
wenige Tage danach wäre auf dem Platz des Himmlischen Friedens "das
Morden im vollen Gange" gewesen, schreibt Widmann. Den Widerspruch
will er nicht erklären, weil er nicht in das Bild der sich angeblich
ausschließlich für Frieden und Demokratie einsetzenden und zudem auf
Gewaltlosigkeit setzenden Demonstranten paßt.

Werfen wir einen Blick auf die "Tiananmen Papers", die im Westen mit
propagandistischem Aufwand veröffentlicht wurden, um die ganze
Brutalität der chinesischen Staatsführung unter Beweis stellen zu
können. Doch was lesen wir dort? "Plötzlich kam ein junger Mann
angerannt, hat etwas in einen Panzerspähwagen geworfen und ist
verschwunden. Kurz darauf sah man grün-gelben Rauch aus dem Fahrzeug
quellen, während die Soldaten herauskamen, sich auf die Erde legten
und sich sterbend an den Hals griffen. Jemand sagte, sie hätten
Giftgas eingeatmet.

Aber den Offiziellen wie den Soldaten gelang es trotz ihrer Wut, die
Selbstkontrolle zu wahren." Wahrscheinlich reicht dieser kurze Auszug
noch nicht, um die antichinesische Empörung ein wenig einzudämmen.
Lesen wir weiter:

"Mehr als 500 Fahrzeuge der Armee sind an Dutzenden
Kreuzungen in Brand gesteckt worden. ... Auf der Chang'an-Straße hielt
ein Militärfahrzeug mit Motorschaden an, und zweihundert Aufständische
haben den Fahrer angegriffen und totgeschlagen. ... An der
Cuiwei-Kreuzung hat ein Wagen, der Soldaten transportierte,
verlangsamt, um einen Zusammenstoß mit der Menge zu vermeiden. Da hat
eine Gruppe von Demonstranten damit begonnen, Steine gegen ihn zu
werfen, Molotow-Cocktails und Fackeln, wobei er sich in einem
bestimmten Moment auf die linke Seite neigte, weil einer der Reifen
platt war durch die Nägel, die die Demonstranten ausgestreut hatten.
Dann haben die Demonstranten irgendwelche Gegenstände angesteckt und
sie gegen das Fahrzeug geworfen, dessen Tank explodierte. Alle sechs
Soldaten sind in den Flammen gestorben."

Im Klartext: Soldaten, die versuchen, das Leben ihrer Angreifer zu
erhalten, werden getötet. Ist das ein Beweis der von der
Kommunistischen Partei begangenen Grausamkeiten? Oder haben wir es auf
seiten der Demonstranten mit einem Akt der Gewaltlosigkeit zu tun?

Es steht außerhalb jeden Zweifels, daß auf dem Platz des Himmlischen
Friedens Gewalt ausgeübt wurde. Doch stellt sich heute auch nach 30
Jahren die Frage, wer sie ausgelöst hat. Wer waren die Einpeitscher,
und wer waren die Hintermänner für das Geschehen, für das heute eines
der Lieblingswörter (Massaker) der westlichen "Wertegemeinschaft"
herhalten muß, wenn es darum geht, den Systemgegner an den Pranger zu
stellen? Der Ex-Kanzler Helmut Schmidt, dessen China-Kenntnisse jedem
Sozialdemokraten zur Ehre gereichen würden, hat daran erinnert, daß
das militärische Eingreifen aufgrund der nicht mehr tragbaren
Situation die Ultima ratio war, weil die Demonstranten die Tätigkeit
der Regierung blockierten und jeden Kompromiß kategorisch ablehnten.
"Die Soldaten, im Bemühen, die Ordnung wiederherzustellen", haben, so
Schmidt, "zunächst Ruhe bewahrt, doch sie wurden mit Steinen und
Molotow-Cocktails angegriffen" und wurden gezwungen zu handeln. Diese
Version wurde sogar vom damaligen US-Botschafter bestätigt, als er
erklärte, daß die Regierung letztlich keine andere Option hatte, als
militärisch einzugreifen. Aber, fügte er offenherzig hinzu, es habe
sich um eine widerwillig getroffene Entscheidung gehandelt. Die ersten
Soldaten, die den Platz räumen sollten, erinnerten ihn "mehr an einen
Kinderkreuzzug als an eine militärische Strategie". Es seien
unbewaffnete Truppen gewesen, die zulassen mußten, daß eine "zornige
Menge zehn Militärfahrzeuge zerstören" konnte. Die Soldaten haben sich
zurückgezogen. Der US-Militärattaché, General Jack Leide, kommentierte
diesen Vorgang genüßlich so: Das Fiasko der Volksbefreiungsarmee war
"eine chinesische Version des Rückzugs von Napoleon aus Moskau". Wir
wissen, viele Vergleiche hinken. Dieser aber hat es besonders in sich,
weil hier eine entscheidende Verwechslung, mithin Fälschung, vorliegt.
Es war seinerzeit der Hausherr, der russische Oberbefehlshaber Michail
Kutusow, der nach etlichen Rückzügen sogar Moskau opferte, aber dann,
nach der Schlacht von Borodino, die napoleonischen Truppen Zug um Zug
vernichtet hat. Der durch und durch verunglückte Vergleich nähert sich
- gewiß unfreiwillig - einem Eingeständnis, daß hinter den Forderungen
nach Demokratie, Freiheit und Menschenrechten andere Kräfte standen
und ganz andere Ziele ansteuerten. Als einheimischer Hoffnungsträger
diente der in die Spitze der chinesischen Führung aufgestiegene Zhao
Ziyang, ein Mann, der die Marktwirtschaft mit eiserner Faust
durchzusetzen versuchte, mit seiner neoliberalen Agenda Anhänger bei
den Studierenden fand - unter ihnen zahlreiche, die in Europa und den
USA studiert hatten - und die Hoffnungen der USA auf einen Regime
Change nährte. Washington nahm Witterung auf und versuchte, den Gang
der Ereignisse zu steuern. War also der "Aufstand" auf dem
Tiananmen-Platz eine rein innerchinesische Tragödie? Mitnichten.

Als es kurz nach den Ereignissen zu einer Begegnung zwischen
Abgesandten von US-Präsident Bush (sen.) mit Deng Xiaoping in Peking
kam, präsentierte der Führer der Kommunistischen Partei Chinas einen
Befund, aus dem hervorging, daß die USA "tief" in die Ereignisse
verwickelt waren. Und, so Deng, verantwortlich waren für eine
"Operation, die zum Krieg hätte führen können". Dieser Einschätzung
wurde von den amerikanischen Gesprächspartnern nicht einmal
widersprochen. Worin aber konnte diese Operation, die zum Krieg hätte
führen können, bestehen, wenn nicht im Versuch eines von außen
dirigierten Staatsstreichs mit dem Ziel, den möglicherweise
proamerikanischsten chinesischen Führer (Zhao Ziyang) an die Macht zu
bringen, um das Volk hernach nach neoliberaler Pfeife tanzen lassen zu
können?

Der sogenannte Aufstand auf dem Tiananmen-Platz war Teil der
Gesamtstrategie des weltweiten Versuchs eines alle Widerstände aus dem
Weg räumenden Rollbacks mit dem Ziel, die Welt für alle Zeiten dem
US-Imperialismus auszuliefern. Es war der mit dem Friedensnobelpreis
dekorierte Henry Kissinger, der die Absichten mit verblüffend
zynischer Klarheit formulierte: "Ich sehe keinen Grund dafür
abzuwarten, daß ein Land marxistisch wird, nur weil sein Volk
unverantwortlich ist."

Domenico Losurdo, der im letzten Jahr verstorbene italienische
Philosoph und Kommunist, hat es so auf den Punkt gebracht: "Im
nachhinein betrachtet, erscheinen die Vorfälle auf dem Tiananmen-Platz
von 1989 wie die Generalprobe der als 'Farbenrevolutionen' getarnten
Staatsstreiche, die in den Jahren danach folgen sollten." Solche
Begriffe wie "humanitäre Intervention", "Responsibility to Protect"
und eben "Regime Change" wurden erst später in den imperialistischen
Wortschatz aufgenommen, sie wurden aber schon damals entwickelt. In
der Volksrepublik China gerieten sie nicht zur Blüte.

Hans Schoenefeldt

Berlin

 * 

Wie die USA Kuba in ein koloniales Anhängsel verwandeln wollen

Klartext über das Helms-Burton-Gesetz

Das "Gesetz für Freiheit und kubanische demokratische Solidarität" ist
eine rachsüchtige Monstrosität, die darauf abzielt, die Seele Kubas
durch Ausbluten zu brechen und einen so großen Schock auszulösen, daß
das Land für immer zu Boden gedrückt wird. Es ist das konkrete Projekt
der Vernichtung einer Nation.

Stellen wir uns zwei hypothetische Szenarien vor - Szenarien, die für
uns, die wir Vertrauen in die Widerstandsfähigkeit und den Mut unseres
Volkes haben, allerdings unmöglich sind.

Das erste: Dem imperialistischen Feind und seinen Verbündeten
gelingt es unter Anwendung ihrer militärischen Macht, den größten Teil
des Landes zu besetzen und eine Übergangsregierung zu installieren,
nachdem sie das Ende der Revolution verkündet haben.

Das zweite: Vom Feind gesäte Uneinigkeit, Täuschung,
Entmutigung und Verrat führen dazu, daß wir "das Schwert fallen
lassen" wie 1878. Eine Übergangsregierung wird eingesetzt und
US-Truppen besetzen das Land, um die Ankunft von "humanitärer Hilfe"
zu gewährleisten.

Hätten wir dann "freie und demokratische" Wahlen? Nein, diese von den
Interventionstruppen ernannte Übergangsregierung kann keine Wahlen
ausrufen, bevor dies nicht vom Kongreß der Vereinigten Staaten
genehmigt wird.

Der US-Präsident oder sein ernannter Prokonsul muß dem Kongreß alle
sechs Monate einen Bericht über den Verlauf des Übergangsprozesses auf
der besetzten Insel vorlegen. Es stellt sich die Frage, wie lange
dieser Prozeß dauern wird, wenn sie alle sechs Monate einen Bericht
benötigen. Wie lange werden die Yankee-Truppen auf unserem Territorium
bleiben? Die Antwort auf beide Fragen: Man weiß es nicht.

Dann endlich, nach wer weiß wie vielen Jahren, gibt der US-Kongreß
seine Zustimmung für die Durchführung von Wahlen. Was passiert mit der
Wirtschafts-, Handels- und Finanzblockade? Wurde sie vielleicht
aufgehoben, als das Ende der Revolution ausgerufen wurde? Nein, sie
wurde nicht aufgehoben, das ist nicht der Plan. Sie bleibt während des
Übergangs als eiserner Druckmechanismus intakt.

Angenommen, der Übergang ist nun vorbei, wir haben bereits einen
Präsidenten und eine Regierung im Stile der Yankees und nach ihrem
Geschmack. Werden sie jetzt die Blockade aufheben? Man könnte es
meinen, aber nein, das ist nicht das, was diese Absurdität von Gesetz
festlegt, das die Unterschrift von Helms und Burton trägt. Der
Präsident oder sein Prokonsul müssen dem Kongreß bestätigen, daß den
US-amerikanischen "ehemaligen Eigentümern" einschließlich den
Kubanern, die nach 1959 zu Cubano-Amerikanern wurden, der Wert all
ihres ehemaligen Eigentums, das gemäß den revolutionären Gesetzen und
im Einklang mit dem Völkerrecht verstaatlicht oder konfisziert wurde,
zurückgegeben wurde oder sie entschädigt wurden.

Die von US-Experten 1997 berechnete "Kompensation" hätte einen
ungefähren Wert von 100 Milliarden Dollar. Eine Neuverhandlung der
Vereinbarung über den US-Marinestützpunkt Guantanamo ist ebenfalls
vorgesehen, ohne daß die Rückgabe garantiert wird.

Unsere Häuser, unsere Böden, unsere Schulen, unsere Fabriken, unsere
Erholungszentren, unsere Krankenhäuser, unsere Forschungszentren,
alles, was während der Übergangszeit von Großkapitalisten im besetzten
Land noch nicht geraubt wurde, würde in die Hände der früheren
Eigentümer oder derer gelangen, die diese Vermögen von den
ursprünglichen Besitzern gekauft haben, oder, was noch schlimmer wäre,
in die Hände von Spekulanten, Schuldnersammlern und Banditen aller
Formate.

Um die Prozesse, Entschädigungen und Schulden zu bezahlen, müßten die
kubanischen Regierungen Darlehen aufnehmen, zum Beispiel beim IWF, was
immer höhere Zinszahlungen nach sich ziehen würde, und es ergäbe sich
daraus eine endlose Plünderungsspirale.

Es gibt Menschen in den Vereinigten Staaten, Unternehmen und
Unternehmensgruppen, die "Vermögen" in Kuba von ihren "früheren
Eigentümern" gekauft haben, Menschen, die mit dem Wert dieser Vermögen
Handel treiben, die echte oder gefälschte Titel besitzen und sich auf
einem seltsamen, in jeder Hinsicht illegalen Markt bewegen.

Immobilienspekulanten haben Grundstücke an zukünftige Bauherren
verkauft. Es gibt bereits Entwürfe vom "zukünftigen Havanna"! Es ist
ein großes Geschäft, für das sich nicht wenige Hyänen die Zähne
schärfen. Sie träumen davon, ganze Gemeinden hinwegzufegen und
Walmart-Supermärkte, McDonalds, große Casinos und Bürogebäude zu
bauen, teure Viertel für sehr reiche Leute errichten zu lassen und die
große Mehrheit der Bevölkerung der Hauptstadt in Elendsviertel zu
verbannen, die in den großen Städten Lateinamerikas so reichlich
vorhanden sind.

Wir würden in die Hände von Fonds wie Distressed oder Holdouts fallen,
besser bekannt als Geierfonds. Wir Kubaner würden Jahre brauchen, um
eine fast unbezahlbare Schuld zu begleichen, denn wie könnte ein durch
Krieg und Besatzung erschöpftes, verarmtes Land sie bezahlen, ein
Land, das einen Großteil seiner Söhne und Töchter im Arbeitsalter
verloren hätte? Wir würden in den Händen von Gangstern bleiben, die
bereit sind, den nationalen Reichtum Kubas bis auf den letzten Tropfen
"aufzusaugen".

Sagen wir es im Klartext: Sie werden es nicht schaffen! Wie Fidel
sagte, das Denken und das Werk der kubanischen Kommunisten werden
Bestand haben. Kuba wird Bestand haben: "Wir Kubaner sind aus Eisen
und können den härtesten Prüfungen standhalten." Wir werden immer
wieder aufstehen, um die Freiheit zu verteidigen, Generation für
Generation.

Raul Antonio Capote

(Red. bearbeitet aus "Granma Internacional", Havanna, Mai 2019)

 * 

EU-Wahlen 2019 - Probleme und Gefahren

Die in Wirtschaft und Politik, in Medien und Gesellschaft Herrschenden
machten es sich vor den Wahlen zum EU-Parlament und machen es sich
auch danach sehr einfach und proklamieren Klima zum alles überragenden
Thema. Natürlich ist es eine wichtige, überlebenswichtige Frage. Aber
wo bleibt das politische Klima, das ökonomische, das geistige Klima,
das Klima einer friedlichen Welt? Gibt es denn keinen Grund, das zu
problematisieren? Gibt es keine anderen Gefahren, keine
Kriegsgefahren, welche die Existenz und Entwicklung der menschlichen
Gesellschaft gefährden?

Oder sollte vermieden werden, darüber zu sprechen? Kann es Zufall
sein, daß bis zur Wahl, aber auch in den Nachbetrachtungen die Frage
der Klimaverschlechterung in den Mittelpunkt gestellt wurde, ohne auf
die tatsächlichen ökonomischen, politischen und geistigen Ursachen
einzugehen, die dem imperialistischen Charakter und den Zielen der
Politik der USA, der EU und ihrer Hauptmächte eigen sind? Warum wurden
und werden die Fragen des Klimas von den Fragen der Entwicklung des
Kapitalismus in der Gegenwart, von der zunehmenden Konkurrenz der
imperialistischen Mächte im Kampf um die Neuverteilung der
Einflußsphären zur Sicherung von Vorherrschaft und Einflußsphären, von
Profit, Militarisierung und Aufrüstung getrennt, die zur Zerstörung
nicht nur der Natur, sondern auch der menschlichen Zivilisation und
Kultur, des Menschen überhaupt führen? Ist es nicht höchste Zeit,
diese Existenzfragen der Menschheit, wenigstens in den auswertenden
Debatten einzubeziehen und Schlußfolgerungen daraus abzuleiten?

Die ungleichmäßige Entwicklung im Kapitalismus führt zu einer
ständigen Veränderung des Kräfteverhältnisses zwischen den
imperialistischen Mächten, die immer wieder neu analysiert werden muß,
weil sie stets zu Kriegen geführt hat.

Die Zeit der unipolaren Ordnung der USA läuft ab. Damit verschwinden
aber nicht die Gene des Imperialismus und der ihm eigenen Politik.
Unter den Bedingungen der monopolistischen Herrschaftsverhältnisse und
der monopolistischen Konkurrenz äußert sich die ökonomisch bedingte
Aggressivität des Monopolkapitals auch weiterhin in dem Drang nach
Vorherrschaft und Hegemonie unter Anwendung ökonomischer und
außerökonomischer Gewalt - von der ideologischen und politischen
Diversion (Regime Change) bis zur militärischen Aggression. Nichts von
einer Analyse der daraus hervorgehenden Gefahren für Frieden,
Sicherheit und Zusammenarbeit der Völker und Staaten war in den
Auftritten der Parteien vor den Wahlen festzustellen. Aber auch nach
den Wahlen gibt es hier keine positiven Veränderungen.

Zur Begründung und Verteidigung der bei den Wahlen sichtbar gewordenen
Verstärkung der konservativ-reaktionären innen- und außenpolitischen
Konzeptionen der Bourgeoisien der Großmächte der EU wird statt dessen
ein Kampf für und wider "Nationalismen" inszeniert.

Aber nirgends und von keinem wird herausgearbeitet, daß z. B. die
nationalen Ökonomien nach wie vor der Rahmen sind, in dem sich die
Tendenz zum Ausgleich der Profitraten vollzieht. Und darum geht es
doch den Monopolen, gleich ob national oder international!

Vor allem das begründet nach wie vor die Dominanz und
Unterschiedlichkeit nationaler Ökonomien und ihre Einbettung in
internationale Zusammenschlüsse. Das begründet die wirkliche Haltung
der imperialistischen Mächte innerhalb und außerhalb der EU. Die
aktuellen Vorgänge belegen das. Laut Trump, Bolton u. a. erhoffen sich
die USA z. B. aus dem Brexit klare Vorteile für die Konsolidierung
ihrer ökonomischen Beziehungen sowohl zu Großbritannien als auch zur
EU. Sie erwarten, mit Großbritannien "ein weiteres starkes und
unabhängiges Land zu haben, das der NATO hilft, effektiver zu sein"
(John Bolton). Es geht also um eine Zunahme von Rivalitäten im
Verhältnis USA-EU, aber auch im Beziehungsgeflecht zwischen den
imperialistischen Staaten, verbunden mit Konkurrenz, Aufrüstung und
Militarisierung sowie entsprechenden reaktionären Entwicklungen im
Inneren.

An der Westgrenze Rußlands wird intensiv daran gearbeitet, erneut
einen "Cordon sanitaire" von der Ostsee bis ins Gebiet des Schwarzen
Meeres und ein militärisches Aufmarschgebiet aufzubauen, das die
gesamte Region von der Ostsee bis ins Mittelmeer (von Finnland bis
Sizilien) mit Anschluß an den Nahen und Mittleren Osten einschließt.

Die Gefahren nehmen zu, weil diese Aktiviäten von imperialistischen
"Partnern" verfolgt werden, die sich in bezug auf die Gegnerschaft zu
Rußland und China zwar einig sind, aber Gegensätzliches anstreben,
wenn es um Hegemonie und Profit geht.

Innerhalb der EU wird eine wachsende Kritik an der Vormachtstellung
Deutschlands spürbar. In den Südstaaten der EU sowie in den ost- und
mitteleuropäischen Mitgliedsstaaten mehren sich Stimmen gegen die
"Achse" Berlin-Paris. Frankreich und Deutschland beschwören "Europa"
verbal, um ihren nationalen Einfluß besonders auf dem Gebieten der
Ökonomie und der Außen- und Sicherheitspolitik der EU zu erweitern.
Dabei werden die Staaten Ost- und Mitteleuropas nicht nur ausgebeutet,
sondern auch als Objekt im antirussischen Feldzug mißbraucht. Weder
Die Linke noch die SPD, noch andere EU-Parteien haben dazu eine
Alternative entwickelt, die über das Ja oder Nein zum Brexit
hinausgeht. Vereinzelte konstruktive Vorschläge finden kein Gehör.
Dabei liegt es auf der Hand und ist durch die historische Erfahrung
bestätigt, daß nur eine Außen- und Sicherheitspolitik, die auf die
Schaffung eines Systems der kollektiven Sicherheit und der
gleichberechtigten Zusammenarbeit der Staaten in Europa (unter
Einschluß Rußlands) jene Kräfte stärken kann, die nach einem
friedlichen Interessenausgleich zwischen den Staaten, darunter
zwischen den USA und der EU oder den USA und China, streben.

Nicht eine der gegenwärtig politisch relevanten Parteien bzw.
Kräftegruppen in der EU machte eine entsprechende Analyse bzw. zog
Schlußfolgerungen, um sie im Wahlkampf mit den Wählern zu diskutieren
und die Menschen für den Friedenskampf zu mobilisieren.

Es ging während des Wahlkampfs, genau wie zuvor oder danach, nicht um
die vielgepriesene angebliche demokratische Befragung des Volkes. Es
ging vielmehr darum, ein Volk so zu manipulieren, daß es an den
Wahlurnen die Interessen und Ziele der Herrschenden als seine eigenen
Anliegen bestätigt. Die Beauftragten des Kapitals in Regierung und
Parlament sollten qua Abstimmung zu einer Innen- und Außenpolitik
legitimiert werden, die den Interessen des Kapitals entspricht.

Auf der Grundlage der Zunahme und Zuspitzung der sozialökonomischen
und politischen Widersprüche in der EU und in ihren Mitgliedsländern
ist zu erwarten, daß sich die reaktionären Tendenzen in der
Gesellschaft und in der Politik verstärken werden, weil die sich aus
den Widersprüchen ergebenden Bedingungen ein günstiges Feld für die
Intensivierung der Wiederaufnahme und Umsetzung reaktionärer außen-
und innenpolitischer Konzeptionen darstellen.

Prof. Dr. Anton Latzo

 * 

Vor 70 Jahren wurde aus Neuhardenberg Marxwalde

Das Lateinische "Nomen est omen" heißt: der Name hat eine
(Vor-)Bedeutung. Das trifft auch für Dorf und Schloß Neuhardenberg zu.
Bereits von der Bundesstraße 167 aus, die durch die Gemeinde führt,
sind die Schloßfassade sowie die beiden Kavaliershäuser gut zu
erkennen. Ein dem alten Baustil angepaßter Hotelneubau sowie ein neuer
Veranstaltungssaal vervollständigen den imposanten Eindruck. Besucher
schwärmen beim Anblick der im Glanz strahlenden historischen Anlage,
die seit fast 200 Jahren untrennbar mit der Geschichte der Familie von
Neuhardenberg verbunden war. Allerdings mit wechselnder Geschichte.
Vor 1759 gehörte das Gut zu den königlichen Domänen.

In den Wirren der Schlacht des Siebenjährigen Krieges bei Kunersdorf
wäre Friedrich Xl. fast von den Kosaken gefangengenommen worden. Der
Rittmeister bei den Zietenschen Husaren, Joachim Bernhard von
Prittwitz, rettete ihn im letzten Moment. Als Dank und Anerkennung
übergab er ihm das Gut Quitlitz. Im Jahre 1814 erhob der König
Friedrich Wilhelm II., den preußischen Reformer und Staatskanzler Karl
August Freiherr von Hardenberg für dessen Verdienste um den Staat in
den erblichen Fürstenstand. Außerdem schenkte er von Hardenberg einen
umfangreichen Güterkomplex im Lebuser Land, zu dem auch Quitlitz
gehörte, das nach Tauschgeschäften wieder an den preußischen Staat
gefallen war. Der König ordnete an, den Ort, der die Zentrale der
fürstlichen Standesherrschaft wurde, in "Neuhardenberg" umzubenennen.
Unter Hardensbergs Regentschaft erlangte der Ort in politischer wie
auch in kultureller und baugeschichtlicher Hinsicht eine Bedeutung wie
kaum ein anderer im ländlichen Bereich.

Mit den Stein-Hardenbergschen Reformen wurde in Deutschland der
Grundstein für das kommunale Selbstverwaltungsrecht gelegt. Letzter
adliger Schloßherr war Carl Hans von Hardenberg, der 1944 wegen
Widerstands gegen das Nazi-Regime verhaftet wurde.

70 Jahre ist es her, daß Neuhardenberg in Marxwalde umbenannt wurde -
zu Ehren des großen Denkers. Man muß etwas suchen, bis man seine Büste
gefunden hat. Sie steht ernst und dunkel unter blauem Himmel auf dem
Rasen zwischen kleiner und großer Karl-Marx-Allee. Die Büste wurde
vergessen.

Bei einer Gemeindeversammlung im Februar 1949 stimmten die Anwesenden
für Marxwalde, auch die Gemeindevertreter einigten sich auf diesen
neuen Namen, obwohl die Mehrheit von ihnen der CDU angehörte. Man kann
es als Kuriosum der Geschichte begreifen, daß 1990 beim Beschluß zur
Rückbenennung die PDS die Mehrheit in der Gemeindevertretung stellte.
Aber "Marxwalde" mußte weg. Nach der "Wende" wurde um Namen, Plätze
und Straßen sowie Denkmäler gestritten. Eine Zielrichtung war dabei,
alles auszulöschen, was an den Versuch erinnern könnte, auf deutschem
Boden eine antikapitalistische Alternative zu verwirklichen.

In die Kritik kam auch ein Brief des Bürgermeisters Karl Linse von
1958, der die Bitte des verstorbenen Grafen Hardenberg, im Ort
bestattet zu werden, ablehnte: "Gemeinsam lehnen wir das an mich
gerichtete Ansinnen mit der eindeutigen Begründung ab, daß der Name
Graf von Hardenberg mit so viel Bitternis für die ehemals abhängige
Bevölkerung von Marxwalde verbunden ist, daß eine Überführung der
Leiche des Grafen von Hardenberg eine Verhöhnung des Willens der
Mehrheit der Bevölkerung von Marxwalde darstellen würde."

Inzwischen ist auch das Geschichte. Doch böses Blut blieb. So meldete
dpa, daß "die Karl-Marx-Büste in Neuhardenberg von unbekannten Tätern
mit rotbrauner Rostschutzfarbe beschmiert wurde. Am Sockel entdeckten
die Beamten ein Hakenkreuz."

Einen haben die Neuhardenberger aber immer als Helden gefeiert: Dr.
Sigmund Jähn, Generalmajor der NVA, Held der Sowjetunion und der DDR,
Fliegerkosmonaut und erster Deutsche im Weltraum. Von 1960 bis 1978
lebte Jähn in dem Dorf, das damals noch Marxwalde hieß. Mit seinem
Weltraumflug mit der sowjetischen Sojus 31 am 26. August 1978 machte
er sich und Marxwalde berühmt. Die Gemeindevertreter haben ihm das
nicht vergessen und ihn 28 Jahre nach seinem historischen Flug
einstimmig zum Ehrenbürger ernannt. Für viele Neuhardenberger war und
ist er ein treuer Genosse, Vorgesetzter, Freund und Nachbar. Im
Dorfmuseum wird an dieses geschichtliche Ereignis erinnert.

"Wir sehen zu, daß unsere Alltagskultur und unsere Geschichte nicht
verlorengehen", betonte Dietmar Zimmermann, der Vorsitzende des
Heimatvereins. Das Dorfmuseum heißt "Alte Schule" und befindet sich in
Neuhardenberg, in der Karl-Marx-Straße 22.

Heinz Pocher

Strausberg

 * 

Eine vernunftwidrige Äquidistanz-Haltung

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]



 * 

Ein Beitrag auf der Strategiekonferenz der PDL in Hamburg vom 22. Juni

Die Systemfrage und die Eigentumsfrage stellen!

Nicht zuletzt nach den Wahlen am 26. Mai sind Strategiedebatten in
unserer Partei bitter notwendig. Es geht dabei immer um zwei Aspekte:
um Gesellschaftsstrategie und um Wahlstrategie. Gesellschaftsstrategie
ist für uns eine auf die progressive Veränderung der Gesellschaft
gerichtete Handlungsorientierung sozialistischer Politik.
Wahlstrategie zielt auf Mobilisierung und Gewinnung von Wählern ab.

Um erfolgreiche Wahlstrategien bemühen sich auch die anderen
politischen Parteien. Für uns muß es im Gegensatz zu diesen immer
darum gehen, eine Wahlstrategie zu entwickeln, die der Durchsetzung
unserer Gesellschaftsstrategie dient. Unsere Wahlstrategien dürfen
sich so auch keineswegs als bloße Stimmenmaximierungskonzepte mittels
Reklametechniken verstehen. Sie müssen teil der gesellschaftsstrategie
sein.

Eine Personalisierung des Wahlkampfes kann auch für uns sinnvoll sein.
Eine bloße Personalisierung (Thüringen: "Bodo Ramelow statt Barbarei")
ohne einen das politische Denken oder die Gesellschaft verändernden
Inhalt kann aber auch zum Lacher werden.

Wahlstrategien sind kontraproduktiv, wenn sie mit falschen,
uneinlösbaren Versprechen einhergehen: z. B. "Mit uns kommt der
politische Richtungswechsel." Selbst als wir in Brandenburg, in
Thüringen, in Berlin, in die Regierung gegangen sind: Der
Richtungswechsel kam nie. Die Folge sind Krisen des Vertrauens und der
Glaubwürdigkeit, also Wahlverluste.

Einprägsame Methoden oder auch treffende Worte können wichtig sein.
Aber sie müssen sich in unsere gesellschaftsstrategische
Handlungsorientierung einordnen wie z. B. "Enteignet die Miethaie!"
Linke Wahlstrategie muß der Aufklärung der Wählerinnen und Wähler über
die gesellschaftlichen und politischen Zustände dienen. Sie verfehlt
ihren Zweck, wenn sie sich ins allgemeine Illusionstheater über
Machtoptionen, die keine sind, einordnet.

In Wahlkämpfen ist mit Marx, Engels und August Bebel immer wieder
deutlich zu machen, daß Wahlen einen Doppelcharakter haben. Sie sind
Mittel der Befreiung, aber sie sind auch Instrumente der politischen
Prellerei. Wahlen sind Zeiten der politischen Manipulation und leerer
Versprechungen. Für uns müssen sie Zeiten der Aufklärung und der
Mobilisierung für unsere politischen Ziele sein, die zugleich Ziele
der Lohnarbeiterklasse sind.

Es ist erfreulich, daß über all das heute hier diskutiert werden kann.
Schließlich gab es am 26. Mai das schlechteste bundesweite
Wahlergebnis in der Geschichte der Linken. Da kann man nicht die
Losung ausgeben: "Alles in Ordnung. Weiter so." Das aber war mein
Eindruck von der Pressekonferenz unserer Parteivorsitzenden am 27.
Mai.

Als Sachse sehe ich die Situation möglicherweise auch dramatischer als
Ihr hier in Hamburg. In Hamburg ist der prozentuale Anteil der Linken
bei den Europawahlen um etwa 20 Prozent zurückgegangen; in Sachsen um
34 Prozent.

In Sachsen kann ich auch etwas zur Wirkung bestimmter Wahllosungen
sagen, weil ich in etwa das politische Alltagsdenken dort kenne.
Wirksam wäre in Sachsen bei den Europawahlen die Losung gewesen:
"Schluß mit Aggressionsvorbereitungen gegen die Russische Föderation!"

In Sachsen gab es am 26. Mai auch Kommunalwahlen. "Die Linke" schnitt
mit 11,2 Prozent noch schlechter ab als bei den Europawahlen.

Nur in Leipzig wurde "Die Linke" mit 21,4 Prozent stärkste Partei.
Ansonsten verlor sie 32 Prozent ihrer kommunalen Mandate.
Bundesweit rückten wir bei den Europawahlen mit 5,5 Prozent in
die beängstigende Nähe der bei Bundestagswahlen geltenden
Sperrklausel. Der Ernst der Lage wird deutlich, wenn wir in diesem
Zusammenhang beachten:

Wir haben weiter bei den Lohnabhängigen, den Arbeitslosen und den
Wählern bis zum 29. Lebensjahr verloren und bei den Nichtwählern
nichts gewonnen.

Wir haben im Osten noch schlechter als die PDS im Jahre 2002
abgeschnitten, als diese die Bundestagswahlen mit 4,0 Prozent
vergeigte. In Ostdeutschland kam die PDS damals immerhin noch auf 16,9
Prozent der Wählerstimmen. Diesmal erhielt sie in den ostdeutschen
Bundesländern (beinahe hätte ich gesagt: "in der DDR, den sogenannten
neuen Bundesländern") 13,8 Prozent, gut drei Prozentpunkte weniger.

Ich sehe derzeit in der Partei drei große Probleme sowohl von
gesellschaftsstrategischer als auch von wahlstrategischer Bedeutung:

Erstens: Unsere Partei hat sich schneller verändert, als sie
die Gesellschaft verändern kann. Das geschah innerhalb von nur gut
einem halben Jahrzehnt.

Zweitens: Unverkennbar gibt es eine Führungskrise in unserer
Partei, die auch, aber nicht nur darin zum Ausdruck kommt, daß ihre
Führung so tut, als habe sie alles richtig gemacht.

Drittens: Deutlich wurde: Die Linke ist mit einer zweifachen
Orientierungskrise konfrontiert: einer objektiven und einer
subjektiven.

Erstens: Zu den Veränderungen in unserer Partei weg von
einer kämpferischen, systemverändernden Partei in Richtung des
allgemeinen Politikbetriebes

Es ist aus meiner Sicht beängstigend, was sich da getan hat. Dabei
meine ich besonders die Entwicklungen in Ostdeutschland und in
Sachsen. Für Hamburg erlaube ich mir kein Urteil.

Zwischen dem Erscheinungsbild der Partei in Ostdeutschland und
abnehmenden Wahlergebnissen gibt es einen engen Zusammenhang. Dies war
in der deutschen Parteiengeschichte seit 1914 fast immer so.

Seit 66 Jahren, seit 1953 fühle ich mich als Teil dieser Geschichte.
Mit 18 Jahren wurde ich 1955 in Braunschweig Mitglied der SPD, zwei
Jahre vorher Mitglied der "Sozialistischen Jugend - Die Falken". Es
waren die Jahre vor dem Godesberger Programm, als noch das
antikapitalistische Aktionsprogramm von Hannover galt. Aber
unübersehbar war schon damals der Wandel der SPD von der
Oppositionspartei hin zur Staatspartei, die den kalten Krieg mitmachte
und ihren Frieden mit Kapitalismus und Bundeswehr gemacht hatte.

Einige Tage vor meinem Einberufungstermin zur Bundeswehr am 1. März
1957 ging ich in die DDR. Es dauerte immerhin acht Jahre, bevor ich
dort in die SED aufgenommen wurde. Meine vielfältigen Erfahrungen
danach sind ein Kapitel eigener Art.

Nach der "halben Revolution" von November 1989, um es mit den Worten
von Karl Marx von 1848 zu sagen, folgte nach knapp zwei Monaten eine
handfeste "ganze Konterrevolution". Ich blieb in der PDS. Ich war dann
acht Jahre Mitarbeiter bzw. Referent der Gruppe bzw. Fraktion
PDS/Linke Liste im Bundestag.

Positiv war aus meiner Sicht, daß mit dem Einzug der PDS in den
Bundestag und deren Erstarken in den folgenden Jahren die Zeit einer
"pluralen Fassung einer Einheitspartei" des Kapitals im Bundestag zu
Ende gegangen war. Die Systemfrage, die Klassenfrage, die
Friedensfrage wurden in den parlamentarischen Debatten wieder
thematisiert. Aber die PDS änderte sich nach wenigen Jahren in
Richtung Anpassung. Die Enttäuschung kam Ende der neunziger Jahre. Bei
der Wahl 2002 schied sie, abgesehen von zwei Direktmandaten, aus dem
Bundestag aus. Sie machte aber weiter so und entsorgte 2003 mit dem
Chemnitzer Programm den Marxismus.

Erfreulicherweise gelang damals die Wiedergeburt einer linken Partei.
Die Rettung kam von außen, nicht von innen. Mit der Protestbewegung
gegen die Agenda 2010 liefen der SPD Mitglieder und Wähler davon.
Hunderttausende von Hartz IV Betroffene und Sympathisanten gingen auf
die Straße.

Viele forderten eine neue kämpferische linke Partei. Von der so
entstandenen WASG führte der Weg 2007 zur Linken. Sie gab sich 2011 in
Erfurt ein für einen Marxisten akzeptables linkes Programm. Ich blieb
Mitglied.

Heute mit dem Wahlergebnis vom 26. Mai ist Die Linke m. E. wieder dort
angekommen, wo die PDS im Jahre 2002 war. Sie ist zumindest in
Ostdeutschland in einer Existenzkrise. Es ist mit linken Parteien
offenbar wie in der griechischen Mythologie mit Sisyphos und dem
Stein, den er immer wieder den Berg rauf rollen muß.

Die herrschende Klasse gerade in Deutschland hatte um die Wende zum
20. Jahrhundert mit Reichstags- und Landtagsdiäten und später mit der
Parteienfinanzierung einen genialen Einfall. Sie setzte sich über das
Verbot der Abgeordnetenfinanzierung in der Verfassung von 1871 hinweg.
Sie sorgte sukzessive dafür, daß selbst Politiker einer
Systemopposition (damals SPD) finanziell gut versorgt werden. Es
entstand in der SPD eine Sozialschicht mit eigenen Interessen, die
sich von den Interessen der Lohnabhängigen unterscheiden.

Diese Sozialschicht war, wie Wolfgang Abendroth in seinem Buch
"Aufstieg und Krise der deutschen Sozialdemokratie" schrieb, Träger
von Anpassung. Sie war an der "verwaltungsmäßigen Fortführung" der
Partei interessiert. Sie dachte "konservativ im Rahmen dieser
Aufgabe". Sie war nicht mehr in der Lage "über ihre eigene Situation
hinausdenken zu können und zu wollen". (S. 42) Natürlich gibt es dabei
keinen Automatismus.

Das ist aus meiner Sicht die generelle Situation, mit der sich jede
neue linke kämpferische Partei nach kurzer Zeit konfrontiert sieht.
Die Parlaments- und Regierungsfixiertheit der Partei nimmt zu. Die
Partei droht sich zum Normaltyp einer Parlamentspartei zu entwickeln,
wo unten gearbeitet und oben Geld verdient wird. Daraus entwickelt
sich in der Regel eine Glaubwürdigkeitskrise, die bei Wahlen in
Erscheinung tritt.

Marxistische Wissenschaftler bezeichnen das als Integrationskraft des
parlamentarischen Regierungssystems. Der nach unten zurückrollende
Stein muß wieder nach oben gerollt werden. Besser wäre es, zu
verhindern, daß er zurückrollt. Noch ist es m. E. in unserer Partei
dafür nicht zu spät.

Wie weit die Dinge mittlerweile aber schon gediehen sind, schätzt m.
E. der Ältestenrat unserer Partei nach den Maiwahlen richtig ein:
"Das offizielle Erscheinungsbild unserer Partei wird zunehmend durch
eine Mischung von pseudo-professioneller Langeweile und links-grünen
Attitüden bestimmt. Der Markenkern unserer Partei als fundamentale
Gegnerin des kapitalistischen Systems und als konsequente Vertreterin
ostdeutscher Belange droht verlorenzugehen. Die kulturelle Bindungen
zu den arbeitenden Armen, den Arbeitslosen und dem vom System
abgehängten Teil der Jugend schwinden zusehends." Unsere Wahlverluste
am 26. Mai bestätigen diese Einschätzung.

Zweitens: Zur Führungskrise in unserer Partei

Bis heute fehlt eine offizielle Analyse und Bewertung des
Wahlergebnisses vom 26. Mai. Auch bei der letzten Vorstandssitzung am
16. Juni wurde keine vorgelegt.

Auf der Pressekonferenz der beiden Vorsitzenden am 27. Mai waren leere
Sprüche angesagt. Es gäbe keinen Grund, "in Sack und Asche zu gehen".
Eine "Personaldiskussion" stehe nicht an. Führungsverantwortung sieht
anders aus.

Verdrängt wird, daß gerade auch im Europawahlkampf eine überzeugende
kämpferische Gesellschafts- und Wahlstrategie weitgehend fehlte. Die
richtige Einschätzung der EU als militaristisch und
monopolkapitalistisch wurde aus dem Programm gestrichen. Unsere
Hauptforderung nach einem sozialen Europa unterschied sich nicht von
der der SPD.

Wie einmal ein politisch sehr erfolgreicher Sozialist schrieb (Lenin,
1916), sind die Vereinigten Staaten von Europa entweder "unmöglich
oder reaktionär". Wenn man statt darüber aufzuklären, daß das heute
auch so ist, von links konträr dazu ein soziales Europa
herbeifabuliert, findet man links nicht viel Zustimmung, denn die
Realität sieht anders aus.

Hinzu kam im Wahlkampf eine Verflachung unseres Engagements für
Frieden und Sozialismus. Die friedenspolitische Resolution auf dem
Europaparteitag gegen die Kriegsvorbereitung in Richtung Russische
Föderation wurde zu Fall gebracht. Der Landesvorsitzende aus Sachsen
rühmte sich, als Tagungsvorsitzender die Solidaritätsresolution zu
Venezuela verhindert zu haben. So etwas mobilisiert nicht. Es
demobilisiert. Ich bin mal gespannt, ob das auf dem sächsischen
Landesparteitag zur Sprache gebracht wird. Ich vermute, da schweigt
mal wieder des Sängers Höflichkeit.

Ich habe vor einem Jahr auf den Leipziger Parteitag miterlebt, wie die
Parteitagsregie Sahra Wagenknecht regelrecht auf die Anklagebank
setzte. Die Rede von Elke Breitenbach erinnerte mich an absurde
Parteiverfahren der SED in den sechziger Jahren. Wer es als Führung
zuläßt bzw. sogar fördert, daß unsere charismatischste und fähigste
Politikerin gemobbt wird, der ist nicht auf der Höhe seiner
Führungsaufgaben. Die sinkenden Umfragewerte (acht Prozent) gehen
vermutlich vor allem darauf zurück.

Drittens: Alle Linken sind mit einer objektiven
Orientierungskrise gestaltender Politik konfrontiert. In unsere Partei
kommt noch eine subjektive Orientierungskrise hinzu. Unsere Partei
braucht eine Neukonzipierung ihrer Gesellschafts- und Wahlstrategie


Die Grundrichtung unserer Gesellschaftsstrategie im Erfurter Programm
von 2011 ist m. E. richtig: "Die strategische Kernaufgabe der Linken
besteht darin, zu einer Veränderung der gesellschaftlichen
Kräfteverhältnisse beizutragen, um eine solidarische Umgestaltung der
Gesellschaft ... durchzusetzen." (S. 49) Um die Gesellschaft
umgestalten zu können, muß Protest und Gegenwehr allerdings heute den
Charakter eines gesellschaftlichen Aufbruchs mit der Kraft der
Novemberrevolution von 1918 haben.

Ende der siebziger Jahre hat sich die strategische gesellschaftliche
Situation in den kapitalistischen Industriestaaten drastisch
verändert. Die Profitraten sanken rapide. Es begann die neoliberale
Kapitaloffensive. Es kam zur "Rückkehr der Proletarität" (Karl Heinz
Roth). Die ökonomische und politische Bedeutung des Finanzkapitals
nahm zu. Es verschärfte sich das "Einreißen des sozialstaatlichen
Gebäudes" und die imperialistische Kriegspolitik. Die Chancen
politischer Gestaltung verschlechterten sich drastisch. In Frankreich
scheiterte die Linkskoalition unter Mitterrand nach wenigen Monaten
ernsthafter Umgestaltungen. Josef Schleifstein sagte damals sinngemäß:
"Wenn es schon in Frankreich nicht geht, dann geht es nirgendwo in
Europa." Damit hatte er offenbar recht. Das gilt auch heute.

Hinzu kam dann mit dem Scheitern des Realsozialismus in Europa der
sich verstärkende Trend zur "demobilisierten Klassengesellschaft"
(Klaus Dörre). Die Lohnarbeiterklasse veränderte sich strukturell.

Nicht zuletzt mit neuen Techniken der Individualisierung des
politischen Denkens konnte (und das scheint mir das zentrale Problem
zu sein) von den Herrschenden die Entwicklung der Arbeiterklasse "für
sich selbst", zum politischen Akteur, gestoppt werden. Es gibt
anwachsend punktuelle Lichter des Klassenwiderstandes (Mieterproteste,
Gegenwehr in der Pflege, Kampf um die 35-Stunden-Woche in der
Metallindustrie). Aber es gibt kein allgemeines Leuchtfeuer des
Klassenwiderstandes.

Aus der Sicht dieser Situation gibt es m. E. folgende Aufgaben:

Zum einen: Die Linke muß aussteigen aus dem politischen
Illusionstheater. Wer heute ein "Weiter so" in Richtung
Regierungsbeteiligung auch auf Bundesebene verlangt, der zerstört die
Partei als gesellschaftsverändernde Kraft vollends. Der geht in die
Integrationsfalle der politischen Umformung von Widerstand in Zust
immung. Nicht die Regierung wird dann schlechter. Schlechter wird die
Partei. Ihre Glaubwürdigkeit geht den Bach runter.

Zum anderen: Richtig ist die gerade auch von Bernd Riexinger
unterstützte Orientierung der Partei auf Klassenpolitik. Aber
Regierungsbeteiligungen konterkarieren diese Orientierung. Sie
bedeuten Brückenschlag zu den Herrschenden. Was bringt diese Orient
ierung auf Klassenpolitik, wenn zugleich der Klassencharakter der
staatlichen Institutionen negiert und verdrängt wird? Wer z. B. die
Schuldenbremse akzeptiert, der akzeptiert neoliberale Politik.

Außerdem: Die richtige Orientierung auf die Veränderung der
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse verlangt ein Konzept der
Sammlung der Kräfte, der Entwicklung von politischer,
gewerkschaftlicher und geistig-kultureller Gegenmacht, der
Mobilisierung des politischen Widerstandes gegen Neoliberalismus und
Kriegspolitik. Dabei müssen wir bundesweit natürlich den Kampf gegen
soziale Grausamkeiten, gegen die Verdoppelung der Rüstungsausgaben und
Umweltzerstörung aufnehmen. Im kommunalen Bereich müssen wir
beharrlich für konkrete Verbesserungen kämpfen (Leipzig).

Schließlich: Unsere Wahlstrategie muß diese
Gesellschaftsstrategie mit Leben erfüllen. Wir stehen nicht nur in
Opposition zu den Regierenden. Wir stehen in Opposition zum
Kapitalismus und zur herrschenden Klasse. Wir stellen die Systemfrage
und die Eigentumsfrage.

Wenn wir die Prinzipien der Regierenden - Schuldenbremse,
Sozialpartnerschaft, NATO-Deutschland usw. - akzeptieren, dann
schießen wir quer gegen den Kampf um Gegenmacht. Natürlich nicht
immer, aber hin und wieder müssen wir im Wahlkampf und in den
Parlamenten wie einst August Bebel mit Nagelschuhen über das
politische Parkett gehen. Wir müssen die Regierenden immer wieder laut
und deutlich anklagen: der Kumpanei mit Rüstungskonzernen,
Kriegspolitikern und Kapitalinteressen. Wir müssen aufklären über die
wahren Herrschaftsverhältnisse in unserem Land.

Prof. Ekkehard Lieberam

Leipzig
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Therapie: Mehr Marx als Murks.
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Wissenschaftliche Weltanschauung

Die Bedeutung des VII. Weltkongresses der Kommunistischen
Internationale 

Sendung des Deutschlandsenders vom 28. August 1975

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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"Verwertungsdynamik kennt keine Grenzen"

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]



 * 

Zum Berliner Volksbegehren "Deutsche Wohnen und Co. enteignen!"

Bloß eine Luftnummer?

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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BUCH-TIPS

- Egon Krenz: Wir und die Russen

Die Beziehungen zwischen Berlin und Moskau im Herbst 89

Lange bevor Gorbatschow von den Zuspätkommenden sprach, die das Leben
strafen würde, zeigten sich Risse zwischen der sowjetischen und der
DDR-Führung. Was lief angesichts der 89er Ereignisse hinter den
Kulissen zwischen Berlin, Bonn und Moskau? Die DDR war zwar ein
souveräner Staat, hier standen aber eine halbe Million Sowjetsoldaten.
Sie griffen nicht ein. Warum? Die DDR-Führung hatte sie gebeten:
Bleibt in den Kasernen! Erstmals berichtet das damalige
DDR-Staatsoberhaupt, Egon Krenz, über die Absprachen mit Moskau. Zum
30. Jahrestag des Ereignisses rekonstruiert Krenz die vielfältigen
Vorgänge, die damals zwischen den politischen Akteuren abliefen,
korrigiert Legenden und belegt mit Fakten, wie es dazu kam, daß aus
dem kalten Krieg am Ende nicht noch ein heißer wurde. - Die nun
dreißig Jahre zurückliegende Grenzöffnung, die Egon Krenz mit
verantwortete, hatte eine lange Vorgeschichte. Zu der gehört das
spannungsreiche Verhältnis zwischen Erich Honecker und Michail
Gorbatschow. Krenz, Zeuge von Begegnungen und Gesprächen dieser beiden
Politiker, berichtet von Vorgängen und Ereignissen, die noch nie
publiziert wurden und von denen es nur seine persönlichen
Aufzeichnungen gibt.

edition ost, Berlin 2019, 304 S., 16,99 €



- Jörg Kronauer: Der Rivale

Chinas Aufstieg zur Weltmacht und die Gegenwehr des Westens

China ist seit dem Zerfall der Sowjetunion das erste Land, welches das
Potential hat, mit den westlichen Hegemonialmächten ökonomisch und
politisch gleichzuziehen, ihre Dominanz also auf allen Ebenen zu
brechen. Damit macht man sich bei den Herren der Welt, die ihre
Entthronung befürchten müssen, keine Freunde. Mit allen Mitteln
versuchen sie daher, ihre wankende Macht zu wahren.

Dieses Buch zeichnet die Konflikte nach, die aus Chinas Aufstieg zur
Weltmacht und den Reaktionen der westlichen Mächte darauf entstanden
sind und weiter entstehen - vom Aufbau neuer Bündnissysteme in Ost-
und Südostasien, über die Konflikte im Südchinesischen Meer, die
Kämpfe um Einfluß in Afrika und den Staaten entlang der Neuen
Seidenstraße bis zum antichinesischen Wirtschaftskrieg der USA und den
Versuchen des Westens, die technologische Entwicklung der
Volksrepublik zu torpedieren.

Kronauer verhehlt nicht seine Sympathie für die aufstrebende
Wirtschaftsmacht, beschönigt aber nicht die geopolitischen Motive,
verleugnet nicht Mißstände und Widersprüche - oder er läßt die
Beurteilung offen, wenn die Datenlage unzureichend ist.

Konkret-Literatur-Verlag, Hamburg 2019. 296 S., 26 €



- David Goeßmann: Von links bis heute - Sarah Wagenknecht

In ihren ökonomischen Analysen ist sie eine der Klarsten und
Sachkundigsten im Land. Mit ihrer Neugier ist sie als eine der wenigen
fähig, das Feingewebe der Wirtschaft mit progressiven Ideen zu
verbinden. Von ihren Gegnern wird immer wieder ihre umfassende
Detailkenntnis gelobt. Sahra Wagenknecht, seit Oktober 2015
Fraktionsvorsitzende der Linken im Deutschen Bundestag, fasziniert und
polarisiert wie kaum ein anderer in unserer derzeitigen politischen
Landschaft. Dieses Buch zeigt, wie die promovierte Volkswirtin,
Publizistin und Politikerin zu dem wurde, was sie heute ist. Es
schildert ihre bei Goethe, Hegel und Marx beginnenden Einflüsse und
den langen Weg der Autodidaktin über die Systeme hinweg. Sahra
Wagenknecht, die Ostdeutsche, hat die Politik der Bundesrepublik
beeinflußt wie nur wenige Frauen vor ihr. Ihre wechselhaften Rollen in
der PDS, in der Partei Die Linke, der Linksfraktion sowie in der
Bewegung "Aufstehen!" kommen in diesem Buch genauso zur Sprache wie
Partei- und Wahlprogramme, an denen sie entscheidend mitgearbeitet
hat.

Der Autor thematisiert nicht nur die herausragenden Leistungen und
Fähigkeiten dieser singulären Politikerin, sondern analysiert auch die
problematischen Seiten ihres Politik- und Wirtschaftsverständnisses.

Das Neue Berlin, Berlin 2019, 128 S., 12 €



- Dirk Krüger: Gegen das Vergessen

Fünf Wuppertaler Arbeiterschriftsteller und Widerstandskämpfer gegen
die Nazi-Diktatur stellen sich vor

Werner Möller, Emil Ginkel, Peter Kast, Werner Eggerath, Walter
Gorrish - eine Dokumentation ihres Lebens im 20. Jahrhundert der
Kriege und Revolutionen, ihrer Literatur, ihres Kampfes in der
Arbeiterbewegung und gegen den Faschismus, ihrer Leistungen beim
Aufbau eines demokratischen Deutschlands nach 1945.

Die Dokumentation zu Leben und Werk der fünf Wuppertaler
Widerstandskämpfer und Arbeiterschriftsteller, die für die
eigenständige Herausbildung und Entwicklung der deutschen
Arbeiterliteratur überregionale Bedeutung erlangt haben, versteht sich
als ein Beitrag gegen das Vergessen historischer Ereignisse und
Persönlichkeiten des 20. Jahrhunderts und als längst fällige Ergänzung
zu den bedeutenden Arbeiten, die in Wuppertal von der
Else-Lasker-Schüler-Gesellschaft und der Armin-T.-Wegner-Gesellschaft
geleistet wurden.

"Doch ist zerronnen mancher Traum

Trotz alledem, der Freiheitsbaum

Wird dennoch Früchte tragen!"

Das schrieb Werner Möller 1919. Möller ist einer der fünf
Arbeiter-Schriftsteller, die in diesem Buch vorgestellt und
nahegebracht werden. Allen fünf ist gemeinsam, daß sie sich früh
politisch engagiert haben - als Sozialisten und als Kommunisten.
Gemeinsam ist ihnen auch, daß alle aus Arbeiterfamilien stammten, ihre
Handwerksberufe erlernten und eine große Liebe zum Wort entwickelten.

NordPark-Verlag, Wuppertal 2018, 408 S.,

 * 

Antifaschistische Kaufleute - die Bremer Familie Hollmann

Am 29. März 1943 wurden Leo Drabent, seine Frau Marianne, Hans Neumann
sowie vier andere Mitglieder der Bremer Widerstandsgruppe "Drabent"
festgenommen. Drabent, 1899 geboren, war in Bremen vor 1933 als Redner
der KPD gegen die NSDAP aufgetreten. Nach der Machtübergabe an den
deutschen Faschismus wurde er verhaftet und gefoltert. 1934
freigekommen, war er 1936 zu drei Jahren Zuchthaus verurteilt worden.
Seit seiner Entlassung 1939 organisierte er gemeinsam mit Neumann
(geboren 1908) ein Widerstandsnetz in Bremen. Sie standen auch in
Verbindung mit der Bästlein-Jacob-Abshagen-Gruppe in Hamburg.

Die Gestapo verhaftete 1943 in Bremen insgesamt 15 Personen. Drabent
und Neumann wurden am 13. Oktober 1944 vom 2. Senat des
Volksgerichtshofes zum Tode verurteilt und fünf Wochen später
nacheinander frühmorgens um 6 Uhr im Zuchthaus Brandenburg ermordet.

Der "Fall Hollmann" ist ein wichtiges Glied der Geschichte des Bremer
antifaschistischen Widerstandes. Bei der Familie Hollmann liefen
verschiedene Fäden zusammen. Heinrich Hollmann (1898-1965) hatte sich
zusammen mit seiner Ehefrau Eleonore vom kaufmännischen Angestellten
zum Wein- und Spirituosengroßhändler in Bremen emporgearbeitet.

Im Jahr 1942 verfügte er über ein Einkommen von 28.000 Reichsmark,
etwa das Zehnfache eines Arbeiterjahreseinkommens. Neben seinem
Geschäft besaß er umfangreichen Haus- und Grundbesitz sowie eine
Schnapsbrennerei.

Obwohl sie zum Bürgertum zählten, bekannten sich die Hollmanns zum
Kommunismus. Spätestens seit 1929 gehörten beide der KPD und der Roten
Hilfe an. Heinrich und Eleonore Hollmann waren damit unter den Bremer
Kaufleuten keine völlige Ausnahme. Unter ihnen gab es einige, die sich
mit dem kommunistischen Teil der Arbeiterschaft verbunden fühlten. Die
Hollmanns, die besonders mit der Gruppe um Drabent und Neumann auf der
AG Weser-Werft zusammenarbeiteten, unterstützten bei Inhaftierungen
immer wieder finanziell die Ehefrauen und Familienangehörigen.

Eine wichtige Rolle für ihre Haltung spielte offenbar eine familiäre
Bindung Eleonores: Ihre Schwester Cläre Preißner (geboren 1900) war
politisch noch stärker engagiert als sie. Cläre war während der Kämpfe
um die Bremer Räterepublik bereits 1919 in die KPD eingetreten. Sie
war mit dem Kunstschlosser und Schriftsteller Peter Kast (geboren 1894
als Carl Preißner) verheiratet, ebenfalls KPD-Mitglied und in der
Novemberrevolution Delegierter des Emdener Arbeiter- und
Soldatenrates. 1922 gebar sie den gemeinsamen Sohn Uschka, ließ sich
aber in den frühen Jahren der Weimarer Republik von ihrem Mann
scheiden. 1932 wurde Kast als verantwortlicher Redakteur der "Roten
Fahne" zu drei Monaten Gefängnis verurteilt und in Berlin-Spandau
inhaftiert. Von 1937 bis 1939 kämpfte er in Spanien gegen den
Franco-Faschismus. Er war für die XI. Internationale
"Thälmann"-Brigade in der Basis in Albacete und im Kommissariat in
Madrid aktiv, leitete die historische Kommission und war als
Presseoffizier tätig. Nach dem Ende des Spanischen Krieges floh Kast
nach Frankreich und wurde dort zusammen mit seinem Freund, dem Dichter
Erich Weinert, und dem Schriftsteller Lion Feuchtwanger interniert.
Kast verhalf Feuchtwanger zur Flucht, ihm selbst gelang es, in die
Schweiz zu entkommen.

Orlenka, die Tochter von Heinrich und Eleonore Hollmann, wurde am 7.
Mai 1923 geboren. Wegen Abhörens der ausländischen Sender "Radio
London" und "Radio Moskau" mit einem neuen Rundfunkempfänger, den sie
1942 angeschafft hatten, wurden ihre Eltern vom Hanseatischen
Oberlandesgericht Bremen zu 4 Jahren bzw. zu 3 Jahren und 3 Monaten
Zuchthaus verurteilt. Beide blieben bis zum Ende des "Dritten Reiches"
in Haft. Während dieser Zeit leitete die junge Kontoristin Inge Majer,
die einen jüdischen Vater hatte, die große Spirituosenfirma. Orlenka,
die ihr Studium abbrach, übernahm später die Geschäftsführung, um die
Firma vor dem Zugriff nazifaschistischer Konkurrenten zu schützen. Sie
war im Hochverratsverfahren freigesprochen worden.

Orlenka Hollmann war eng mit Georg Gumpert befreundet, einem Mitglied
der kommunistischen Widerstandsgruppe auf der AG Weser-Werft. Einer
der Verhafteten aus Drabents Gruppe nannte 1943 die Namen von Orlenka
und Georg als Verbindungsleute der Gruppe. Die Gestapo glaubte, nun
ein Mittel in der Hand zu haben, um nicht nur das letzte Mitglied der
kommunistischen Kaufmannsfamilie, das sich noch in Freiheit befand, zu
inhaftieren, sondern auch das Hollmannsche Geschäft endgültig
zerstören zu können. Da allerdings gegen Orlenka Hollmann keine
konkreten Anklagepunkte vorlagen, wurde sie zweimal auf Antrag des
Generalstaatsanwaltes freigesprochen. Die Gestapo scherte das wenig;
sie verhaftete die junge Frau erneut und brachte sie ins
Frauenkonzentrationslager Ravensbrück, wo Orlenka bis zur Befreiung im
April 1945 durch die Rote Armee blieb.

Inge Majer übernahm erneut die Geschäfte der großen Weinfirma. Die
junge Kontoristin hatte zwar um die politischen Auffassungen ihrer
"Arbeitgeber" gewußt und mit ihnen sympathisiert, sich jedoch in
politischer Hinsicht zurückgehalten. Im September 1943 wurde sie von
dem inzwischen eingesetzten Treuhänder als Geschäftsführerin abgelöst,
jedoch in der Firma behalten. Das Schicksal der großen
Spirituosenfirma war damit besiegelt. Im Januar 1944 wurde der Familie
Hollmann jede Verfügung über ihr Vermögen entzogen, im November 1944
wurde es zugunsten des Reiches beschlagnahmt und eingezogen.

Auch Inge Majer geriet in die Mühlen der Gestapo. Im Februar 1944
verhaftete man sie und hängte ihr ein Verfahren wegen Verstoßes gegen
das Weingesetz an. Sie hatte Weinflaschen, deren Etiketten sich nach
einem Bombenangriff infolge Wasserschadens gelöst hatten,
unwissentlich falsch etikettiert. Sie verbüßte eine achtmonatige
Haftstrafe bis zum 23. September 1944. Als sie sich kurz danach die
Schlüssel zur Hollmannschen Wohnung bei der Gestapo abholen wollte, um
dort nach dem Rechten zu sehen, meldete einer der Gestapoleute dies
seinem Vorgesetzten. Dieser ließ sich die Akte kommen und verfügte
daraufhin Inge Majers erneute Festnahme. Neben ihrer engen
persönlichen und beruflichen Verbindung zu den Hollmanns spielte dabei
offensichtlich ihre jüdische Abstammung eine Rolle. Sie blieb
ebenfalls bis Kriegsende in Ravensbrück.

Inge Majer überlebte Faschismus und Krieg. Orlenka Hollmann, die nach
der Befreiung aus Ravensbrück psychisch schwer erkrankte, starb am 25.
Februar 1984 im Alter von 61 Jahren. Ihre Tante Cläre Preißner war 70
Jahre in der Kommunistischen Partei aktiv und starb hochbetagt, seit
mehreren Jahren erblindet, 1991 in Bremen.

Peter Kast wurde in der DDR ein bekannter Schriftsteller. Seine Bücher
"Der Millionenschatz vom Müggelsee" (1951), "Erlebnisse auf weiter
Fahrt. Aus dem Nachlaß" (1963) oder der Band "Camaradas. Ein
Spanienbuch" (1952) von Erich Weinert, zu dem er ein Nachwort schrieb,
hatten dort großen Erfolg. Er starb 1959. Bis 1992 gab es in
Berlin-Adlershof die Peter-Kast-Straße, die dann in Radickestraße
umbenannt wurde. Bis zum Jahr 2000 existierte am Adlershofer
Marktplatz der Peter-Kast-Club.

Nach der Befreiung vom Faschismus 1945 hatte die Familie Hollmann
große Schwierigkeiten, um eine angemessene Wiedergutmachung und
finanzielle Entschädigung für Haft und Raub des gesamten Vermögens
durchzusetzen. Ihre beiden Häuser stehen noch fast unverändert in
Bremen, Ecke Langemarckstraße und Westerstraße.

Gerd-Rolf Rosenberger

Bremen
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GEDANKEN ZUR ZEIT

Trivialliteratur und Kitsch

Was man der Trivialliteratur vorwerfen muß (so beliebt diese bei
manchem auch sein mag), ist, daß diese Literatur, sowohl in der Form
von Groschenheften als auch in gebundener Buchform der Masse der
Leserschaft ein falsches Gesellschafts- und Weltbild vermittelt, indem
sie lediglich Scheinbedürfnisse erzeugt und befriedigt, die wahren
sozialen Bedürfnisse der Massen jedoch thematisch bewußt ausspart, die
Bildung eines kritischen politischen Bewußtseins oder gar
Klassenbewußtseins systematisch verhindert und somit nicht zur
Emanzipation, sondern zur Verdummung des Volkes beiträgt.

Kitsch ist daneben jene Literatur, die durch hochtrabende, pathetische
Reden große, edle und vor allem "tiefe" Gefühle zu wecken vorgibt, die
tatsächlich aber wohl nur affektiert sind oder, schlimmer, mit
Begeisterung für menschenverachtende politische Machthaber
einhergehen. (Man denke in diesem Zusammenhang nur an die
NS-Blut-und-Boden-Literatur oder die von Goebbels propagierte Deutsche
Kunst, die im Haus der Deutschen Kunst in München zur Schau gestellt
wurde - zu derselben Zeit, als wirklich grandiose Kunst als "entartet"
beschimpft und geächtet wurde.)

Was den Umgang mit Trivialliteratur angeht, so empfiehlt der
Literaturdidaktiker Malte Dahrendorf "Toleranz und heitere
Gelassenheit". Das mag angehen, wenn man an Schnulzentexte wie "Steig
in das Traumboot der Liebe" denkt. Aber es gibt Schlimmeres als
Trivialität, nämlich die traurige Tatsache, daß manche Menschen nicht
nur Gefallen an der "Insel der Schönheit", sondern auch an
volksverhetzender, gewaltverherrlichender, rassistischer,
antisemitischer Literatur finden oder gar Darstellungen sexueller
Gewalt in Wort und Bild lieben. Hier stoßen wir streckenweise an eine
rechtliche Grauzone, das heißt einen Bereich, in dem manches nicht
oder noch nicht eindeutig gesetzlich geregelt ist. Angesichts solcher
"Geschmäkker" dürften Toleranz und heitere Gelassenheit sich wohl
verbieten, denn hier geht es nicht mehr um Gedankenfreiheit, sondern
um Straftatbestände.

Wo die Freiheit der Kunst und die Freiheit des Künstlers endet, da
endet auch die Freiheit des Rezipienten, und wer wie der Marquis de
Sade entsprechend seinem "Geschmack" kriminell tätig wird, der gehört
zu Recht in die Psychiatrie oder ins Gefängnis. Freiheit fordern wir
dagegen für alles, was dem Geist humanistischer Aufklärung dient oder
diesem wenigstens nicht im Wege steht, und die Welt des Geistes ist
(mit der oben gemachten Einschränkung) so bunt und reich, daß sie
nahezu jedem Geschmack ein schier unbegrenztes Tummelfeld voller
Entdeckungsmöglichkeiten für die Suche nach Schätzen bietet, und wie
das Grundgesetz Religionsfreiheit garantiert, garantiert es
grundsätzlich auch Geschmacksfreiheit und alle Formen der
Geschmacksbefriedigung, die sozial verträglich und gesetzeskonform
sind, wobei das, was Wohlgefallen auslöst - nämlich die Schönheit -,
jeweils im Auge des liebenden Betrachters liegt.

Darum sei ein jeder ermutigt und ermuntert, sich zu seinen Vorlieben
und Abneigungen zu bekennen und die Geschmäcker Andersdenkender und
Andersfühlender in derselben Weise zu tolerieren, wie er wünscht, daß
man auch die seinen respektiere.

Theodor Weißenborn
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VOR 30 JAHREN

Auf nach Österreich!

Am 19. August 1989 fand in Sopron an der ungarisch-österreichischen
Grenze das Paneuropäische Picknick statt. Dem Spektakel war der Sieg
der Konterrevolution in Ungarn vorausgegangen. Im Mai 1988 war János
Kádár von Károly Grósz als Erster Sekretär der USAP abgelöst worden.
Im April 1989 trat das Politbüro der USAP zurück. Bei der Neuwahl
siegten die Reformkräfte um Németh und Pozsgay. Am 2. Mai 1989 öffnete
die ungarische Regierung die Grenzen nach Österreich und begann mit
deren Abbau.

Ende Juni unterbreitete Mária Filep vom Debrecener Demokratischen
Forum den Soproner Kollegen den Vorschlag, am 19. August am Ort des
"Eisernen Vorhanges" ein Picknick für 150 bis 200 Personen zu
veranstalten. Die Idee dazu war Ferenc Mészáros bei einer
Veranstaltung in Debrecen gekommen, auf der Otto von Habsburg über die
Paneuropäische Bewegung sprach. Dort war die Frage aufgeworfen worden,
was wäre, wenn man sich das nächste Mal an der westlichen Landesgrenze
treffen und ein Lagerfeuer zum Zeichen der Freude entfachen würde. Als
Schirmherren "des Lagerfeuers der Freude" gewann man Otto von Habsburg
und den ungarischen Innenminister Imre Pozsgay.

"Radio Freies Europa" warb für das Ereignis. Das Emblem des Picknicks
zeigte eine den Stacheldraht durchfliegende weiße Taube. Flugblätter
wurden verbreitet, auf denen das Emblem, der Programmablauf, der
Grenzverlauf und der Grenzort abgedruckt waren. Der Plan sah vor, sich
am frühen Nachmittag des 19. August im Soproner Hotel Lövér zu
treffen. Dort sollte eine Pressekonferenz stattfinden. Danach wollte
man mit Bussen an den Grenzübergang Szentmargitbánya fahren, um 15 Uhr
das Grenztor aus Holz öffnen, zum Marktplatz des österreichischen
Grenzortes St. Margarethen gehen, dort ein Meeting abhalten und
zusammen mit Österreichern zur Festwiese Sopronpuszta, dem Ort des
Picknicks, zurückkehren. Nebenbei sollte unter dem Slogan "Baue ab und
nimm mit!" ein Kilometer Grenzanlage abgebaut werden. Doch es kam
alles ganz anders. Botschafter, Konsule und über hundert
Berichterstatter aus aller Welt waren erschienen. Otto von Habsburg
schickte seine Tochter Walburga. Innenminister Imre Pozsgay ließ sich
von seinem Sekretär László Vass vertreten, der sich wie zufällig auch
noch verspätete. Die Delegation war infolgedessen nicht zur Zeit am
Grenztor.

Oberstleutnant Árpád Bella, der örtliche Kommandant des
Grenzüberganges, erinnerte sich: "Ich besprach mit meinem
österreichischen Kollegen Johann Göltl den Ablauf. Ein paar Minuten
vor 15 Uhr erschien auf dem etwa 100 Meter weit einsehbaren
Straßenabschnitt eine große Gruppe von Fußgängern ... Sie war nicht
die Delegation, sondern eine Gruppe von DDR-Bürgern. Ich ging ihr
entgegen. Für Fragen und Antworten war keine Möglichkeit, sie drückte
die Torflügel ein, rannte in Richtung Österreich und verursachte ein
großes Durcheinander. Gewaltanwendung kam für uns nicht in Betracht."

István Róka, ein Grenzsoldat, berichtete: "Sie kamen aus den
umliegenden Wäldern, sahen verwildert aus. Wir fühlten, daß hier etwas
nicht stimmte. Eine Gruppe lief zielgerichtet auf das Grenztor zu ...
In kürzester Zeit gab es sehr viele Leute auf beiden Seiten. Sie saßen
auf Bäumen und Masten ... Zur Wahrheit muß gesagt werden, daß in
diesem Moment nichts von dem großen europäischen Frieden zu spüren
war."

661 Leute durchbrachen die ungarisch-österreichische Grenze. Der
Bürgermeister von St. Margarethen, Andreas Waha, informierte sofort
die bundesdeutsche Botschaft in Wien, damit diese Busse schicke und
auf ihrem Terrain Notquartiere einrichte. Das Spektakel ging weiter.
Walburga von Habsburg und László Vass verlasen die offiziellen Reden
und würdigten darin das gerade Geschehene. Auf der Festwiese wurden
Pörkölt gekocht, Wurst und Speck gebraten, es flossen Bier und Wein.
Das Picknick hätte bis in die Morgenstunden angedauert, wäre es nicht
von Blitz und Donner beendet worden. Auf den Straßen nach Sopron
parkten Hunderte verlassene Trabants und Wartburgs mit
DDR-Kennzeichen. Das Überraschungsszenario der Grenzöffnung
wiederholte sich Monate später in Berlin. Ein völlig "argloses"
Mitglied des Politbüros gab eine gesperrte Information "ganz nebenbei"
auf einer Pressekonferenz preis. Daraufhin "stürmten" Menschenmassen
die Grenzübergänge. Ein heilloses Durcheinander entstand.

Völlig überforderte Grenzer ließen die Massen durch. Sekt floß in
Strömen, nicht auf einer Festwiese, sondern auf den Straßen und
Plätzen Westberlins. Hunderte Berichterstatter waren "zufällig" zur
Stelle.

Die ungarischen "Freiheitskämpfer" legen großen Wert auf die
Feststellung, daß in Sopron der Fall der Berliner Mauer begann.
Bundeskanzler Helmut Kohl drückte das am "Tag der deutschen Einheit"
1990 so aus: "Die Erde unter dem Brandenburger Tor ist ungarische
Erde." Er dankte der ungarischen Regierung für den Dienst und
versprach ihr 500 Millionen DM Kredit. Anläßlich der Jahreskonferenz
des Europäischen Ökumenischen Netzwerkes im Februar 1991 in
Helsingborg mokierte sich der Ungar András Máté-Tóth darüber, daß vom
Kredit der Bundesregierung nur 50 Millionen geflossen wären.

Ein Narr, wer an Zufälle glaubt. Wer hatte die Hunderte DDR-Leute in
die Wälder bei Sopron gelockt? Wer bestellte die hundert
Berichterstatter aus aller Welt? Wer sorgte für die Verspätung der
offiziellen Delegation? Das Paneuropäische Picknick von Sopron war
genauso wie die Öffnung der bundesdeutschen Botschaften in der CSSR,
in Polen und in Ungarn Plan der Konterrevolution gegen die DDR. Die
Mannschaft um Gorbatschow hatte die DDR längst als Opfer auf dem Altar
des europäischen Hauses auserwählt. Der Traum, dadurch einen Platz in
der Beletage dieses Hauses zu erlangen, war spätestens mit Sopron zu
Ende. Das Heft des Handelns hielten andere in der Hand.

Wolfgang Herrmann

Dreesch
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Stimmen aus aller Welt über die DDR

Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR, existierte,
haben sich immer wieder Persönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder
nach Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober
1979 hat die Auslandspresseagentur Panorama DDR über hundert solcher
Stellungnahmen in einem Buch vereint. Entstanden ist so ein Mosaik
persönlicher Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück
gesellschaftlicher Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend für die
anderen veröffentlichen wir hier einige dieser Äußerungen - Älteren
zur Erinnerung, Jüngeren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für
die Welt (und für uns) war.

Great Albwale

Freiheitskämpfer aus Namibia

Gemeinsam mit anderen verwundeten Freiheitskämpfern, aber auch kleinen
Kindern, die bei Überfällen südafrikanischer Söldner auf unsere Dörfer
schwere Verletzungen erlitten, bin ich in die DDR gekommen. Ärzte und
Schwestern im Klinikum Berlin-Buch tun alles, uns wieder gesund zu
pflegen und mit neuer Zuversicht zu erfüllen. Seit der ersten Stunde
unseres Aufenthaltes umgibt uns die Liebe und Fürsorge vieler
Menschen. Sie gilt, dessen bin ich sicher, nicht nur uns persönlich,
sondern dem ganzen um seine Freiheit kämpfenden namibischen Volk!

Bevor ich die Reise aus meiner Heimat in die Deutsche Demokratische
Republik antrat, wußte ich recht wenig über dieses europäische Land
und seine Menschen. Denn das südafrikanische Apartheidsystem
unternimmt alles, uns die Wahrheit über die sozialistischen Länder zu
verschweigen. Wenn wir eines Tages in unsere Heimat Namibia
zurückkehren, werden wir unseren Kampfgefährten und Freunden viel über
die tiefe Solidarität der DDR mit den Völkern Afrikas zu berichten
haben.


Dr. Mohammed Amir

Minister für Arbeit und Berufsausbildung der Demokratischen
Volksrepublik Algerien

Ich war mehrfach in der DDR und kenne den sozialistischen deutschen
Staat. Ich habe große Hochachtung vor den Leistungen der Menschen.

Die Deutsche Demokratische Republik hat es in ihrer Geschichte schwer
gehabt, sich zu behaupten und so zu entwickeln. Und gerade wegen der
Schwierigkeiten, die zu überwinden waren, verstehen wir ihren Weg sehr
gut und wissen ihn zu würdigen. Das Beispiel der DDR interessiert uns
Algerier besonders, weil wir - wenn auch unter anderen Bedingungen -
nach der Erringung der Unabhängigkeit unseres Landes schwere Probleme
des Anfangs zu bewältigen hatten, die Hinterlassenschaft des
Kolonialismus, und dieses Erbe ist bekanntlich noch keineswegs
überwunden. Die DDR ist ein Freundesland, in dem mit dem Willen und
der Organisiertheit seiner Werktätigen die sozialistische Revolution
erfolgreich durchgeführt wurde. Viel Courage hat es erfordert und viel
Vertrauen in die eigene Kraft, sich trotz der schweren
Startbedingungen zu einem der leistungsfähigsten Industriestaaten zu
entwickeln.

Wir haben mit der DDR Vereinbarungen getroffen, die für uns eine
wichtige Hilfe sind, so zum Beispiel die Ausbildung junger Bürger
Algeriens zu Facharbeitern in Betrieben der DDR. Das ist ein Beitrag
zur Lösung eines der dringendsten Probleme Algeriens, der Heranbildung
von Fachleuten für die Entwicklung unserer Wirtschaft und
Gesellschaft. Auch die Abkommen mit der DDR für die Unterstützung
Algeriens beim Aufbau von Einrichtungen für den Arbeitsschutz, bei der
Qualifizierung von Arbeitsmedizinern sowie von Kadern für die
Berufsausbildung sind für uns sehr wertvoll. Wir wollen unter anderem
Lehrmittel und Maschinen für die Berufsausbildung erwerben.


Mohammed Hamid

Schüler aus der VDR Jemen

Jeden Tag spüren wir hier die große Aufmerksamkeit und Fürsorge, die
man uns von allen Seiten entgegenbringt, damit wir unsere Ferien in
Freude und Sorglosigkeit verbringen können. Mir gefällt es hier im
Pionierlager sehr gut, und wir verstehen uns auch mit den anderen
Kindern, die verschiedene Sprachen sprechen. Sie alle haben den
Wunsch, in Frieden und Sicherheit zu leben. Wir lernen hier viel Neues
und sammeln Erfahrungen organisatorischer, politischer und sozialer
Art. Dies alles wollen wir in unserer Heimat anwenden und dazu
beitragen, daß die Kinder in der VDRJ, ja die Kinder in der ganzen
Welt, in Glück und Frieden leben können, wie die Kinder in der DDR und
in den sozialistischen Ländern.
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Eine Kunstausstellung mit plastischen Porträts von Christiane
Rößler 

Begegnungen 2009-2019

Unter dem Titel "Begegnungen 2009-2019" zeigt die Berolina-Galerie im
Rathaus Mitte bis 4. Oktober plastische Porträts und dokumentarische
Fotografien von Christiane Rößler sowie Auszüge aus den Briefwechseln
und dem ihre Arbeit begleitenden Tagebuch.

Die Bildhauerin begibt sich mit ihren Arbeiten auch in die
Auseinandersetzung mit der bald drei Jahrzehnte zurückliegenden
Vergangenheit um den 4. November 1989 in der Mitte Berlins, unweit der
Berolina-Galerie.

Christiane Rößler suchte bereits im Studium die persönliche Begegnung.
Sie traf Gesprächspartner, die nach 1945 als Emigranten zurückgekehrt
waren bzw. eine Generation später in Literatur, Bühnenkunst und
Wissenschaft arbeiteten. Gemeinsam für alle Porträtierten sind die
Wohn- und Schaffensorte in Berlin und ihr Wirken in Europa und in der
Welt.

Mit ihren Arbeiten leistet Christiane Rößler nicht nur einen wichtigen
Beitrag zur Bewahrung aktueller Zeit- und Kulturgeschichte, sondern
auch zum Selbstverständnis von Kunst und Künstler.

Vorsichtig und differenziert nähert sich die Bildhauerin dem Wesen
ihrer Gegenüber. Ein intensiver persönlicher Blick liegt bei aller
kritischen Distanz der Auseinandersetzung zugrunde. Er wird durch den
sorgfältigen Guß und die warm-braune Patina der in Bronze ausgeführten
Köpfe verstärkt. Realismus ja, Naturalismus nein.

Zu den Porträtierten gehören Wolfgang Kohlhaase, Anna Elisabeth Wiede,
Hermann Kant, Werner Mittenzwei, Manfred Wekwerth, Volker Braun, Prof.
Nyota Thun, Gisela May, Inge Keller, Frido Solter, Hermann Klenner,
Siegfried Matthus, Gisela Steineckert, Harry Kupfer und Moritz Mebel.

Die Ausstellung findet statt im Rathaus Berlin Mitte 
(Berolina-Galerie), Karl-Marx-Allee 31, direkt am U-Bahnhof
Schillingstraße.

Grußworte sprach anläßlich der Ausstellungseröffnung am 9. August
Bezirksbürgermeister Stephan von Dassel; Christiane Rößler führte
unterstützt durch Gisela Steineckert in den Entstehungsprozeß der
Porträts ein. RF

Die Galerie ist mit der S-Bahn (Alexanderplatz oder Jannowitzbrücke),
der U5 (U-Bhf. Schillingstraße), der Tram (M4, M5, M6, M8) oder dem
Bus (142, 200) erreichbar. Die Galerie ist behindertengerecht
ausgestattet.
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Werner Eggerath und Thomas Mann

Werner Eggerath wurde am 16. März 1900 in der damals noch
eigenständigen Stadt Elberfeld (heute Wuppertal-Elberfeld) geboren und
entstammte einer Arbeiterfamilie. Nach langer Arbeitslosigkeit,
diversen Gelegenheitsarbeiten, aktiver Beteiligung an der
Niederschlagung des Kapp-Putsches 1920 und drohender Verhaftung floh
er nach Holland. Im Frühjahr 1923 kehrte er nach Deutschland zurück
und lebte in dem kleinen Dorf Gangelt. Dort heiratete er Georgine
Kaiser. 1924 trat er - unmittelbar nach dem Tode Lenins - in die KPD
ein und wurde kurz darauf deren "Parteiarbeiter".

Als es ihm gelang, den Schützenverein des Ortes zur Unterschrift unter
das von KPD und SPD angestrengte Volksbegehren zur entschädigungslosen
Enteignung der deutschen Fürsten zu bewegen, kam es zu heftigen
Auseinandersetzungen. Nachzulesen ist die herrliche Provinzposse in
seinem Buch "Der Kosakengeneral". Damit legte er das Fundament für
seine folgende beachtliche politische und schriftstellerische
Karriere.

Nach verschiedenen Funktionen am Niederrhein wurde er ab November 1930
bis Oktober 1932 mit der Funktion eines Unterbezirksleiters der KPD in
Wuppertal betraut und war maßgeblich an der Organisation des großen
Auftritts von Ernst Thälmann 1932 im Stadion am Zoo beteiligt. In
seinem Buch "Die Stadt im Tal" hat er diese Zeit beschrieben.

Der Aufenthalt in seiner Geburtsstadt war nur von kurzer Dauer. Ende
1932 schickte ihn die Partei zum Studium an die Internationale Lenin-
Schule in Moskau. Er konnte das Studium aber nicht abschließen, da ihn
die KPD bereits im März 1933 wieder nach Deutschland, nach Berlin,
abberief und ihn in den antifaschistischen Widerstand schickte.

Am 21. Januar 1935 wurde er in Berlin von der Gestapo verhaftet und
vom 1. Senat des Volksgerichtshofes "wegen Vorbereitung zum Hochverrat
in Tateinheit und schwerer Urkundenfälschung" zu 15 Jahren Zuchthaus
verurteilt, die er bis Juni 1945 in den Nazi-Zuchthäusern von Münster
und Bochum verbüßen mußte. Werner Eggerath hat diese Leidenszeit in
seinem Buch "Nur ein Mensch" als Mahnung für die nachfolgenden
Generationen festgehalten.

Unmittelbar nach seiner Entlassung folgte er der Bitte eines Freundes
und begab sich in die sowjetische Besatzungszone, nach Eisleben. Es
begannen nun unglaublich bewegte Jahre. Er half beim Aufbau der
Gewerkschaften, arbeitete an der Landreform und der Verwaltungsreform
mit und wurde in den Landtag gewählt. Zunächst Innenminister und
stellvertretender Ministerpräsident wirkte er von Oktober 1947 bis
Juni 1952 als Ministerpräsident des Landes Thüringen.

Werner Eggerath wurde Mitbegründer der DDR, Botschafter in Rumänien
und schließlich Staatssekretär für Kirchenfragen. Danach begann für
den vielfach Hochgeehrten ein Leben als freier Schriftsteller.

Noch vor der Gründung der DDR fungierte er zusammen mit dem Dichter
Johannes R. Becher als Gastgeber und maßgeblicher Organisator des
historischen Besuchs von Thomas Mann in Weimar im August 1949. Die
dort erfolgte Verleihung des "Goethe-Preises" an Thomas Mann fand
unmittelbar nach der Verleihung des "Goethe-Preises" in Frankfurt am
Main an Thomas Mann statt. Bei den Gedenkfeierlichkeiten zum 200.
Geburtstag von Goethe (28.8.1749 in Frankfurt am Main) und seinem Tod
(22.3.1832 in Weimar) wurden beide Städte in einem Atemzug genannt.

Der namhafte Schriftsteller wurde deswegen in den westdeutschen
Besatzungszonen scharf angegriffen und mit häßlichen, gemeinen
Kommentaren bedacht. Man hat es ihm außerordentlich übelgenommen, der
sowjetischen Besatzungszone einen Besuch abgestattet zu haben.

Thomas Mann hat aber alle Versuche, ihn politisch auf eine
Stellungnahme gegen die damalige sowjetische Besatzungszone
festzulegen, ebenso scharf wie souverän zurückgewiesen: "Ich kenne
keine Zonen. Mein Besuch gilt Deutschland selbst, Deutschland als
Ganzem und keinem Besatzungsgebiet. Wer sollte die Einheit
Deutschlands gewährleisten und darstellen, wenn nicht ein unabhängiger
Schriftsteller, dessen wahre Heimat, wie ich sagte, die freie, von
Besatzungen unberührte deutsche Sprache ist." Den mit dem Goethepreis
verbundenen Geldbetrag stiftete er für den Wiederaufbau der
bombenzerstörten Weimarer Herderkirche.

Zum 50. Geburtstag erhielt Eggerath von seinen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern ein umfangreiches Fotoalbum. Darin ist auch der Besuch
von Thomas Mann in Weimar mit vielen Fotos dokumentiert. Das Album
befindet sich heute im Besitz seiner Tochter Marina. Am 16. Juni 1977
ist Werner Eggerath gestorben.

In meinem Buch "Gegen das Vergessen. Fünf Wuppertaler
Arbeiterschriftsteller und Widerstandskämpfer stellen sich vor", ist
eines der Fotos, das Eggerath mit Thomas Mann vor dem
Schiller-Goethe-Denkmal in Weimar zeigt, abgebildet. Eine umfangreiche
Würdigung Werner Eggeraths kann hier nachgelesen werden. Das Buch ist
in jeder Buchhandlung zum Preis von 18 Euro erhältlich.

Es kann auch direkt beim Autor (zum Autorenpreis von 10 Euro plus 2,50
Euro Porto) bezogen werden: 

Dr. Dirk Krüger,

Zietenstraße 25, 42281 Wuppertal

Telefon: 02 02-50 71 26 oder per e-mail:

krueger.wtal@t-online.de

Dr. Dirk Krüger

Wuppertal
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Gegentendenzen

Die "Marxistischen Blätter" haben in ihrem aktuellen Heft den
Schwerpunkt "Kulturstaat DDR": Der Umgang mit DDR-Kunst und Literatur
ändert sich. Seit etwa einem Jahrzehnt, schreibt der
Kunstwissenschaftler Peter Michel im Heft 4/2019 der "Marxistischen
Blätter", mehrten sich "die Zeichen der Hoffnung auf einen
achtungsvolleren Umgang mit in der DDR entstandenen Kunst - trotz
aller Rückfälle in die Niederungen des kalten Krieges". Diesen Wandel
widerspiegeln die zehn Beiträge zum Heftschwerpunkt "Kulturstaat DDR".

Lange Zeit gehörte die Behauptung zum Repertoire der Konterrevolution,
es gebe in der DDR weder Kunst noch Literatur, sondern allein
Agitation. Das ist nicht vorbei, aber es machen sich Gegentendenzen
bemerkbar. Als Beispiele seien hier genannt: Die sehenswerte
Ausstellung "Alltag formen! Bauhaus-Moderne in der DDR", die noch bis
zum 5. Januar 2020 im Dokumentationszentrum Alltagskultur der DDR in
Eisenhüttenstadt zu sehen ist, sowie das Schaudepot im Kunstarchiv
Beeskow (www.kunstarchiv-beeskow), das im Mai eröffnet wurde.
Unmittelbar neben der Burg Beeskow werden jetzt 17.000 Gemälde,
Zeichnungen, Grafiken, Plastiken und Fotografien aus Beständen von
DDR-Einrichtungen sowie von Parteien und Massenorganisationen in einer
würdigen Form aufbewahrt und in Führungen gezeigt. Sie wurden 1990
unter zum Teil abenteuerlichen Umständen gerettet. Denn die Haßreden
auf DDR-Kunst und -Künstler in den Jahren 1989 und 1990 hatten Folgen:
Die Zahl der vernichteten Kunstwerke durch die "Sieger der Geschichte"
ist unbekannt. Experten vermuten, daß es Zehntausende Arbeiten waren,
die gestohlen, auf den Müll geworfen oder in den internationalen
Kunsthandel geschleust wurden. In Eisenhüttenstadt und Beeskow
arbeitet eine junge Generation von Kunstwissenschaftlern, die nach der
künstlerischen Qualität der Werke fragt. Zum Wandel trägt auch
wachsendes Interesse aus dem Ausland bei. DDR-Kunstwerke gelangten in
viele Länder der Welt. Im Kunstarchiv wird darauf verwiesen, daß sich
dort schon eine große Delegation des Museum of Modern Art in New York
den Bestand zeigen ließ, bevor deutsche Gemäldegalerien sich
interessierten.

Tendenzen dieser Art, die sich um die DDR-Verteufelung durch den
bundesdeutschen Mainstream nicht kümmern, müssen erklärt werden. Das
findet in diesem Heft der "Marxistischen Blätter" statt, und ziemlich
einhellig kommen die Autoren zu dem Schluß: Es hat etwas mit
ästhetischer Qualität und damit zu tun, daß Kunst und Literatur in der
DDR etwas zu sagen hatten - im doppelten Sinn des Wortes. Michel
zitiert den verstorbenen Kunsthistoriker Peter H. Feist, der zu den
Merkmalen der Kunst in der DDR ein "ausgeprägtes, feines Empfinden für
Soziales" zählte. Kunst sei nicht hermetisch vom "Außerkünstlerischen"
abgegrenzt worden, verstand sich "als Teil einer internationalen
'linken' Kultur, im Weiterarbeiten an einer Alternative zu
Kapitalherrschaft und Imperialismus".

Zu ähnlichen Schlußfolgerungen kommt der Filmkritiker Hans-Günther
Dicks, der die Filmgeschichte der DDR skizziert sowie den Umgang mit
den DEFA-Produktionen im kalten Krieg und nach 1990 beleuchtet. Er
wertet die Auszeichnung des Films "Gundermann" von Andreas Dresen über
den DDR-Baggerfahrer und -Liedermacher mit dem deutschen Filmpreis,
der "Lola", am 3. Mai in Berlin als "späte Genugtuung für eine
Kinematographie, zu deren Untergang einige Gäste des Galaabends im
Palais am Funkturm schon 30 Jahre zuvor unter Krokodilstränen
Grabgesänge angestimmt hatten". Der Musikwissenschaftler Stefan Amzoll
beschreibt in 14 Miniaturen das "Bauhaus der DDR", das trotz äußerst
beschränkter Mittel eine "Vorreiterrolle" gespielt habe, Modelle und
Lösungsansätze für Städtebau und Architektur entwarf, "wie wenig sie
auch tatsächlich wirksam wurden". Widersprüche dieser Art benennt auch
Bruno Flierl. Er weist darauf hin, daß das DDR-Wohnungsbauprogramm "in
ökonomischer Hinsicht eine große Leistung war" - 40 Jahre lang kostete
die Miete ungefähr eine Mark pro Quadratmeter -, aber die Bevölkerung
und die Architekten "nicht voll zufriedenstellte". Es hätte mehr
Varianten und "vor allem eine lebendige Aussprache" geben müssen.

Der Literaturwissenschaftler Kai Köhler untersucht, wie Handbücher,
Lexika und Literaturgeschichten mit der DDR umgehen. Sein Fazit: Es
dominiert eine "Politisierung des Urteils". Solche Arbeiten, die in
heutigen Studiengängen oft als einzige Quelle dienen, kommen "nicht
ohne Urteil aus der Siegerperspektive", d. h. mit
"Geschichtsverfälschungen", aus. Insgesamt aber deute sich in der
Literaturwissenschaft "nach einer Phase der Abrechnung mit der DDR
besonders in den 90er Jahren, eine Milderung nicht nur des Tons,
sondern auch des Inhalts an". Ein weitgehend unbekanntes Gebiet der
DDR-Literatur untersucht der Literaturwissenschaftler Rüdiger
Bernhardt: Die Bewegung schreibender Arbeiter, die von der 1.
Bitterfelder Kulturkonferenz einen starken Impuls erhielt und bis 1989
in etwa 250 Zirkeln lebendig blieb. Die Publizistin Sabine Kebir
umreißt das Werk der Schriftstellerin Elfriede Brüning (1910-2014),
die wie keine andere Autorin das "Entwicklungsbild der
Frauenemanzipation in der DDR" analysiert habe. Der Regisseur Jens
Mehrle zeigt in fünf kurzen, prägnanten Abschnitten, warum das Theater
im sozialistischen Deutschland unbestritten "zu seiner Zeit eines der
besten der Welt" war: Es habe sich ein waches Publikum gebildet und
ein "gemeinsamer Boden für Kämpfe" existiert. Der Schriftsteller Armin
Stolper erinnert sich ironisch an seinen Werdegang zum Dramaturgen,
der Historiker Ludwig Elm schildert die Rolle des Kulturbundes in der
DDR.

Die DDR-Kultur ist in vieler Hinsicht lebendig geblieben. Auch das ist
ein dialektisches Resultat der Konterrevolution: Sie hat mit ihrer
Niveaulosigkeit, Bilderstürmerei und kalten Bücherverbrennung in
gewisser Weise ein ostdeutsches Erfahrungskollektiv von Kunst- und
Literaturinteressierten geschaffen. Das Heft der "Marxistischen
Blätter" markiert eine Situation, in der Gehaltvolles auch
international gewürdigt wird - und zeigt zugleich: Die Ästhetik einer
Gesellschaft des Friedens und der Solidarität gewinnt gerade in Zeiten
des Krieges und der Entsolidarisierung an Anziehungskraft.

Arnold Schölzel


Marxistische Blätter, Heft 4/2019, 160 Seiten, 9,50 Euro.
 Bezug: Marxistische Blätter, Hoffnungstr. 18, 45127 Essen, 

Tel.: 0201/236757, E-Mail: redaktion@marxistische-blaetter.de

Der Verlag der "Marxistischen Blätter" macht "RotFüchsen" ein
Sonderangebot: Wer das Heft "Kulturstaat DDR" oder ein anderes unter
Angabe des Stichworts "RotFuchs" bis zum 7. Oktober 2019 bestellt,
erhält es für 5 Euro statt für 9,50 Euro (jeweils plus 1,90 Euro
Porto)

Ohne Scheuklappen

Der Trend der Neunzigerjahre, im Umgang mit Kunst aus der DDR keine
Differenzierung zuzulassen, war Teil einer verheerenden
Anschlußpolitik der BRD. Es mehren sich nun die Zeichen der Vernunft.
Es gibt sogar einige wenige Politiker, die - unabhängig von ihrer
Parteizugehörigkeit - einen Beitrag dazu leisten. Exbundeskanzler
Gerhard Schröder (SPD) warnte schon im Jahr 2003 anläßlich der
Eröffnung einer Gerhard-Kettner-Ausstellung in Dresden davor,
angebliche "Staatskünstler" auszugrenzen. Der Ministerpräsident des
Landes Sachsen-Anhalt, Reiner Haseloff (CDU), sprach 2016 bei der
Vernissage einer Willi-Sitte-Ausstellung in Merseburg voller Sympathie
für den Künstler. Und Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier (SPD)
bezog Ende Oktober 2017 in seiner Eröffnungsrede zur Ausstellung
"Hinter der Maske" im Barberini-Museum Potsdam gegen das Fehlurteil
Stellung, man könne in der DDR entstandene Kunst "nicht verstehen oder
einordnen, ohne immer sofort ihren Bezug zu Staat und Gesellschaft zu
bestimmen". Er plädierte statt einer solchen "Verkürzung"
nachdrücklich dafür, in der DDR entstandene Kunst "eben als Kunst"
wahrzunehmen.

Solche Statements darf man sicher nicht überbewerten. Doch sie
unterscheiden sich wohltuend von hetzerischen Auslassungen in der
Vergangenheit.

Aus: Peter Michel, Kein häßlicher Regentropfen der Geschichte.
Marxistische Blätter 4/2019
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LESERBRIEFE

Faschistoides Treiben ist in Deutschland Alltag geworden. Viele Bürger
erleben es in den Kommunalparlamente oder bei den zahlreichen
rassistischen Demos, Musikkonzerten bis hin zum vergangenen Europa-
und Kommunalwahlkampf, wo sich neben der NPD (in MV) auch die AfD zur
Wahl stellte und mit ihren Losungen deutlich fremdenfeindlich
offenbarte.

Daß in dieser Zeit die große Koalition in Berlin die militärischen
Ausgaben weiter forciert und im Gleichklang dazu sich mit
faschistischen Regierungschefs wie z. B. in Brasilien oder Kolumbien
trifft und diese Lateinamerikareise des SPD-Außenministers auch noch
als eine "dringend notwendige Reise zu Freunden" betitelt,
unterstreicht den Rechtsruck in Deutschland.

Angesichts dieser Entwicklungstendenzen wäre die Schaffung einer
breiten linksorientierten Aktionsfront das Gebot der Stunde. Wir
erleben aber, daß persönliche Befindlichkeiten und Rechthaberei in
Führungsetagen linksorientierter Parteien und Vereine diese immer
wieder verhindern.

Aber es geht auch anders, wie die vor einigen Wochen durchgeführte
Protestaktion im Rahmen des landesweiten "Tages der Bundeswehr"
beweist. Es gelang unter der organisatorischen Leitung des Rostocker
Friedensbündnisses, die Basisgenossen der Linkspartei Stralsund, die
Genossen der DKP aus Rostock, Stralsund, Rügen und Greifswald wie
Vertreter von IPPNW, ISOR aus Rostock und Mitglieder des
"RotFuchs-Fördervereins" aus Rostock zusammenzuführen, die an den drei
Brücken zum Veranstaltungsort in Stralsund - gut sichtbar mit
zahlreichen Plakaten und Transparenten - ihren Protest gegen die
Militarisierung der Gesellschaft zum Ausdruck brachten. Selbst die
Bundeskanzlerin, die es sich im Rahmen ihres Wahlkreisbesuches nicht
nehmen ließ, ein paar gewohnt überflüssige Worte zur Rechtfertigung
der militärischen Hochrüstung zu äußern, kam an unserem Protest nicht
vorbei. 

Daß unter strengen Sicherheitsauflagen auf dem Alten Markt in
Stralsund auch noch das öffentliche Gelöbnis stattfand, machte es für
uns Protestierende nicht gerade leicht, unsere Flyer zu verteilen und
mit den Gästen vor Ort ins Gespräch zu kommen. Wir haben aber in
kürzester Zeit (noch nicht einmal zwei Stunden) weit über 800 Flyer,
Aufklärungsbroschüren usw. verteilt und sind dabei mit nicht wenigen
in die sachliche Diskussion gekommen. Das gelang aber nur, weil sich
alle trotz zum Teil unterschiedlicher politischer Standpunkte auf das
verständigt haben, was uns eint - der Kampf für den Erhalt des
Friedens und gegen Faschismus.

Carsten Hanke, Rostock



Zu Dr. Matin Baraki: Kommt es zu einem Krieg der USA gegen Iran? RF
258/259, S. 5 

Ein großes Kompliment an Dr. Baraki für seinen Beitrag! Er ist nicht
zuletzt deshalb so wichtig, weil der Autor die vom Westen, namentlich
den USA, gepflegte dämonisierende Sichtweise mit einer
zeitgeschichtlichen und politischen Analyse kontert, an der nicht
zuletzt aufgrund der unwiderlegbaren Fakten niemand vorbeikommen kann.


Einziger Einwand meinerseits ist, daß Baraki auf das iranische
Nuklearprogramm in den Jahren nach der Revolution von 1979 bis zum
Ende des vom Irak begonnenen Kriegs gegen den Iran und den politischen
Entscheidungen der Revolutionsregierung in den Jahren danach nicht
eingegangen ist. Charlotte Wiedemann hat in ihrem Buch "Der neue Iran"
dieser Zeitspanne ein ganzes Kapitel gewidmet. Die von ihr
dargestellten Fakten sind für das Verständnis des Iran ebenfalls
unabdingbar.

Das iranische Nuklearprogramm wurde - wie Baraki richtig und
ausführlich beschreibt -in der Schah-Zeit mit amerikanischer und
französischer Hilfe massiv aufgelegt. Nach der Revolution von 1979
wurde es aber vom Revolutionsführer Khomeini aus religiösen (!)
Gründen eingestellt. Kurz danach begann die irakische Invasion, der
Auftakt eines klassischen Angriffskriegs gegen den Iran.

Niemand kam zu Hilfe! Mit Ausnahme Syriens standen ausnahmslos alle
großen Mächte an der Seite Iraks. Der Sicherheitsrat der UNO weigerte
sich acht lange Kriegsjahre hindurch, die eindeutige Aggression beim
Namen zu nennen. Das grauenhafteste Kapitel war die westliche Beihilfe
zu Saddams chemischer Kriegsführung. Unternehmen aus westlichen
Staaten, auch aus der Bundesrepublik, lieferten wichtige Komponenten.
Wie später veröffentlichte CIA-Dokumente belegen, leisteten die USA
Aufklärungshilfe bei der Bestimmung von Angriffszielen - und dies in
vollem Wissen, daß Angriffe mit Giftgas geplant waren. Wieder rief der
Iran den UNO-Sicherheitsrat vergeblich an. Diese Lektion wird das
iranische Volk nie vergessen, sie hat sein kollektives Gedächtnis
geprägt.

Noch dreißig Jahre nach Kriegsende sind mehr als siebzigtausend
Chemiewaffenopfer dauerhaft auf medizinische Hilfe angewiesen. Was
alle Iraner bis heute und auch in Zukunft verbindet, ist der Satz:
"Wir standen allein." Und genau das ist der Grund, weshalb der Iran
nach dem Krieg das Nuklearprogramm wieder aufgenommen hat.

Was dem Iran angetan wurde, sollte eigentlich zu einer
selbstkritischen Reflexion führen. Respekt und Empathie seitens des
sich selbst als Wertegemeinschaft lobenden Westens wären mehr als
angemessen. Statt dessen bemüht man sich weiterhin mit Belehrungen und
Kriegsdrohungen, den Iran zu "bekehren".

Eine besonders bittere Geschichte aus jüngster Zeit will ich
abschließend erwähnen: Vor ein paar Jahren, als die Verhandlungen mit
dem Iran über das Atomprogramm noch nicht weit gediehen waren, gab es
Inspektionen der IAEA im Iran mit den üblichen Vorwürfen der
Behinderung, Verschleierung etc. Eine verlangte und vom Iran erfüllte
Maßnahme war, die Wissenschaftler namentlich zu nennen, die am
Atomprogramm gearbeitet hatten. Die Folge: Innerhalb von fünf Monaten
wurden sie von Mossad-Agenten ermordet.

Hans Schoenefeldt, Berlin



Die Bundesrepublik Deutschland war an dem ab dem 9. Juni
durchgeführten bisher größten NATO-Manöver seit 1989 gegen Rußland mit
einem erheblichen Anteil an Waffen, Flugzeugen, Schiffen, Panzern,
Soldaten und militärischen Führungskräften mit dabei. Daß CDU/CSU und
SPD koalierend ihren Segen dafür gaben, ist nicht überraschend. Ihrer
Regierungskonkurrenz, den Grünen, fiel jedoch auch nichts Besseres
ein, als "Bedenken" wegen möglicher Umweltschäden anzumelden. Die gen
Osten gerichteten Panzer störten sie nicht, nur die hinterlassenen
Kettenspuren in der Flora. Nicht die Landeübungen von
NATO-Seestreitkräften an imitierten Ostseeküsten Rußlands empörten
sie, nur die dabei entstandenen Schäden für die Natur. Nicht
Manöverangriffe aus der Luft auf fiktive russische Ziele waren
relevant, sondern nur deren Abgase hinsichtlich der
Luftverschmutzung.

Mit ihrer Haltung zu diesem NATO-Manöver stehen sie zu ihrer
doppelzüngigen Tradition in der Frage von Krieg und Frieden, die sie
schon im NATO-Krieg gegen Jugoslawien 1999 bekundet haben.

Führungskräfte der Grünen scheinen nicht zu begreifen, daß mit der
Gefährdung des Friedens durch die NATO die größte Schadensursache für
Natur und Umwelt entsteht. Wer ehrlichen Herzens Umweltschützer sein
will, muß sich erstrangig als Friedenskämpfer gegen die
Kriegsvorbereitungen der NATO und ihrer Mitgliedstaaten gen Rußland
und gegen die aktuell von den USA und der NATO in Asien und Afrika
geführten Kriege engagieren.

Die Russen wollen keinen Krieg. Sie haben die Nase voll von all den
Napoleons und Hitlers, denen es um nichts anderes als um die
Ausplünderung der Reichtümer in Rußlands Weiten ging und welche die
Trumps von heute mit ihren NATO-Manövern erneut ins Visier nehmen.

Manfred Wild, Berlin



Die Nichteinladung des russischen Präsidenten Wladimir Putin zur
Gedenkfeier anläßlich des "D-Days" in Paris kann nur als Provokation
verstanden werden. Sie ist ein Versuch der Westmächte, die Leistungen
der Sowjetunion, welche die Hauptlast im 2. Weltkrieg getragen hat, zu
relativieren und Rußland heute international zu isolieren. Die
Geschichte soll umgeschrieben werden. Als Angehörige der älteren
Generation haben wir die Pflicht, die Lügen der Herrschenden zu
widerlegen und die Wahrheit zu verbreiten. Das um so mehr, als der im
Sommer von der "rechten Szene" verübte Mord an Regierungspräsident
Lübcke - diesmal traf es einen Vertreter des Staates - aufhorchen
läßt. Die mit Samthandschuhen behandelte Aufklärung ermöglicht das
Gedeihen der rechtsextremen Kräfte, damit sie später "gebrauchsfähig"
einsetzbar sind.

Hans-Georg Vogl, Zwickau



Will Herr Maas als ehemaliger Justizminister und jetziger
Außenminister eine Rechtsreform für internationale Rechtsbeziehungen
proklamieren? Ich lese, Herr Maas besuchte den umstrittenen
rechtskonservativen Staatschef Brasiliens, Bolsonaro. Er glaubt, hier
den kompetenten Mann für die Durchsetzung der Menschenrechte in
Brasilen gefunden zu haben. Ebenso könnte man glauben, ein Bauer wäre
gut beraten, einen Fuchs für die Sicherheit seiner Hühner zu
halten.

In Südamerika scheint er sich wohl zu fühlen. Um weiter Gutes zu tun,
reist er nach Bogotá. Hier trifft er sich mit Oppositionellen
Venezuelas und sichert dem selbsternannten Übergangspräsidenten Juan
Guaidò die anhaltende Unterstützung Deutschlands zu.

Ist das der Demokratiebegriff der Marke Maas? Der demokratisch
gewählte Präsident Maduro wird inzwischen als Machthaber betitelt, und
diejenigen, welche zu diesem demokratischen Ergebnis stehen, werden in
den Medien als Banden des Machthabers präsentiert.

In Deutschland sind nicht alle mit der Politik ihrer Regierung
einverstanden. Nun stelle man sich einmal vor, Frau Wagenknecht würde
diesen Gedanken aufgreifen und sich als Übergangsbundeskanzlerin
empfinden und Rußlands Präsident Putin würde statt mit Bundeskanzlerin
Merkel ein diplomatisches Treffen mit Frau Wagenknecht vereinbaren.

Für mich ein unglaubliches Szenarium, aber es mag durchaus Menschen
geben, die sich dies vorstellen können. Was wäre das für ein
politischer Affront und zu Recht eine Einmischung in innere
Angelegenheiten Deutschlands!

Für Venezuela und Herrn Maas scheint das allerdings nicht zu gelten.
Wie ist es zu verstehen, daß einem studierten Juristen diese
einfachsten Rechtsnormen internationaler Beziehungen so schnell
verlustig gegangen sind?

Jürgen Bartz, Wismar



Die Wahlergebnisse der Linken schmerzen. Vor allem dort, wo selbstlos
im Kommunalbereich viel Arbeit geleistet wird. Was wurde erwartet,
wenn die Führungskräfte der Partei (ausgenommen Sarah Wagenknecht) in
dieser medienpolitischen Landschaft kaum öffentlich bemerkbar mit
klaren Aussagen hervortreten? Gute Programme reichen nicht, wie sich
erneut zeigt. Die Zwistigkeiten währenddessen offenbaren wenig
Politikfähigkeit und bestätigen leider Theodor Fontane im
Jubiläumsjahr: "Gerade die, die dasselbe Ziel verfolgen, bekämpfen
sich immer am heftigsten." Wie weiter?

Atti Griebel, Berlin



Die Wohnung ist eine Ware wie jede andere, und nichts macht vor
profitabler Vermarktung halt, keine Moral, kein Menschenrecht hindert
daran. Wohnen und Wohnung wurde zum Geschäftsobjekt. Vertreibung von
Menschen, Familien aus ihrer Wohnung und ihrem sozialen Umfeld wird
zunehmend Realität.

Die Eigentumsfrage stellen, darin besteht die entscheidende
Konsequenz. Wo sie gestellt wird, ist der Aufschrei der "Eigentümer"
des Spekulationsobjektes Wohnen zu hören. Die Markt-Schreier stimmen
ein mit schlimmen Szenarien für Omas Häuschen oder Vermietung auf der
Ebene einfachen Warenhandels. Doch Konzernen, die Wohnen heute für
Mietwucher und Spekulation betreiben, muß die Eigentumsfrage
entschädigungslos gestellt werden. Wir sollten nicht immer die
Sprachregelungen der Bourgeoisie übernehmen, von Wohnungsmarkt reden
und vergessen, was uns Wohnen und Wohnung fern des Kapitalismus
bedeutet. Enteignen beginnt mit Entmachten der Spekulanten und
Profiteure und nicht mit Scheinlösungen, die den Bedrohten von
Wohnungsarmut und -not nicht unmittelbar helfen. Mir scheint, auch
Linke beschäftigen sich zu sehr mit derartigem Kauderwelsch, das
nichts an der Wohnungsfrage löst. Sofortlösungen finden sich bereits
bei Friedrich Engels (etwa in "Zur Wohnungsfrage", MEW Bd. 18, S. 209
bis 287).

Roland Winkler, Aue



"Der Markt regelt alles." Unter diesem undurchschaubaren und
alternativlos scheinenden Satz ist die Orientierung für die aktuelle
Politik gegeben. Es sind nicht nur die Neoliberalen, die dieses Motto
verinnerlicht haben, es hat inzwischen die Mehrheit der Gesellschaft
erfaßt. Zumindest bis vor kurzem. Denn sowohl die Ergebnisse der
Europawahlen wie auch die schon davor aufgetauchten Probleme mit
Brexit, den nationalistischen Gewichtsverlagerungen in einer Reihe von
Staaten wie auch die ganz aktuellen Probleme des Abstiegs der
"Volksparteien", ihren personellen und orientierungslosen Querelen
zeigen, daß die Gesellschaft vor Herausforderungen steht, die ein
völlig neues Denken und Herangehen erfordert. Dieser Marktmythos
scheint an seine Grenzen zu stoßen. Das Für und Wider um die
Äußerungen von Kevin Kühnert von der SPD ist nur ein Zeichen dafür.
Sicher, dieser Mythos vom allmächtigen Markt hat seine Erfolge
eingefahren. Man hat ihm wachsenden Wohlstand, demokratische
Unversehrtheit, das Überwinden von Grenzen, ja sogar den Sieg über den
Versuch, eine sozialistische Gesellschaft zu gestalten, zugeordnet. Es
ist immer wieder gelungen, für im Markt auftauchende Probleme andere
verantwortlich zu machen oder sie als normal, als vorübergehend oder
alternativlos zu bezeichnen. Aber jetzt zeichnen sich sowohl in der
Innenpolitik, in der Umweltpolitik wie auch in den internationalen
Beziehungen Probleme ab, die bei einer Fortsetzung des "Weiter so" zu
katastrophalen Ergebnissen führen könnten.

Im Inneren der Staaten verschärfen sich die sozialen Probleme:
Wohnungs- und Bildungsfragen, Alters- und Kinderarmut,
Gesundheitsfürsorge und Rentenfragen verlangen ein Eingreifen des
Staates. In der Umweltpolitik wird deutlich, daß mit Appellen und
freiwilligen Ankündigungen nichts verändert wird. Aber auch die
Wirtschafts- und Strukturpolitik verlangt ein Eingehen auf
gesellschaftliche und nicht Profitinteressen. Das spiegelt sich nicht
zuletzt auch in den internationalen Beziehungen wider. Der Umgangston,
gegenseitige Abhängigkeiten und Erpreßbarkeit werden immer
gefährlicher. Politische und ökonomische Sanktionspolitik zeigt die
Verwobenheit von Markt und Politik. Der Markt treibt die Politik.
Wohin, sehen wir aktuell in den Beziehungen zwischen den USA und
China, den Auseinandersetzungen im Nahen und Mittleren Osten oder um
Venezuela.

Er macht selbst vor den Beziehungen zwischen sogenannten Verbündeten
nicht Halt. Er kennt nur ein Interesse, den Profit. Denn nichts
anderes ist dieser Marktmythos: das Instrument, das auf "Teufel komm
raus" die Profitinteressen einer Gesellschaftsschicht bedient.

Franz Tallowitz, Saterland



In der "Märkischen Allgemeinen" gab man etwas, was in der DDR gang und
gäbe war, als neue "Erfindung" aus: Agroforst hieß das Stichwort.
Dabei handelt es sich um nichts anderes als um Windschutzstreifen, die
in unserer Land- und Forstwirtschaft jedes Kind kannte. Vereinzelt
sieht man noch Reste davon stehen. Agroforst - was für ein Name!
Windschutzstreifen war wesentlich treffender.

Erst machen sie alles kaputt, um es dann als Eigenkreation unter neuem
Namen und neuer Regie wieder zu präsentieren. Mehr als ärgerlich!

Beate Bölsche, Brielow



Wenn sich heute Vertreter der etablierten Parteien zu wichtigen
aktuellen Themen äußern, ist es oft erstaunlich, daß nach Jahrzehnten
plötzlich gelebte DDR-Praxis wieder neu erfunden wird. Beispiel
Kinderbetreuung: Vor allem die Kinderkrippen standen lange im Fokus
der Kritik. Von der Einmischung des Staates in die Erziehung und
Betreuung war da die Rede. Jetzt will man nachholen, was in der DDR
Praxis war.

Im Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD wurde das Ziel einer
Grundrente aufgenommen. Neu ist das nicht, denn in der DDR gab es so
etwas, unter dem Namen Mindestrente bekannt, schon einmal.

Um die Luft sauberer zu machen und die Verkehrsdichte zu verringern,
gibt es die fundamentale Idee, den örtlichen Nahverkehr weiter
auszubauen und preiswerter zu gestalten. Ein lobenswerter Gedanke,
aber auch nicht neu. Subventionierte Preise für Bus und Bahn waren in
der DDR eine Selbstverständlichkeit - eine Fahrt mit der
Stadtlinie/Straßenbahn kostete für einen Erwachsenen 20 Pfennig.

Laut ist auch die Forderung nach weniger Plastikmüll. Einkaufsbeutel
aus Stoff und Papier oder Glasverpackung werden wieder aktuell. Alles
schon einmal dagewesen. Welcher frühere DDR-Bürger erinnert sich nicht
an die "Sero-Annahmestellen"?

Also: Von der DDR lernen ...

Siegfried Duske, Biedenkopf



Zu Stimmen aus aller Welt über die DDR: Juan Antonio Samaranch, RF
257, S. 26 

In außerordentlich schwerer Zeit für die olympische Bewegung hatte
Juan Antonio Samaranch, Präsident des Internationalen Olympischen
Komitees (IOC) von 1980 bis 2001, auf der 90. Session 1985 in Berlin
dem Staatsratsvorsitzenden der DDR, Erich Honecker, in Anerkennung der
Verdienste für die Sache des Weltsports und die Treue zum olympischen
Ideal, den Olympischen Orden in Gold verliehen.

Als 1990 westdeutsche Schreihälse - in Kooperation mit der
"Wende"-Jubelgemeinde - die Aberkennung dieses Ordens forderten,
lehnte Samaranch ab.

Auch im 70. Jahr des BRD-Grundgesetzes gehört die grundsätzlich
gegensätzliche Entwicklung der olympischen Bewegung in beiden
deutschen Staaten Deutschlands zur unwiderlegbaren Wahrheit: Kein
Mitgliedsland des IOC hat sich derart viel Unolympisches geleistet wie
die Bundesrepublik Deutschland.

Manfred Wozniak, Erfurt



Zu Dr. Michael Walter: Solidarität im Blauhemd, RF 257, S. 23


Mit großem Interesse las ich diesen Artikel im Juni-RF. Er entspricht
den Erfahrungen, die wir selbst in der VR Jemen gemacht haben. Unter
Führung von Generaloberst Heinz Keßler, dem späteren Chef der
Politischen Hauptverwaltung der NVA und Verteidigungsminister, weilte
eine Delegation der Nationalen Volksarmee, deren Mitglied ich war, in
diesem Land. Zuvor war deren Präsident Muhammad Ali an der
Unteroffiziersschule in Eilenburg, die zu meinem Verantwortungsbereich
gehörte.

Zum Programm unserer Delegation gehörte auch der Besuch bei der dort
weilenden FDJ-Brigade. Die jemenitischen Genossen waren voller Lob
über die Arbeit und Haltung unserer "Außenpolitiker" im Blauhemd. In
unseren Gesprächen mit den jungen Leuten spürten wir, wieviel
Selbstlosigkeit dazu gehörte, den Menschen in Jemen zu helfen, ein
eigenständiges, besseres Leben aufzubauen.

Dem Autor, Dr. Walter Michel, vielen Dank für die Erinnerung an diese
Seite der Jugendorganisation unseres Landes, an die gelebte
Solidarität der DDR mit den Völkern, die für ihre Unabhängigkeit vom
Imperialismus kämpften.

Heinz Bilan, Leipzig



Es ist höchste Zeit, zu konkreten Maßnahmen zur Bekämpfung der
Fluchtursachen zu kommen, welche die Menschen aus Afrika und dem Nahen
Osten veranlassen, den gefährlichen Weg über die Meere zu nehmen, um
nach Europa zu gelangen. Was den hier Herrschenden nur einfällt, ist
die Entsendung von Soldaten und Polizisten, die Sicherheitskräfte in
diesen Ländern schulen sollen. Dabei geht es nur darum, zu verhindern,
daß weitere Flüchtlinge zu uns gelangen. Deren Not und Elend, für die
Deutschland führend mitverantwortlich ist, spielen dabei kaum eine
Rolle. Viel wichtiger wäre es, den Ländern zu helfen, daß dort
Bedingungen geschaffen werden, die Arbeit bringen und den Menschen
ermöglichen, ihre Nahrungsmittel selbst zu produzieren. So könnte man
sich durchaus am Beispiel DDR orientieren. Es war eben nicht nur so,
daß Waffen in die afrikanischen Entwicklungsländer geliefert wurden.
In viel größerem Umfang schickte die DDR Mähdrescher, Traktoren, LKW
und Maschinen als Solidaritätsgüter dorthin. Nicht zu vergessen Ärzte,
Lehrer und vor allem auch FDJ-Jugendbrigaden, die vor Ort geholfen
haben, das Leben zu organisieren. Die heute führenden Nationen sind
ökonomisch viel stärker, als es die DDR je war, aber sie tun nichts,
was den Menschen wirklich hilft.

Ralf Kaestner, Bützow



Im Juni nahm ich an einer Reise - Leiter war Gisbert Graff - nach
Wolgograd teil. Das emotional sehr eindrucksvolle und außerordentlich
interessante Erlebnis, besonders der Besuch des Mamajew-Hügels mit der
überragenden Statue der Mutter Heimat sowie das Panoramamuseum haben
mich sehr nachdenklich gestimmt. Welch unsägliches Leid haben deutsche
Faschisten über die Bevölkerung der Sowjetunion gebracht!

Für mich besonders bewegend: die Begegnung mit Veteranen des Großen
Vaterländischen Krieges. Ich hatte die Fahne, die dem Grenzregiment 3
von sowjetischen Militärberatern aus der 8. Stalingrader Garderarmee -
Standort Nohra überreicht wurde, dabei. Da kamen auch den alten
Kämpfern die Tränen, als sie erfuhren, welchen Weg diese Fahne von
Stalingrad nach Nohra, weiter nach Dermbach und nun noch mal nach
Stalingrad genommen hatte. Autogramme auf der Fahne und herzliche
Umarmungen von Waffenbrüdern begeisterten auch das anwesende
Fernsehteam und alle Fotografen.

In der ganzen Stadt wird die Ehre der heldenhaften Verteidiger und
Sieger über die deutsche Wehrmacht sichtbar gepflegt und geachtet. 

Doch die Politiker der USA, der NATO-Staaten mit Deutschland an der
Spitze scheinen aus der Geschichte nichts gelernt zu haben. Statt
Friedenserhaltung, Abrüstung und Freundschaft, besonders mit Rußland,
forcieren sie Konfrontation, provozieren, rüsten zum Krieg. 

So wurden am 28. Juni in Bad Salzungen 500 Bundeswehrangehörige zu
einem halbjährigen Einsatz ins Baltikum, an die Grenze Rußlands,
geschickt. Ihre Aufgabe: Verteidigung der Ostflanke der NATO. Ein
nicht zu begreifender Affront gegen Rußland!

Ich habe die Hoffnung, daß es mit vereinten Anstrengungen möglich ist,
die Kriegstreiber zu stoppen und das höchste Gut für die Existenz der
Menschheit - den Frieden - zu erhalten.

Harald Hentschel, OSL a. D. d. GT d. DDR, Oechsen



Vor kurzem wollte ich mir in der Mediathek eine Sendung mit dem Titel
"Unsere Wälder" ansehen. Da ich sehr naturinteressiert bin, lud ich
mir den Beitrag herunter. Schon nach wenigen Minuten habe ich ihn
verärgert weggedrückt. Es ging um die Luftbrücke amerikanischer und
britischer Flugzeuge nach Westberlin im Jahre 1948. Dort wurde in
üblicher Lügenmanier behauptet, daß diese Stadt versorgt und
verteidigt werden mußte, da die sowjetische Besatzungsmacht im Osten
ganz Berlin für sich gewollt hätte. Kein Wort über die wirklichen
Ursachen, warum seitens der Sowjetunion die zeitweilige Abriegelung
Westberlins vorgenommen werden mußte.

Bekanntlich wurde durch die Währungsreform im Westen ein
entscheidender Schritt in Richtung der Spaltung Deutschlands getan.
Dieses dort wertlos gewordene Geld sollte in das sowjetisch besetzte
Gebiet geschmuggelt werden, um eine Inflation und ein wirtschaftliches
Chaos auszulösen. Um das zu verhindern, war die sowjetische
Besatzungsmacht gezwungen, Maßnahmen zum Schutze des von ihr
verwalteten Territoriums zu treffen. Diese waren nur für einen
begrenzten Zeitraum vorgesehen, bis im Osten eine eigene Währung in
Umlauf gebracht werden konnte.

Allein das war die Absicht dieser zeitweiligen Isolierung Westberlins.
Es ging dabei in keiner Weise um die Einnahme dieser Stadt. Ohne die
Absicht westlicher Politiker und Geheimdienste, die wirtschaftliche
Lage im sowjetischen Besatzungsbereich drastisch zu verschlechtern,
hätte es eine solche Maßnahme seitens der UdSSR nicht gegeben. Das
wird der Öffentlichkeit heute gleichermaßen verschwiegen wie damals.
Statt dessen wird die Lüge von einer drohenden Einnahme Westberlins
durch die Sowjetarmee weiterhin verbreitet.

Jürgen Förster, Dresden



Zu Johann Weber: 70 Jahre Grundgesetz der BRD, RF 257, S. 14

Ich möchte ergänzen, daß der Ermittlungsrichter den Erlaß eines
Heftbefehls gegen Max Schäfer 1968 wegen Verstoßes gegen das
KPD-Verbot ablehnte. Daraufhin verfolgte man ihn wegen angeblicher
Beleidigung der ihn verhaftenden Polizisten, welchen gegenüber der in
der Nazizeit langjährig verfolgte Widerstandskämpfer sagte, als diese
ihm Handschellen anlegten: "Das ist ja wie bei der Gestapo!" Das
Amtsgericht Frankfurt/M. sprach ihn frei, und nach Einlegung von
Revision durch die Staatsanwaltschaft kam auch das Oberlandesgericht
zu keiner anderen Auffassung. Der Programmentwurf der KPD vom Februar
1968 wurde unabhängig von alledem in der Druckerei in Neumünster
beschlagnahmt, und über die Einziehung sollte durch das Landgericht
Flensburg entschieden werden.

Dort bejahte man einerseits dessen angeblich verfassungsfeindlichen
Inhalt, war aber andererseits der Meinung, die politische Aufklärung
wäre zulässig. Aufgrund der hiergegen von der Staatsanwaltschaft
eingelegten Revision und Aufhebung der die Einziehung ablehnenden
Entscheidung von Flensburg durch den BGH mußte die Sache nach
Zurückverweisung erneut vor dem LG Flensburg verhandelt werden. Dort
wurde 1970 das Verfahren durch das Gericht ausgesetzt, nachdem die
Sitzungsvertreter der Staatsanwaltschaft mehrfach den Gerichtssaal
verließen, um damit eine von den Verteidigern beantragte Einvernahme
zahlreicher prominenter Zeugen zu torpedieren. In beiden Verfahren war
Friedrich Karl Kaul als Verteidiger tätig.

RA Ralph Dobrawa, Gotha



Während die erste Verfassung der DDR in aller Öffentlichkeit
diskutiert und eine Reihe von Vorschlägen aus der Bevölkerung
angenommen wurde, ist das Grundgesetz den Westdeutschen tatsächlich
übergestülpt worden. Aber trotz aller Kritik, die auch an der
Urfassung geübt werden kann, war es gar nicht so schlecht, und es
legte sich auch nicht auf eine Gesellschaftsordnung fest. Wenn die
Bundeskanzlerin allerdings behauptet, es wäre die beste deutsche
Verfassung, dann irrt sie sich.

Die erste Verfassung der DDR war noch kein sozialistisches
Gesetzeswerk. Sie orientierte sich wie das Grundgesetz an der Weimarer
Verfassung. Mitunter stimmten die Formulierungen fast wörtlich
überein. Aber die Verfassung der DDR enthielt die Rechte auf Arbeit,
Wohnen und Bildung. Das fehlt im Grundgesetz. Von Anfang an wurde in
der DDR gleicher Lohn für gleiche Arbeit gezahlt. Aufgenommen wurden
auch die Veränderungen, die durch die Enteignung der Nazi- und
Kriegsverbrecher und die Bodenreform erreicht wurden. Daher kann man
sagen, daß die erste Verfassung der DDR besser war als das
Grundgesetz.

Dr. Kurt Laser, Berlin



Ich halte soeben das erste Mal Ihre Zeitschrift in der Hand, welche
mir durch einen Kunden übergeben wurde, und bin begeistert. Endlich
ein Medium, welches mir aus dem Herzen spricht und mich mit neuem
Wissen und Informationen versorgen kann, um in meinen Gesprächen
weitere wichtige Argumente für eine sozialistische Welt zu finden. Ich
freue mich auf den ersten "RotFuchs" in meinem Briefkasten.

Wolfgang Schade, Dessau-Roßlau

 * 

Der im Februar 1998 gegründete "RotFuchs" ist eine von Parteien
unabhängige kommunistisch-sozialistische Zeitschrift.

HERAUSGEBER: "RotFuchs"-Förderverein e. V.

Postfach 02 12 19, 10123 Berlin


Das Impressum für die obenstehende Ausgabe ist zu finden
unter:

www.rotfuchs.net/files/rotfuchs-ausgaben-pdf/2019/RF-260-09-19.pdf

 * 

Quelle:

RotFuchs Nr. 260, 22. Jahrgang, September 2019

Internet: www.rotfuchs.net
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VORWÄRTS/1505: Gemeinsam grosse Momente definieren ...


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 27/28 vom 6. September 2019

Gemeinsam grosse Momente definieren...

von Sabine Hunziker



Nach der Sommerpause im Anschluss an den erfolgreichen
Frauen*streik wurde bei einem Treffen der nationalen Koordination in
Grenchen weitergeplant. Neben dem Absprechen von Terminen und
dazugehörigen Aktionen standen grundsätzliche Themen der Bewegung zur
Diskussion.

Wie während der letzten Sitzung im Juni abgemacht, trafen sich
Vertreterinnen* vieler kantonaler und lokaler Komitees am 24. August
in Grenchen im Rahmen einer Sitzung der nationalen Koordination. Auf
der Traktandenliste war nicht nur ein Rückblick, sondern auch die
Planung der nächsten Aktivitäten. Während der Redebeiträge der Frauen*
entwickelte sich auch eine wichtige Grundsatzdiskussion. In einem
grossen Saal im Parktheater in Grenchen drängten sich Frauen* um die
Tische herum. Corinne Schärer, unter anderem Geschäftsleitungsmitglied
der Unia Schweiz, begrüsste Vertreter*innen aus Genf, dem Jura, aus
Zürich oder aus dem Wallis. Aus vielen Kantonen und Regionen reisten
Frauen* an, und sie waren "voller Energie".


Kurzfristige und langfristige Ziele

Zu Beginn wurden Fotos vom gefüllten Raum geschossen, im Hintergrund
hingen Soli-Transparente zu verschiedenen Frauen*bewegungen und
-kämpfen. In Mexiko beispielsweise waren zwei junge Frauen von der
Polizei vergewaltigt worden. Als Antwort darauf organisierte sich die
Bewegung dort. Das zweite Transpi erinnerte an die Kämpfe der
Kurdinnen*. Auch auf die Situation von Nekane, die selbst bei dieser
Sitzung der nationalen Koordination mit dabei war, wurde aufmerksam
gemacht.

Dann stand die neue feministische Agenda auf dem Programm, denn auch
nach dem Frauen*streikjahr gibt es Kämpfe. Ziel war es, Schwerpunkte
zu suchen und bestimmen, die dann wieder in die einzelnen Kollektive
gehen, um da diskutiert zu werden. Die nationale Koordination gibt
nichts vor, sondern will mit Ideen die dezentrale Bewegung überzeugen.
Dabei gibt es kurzfristige und langfristige Ziele. Ein Beispiel für
eine Aktion in einem kurzfristigen Zeitraum sind Kämpfe gegen die
Erhöhung des AHV-Alters für Frauen* mit dem Reformpaket AHV 21. "Sie
wollen uns länger arbeiten lassen, um Milliarden einzunehmen." So
lautete die Meinung vieler Aktivistinnen* im Raum. Dieses Denken rund
um die Reform ist scheinheilig: "Hätte es mehr Krippen für
Arbeiter*innen, so könnten mehr Frauen* Lohnarbeit nachgehen und es
würde auch mehr geben für die AHV. Die Erhöhung des Rentenalters ist
Symbol dafür, was uns angetan wird".


Wir müssen uns zeigen ...

Die Hauptfrage, die bei der Sitzung der nationalen Koordination
diskutiert wurde, war: Wie können wir Forderungen vom
Frauen*streikmanifest umsetzen? Was können wir verändern und
vorantreiben? Gemeinsam wurden Abmachungen getroffen und zu möglichen
"Marksteinen" oder "Höhepunkten" im nationalen Komitee angeregt. Vor
Ort, wie zum Beispiel in Bern, würden sich später Komitees sammeln, um
hier Druck auszuüben. Es durften alle Aktivistinnen* im Raum zur
Planung sprechen, der Reihe nach wurden Namen auf der
Redner*innenliste notiert. Es gibt viele Gelegenheiten, um für die
Forderungen im Manifest zu kämpfen. Wichtige Daten sind sicher der 8.
März und der 14. Juni 2020. Beide Tage fallen auf einen Sonntag. Mit
diesen "freien Tagen" könnten sich neue Möglichkeiten eröffnen. Weil
an diesen Tagen mehr Frauen* "frei haben" oder sich flexibler
organisieren können, rechnen die Organisierenden mit noch mehr
Demoteilnehmer*innen.

Auf der Tafel mit der Jahresplanung standen aber noch mehr Ideen, um
daraus Aktionen zu entwickeln. Am 28. September ist wieder eine
Klimademo. In der Vergangenheit hatten sich Aktivistinnen* des
Frauen*streiks mit Aktionen daran beteiligt. Auch bei den Wahlen am
20. Oktober könnte ein Zeichen gesetzt werden. Hier geht es aber nicht
darum, Frauen* zu wählen, sondern Frauen*, die sich für feministische
Anliegen einsetzen werden. Ab 2019 sind plötzlich alle Parteien
"feministisch" geworden. Hier gilt es wachsam zu bleiben und
aufzuklären. Die Bewegung muss Position beziehen, auch gegen Argumente
der Rechten und Konservativen, die sich für "Frauenrechte" einsetzen
wollen. Zum Thema sexuelle Gewalt bietet sich der 25. November 2020
für Information und Proteste an. Neben den bereits traditionellen
Terminen fand sich zusätzlich der 21. Oktober. Ab diesem Datum
arbeiten die Frauen* durchschnittlich aufgrund des Lohnunterschieds
gratis bis Ende des Jahres. Im Herbst werden immer auch
Lohndiskussionen geführt und über Löhne verhandelt. Auch hier muss
Lohngleichheit ein Thema sein. Es wird nicht genügen, mit den
Arbeitgebern am Tisch zu sitzen, sondern Aktivist*innen müssen mit
gemeinsamen grösseren Aktionen kämpfen.


Breite behalten

Der 21. Oktober kann eine Möglichkeit sein, schweizweit dezentral
erneut einen Weckruf auszusenden, wie dies am 14. Juni bereits der
Fall war. Mitdiskutieren und Mithandeln ist jetzt wichtig. Damit sind
nicht ganz alle einverstanden. Nekane Txapartegi meldete sich zu Wort
und meinte, dass Kämpfe rund um Lohnarbeit sicher sehr wichtig sind,
aber beim 14. Juni die unbezahlte Care-Arbeit auch im Zentrum war.
Diesen roten Faden gilt es nun auch aufzunehmen. "Wir müssen
überlegen, was wir brauchen", so die Aktivistin.

Wenn man das Manifest vom Frauen*streik 2019 liest, sind hier viele
unterschiedliche Themen enthalten. Zur Lohngleichheit gibt es einige
Forderungen. So ist es klar, am 21. Oktober als Bewegung ein Zeichen
zu setzen. Aber Nekane hatte natürlich recht: Es gibt viele weitere
Anliegen mit passenden Forderungen wie beispielsweise mehr
feministische Frauen* und Männer* bei den Nationalratswahlen ins
Parlament zu wählen oder Lohngleichheit im Herbst.

Für Migrantinnen* und prekär arbeitende Frauen* sind andere
Forderungen wichtig als für Lohnarbeiter*innen. Es gilt geeignete
Zeitpunkte zu finden, um diese Anliegen wortstark und laut zu fordern.
Sofort meldete sich eine Frau, die den 21. Oktober mit einem
Konsumstreik ergänzen möchte. Es muss sicher an diesem Tag zu einem
"breiten Arbeitsbegriff" protestiert werden. So könnten auch Menschen
in eine Aktion miteinbezogen werden, die keine Lohnarbeit haben.
Oberbegriffe wie "antipatriarchal" und "antikapitalistisch" dürfen
beim Streik nicht vergessen werden, meinte eine weitere Rednerin.
"Gewerkschaftliche Themen sind wichtig, aber nicht alles". Vom Thema
her in der Breite bleiben, so war ein Zwischenfazit der Zusammenkunft.
Es gibt viele verschiedene Frauen*, die sich aber nicht auseinander
treiben lassen und die solidarisch sind. So soll es auch weiter gehen.
Es gilt, alle Zeitfenster zu nutzen und sich beispielsweise bei
Lohnverhandlungen auch für bezahlte Care-Arbeit einzusetzen, um so
bereit zu bleiben, sagte eine Gewerkschafterin. "Wichtig ist gemeinsam
und nicht gegeneinander".


Oft fehlen strategischen Argumente

Wie vielfältig die Bewegung wirklich ist, wurde bei nächsten
Wortmeldungen klar. Eine Aktivistin meldete sich zu Wort: "Es gilt
nicht primär Gleichheit zu fordern im Kapitalismus, sondern
ökonomische Forderungen zu stellen. Es handelt sich hier nämlich um
ein ökonomisches Problem und wir brauchen eine andere Welt". Weiter
meinte sie: "Wir brauchen nicht Anerkennung, sondern mehr Zeit für uns
und Cash. Deshalb muss prekarisierte Arbeit und Care-Arbeit ins
Zentrum gestellt werden". Die Idee, dass zum Beispiel Banken
"Care-Abgaben" zahlen müssten, wäre ein Anfang, ergänzte eine Frau aus
dem Publikum. Nekane konkretisierte: "Das Leben muss im Zentrum
stehen". Elementare Themen zum Leben sind wichtig wie beispielsweise
Kämpfe rund um Femizide in Lateinamerika. Und man muss vom binären
Denken wegkommen wie Lohnarbeit und Nicht-Lohnarbeit, die
intersektionale Bewegung weiterführen und politische Agenden
beeinflussen, um sich nicht danach zu richten. "Wir sind das Subjekt,
nicht das Parlament", so lautete ihr Fazit. "Trotzdem sind die Wahlen
wichtig", entgegnete eine andere Aktivistin sofort, "es gilt den sich
in aller Welt ausbreitenden Rechtspopulismus auch in der Schweiz zu
stoppen".

Was bisher in der Bewegung vernachlässigt wurde, sind Diskussionen
über Strategien. Wichtige Erfahrungen werden immer wieder gemacht und
nicht reflektiert oder festgehalten. Beispielsweise wuchs die
Mobilisierung, als Aktivist*innen andere Frauen* an ihren Wohnorten
oder Arbeitsorten direkt aufgesucht und motiviert haben.


Nationale und internationale Kämpfe weiterführen

In der Schweiz gab es noch nie eine so grosse und breite feministische
Bewegung. Den Aktivistinnen* ist es gelungen, den Föderalismus zu
überwinden und nationale Daten zu schaffen. Das soll auf jeden Fall
beibehalten werden. Alle wissen, dass hier die Zusammenarbeit von
Basis und Gewerkschaften wichtig ist. Es darf aber die Wechselwirkung
von bezahlter (Care-)Arbeit und unbezahlter Care-Arbeit nicht
vergessen werden. Zwei grosse Daten wurden zu Diskussion gestellt: der
internationale 8. März und der nationale 14. Juni 2020. Beide Daten
fallen auf einem Sonntag und werden deshalb die Möglichkeit bieten,
neu auch Freizeit und Erholungszeit zu thematisieren. Zusätzlich
können auch mehr Menschen an den Tagen teilnehmen, so dass eine
sorgfältige Planung nötig wird.

Einige Aktivist*innen plädierten im späteren Gespräch dafür, dass ein
Hauptfokus auf den 8. März gelegt wird, weil er 2019 etwas in den
Hintergrund geriet. Auf jeden Fall muss ein anderes Wort als Streik
gesucht werden, weil sonst alle weiteren Aktionen an den Dimensionen
des 14. Juni 2019 gemessen werden, so lautete eine Wortmeldung. Bald
standen viele Termine auf der Tafel im Sitzungsraum in Grenchen. So
werden später Aktionen zum "Coming Out Day", zum Tag gegen Homophobie
oder auch zu Flucht und Migrationsthemen oder sexueller Gewalt in den
Kollektiven diskutiert. Marksteine sind und bleiben der 8. März und
der 14. Juni 2020. Aber alle Daten sind wichtig - es darf nicht
lockergelassen werden. Schliesslich haben am 14. Juni Tausende
Aktivist*innen demonstriert und es geht jetzt weiter. 19 Forderungen
gilt es in den nächsten Jahren anzusprechen. Kämpfe sollen vielfältig
sein, Aktivist*innen orientieren sich auch an den vorangegangenen
Aktionen, um den Faden aufzunehmen und neu umzusetzen. So entsteht
eine Kontinuität. Es gilt Themen so zu generieren, dass die Medien sie
aufnehmen und die Politiker damit konfrontieren. Auch auf
unterschiedliche Angriffe müssen schlagkräftige Antworten
bereitgehalten werden. Nur so sind weitere feministische Jahre mit
einer starken Bewegung garantiert und somit eine Mobilisierung rund um
das Manifest.

 * 
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MELDUNG/1026: Deutschland machte Tag der Deutschen Einheit zum Maus-Türöffner-Tag (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. Oktober
2019

Deutschland machte Tag der Deutschen Einheit zum Maus-Türöffner-Tag:
Rund 800 Türen öffneten sich für 80.000 Kinder



Kinder ausdrücklich erwünscht: Zusammen mit der "Sendung mit der Maus"
(WDR) machten engagierte Erwachsene an fast 800 Orten in ganz
Deutschland den Tag der Deutschen Einheit zu einem besonderen
Erlebnis. Für rund 80.000 Kinder standen Türen offen, die sonst
verschlossen sind. Die Besucher*innen beim 9. Maus-Türöffner-Tag
bekamen ungewohnte Einblicke in die Berufs- und Arbeitswelt der
Erwachsenen und konnten überall 'Sachgeschichten live' erleben.
Highlights vom "Türöffner-Tag" 2019 zeigt "Die Sendung mit der Maus"
am kommenden Sonntag, 6. Oktober, im Ersten (9.30 Uhr) und bei KiKA
(11.30 Uhr).

maus-tueren-auf.de

Zum ersten Mal fanden in Australien, Singapur, Südafrika und Brasilien
Veranstaltungen zum Türöffner-Tag statt. Auch in den USA sowie in
Österreich und Frankreich öffneten sich am 3. Oktober wieder Türen für
Kinder. Damit war der Aktionstag so international wie nie. Das Team
der "Sendung mit der Maus" war in ganz Deutschland unterwegs und
berichtet unter maus-tueren-auf.de sowie in den sozialen Netzwerken
(Facebook: @DieMaus, Instagram: diemaus, #türenauf).

Maus-Reporterin Siham El-Maimouni war dabei, als Nachwuchstalente an
der BVB-Fußballakademie in Dortmund Profiluft schnuppern. Und
Maus-Reporter Johannes Büchs erkundete mit Kindern in
Osterholz-Scharmbeck die Fahrzeuge der Müllbeseitigung. Wie ein
Kapitän fühlen durften sich Kinder zusammen mit Christoph Biemann am
Bodensee auf einer Schiffswerft. Unsichtbares sichtbar machten sie im
Mikroskopiezentrum der Universität in Konstanz. Reporterin Clarissa
Corrêa da Silva erlebte mit Kindern, wie man im Wintersportzentrum
Oberhof trainiert, wenn gerade kein Winter ist. Unter dem Motto
"Zella-Mehlis öffnet die Türen", gab es in der thüringischen Stadt
gleich 13 Türen zu entdecken, vom Bestatter bis zum Konditor. Zusammen
mit der Maus war Reporter André Gatzke unterwegs: Der
Waldhochseilgarten in Berlin hatte bei der Verlosung unter allen
Türöffnern den Besuch der Maus gewonnen. Und auch der WDR selbst
öffnete seine Türen für den Nachwuchs. Bei WDR 2 mit dem Studiogast
Armin Maiwald, erstmals haben dort Kinder am Türöffner-Tag auch die
Verkehrsnachrichten gelesen. Im WDR Fernsehen moderierten Anne Willmes
und Ralph Caspers eine Sondersendung der "Lokalzeit" von der
Türöffner-Veranstaltung im Schloss Benrath in Düsseldorf. Außerdem
öffneten das Kinderradio KiRaKa, das WDR-Kinderstudio, ein
Radioübertragungswagen, ein Hörspielstudio und das WDR-Tonstudio in
der Kölner Philharmonie ihre Türen für neugierige Maus-Fans.

Maus-Besuch zu gewinnen - Wer seine Bilder vom Türöffner-Tag auf
maus-tueren-auf.de hochlädt, kann auch selbst Besuch von der Maus
bekommen: Alle Kinder, die teilnehmen, sind automatisch im Lostopf.
Eines von ihnen darf sich über einen Maus-Besuch im Kindergarten, in
der Schule oder im Verein freuen.

Das ist der Maus-Türöffner-Tag - Der erste Türöffner-Tag fand 2011
anlässlich des 40. Geburtstags der "Sendung mit der Maus" statt.
Seitdem ist der Türöffner-Tag am 3. Oktober zum festen Termin für
Familien geworden.

 * 
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DOKUMENTATION/1680: ZDF planet e. - Themen der Sendungen vom 06.10. bis 10.11.2019 (ZDF)


planet e.

Die Fluss-Retter

Sonntag, 6. Oktober 2019, 16.30 Uhr

Inhalt:

– planet e.: Die nächsten Sendungen / Sendetermine und Stab

– planet e.: Die Fluss-Retter

– planet e.: Gifte, Daten, Risiken – Wie Grenzwerte gemacht werden

– planet e.: Alles Bio, alles gut? – Über die fatalen Folgen des Öko-Booms

– planet e.: Energiewende 2.0 – Der Klimaschutz der Konzerne

– planet e.: Rettung der Wale – Rettung der Meere

– Infos zu "planet e."



Sonntag, 6. Oktober 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Die Fluss-Retter
Film von Julian Prahl

Produktion: e-dok
Redaktion: Martin Ordolff
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 13. Oktober 2019, 15.00 Uhr, ZDF
planet e.: Gifte, Daten, Risiken – Wie Grenzwerte gemacht werden
Film von Michael Nieberg

Produktion: 6w-Film- und Fernsehproduktion
Redaktion: Mark Hugo
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 20. Oktober 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Alles Bio, alles gut? – Über die fatalen Folgen des Öko-Booms
Film von Erik Hane

Produktion: Cartagena
Redaktion: Martin Ordolff
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 3. November 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Energiewende 2.0 – Der Klimaschutz der Konzerne
Film von Kersten Schüssler

Produktion: FilmFreundeFriedl
Redaktion: Susanne Biedenkopf
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 10. November 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Rettung der Wale – Rettung der Meere
Film von Torsten Mehltretter

Produktion: Mehltretter Media GmbH
Redaktion: Michael Wiedemann
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

planet e.: Die Fluss-Retter

Baden in deutschen Flüssen? Noch vor wenigen Jahrzehnten gesundheitsgefährdend. Das ist heute nicht mehr der Fall. Doch nur 0,1 Prozent der Fließgewässer sind auch ökologisch spitze.

Wenige Flüsse und Bäche in Deutschland sind ökologisch in gutem Zustand. Das hat die EU-Umweltagentur festgestellt. In 93 Prozent der Fließgewässer leben nicht mehr die Gemeinschaften aus Fischen, Pflanzen und Kleintieren, die man dort vorfinden müsste.

Zudem seien 79 Prozent der Fließgewässer durch Ausbau "in ihrer Struktur deutlich bis vollständig verändert", schreibt das Bundesumweltministerium auf eine Anfrage der Grünen. Nur 6,6 Prozent der bewerteten Fließgewässer-Abschnitte sind nach EU-Kriterien ökologisch in gutem Zustand, gerade mal 0,1 Prozent in sehr gutem.

Die häufigsten Gründe: Belastungen aus der Landwirtschaft durch Dünger oder Spritzmittel sowie eine Begradigung der Wasserläufe, Verbauung oder Unterbrechung durch Wehre. Renaturierungs-Projekte sollen die Flüsse wieder in ihren ursprünglichen Zustand versetzen. Zum Beispiel werden starre Uferbefestigungen entfernt, Ufer-Beschattung, Überlaufflächen und kalte Zonen neu geschaffen. Die Hoffnung ist, auf diese Weise intakte Lebensräume für Tiere und Pflanzen zu erreichen, die Arten zum Beispiel auch vor Hitzewellen schützen können. Willkommener Nebeneffekt: Baden im Rhein, planschen in der Oder und schwimmen in der Elbe erhöht die Lebensqualität.

"planet e." begleitet die engagierten Flussbewahrer bei ihrer Arbeit und fragt, wie die Chancen für ein gutes ökologisches Gleichgewicht unserer Fließgewässer stehen.

 * 

planet e.: Gifte, Daten, Risiken – Wie Grenzwerte gemacht werden

Stickoxide, Benzol, Weichmacher – Grenzwerte regeln, ab wann Gesundheit und Umwelt in Gefahr sind. Aber wer legt die eigentlich fest? Und welche Rolle spielen Politik und Wissenschaft?

Der Streit um Stickoxide und Diesel-Fahrverbote zeigt: Grenzwerte greifen in den Alltag ein. Doch wie faktenorientiert sind die Gift-Limits? Wie nachvollziehbar ist die Datenbasis? Am Ende entscheidet die Politik: Kompromisse zwischen Fakten und Interessen.

Die Bundesregierung verlässt sich bei der Gesetzgebung auf internationale und nationale Expertenkommissionen. In ihnen sitzen meist Vertreter von Industrie, Forschung, Umweltschutz und Politik. Bei deren Empfehlungen für Grenzwerte oder Gefahreneinstufungen handelt es sich sehr oft um Kompromisse. Umweltvertreter beklagen den zu großen Einfluss der Industrie, Industrievertreter wischen Gesundheitsbedenken und zu strenge Grenzwerte gern als "Ökodiktatur" ab. Statistikprofessor Walter Krämer aus Dortmund geht noch einen Schritt weiter und hält die meisten Grenzwerte für total beliebig. "Sie sind in Deutschland extrem vorsichtig angesetzt und führen bei vielen Stoffen zu Panikmache. Zudem stimmen die Berechnungen oft nicht."

"planet e." stellt einige Beispiele aus dem Alltag vor. Dabei geht es etwa um PAKs – Polyzyklische Aromatische Kohlenwasserstoffe. Sie gelten als gesundheitsschädlich, können in Lippenstift, Salami, Autoreifen und Kinderspielzeug vorkommen. Und was ist mit Grenzwerten? Dazu gibt es etliche, sehr unterschiedliche Einzelregelungen. Aber noch keine Vorschrift, die Obergrenzen für Verbraucherprodukte im Allgemeinen festlegt.

Gentechnisch veränderte Pflanzen werden in Deutschland nicht angebaut, auch nicht mehr zu Versuchszwecken. Ausgerechnet im Naturprodukt Honig sind aber inzwischen bei vielen Stichproben gentechnisch veränderte Pflanzenpollen zu finden – legal. Sie stammen von Import-Honigen, vorwiegend aus Amerika. Die Rechtslage dazu hat sich in den vergangenen Jahren mehrfach geändert. Galten die Pollen zunächst als illegale Zutat, wurden sie nun als natürlicher Bestandteil bewertet – und die Gentechnik hat freie Fahrt.

Benzol gilt als krebserregend. Für Arbeitsplätze, wie zum Beispiel in Autowerkstätten, gibt es strenge Grenzwerte. In Privatwohnungen dagegen nicht. Janina Monschau und Georg Harth aus Mannheim wurden Opfer einer Benzol-Vergiftung, ausgelöst durch die Verwendung von Bitumenfarben in der darüberliegenden Wohnung. Die Klage auf Schadensersatz gestaltet sich schwieriger als gedacht, da es für die Luft im Wohnraum keinen Grenzwert gibt.

"planet e." spürt der Frage nach, wie Grenzwerte zustande kommen. Welchen Einfluss haben dabei Wissenschaftler und Lobbyisten? Und wie beliebig sind die Regelungen am Ende?

 * 

planet e.: Alles Bio, alles gut? – Über die fatalen Folgen des Öko-Booms

Billig liegt auch bei Bio im Trend. Massentierhaltung, Umweltverschmutzung und Billigimporte sind mittlerweile auch bei der Bio-Produktion Alltag. Und der Boom lockt immer mehr Betrüger an.

Über zehn Milliarden Euro gaben die Deutschen 2018 für ökologische Lebensmittel aus. Ein neuer Rekord! Davon profitieren in erster Linie aber die Discounter mit ihren Billig-Bioprodukten. Experten warnen bereits vor einem Sterben der kleinen Bioläden.

So werden auch Bio-Legehennen zu Zehntausenden in engen Ställen gehalten. In Südeuropa sprießen immer mehr Gewächshäuser aus dem Boden, die zunehmend für den Bio-Anbau genutzt werden. Bio-Bananen aus Südamerika enthalten oft giftige Pestizide.

Nur noch wenige Federn, Entzündungen am Körper: Selbst Bio-Legehennen aus Deutschland leiden inzwischen unter den Haltungsbedingungen. Bis zu 330 Eier pro Jahr sollen sie legen. Die Tiere sind auf extreme Hochleistung gezüchtet. "Das Eierlegen ist kein Garant mehr dafür, dass die Tiere wirklich gesund sind", sagt Tierärztin Anita Idel.

Ecuador hat sich zu einem der größten Produzenten von Bio-Bananen gemausert – auch für den deutschen Markt. Doch der Bio-Anbau im tropisch-schwülen Klima ist oft schwierig. Die Pflanzen sind anfällig für Krankheitserreger. Auf vielen Plantagen greift man deshalb zur verbotenen Giftspritze. Kontrolliert wird viel zu selten. "Die konventionellen Bananen bringen nicht so viel ein wie die Bio-Bananen. Deswegen betrügen viele Firmen auf diese Weise. Da machen sie mehr Profit", sagt der ecuadorianische Bio-Kontrolleur Omar Pavon.

"Mar del Plastico", Plastikmeer. So heißt die Region rund um das spanische Almería. Bis zum Horizont steht hier Gewächshaus an Gewächshaus. Denn mit dem stetig steigenden Hunger der Deutschen nach Biogemüse machen spanische Produzenten gute Geschäfte. Die heimische Pflanzen- und Tierwelt muss dafür weichen. "Die ausländischen Supermärkte möchten Bioprodukte, Produkte mit Bio-Siegel. Aber es interessiert sie nicht wirklich, wie diese Produkte hergestellt werden. Nur, dass sie das Bio-Siegel haben", glaubt der spanische Biobauer Jesus Rincon.

Autor Erik Hane reist für "planet e." nach Spanien, Ecuador und in die brandenburgische Provinz. Und zeigt, welche Auswirkungen der Bio-Boom auf die Menschen und die Umwelt hat.

 * 

planet e.: Energiewende 2.0 – Der Klimaschutz der Konzerne

Deutschland – einst Primus im Klimaschutz – ist unter Druck. Die Klimaziele werden von der Politik krachend verfehlt. Dabei gibt es gerade in der Industrie machbare Ansätze.

Der Klimaschutz-Index 2019 belegt: Inzwischen rangiert Deutschland im internationalen Vergleich auf Rang 27. Darauf, dass sich politisch etwas bewegt, warten einige Großkonzerne und Betriebe schon lange nicht mehr. Sie handeln selbst.

Gerade in Schlüsselsektoren wie Stahl und Chemie wird ein Umlenken gefordert, ein klarer politischer Kurs beim Klima herbeigesehnt. Dabei geht es nicht ums Marketing, sondern um handfeste Wirtschaftsinteressen. Denn inzwischen liegt der Preis für eine Tonne CO2-Verschmutzung bei knapp 30 Euro – Tendenz steigend. Für einige führende Unternehmen könnte die Preisentwicklung das Aus herbeiführen. Bis 2050 soll deshalb die Kohle durch Wasserstoff aus regenerativen Energien ersetzt werden. So will Deutschlands zweitgrößter Stahlkonzern, die Salzgitter AG, zügig den Pfad der Dekarbonisierung einschlagen und investiert dafür Milliarden in den Umbau. Wasserstoff statt Kohle im Stahlsektor würde bis zu elf Prozent der deutschen Emissionen einsparen.

Die deutsche Zinkbranche setzt ebenfalls ein Signal. Sie setzt bei den verzinkten Stahlprodukten auf eine längere Lebensdauer. Zink lässt sich gut recyceln, ein wesentlicher Aspekt für die Klimabilanz. Durch Innovationen im Produktionsprozess konnte Europas Verzinkungs-Marktführer seinen Energieaufwand bis zu einem Sechstel schrumpfen.

Technologiewandel, Entkopplung, Effizienzsteigerung und intelligentere Produktionssteuerung – das findet inzwischen auch in der chemischen Industrie sowie der Strom- und Energiebranche statt. "planet e." zeigt, wie viele gute Klimaschutzkonzepte derzeit schon in deutschen Industriekonzernen und Wirtschaftsunternehmen umgesetzt werden. Und es scheint so, dass all diese Konzepte den Plänen der Politik um einiges voraus sind. Doch ohne die Politik wird das Ziel scheitern, dass Deutschland endlich wieder ein "Klima-Primus" wird.

 * 

planet e.: Rettung der Wale – Rettung der Meere

Die Ozeane brauchen Wale. Ohne die Großsäuger würde das maritime Ökosystem kollabieren. Forscher nehmen Wale ins Visier – und stellen fest: Der Gesundheitszustand wird immer kritischer.

Mit Drohnen und Sendern wollen Wissenschaftler mehr über die Wale erfahren. Denn Pestizide, Plastik und Medikamente bedrohen deren Lebensraum. Fest steht: Verschwinden die großen Säugetiere, gerät das Ökosystem Meer aus dem Gleichgewicht.

Eine internationale Forschungsgruppe unter deutscher Leitung will mithilfe von Sendern und Unterwassermikrofonen herausfinden, wie Lärm das Leben der Blauwale vor Island stört. Der Lärm entsteht bei der Suche nach Rohstoffen am Meeresboden. Für die Untersuchung müssen die Wissenschaftler einen Saugnapf auf dem Rücken der Tiere befestigen. Kein einfaches Unterfangen, doch wenn es gelingt, bekommen die Forscher ganz neue Informationen über den Einfluss von Unterwasserlärm auf Wale.

Dr. Joseph Schnitzler von der Tierärztlichen Hochschule Hannover hat die Expertengruppe zusammengestellt. Ihm geht es nicht nur um den Schutz der Wale, ihm geht es um das Ökosystem Meer. Gerät dieses aus dem Gleichgewicht, droht den großen Säugetieren das Aus, befürchtet der Wissenschaftler. Denn die Ausscheidungen der Wale sind die Lebensgrundlage für Plankton, das am Beginn der Nahrungskette in unseren Meeren steht. Fehlt der Nährstoff aus den Exkrementen der Meeressäuger, könnte das weitreichende Folgen für die Versorgung der Weltbevölkerung mit Fisch haben. Nur wenn der Mensch die Wale rettet, haben auch unsere Ozeane, so wie wir sie kennen, eine Zukunft.

Amerikanische Forscher gehen einen anderen Weg, um Wale zu schützen. In der Dominikanischen Republik fliegen sie mit Drohnen in den Blas der Wale und sammeln die ausgestoßene Flüssigkeit ein, um daraus DNA-Proben von den Tiere zu gewinnen. Dadurch erfahren sie viel über den Gesundheitszustand der Tiere, ihren Hormonspiegel und über ihre Verwandtschaftsverhältnisse.

Wie sehr die Wale unter den Umweltbedingungen in den Meeren leiden, zeigt sich in Nord- und Ostsee. Der Zustand unserer heimischen Schweinswale ist so schlecht wie nie zuvor. Viele Tiere verenden, noch bevor sie die Geschlechtsreife erreicht haben.

Viel Zeit bleibt nicht mehr, um die Wale zu retten. "planet e." begleitet die Walforscher und zeigt, wie es den großen Meeressäugern geht.

 * 

Infos zu "planet e."

Der andere Blick auf unsere Erde: die Umwelt-Dokumentation im ZDF. Seit 2011 geht "planet e." sonntags im ZDF in intensiven Dokumentationen aktuellen Fragen des Umwelt- und Naturschutzes auf den Grund – zunächst auf dem Sendeplatz um 14.45 Uhr, seit dem 8. Mai 2016 auf dem neuen Sendeplatz um 16.30 Uhr. Die Dokumentationsreihe findet Themen ganz in der Nähe, aber auch in Europa und weltweit. Es geht um globale Trends, nachhaltige Lebensgestaltung und ökologisch verträgliche Lösungen für die drängenden Fragen der Zeit.

Am 16. Oktober 2011 wurde aus dem wöchentlichen Magazin "ZDF.umwelt" das neue Doku-Format "planet e." Der Formatwechsel wurde so begründet: Wichtige ökologische Fragestellungen sollen tiefgründiger, ausführlicher und zusammenhängender dargestellt werden als dies in Magazinform möglich ist.

Die "planet e."-Redaktion leitet Volker Angres.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:
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FILM/1667: ZDF - Polit-Thriller "Dengler – Brennende Kälte", am 07.10.2019 (ZDF)


Dengler – Brennende Kälte

Thriller nach dem gleichnamigen Roman von Wolfgang Schorlau

Montag, 7. Oktober 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Hintergrundinformationen von Romanautor Wolfgang Schorlau

– Fragen an Drehbuchautor Lars Kraume

– Statement von Regisseur Rick Ostermann

– Fragen an die Schauspielerinnen Birgit Minichmayr und Jeanette Hain



Montag, 7. Oktober 2019, 20.15 Uhr
Dengler – Brennende Kälte
Thriller nach dem gleichnamigen Roman von Wolfgang Schorlau

Buch: Lars Kraume nach dem gleichnamigen Roman von Wolfgang Schorlau
Regie: Rick Ostermann
Kamera: Heinz Wehsling
Schnitt: Benjamin Kaubisch
Kostümbild: Sabine Keller
Maskenbild: Irmela Osswald, Maike Heinlein
Szenenbild: Klaus Dieter Gruber
Sound/Mischung: Stefan Soltau, Björn Wiese
Musik: Christoph M. Kaiser, Julian Maas
Produzenten: Raoul Reinert (Cuckoo Clock Entertainment), Oliver Vogel (Bavaria Fiction)
Redaktion: Elke Müller
Sendelänge: 89 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Georg Dengler – Ronald Zehrfeld
Olga Illiescu – Birgit Minichmayr
Katharina Petry – Jeanette Hain
Felix Stelter – Sebastian Urzendowsky
Werner Kempf – Richard Sammel
Anne Müller – Samia Chancrin
Sarah Singer – Jasna Fritzi Bauer
Florian Singer – Max Kupfer
Jakob Dengler – Samuel Schneider
Hilde Dengler – Marie-Lou Sellem
Harald Döll – Leonard Kunz
Klaus Melzer – Sebastian Hülk
Finn Kommareck – Jenny Schily
Scholz – Barnaby Metschurat
Waller – Harald Schrott
und andere

ZDF-Auftragsproduktion der Bavaria Fiction in Zusammenarbeit mit der Cuckoo Clock Entertainment


Inhalt

Kurz vor der Hochzeit seines Sohnes Jakob in Stuttgart wird Privatdetektiv Georg Dengler, ehemals BKA-Zielfahnder, von Hacker-Aktivistin Olga um Hilfe gebeten. Olgas Freundin Anne, eine Investigativ-Journalistin, hat ihr im Darknet Informationen über geheime Baupläne von Mikrowellen-Waffen, Namenslisten von Bundeswehr-Offizieren und Fotos von gefolterten Männern geschickt. Kurz darauf wird Anne von Unbekannten erschossen und zeitgleich ihr Informant, Bundeswehr-Offizier und Afghanistan-Veteran Florian Singer, in einen beinahe tödlichen Unfall verwickelt. Dengler und Olga kommen auf die Spur des von Werner Kempf geleiteten geheimen Fahrenheit-Programms von BND und Bundeswehr und die von Katharina Petry initiierte Forschung mit Mikrowellen-Waffen der MeySis AG. Dengler und Olga stechen in ein Wespennest rund um illegale Waffentests und internationale Waffengeschäfte.

 * 

"Whistleblower sind die Helden unserer Zeit"
Von Romanautor Wolfgang Schorlau

Im familiären Umfeld gab es einen Soldaten, der in Afghanistan im Kriegseinsatz war. "Als er zurückkam", so sagte mir seine Frau, "war das nicht mehr der Mensch, den ich geheiratet hatte." Er war traumatisiert, ständig grundlos wütend, körperlich gefährlich für sie, das Kind, den Hund und die Nachbarn. Diese durch den Krieg seelisch verstümmelten Menschen – das war der erste Recherchestrang. "Brennende Kälte" wurde das erste literarische Werk, das sich mit dem Problem traumatisierter deutscher Afghanistan-Heimkehrer auseinandersetzte.
Der zweite Recherchestrang begann, als ein Ingenieur, der Mikrowellen-Waffen mitentwickelt hat, sich anonym bei mir meldete. Er wollte, dass die Existenz dieser Waffe durch die Ermittlungen von Georg Dengler öffentlich wird. Dieser Wunsch ist durch meinen Roman in Erfüllung gegangen. 
Auch, wenn wir derzeit in der Presse nichts über Mikrowellen-Waffen lesen, hören oder sehen, diese schrecklichen Waffen sind entwickelt und werden vielleicht gerade jetzt eingesetzt. Realität und Fiktion liegen in diesem Fall sehr nah beieinander. Viel näher als mir lieb ist. – Whistleblower sind die Helden unserer Zeit. Sie sollten endlich gesetzlich geschützt werden.

 * 

Fragen an Drehbuchautor Lars Kraume

War die Drehbuchadaption von Wolfgang Schorlaus Roman ein schwieriger Prozess?

Wolfgang Schorlaus Dengler-Romane sind immer eine Mischung aus Unterhaltungskrimi einerseits und auf recherchierten Fakten beruhendem Polit-Thriller andererseits. Insofern sind sie für eine Fernsehadaption nicht sehr kompliziert. "Brennende Kälte" unterscheidet sich im Film vom Roman vor allem dadurch, dass Dengler stärker in den Mittelpunkt gerückt ist.

Es ist Ihr fünftes Drehbuch für einen "Dengler"-Krimi. Wie war das Wiedersehen mit den Figuren Dengler und Olga?

Es ist toll, wenn man Figuren als Autor über viele Jahre begleitet. Und in diesem Fall kommt das Duo sich ja näher als je zuvor. Außerdem sind Birgit Minichmayr und Ronald Zehrfeld so großartige Schauspieler, dass es immer wieder Spaß macht, sich für sie etwas auszudenken.

Was sind die Herausforderungen bei einer Reihe wie "Dengler" im Unterschied zu einer Serie oder einem Kino- oder Fernsehfilm?

Eine Serie wird mit einer großen, horizontalen Erzählung entwickelt. Ein Kinofilm ist abgeschlossen. Die Reihe aber muss irgendwie beides hinkriegen: jeder Film muss für sich abgeschlossen sein, aber die Fans wollen auch, dass sich über die Zeit etwas entwickelt. Man schreibt aber nicht fünf Teile am Stück und kann sich diese Entwicklung einmal ausdenken, sondern jedes Jahr einen. Die Vorlagen ändern sich, und man muss immer wieder weiter denken. Das macht die Herausforderung aus.

Die Fragen stellte Wiebke Schuirmann

 * 

Über Wahrheitsfindung, Action, Humor und Emotion
Statement von Regisseur Rick Ostermann

Was "Dengler" einzigartig macht, ist neben den tollen Romanvorlagen und dem fantastischen Cast mit Ronald Zehrfeld und Birgit Minichmayr die Möglichkeit, eine gute Mischung aus Action, Humor und Emotion zu schaffen und daraus einem Thriller zu bauen. Die Dreharbeiten und die Umsetzung sind reizvoll, weil wir uns alle viel vornehmen, um etwas Besonderes zu kreieren.
Eine Herausforderung ist die Aktualität der Fälle, mit denen sich Dengler und Olga beschäftigen. Es sind Themen, die uns alle angehen. Mit Hilfe der "Dengler"-Filme können wir diese Themen unterhaltsam verpacken und im Idealfall die Zuschauer zum Nachdenken anregen. Wahrheitsfindung ist etwas sehr Wichtiges in der heutigen Zeit. Auf dem Weg zur Wahrheit sind Whistleblower, engagierte Journalisten und vielleicht auch kreative Filmemacher hilfreich und relevant. Was die Welt am meisten braucht, sind mutige Menschen, die für Werte und Ziele stehen und dafür kämpfen – so wie Dengler und Olga, die sich für die Wahrheit einsetzen, egal wie schwierig und kompliziert es auch ist.

 * 

Fragen an die Schauspielerinnen Birgit Minichmayr und Jeanette Hain

Wie war das Wiedersehen mit Olga – haben Sie schnell wieder zueinander gefunden?

Birgit Minichmayr: Das geht eigentlich immer sehr schnell, passiert quasi mit dem Anziehen von Olgas Kostüm, dann noch mit Dengler und dem gewohnten Team. Da kann nichts schiefgehen.

Inwieweit war Ihnen das Thema Mikrowellen-Waffenvor dem Dreh bekannt?

Jeanette Hain: Vor dem Dreh war mir das Thema Mikrowellen-Waffen gänzlich unbekannt. Regisseur Rick Ostermann hat mir umfangreiche Informationen zu diesem Thema zukommen lassen.

Birgit Minichmayr: Ich wusste davor gar nichts über Mikrowellenwaffen, und ehrlich gesagt weiß ich gar nicht, ob ich darüber viel wissen möchte. Eine erschreckende Entwicklung, was die Technologie von solchen Waffen betrifft.

Wie anspruchsvoll ist es für eine Schauspielerin, sich auf so ein komplexes und kontroverses Thema wie Waffenexporte vorzubereiten?

Birgit Minichmayr: Gar nicht, nur ist das Thema nicht gerade angenehm.

Jeanette Hain: Bei dem Thema Waffentransporte geht es um Geld, um Gier, um Macht, um das unstillbare Verlangen des Ego, sich durch diese Faktoren ein Rückgrat und den dazugehörigen Palast zusammenzuzimmern, koste es, was es wolle. Katharina Petrys Herzschlag ist die Sucht nach Erfolg. Menschenleben spielen in ihrer Kalkulation keine Rolle. In keiner Geste, keinem Blick, keinem Wort dieser Figur ist auch nur ein Fünkchen Empathie. Sie ist erstarrte Form, ohne Raum für Menschlichkeit.

Jeanette Hain, fällt es Ihnen leicht, eine Rolle wie Katharina Petry zu verkörpern, die wirtschaftliche Interessen über Menschenleben stellt?

Jeanette Hain: Als Schauspielerin konnte ich mich über die scharf geschriebene Sprache gut in meiner Figur verankern. Sprache ist für Petry ein grundlegendes Werkzeug, ihre Ziele zu verwirklichen. Dank der Regie, der Kollegen und des Teams, nicht zu vergessen der Orte in Berlin hatten die Dreharbeiten einen spannenden Sog.

In "Brennende Kälte" kommen Dengler und Olga sich näher – fänden Sie es gut, wenn die beiden ein Paar würden?

Birgit Minichmayr: Auf gar keinen Fall. Ich hoffe nicht, das fände ich ganz furchtbar. Denn dann wäre die Luft, wie man so schön sagt, irgendwie draußen. Und Olga weiß bis heute auch gar nicht, was und ob da was lief in dieser Nacht. Und das ist doch ein netter Zustand, in dem sie sich dadurch befindet.

Die Fragen stellte Wiebke Schuirmann

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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FEATURE/1324: Deutschlandfunk Kultur - Ungleiche Lokalrivalen, 6.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ungleiche Lokalrivalen

Wenn ein Verein den anderen in den Schatten stellt

Von Günter Herkel

Nachspiel. Feature

Sonntag, 6. Oktober 2019, 18.05 - 18.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Liverpool und Everton sind Rivalen, aber keine erbitterten Gegner.
Ihre Fans eint eher die Feindschaft gegen die Klubs aus Manchester.
Die "Toffees" von Everton haben mehr Erstligajahre absolviert als
jeder andere Verein der heutigen Premier League. Doch seit Jürgen
Klopp auf die Insel kam, fokussiert sich das Interesse der
Öffentlichkeit mehr und mehr auf die "Reds". Eine Situation, die
Espanyol Barcelona nur allzu vertraut ist. Im Vergleich zum
glamourösen FC Barcelona fristet Espanyol in der Primera División eher
ein Mauerblümchendasein. Lange zurück liegen die Glanzzeiten von 1860
München. Im Gegensatz zu den Bayern waren die "Sechziger"
Gründungsmitglied der Ersten Bundesliga. Doch nach der einzigen
Deutschen Meisterschaft 1966 ging es bergab. Als Drittligist mit Hang
zum unsoliden Wirtschaften haben die Sechziger den Anschluss an die
übermächtigen Bayern längst verloren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. September 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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FEATURE/1323: Deutschlandfunk Kultur - Die Erfindung der Entdeckung, 5.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Erfindung der Entdeckung

Über Preußen, Kolonialreisen, Museumsstücke und das Narrativ der
Nation

Von Serotonin

Deutschlandfunk Kultur 2017/51'35

Feature

Samstag, 5. Oktober 2019, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



In der Ära des Wilhelminismus waren die Preußen mit der Konstruktion
der deutschen Nation beschäftigt und demonstrierten das durch
imperatorische Forschungsreisen in ferne Länder. Wenige davon wurden
deutsche Kolonien, andere lieferten Fundstücke für Museen, die neuen
Repräsentationsanstalten des Bürgertums. Oft aber führten die Wege
auch in die Irre oder zu Reisen ins Esoterische. Ausgehend von einem
Exponat im Naturkundemuseum zeigen die Autoren, wie das nervöse
Zeitalter die Voraussetzungen für unsere Moderne ausgebrütet hat.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. September 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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FEATURE/1322: WDR 3 - West gegen Ost. Wie der Kalte Krieg in die Literatur kam, 6.10.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 3. Oktober
2019

West gegen Ost - Wie der Kalte Krieg in die Literatur kam

Von Beatrice Faßbender und Ulrich Rüdenauer

Produktion: WDR 2019

WDR 3 Kulturfeature

06.10.2019, 15.04 - 16.00 Uhr | WDR 3



Pazifistisch, demokratisch, gesamtdeutsch - nach der totalen
Niederlage arbeiteten Schriftsteller und Kulturschaffende nach 1945 am
Neuanfang in Deutschland. Und wurden dabei in den aufbrechenden
Ost-West-Konflikt hineingezogen.

Kaum war Nazideutschland besiegt, arbeiteten die Siegermächte daran,
die besetzen Zonen in ihren Machtbereich einzubinden. Dort, wo sich im
Herbst 1949 zwei neue deutsche Staaten gründen, bricht auch ein
innerdeutscher Kulturkampf aus. Organisationen wie der Kulturbund oder
der deutsche P.E.N. spalten sich in eine ost- und eine west-deutsche
Sektion.

Einer der umtriebigen Akteure dieser Zeit ist der Schriftsteller
Günther Birkenfeld. Das Dritte Reich hat er in innerer Emigration
überstanden. Nach 1945 sucht er zunächst den gesamtdeutschen
Zusammenschluss. Doch bald engagiert er sich anti-kommunistisch: beim
"Kongress für Freiheit" und in der "Kampfgruppe gegen
Unmenschlichkeit" - die beide vom CIA gelenkt werden.

Der Kampf um die Köpfe wird mit allen Mitteln geführt.

Redaktion: Adrian Winkler

Weitere Infos zum Feature 

https://www1.wdr.de/radio/wdr3/programm/sendungen/wdr3-kulturfeature/west-gegen-ost-100.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 3. Oktober 2019

Herausgeber:
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FEATURE/1321: WDR 3 - Der neue Ton. Reeducation für Nazideutschland, 5.10.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. Oktober
2019

Der neue Ton - Reeducation für Nazideutschland

Von Cornelia Epping-Jäger und Jean-Claude Kuner

Produktion: WDR 2019

WDR 3 Kulturfeature

05.10.2019, 12.04 - 13.00 Uhr | WDR 3



Schon vor 1945 überlegten die Amerikaner wie man den autoritätshörigen
Deutschen die Demokratie beibringen könnte. In Reeducations-Trainings
schulten sie eine Diskussionskultur, aus der auch die deutsche
Nachkriegsliteratur hervorging.

Wenn ein politisches System seine Macht verliert und aus einer
Diktatur eine Demokratie wird, was passiert dann mit der Kultur, mit
den Medien und den Kommunikationsformen? Müssen sich nur die
Institutionen ändern oder auch die Menschen? Dass die Rundfunksprecher
bei Radio Hamburg, dem englischen Besatzungssender nach 1945, nicht
mehr klingen durften wie kurz zuvor bei den Nazis, liegt auf der Hand,
denn die "Stimme der Demokratie" muss sich anders anhören als die der
Diktatur. Wie aber verhält es sich mit der Literatur? Verändert der
Systemwandel auch ihren Klang? Der Slogan der Westalliierten "You can
be like us" veränderte nicht nur den Ton, sondern auch die Denkweise
der jungen Deutschen. Aus der mündlichen Gesprächs- und
Diskussionskultur entwickelte sich auch ein neuer literarischer Stil.

Redaktion: Leslie Rosin
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MELDUNG/1966: Deutschlandfunk - Portugal wählt, 5.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mit der Klapperkiste in den Aufschwung - Portugal wählt

Von Tilo Wagner

Gesichter Europas

Samstag, 5. Oktober 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Seit Oktober 2015 stützt sich in Portugal eine sozialistische
Minderheitsregierung auf drei kleinere, radikalere Linksparteien. Das
ist nicht nur für Portugal sondern für ganz Europa eine ungewohnte
Konstellation. Ein Kommentator nannte das Bündnis "Geringonça":
Klapperkiste. Der Begriff war abfällig gemeint, geriet aber zum
geflügelten Wort, in dem auch Anerkennung steckt. Denn die
Klapperkiste erwies sich als robust: Politische Ziele, wie eine
Anhebung des Mindestlohns um 20 Prozent, konnten umgesetzt werden. Das
Staatsdefizit sank, Staatsschulden wurden abgebaut. Die Folge: Vor der
nun anstehenden Wahl stecken in Portugal nicht die Linksparteien in
der Krise, sondern die konservative Opposition.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. September 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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TALK/1681: Deutschlandfunk - Gespräch mit dem Pianisten Igor Levit, 6.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Pianist Igor Levit im Gespräch mit Tanja Runow

Zwischentöne - Musik und Fragen zur Person

Sonntag, 6. Oktober 2019, 13.30 - 15.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Beethoven war lebensrettend für mich." Igor Levit hat sich schon
immer viel getraut. Als junger Klaviervirtuose gab er einst sein Debüt
mit den späten Beethoven-Sonaten. Jetzt hat er sich noch etwas
Größeres vorgenommen. Igor Levit wurde 1987 im russischen Nischni
Nowgorod geboren und bekam bereits mit drei Jahren Unterricht bei
seiner Mutter, der Pianistin Elena Levit. Als jüdische
Kontingentflüchtlinge konnte die Familie 1995 nach Deutschland
übersiedeln. Seither hat Igor Levit eine internationale Karriere
gemacht. Zugleich engagiert er sich politisch. Er meldet sich
regelmäßig zu aktuellen Themen per Twitter zu Wort und spielt Konzerte
für Flüchtlinge. Für ihn sei es geradezu eine Pflicht, so Levit, sich
in diesen Zeiten auch als Musiker politisch zu artikulieren. Ein
Vorbild für sein Engagement finde er dabei auch im Humanismus eines
Ludwigs van Beethoven.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. September 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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INNERE/1410: Wenn Blutgefäße zu durchlässig sind (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 01.10.2019

Wenn Blutgefäße zu durchlässig sind

Blutgefäße bieten neue Ansatzpunkte für die Behandlung chronisch-entzündlicher Darmerkrankungen



In Deutschland leiden etwa 400.000 Menschen an chronisch-entzündlichen
Darmerkrankungen. Am Universitätsklinikum Erlangen gelang jetzt erstmals
der Nachweis, dass Fehlsteuerungen in Blutgefäßen eine wesentliche Rolle
bei der Entstehung solcher Krankheiten spielen. Durch die Behebung dieser
Fehlsteuerung konnte in experimentellen Modellsystemen der
Krankheitsverlauf deutlich verbessert werden. Ihre Ergebnisse
veröffentlichten die Erlanger Forscherinnen und Forscher jetzt im Journal
of Clinical Investigation*.




[image: Bild: © Uni-Klinikum Erlangen]

Gefäße, die nicht auf Interferon-γ reagieren, bleiben unter diesen Bedingungen dicht (Bild 2). 

Bild: © Uni-Klinikum Erlangen
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Bei chronisch-entzündlichen Darmerkrankungen tritt aus den Blutgefäßen (gelb, rot) Flüssigkeit in die dazwischenliegenden Vertiefungen der Darmwand aus (grün).

Bild: © Uni-Klinikum Erlangen



Erkrankungen des Menschen basieren häufig auf fehlgesteuerten Zellen. Bei
Untersuchungen zu den Mechanismen chronisch-entzündlicher Darmerkrankungen
standen bisher die Epithelzellen, die die Barriere vom Darm zum umgebenden
Gewebe aufbauen, und die Entzündungszellen im Vordergrund. Obwohl bekannt
ist, dass Entzündungszellen nur über die Blutgefäße in die entsprechenden
Gewebe gelangen können, wurde die Rolle von Blutgefäßen bei
chronisch-entzündlichen Darmerkrankungen bisher nur am Rande erforscht. Eine
vertiefende Untersuchung zur Rolle von Blutgefäßen hat jetzt eine
Forschergruppe der Molekularen und Experimentellen Chirurgie (Leiter:
Prof. Dr. Michael Stürzl) an der Chirurgischen Klinik (Direktor: Prof. Dr.
Robert Grützmann) in Zusammenarbeit mit Gruppen der Medizinischen Klinik 1
- Gastroenterologie, Pneumologie und Endokrinologie (Direktor: Prof. Dr.
Markus F. Neurath) des Uni-Klinikums Erlangen und des Optical Imaging
Centre Erlangen (OICE) der Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg durchgeführt.

Stark durchlässige Blutgefäße

Das interdisziplinäre Kooperationsprojekt, das im Wesentlichen Victoria
Langer im Rahmen ihrer Doktorarbeit experimentell umsetzte, ergab, dass
die Blutgefäße bei chronisch-entzündlichen Darmerkrankungen besonders
durchlässig (permeabel) sind. Als Ursache identifizierten die
Forscherinnen und Forscher in molekularen Analysen eine fehlgesteuerte
Zell-Zell-Interaktion bei den Endothelzellen. Endothelzellen bilden die
Hülle von Blutgefäßen und sind für deren Dichtigkeit verantwortlich. Die
Fehlsteuerung wird durch ein spezifisches Zytokin verursacht, das als
Interferon-γ bezeichnet wird und das im chronisch entzündeten Darmgewebe
in erhöhten Konzentrationen vorliegt. Die erhöhte Permeabilität der
Blutgefäße konnte an verschiedenen experimentellen Modellen und auch bei
Patientinnen und Patienten mit chronisch-entzündlichen Darmerkrankungen
nachgewiesen werden.

Die große Bedeutung der Blutgefäßpermeabilität zeigte sich, als mit
genetischen Verfahren am experimentellen Tiermodell die Fähigkeit von
Endothelzellen, auf Interferon-γ zu reagieren, gehemmt wurde und dies den
Krankheitsverlauf deutlich abschwächte. Von besonderer klinischer
Bedeutung ist, dass auch das Medikament Imatinib (Glivec©) die
Gefäßdurchlässigkeit hemmte, was den Krankheitsverlauf ebenfalls deutlich
unterdrückte. Imatinib (Glivec©) wird bisher vorwiegend in der
Krebstherapie eingesetzt.

Die Studie der Erlanger Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler belegt
erstmals die große Bedeutung des Blutgefäßsystems bei
chronisch-entzündlichen Darmerkrankungen und eröffnet neue Ansätze für die Therapie.
Prof. Stürzl nahm chronisch-entzündliche Darmerkrankungen erst vor wenigen
Jahren in sein Forschungsspektrum auf. Er hebt besonders die
hervorragenden Kompetenzen rund um Entzündungsprozesse und optische
bildgebende Verfahren hervor, die das Uni-Klinikum Erlangen und die FAU
Erlangen-Nürnberg bieten und die ihm einen raschen und erfolgreichen
Quereinstieg ermöglichten. Nun hat Michael Stürzl die neu erkannten
Krankheitsmechanismen und neue Behandlungsmöglichkeiten im Blick. Er sagt:
"Wir hoffen natürlich sehr, dass unsere Ergebnisse langfristig den
Patientinnen und Patienten mit chronisch-entzündlichen Darmerkrankungen
nützen. Dies wird nicht zuletzt dadurch unterstützt, dass das Medikament,
das im Tiermodell erfolgreich war, auch schon für klinische Anwendungen
zugelassen ist."


* Link zur Studie:

https://doi.org/10.1172/JCI124884

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1172/JCI124884

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 01.10.2019
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NEUROLOGIE/1030: Epilepsie - Funktion von "Brems-Zellen" gestört (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 01.10.2019

Epilepsie: Funktion von "Brems-Zellen" gestört



Bei manchen Formen der Epilepsie ist vermutlich die Funktion bestimmter
"Brems-Zellen" im Gehirn gestört. Möglicherweise ist das ein Grund, warum
sich die elektrische Fehlfunktion vom Ort ihrer Entstehung über weite
Teile des Gehirns ausbreiten kann. In diese Richtung deutet zumindest eine
aktuelle Studie der Universität Bonn, an der auch Forscher aus Lissabon
beteiligt waren. Die Ergebnisse erscheinen in Kürze im renommierten
"Journal of Neuroscience", sind aber bereits online abrufbar.

Die Forscher hatten für ihre Studie Ratten untersucht, die an einer so
genannten Schläfenlappen-Epilepsie litten. Beim Menschen ist dies die
häufigste Form der Erkrankung. Leider spricht sie kaum auf die bislang
verfügbaren Medikamente an. "Umso wichtiger ist es, ihren
Entstehungs-Mechanismus aufzuklären", betont Dr. Leonie Pothmann, die über das Thema
am Institut für Experimentelle Epileptologie der Universität Bonn
promoviert hat.

Die jetzt erschienenen Daten könnten Wissenschaftlern dabei helfen. Sie
deuten nämlich darauf hin, dass bei Patienten ein bestimmter Zelltyp nicht
richtig funktioniert. Betroffen ist eine Klasse von so genannten
inhibitorischen Interneuronen - das sind Zellen, die die Erregung von
Hirnarealen dämpfen können. "Wir haben Interneurone im Hippokampus
untersucht, einem Bereich im Schläfenlappen, der als Herd epileptischer
Anfälle bekannt ist", erklärt Pothmann.

Eine wichtige Rolle bei der Erregungs-Weiterleitung im Hippokampus
übernehmen die Pyramidalzellen. Auf einen elektrischen Reiz hin erzeugen
sie ihrerseits Spannungspulse. Diese stimulieren unter anderem
Interneuronen, die dann wiederum die Pyramidalzellen hemmen. Diese
Rückkopplungsschleife fungiert gewissermaßen als Bremse: Sie verhindert,
dass sich die Spannungspulse ungehindert ausbreiten. Einen entstehenden
epileptischen Anfall würden sie auf diese Weise im Keim ersticken, bevor
er auf andere Teile des Gehirns übergreifen könnte.

Brems-Simulation im Computer

"Bei den Ratten funktionierte diese Bremse im Vergleich zu gesunden Tieren
aber nicht richtig", sagt Pothmanns Kollege Dr. Oliver Braganza. "Unsere
Messungen zeigen, dass die schnelle, robuste Hemmung, die in gesunden
Tieren stattfindet, in kranken Tieren stark vermindert ist."

Um herauszufinden, woran das liegen könnte und was die Auswirkungen sind,
simulierten die Wissenschaftler das Zusammenspiel aus Pyramidalzelle und
Interneuron am Computer. Dabei veränderten sie bestimmte Eigenschaften des
virtuellen Interneurons, bis es sich in der Simulation genauso verhielt
wie in den kranken Tieren.

Die Ergebnisse lassen Rückschlüsse auf zwei mögliche Störungen zu: So
scheinen die Interneuronen auf einen Reiz hin die in ihrem Zellinnern
gespeicherten Signalmoleküle (Neurotransmitter) nur zu einem geringen Teil
zu entlassen. Außerdem funktioniert ihre Membran nicht korrekt: Sie kann
nicht so gut ein Spannungsgefälle aufrechterhalten - fast so, als hätte
sie einen leichten Kurzschluss. Beide Faktoren tragen dazu bei, dass die
Interneurone nur vergleichsweise schwach aktiviert werden. Im
Zusammenspiel mit den Pyramidalzellen führte dies in der
Computersimulation dazu, dass gerade die Art von Aktivität, die in
epileptischen Anfällen entsteht, weitgehend ungehindert weitergeleitet
wurde.

"Wir müssen diesen Befunden nun weiter nachgehen", erklärt Prof. Dr. Heinz
Beck, Leiter des Instituts für Experimentelle Epileptologie und Mitglied
des Deutschen Zentrums für Neurodegenerative Erkrankungen. "Zunächst
müssen wir herausfinden, ob die beiden Störungen tatsächlich für die
Fehlfunktion der Interneuronen verantwortlich sind. Falls ja, eröffnet das
langfristig möglicherweise den Weg zu neuen Therapieansätzen." Noch seien
die Ergebnisse aber reine Grundlagenforschung, betont er. "Ob sie für
Patienten Früchte tragen werden, ist keineswegs klar - und wenn, wird es
sicher noch viele Jahre dauern."


Originalpublikation:

Leonie Pothmann, Christian Klos, Oliver Braganza, Sarah Schmidt, Oihane
Horno, Raoul-Martin Memmesheimer und Heinz Beck: Altered dynamics of
canonical feed-back inhibition predicts increased burst transmission in
chronic epilepsy; The Journal Of Neuroscience

https://doi.org/10.1523/JNEUROSCI.2594-18.2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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ONKOLOGIE/2026: Forschung - Ein aussichtsreicher Antikörper gegen bestimmte Blutkrebszellen (Uni Kiel)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 1. Oktober 2019

Ein aussichtsreicher Antikörper

Kieler Forschungsteam erprobt in vorklinischen Modellversuchen neuartige Immuntherapie gegen bestimmte Blutkrebszellen



Die akute lymphatische Leukämie (ALL) gilt als eine der häufigsten
Krebserkrankungen bei Kindern. Diese Form des Blutkrebses geht von
bösartig entarteten Vorläuferzellen bestimmter weißer Blutkörperchen
aus und verursacht meist eine schnell fortschreitende Verminderung der
Knochenmarksfunktion und damit eine gestörte Blutbildung. Unbehandelt
kann sie innerhalb kurzer Zeit zum Tod führen. Trotz der Schwere der
Erkrankung haben Kinder heute in vielen Fällen gute Überlebens- und
Heilungschancen. Die derzeitige Standardbehandlung besteht in
verschiedenen Formen der Chemotherapie, die aber wegen ihrer auch für
gesunde Zellen toxischen Wirkung schwere Nebenwirkungen hervorrufen.
Bei einem gewissen Teil der jungen Patientinnen und Patienten, etwa 15
bis 20 Prozent, schlägt die Behandlung zudem nicht an.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Medizinischen Fakultät
der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) und der Klinik für
Kinder- und Jugendmedizin I des Universitätsklinikums
Schleswig-Holstein (UKSH), Campus Kiel, erforschen daher
Behandlungsalternativen, insbesondere verschiedene Varianten der
Immuntherapie. In einer aktuellen vorklinischen Studie untersuchten
sie den bereits bei einer anderen Krebserkrankung erfolgreich
erprobten Antikörper Daratumumab. Sie erhofften sich eine mögliche
Eignung zur Bekämpfung von Blutkrebszellen bei einer Unterform der
ALL, der sogenannten T-Zell-ALL. Für diese Art der Erkrankung gibt es
bisher keine Form der Immuntherapie. Im Modellversuch konnte in rund
50 Prozent der Fälle eine vollständige Beseitigung der Krebszellen
erreicht werden. Ihre aktuellen Forschungsergebnisse veröffentlichten
die Kieler Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler gemeinsam mit
Forschenden bundesweiter Partnerinstitutionen kürzlich in der
renommierten Fachzeitschrift Blood.

Vorklinische Modellversuche zeigen vielversprechende Ergebnisse

Bei der Erforschung neuer Behandlungsformen gegen Krebs zeigt unter
anderem die Immuntherapie mit Antikörpern ein vielversprechendes
Potenzial. Bei dieser Form der Behandlung kommen künstlich
hergestellte Antikörper, also bestimmte synthetische und nach dem
Schlüssel-Schloss-Prinzip wirkende Proteine, zum Einsatz. Sie können
Zellen des Immunsystems unter bestimmten Umständen dabei helfen,
Krebszellen zu erkennen und zu zerstören. In vielen Fällen befindet
sich die Erforschung der damit verbundenen Behandlungsmöglichkeiten
allerdings noch am Anfang. PD Dr. Denis Schewe, Oberarzt für
Hämatologie, Onkologie und Stammzelltransplantation an der
Kinderklinik des UKSH, und sein Forschungsteam führten mit dem
Antikörper Daratumumab grundlegende Kombinationsversuche an Mäusen
durch, um eine mögliche Wirksamkeit gegen T-ALL-Krebszellen zu
erproben. Dabei verglichen sie auch eine reine Antikörperbehandlung
mit einer Kombination aus Antikörper- und Chemotherapie.

"Wir konnten erste vielsprechende Ergebnisse verzeichnen: Die Hälfte
der mit dem Antikörper behandelten Tiere überlebte langfristig ohne
Krankheitsanzeichen", erklärt der Kieler Kinderonkologe Schewe. Dabei
machte es keinen Unterschied, ob sie nur mit dem Antikörper oder mit
einer Kombination aus Chemo- und Immuntherapie behandelt wurden. "Die
Chemotherapie mit ihren gravierenden Nebenwirkungen erzielte keine
Verbesserung und brachte im Fall unseres Modellversuchs keinen
zusätzlichen Nutzen", sagt Schewe. Diese experimentellen Ergebnisse
seien aber keinesfalls direkt auf Patientinnen und Patienten
übertragbar. "Bei der weiteren Entwicklung der Antikörpertherapie
gegen die T-ALL gilt es daher, auch weiterhin in alle Richtungen zu
forschen", betont Schewe.

Translationaler Fokus der Kieler Onkologie

Die Forschungsaktivitäten in der Kieler Kinderonkologie zeigen
exemplarisch, wie im Rahmen des an der CAU entstandenen Kiel Oncology
Networks (KON) Grundlagen- und Klinische Forschung kooperieren.
KON-Mitglied Schewe arbeitete in seiner aktuellen Studie zum Beispiel
eng mit dem Dr. Mildred-Scheel-Haus am UKSH zusammen. Mit seiner
Sektion für Stammzell- und Immuntherapie dient es auch der Versorgung
von Leukämiepatientinnen und -patienten. "Unser Ziel ist es, die
Antikörpertherapie gegen die T-ALL weiter zu optimieren. Dazu konnten
wir Mitte des Jahres beträchtliche Fördermittel der Deutschen
Krebshilfe e.V. einwerben", sagt Schewe.

"Dr. Schewes Forschungen zu den Möglichkeiten der Immuntherapie bei
Blutkrebserkrankungen sind ein Beispiel für die starke translationale
Orientierung unseres Netzwerks. Der enge interdisziplinäre Austausch
von Forschenden und Klinik sowie forschenden Medizinerinnen und
Medizinern wird dabei helfen, künftig auch verbesserte
Behandlungsmöglichkeiten im Kampf gegen andere Krebserkrankungen zu
entwickeln", bekräftigt Professorin Susanne Sebens vom Institut für
Experimentelle Tumorforschung an der CAU und Sprecherin des Kiel
Oncology Networks.

Über das Kiel Oncology Network (KON)

Das Kieler Krebsforschungsnetzwerk wurde 2013 als Bestandteil des
CAU-Forschungsschwerpunkts Kiel Life Science mit dem Ziel gegründet,
die Forschungsaktivitäten möglichst vieler Grundlagen- und klinisch
ausgerichteter Forschenden auf dem Gebiet der Onkologie zu vereinen
und deren Zusammenarbeit zu fördern. KON umfasst damit ein breites
Spektrum von langjährigen und exzellenten Expertisen im Bereich der
Onkologie, u.a. Tumorbiologie, Genetik und Epigenetik, Immunologie,
Pharmakologie, Pathologie, Strukturbiologie sowie modernste
Bildgebungsverfahren. Die Vision von KON ist es, unter Nutzung von
umfassenden und multidisziplinären Analysestrategien, ein deutlich
verbessertes Verständnis über alle wichtigen Schritte der
Tumorevolution sowie Resistenzmechanismen gegenüber Krebstherapien zu
erhalten. Dieses Wissen stellt die Grundlage für die Entwicklung
innovativer Diagnose- und Therapiestrategien dar, um die Prognose und
das Überleben von Krebspatientinnen und -patienten entscheidend zu
verbessern.


Originalarbeit:

Fotini Vogiatzi, Dorothee Winterberg, Lennart Lenk, Swantje Buchmann,
Gunnar Cario, Martin Schrappe, Matthias Peipp, Paulina
Richter-Pechanska, Andreas E Kulozik, Jana Lentes, Anke K Bergmann,
Thomas Valerius, Fabian Simon Frielitz, Christian Kellner and Denis M
Schewe (2019): Daratumumab eradicates minimal residual disease in a
preclinical model of pediatric T-cell acute lymphoblastic leukemia
Blood 

DOI: 10.1182/blood.2019000904


Weitere Informationen:

Klinik für Kinder- und Jugendmedizin I

Medizinische Fakultät, CAU Kiel / UKSH

www.uksh.de/paediatrie-kiel

"Kiel Oncology Network", Medizinische Fakultät, CAU Kiel:

www.medizin.uni-kiel.de/de/forschung/forschungsinitiativen/kiel-oncology-network

Sektion für Stammzell- und Immuntherapie,

Dr. Mildred-Schweel-Haus, UKSH

www.uksh.de/med2-kiel/Sektion+für+Stammzell_+und+Immuntherapie/Dr_+Mildred_Scheel_Haus-p-700.html
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FORSCHUNG/4087: Rivalen im Immunsystem (idw)


Universität Konstanz - 01.10.2019

Rivalen im Immunsystem

Rivalität zwischen zwei Ubiquitin-ähnlichen Modifikatoren: Biologen der
Universität Konstanz und des Biotechnologie-Instituts Thurgau entdecken
überraschenden Mechanismus der Immunabwehr.



Einen überraschenden und bislang einzigartigen Mechanismus des
Signalsystems unserer Immunabwehr entdeckten Biologinnen und Biologen der
Universität Konstanz und des Biotechnologie-Instituts Thurgau (BITg) in
Kreuzlingen (Schweiz): Sie identifizierten die Interaktion zweier
Ubiquitin-ähnlicher Modifikatoren, die in der Immunabwehr gegeneinander
arbeiten und sogar ihren "Rivalen" blockieren und verdrängen. "Ein solcher
Mechanismus, wie ein Ubiquitin-ähnlicher Modifikator die Aktivierung eines
anderen Ubiquitin-ähnlichen Modifikators hemmt, wurde bisher noch nicht
beschrieben und ist ein völlig neuer Parameter für die
Ubiquitinforschung", schildert Prof. Dr. Marcus Groettrup, Professor für
Immunologie an der Universität Konstanz. Die Forschungsergebnisse des
Teams um Marcus Groettrup und Dr. Annette Aichem, die als Leiterin der
FAT10-Gruppe am BITg maßgeblich zu der Arbeit beigetragen hat, sind am
Dienstag, 1. Oktober 2019, im Wissenschaftsjournal "Nature Communications"
veröffentlicht worden.

Das proteinchemische Signalsystem unseres Körpers ist ein wichtiger
Mechanismus des Immunsystems. Proteine und Enzyme werden in der Zelle von
dem Signalsystem zur weiteren Verarbeitung "markiert", als Anweisung an
andere Stoffe des Körpers, diese zum Beispiel abzubauen oder innerhalb der
Zelle zu transportieren - vergleichbar mit einem Adressaufkleber auf einem
Postpaket, der besagt, wie mit dem Paket weiter verfahren werden soll.

Zu den bekanntesten Markierungssystemen gehören Ubiquitin sowie die Klasse
der sogenannten Ubiquitin-ähnlichen Modifikatoren. Biologen aus Konstanz
und Kreuzlingen haben nun eine bislang unbekannte Interaktion zwischen
zwei offensichtlich "rivalisierenden" Modifikatoren identifiziert, die
gegensätzliche Wirkungen einleiten und sich aktiv gegenseitig verdrängen.
Hierbei handelt es sich einerseits um das Protein FAT10, das im Körper
eine entzündungsfördernde Wirkung erzielt. Andererseits handelt es sich um
das Protein SUMO, das gegenläufig eine entzündungshemmende Wirkung
aufweist. SUMO ist zugleich für die Aktivierung der sogenannten PML-bodies
verantwortlich, die Viren im Körper bekämpfen.

Zwei Schlüssel für dasselbe Schloss

Um ihre Wirkung zu entfalten, müssen Ubiquitin-ähnliche Modifikatoren
generell zunächst durch sogenannte E1-Enzyme aktiviert werden.
Typischerweise besitzt jeder Modifikator ein hochspezifisches eigenes
E1-Enzym, durch das er aktiviert wird - wie ein Schloss, zu dem es nur
genau einen Schlüssel gibt. Überraschenderweise binden jedoch sowohl FAT10
als auch SUMO an exakt dasselbe E1-Enzym: Zwei Schlüssel für dasselbe
Schloss, doch nur einer von ihnen kann im Schloss stecken. Beide
Modifikatoren rivalisieren folglich um denselben Aktivator.

Die Biologen aus Konstanz und Kreuzlingen stellten fest, dass FAT10 bei
Entzündungsreaktionen des Körpers seinen Gegenspieler SUMO verdrängt. SUMO
wird dadurch effektiv davon abgehalten, seine Wirkung zu entfalten und
Proteine zu markieren. FAT10 setzt in Entzündungssituationen in gewisser
Weise seinen "Rivalen" außer Gefecht und kann dadurch seine eigenen
Protein-Markierungen durchsetzen. Diese Rivalität zwischen den beiden
Ubiquitin-ähnlichen Modifikatoren, vermuten die Forscher, könnte eine
wichtige Rolle bei der Entzündungsregulation des Körpers spielen.

Folgen für die Virenbekämpfung

Folgenreich wird diese Rivalität aufgrund des Zusammenspiels zwischen SUMO
und den PML-bodies im Rahmen der Virenbekämpfung. Wenn SUMO verdrängt
wird, kann es die PML-bodies nicht aktivieren. In der Folge können diese
wiederum nicht ihre antivirale Wirkung entfalten. Die Forschungsarbeiten
aus Konstanz und Kreuzlingen bestätigen, dass sich im Fall der Grippe
(Influenza) tatsächlich mehr Viren im Körper verbreiten, wenn FAT10 in der
Zelle hochreguliert wird und seinen Gegenspieler SUMO verdrängt.

Die Forschungsarbeiten fanden im Rahmen des Konstanzer
Sonderforschungsbereiches SFB 969 "Chemische und biologische Prinzipien
der zellulären Proteostase" statt. Zur Analyse des proteinchemischen
Mechanismus kamen unter anderem Methoden der chemischen
Protein-Kreuzvernetzung sowie der Massenspektrometrie zum Einsatz, die vom
Konstanzer Biochemiker Prof. Dr. Florian Stengel und seinem Team
durchgeführt wurden. "Eine fantastische Zusammenarbeit, die aus dem
Sonderforschungsbereich heraus entstanden ist", bekräftigt Marcus
Groettrup.


Faktenübersicht:

- Veröffentlichung in Nature Communications: 

Aichem, A., Sailer, C., Ryu,
S., Catone, N., Stankovic-Valentin, N., Schmidtke, G., Melchior, F.,
Stengel, F., and Groettrup, M. (2019) The ubiquitin-like modifier FAT10
interferes with SUMO activation. Nat. Commun. in the press

DOI: 10.1038/s41467-019-12430-z

- Forschungsarbeit an der Universität Konstanz und dem
Biotechnologie-Institut Thurgau (BITg). Das Biotechnologie-Institut Thurgau ist ein
An-Institut der Universität in Kreuzlingen (Schweiz).

- Forschung im Rahmen des Sonderforschungsbereichs SFB 969 "Chemische und
biologische Prinzipien der zellulären Proteostase" der Universität
Konstanz.

- Die Forschung wurde gefördert durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft
(DFG), durch den Sonderforschungsbereich SFB 969 "Chemische und
biologische Prinzipien der zellulären Proteostase" sowie die
Graduiertenschule "Chemische Biologie" (KoRS-CB) an der Universität
Konstanz, durch die Velux Stiftung sowie durch das Emmy Noether-Programm
der DFG (STE 2517/1-1).

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment73188

PI Nr. 85/2019, Rivalen im Immunsystem

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1282
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AUSLAND/2544: USA - General Motors legt Krankenversicherung für streikende Arbeiter auf Eis (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 39 vom 27. September 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Keine Gesundheitsversorgung im Arbeitskampf

General Motors legt Krankenversicherung für Streikende auf Eis

von Melina Deymann



General Motors hat die betriebliche Krankenversicherung für streikende
Arbeiter eingestellt, teilte die Gewerkschaft "United Auto Workers"
(UAW) mit. Damit gefährde General Motors die Gesundheit von
zehntausenden Arbeitern, die am 15. September in den Streik getreten
sind. Auch die Heilkostenpläne für Zahnbehandlungen und Sehhilfen
werden, solange der Streik andauert, nicht weiter durch General Motors
bedient.

Die UAW kündigte an, die Krankenversicherung der Arbeitnehmer zu
übernehmen und die Kosten aus dem Streikfonds zu begleichen.
49 200 Arbeiterinnen und Arbeiter waren am 15. September an 31
Standorten in einen unbefristeten Streik getreten, da General Motors
sich weigerte, bei Verhandlungen Zugeständnisse zu machen. Die
Verträge mit den sogenannten "Detroit Drei" (General Motors, Ford und
FiatChrysler) waren in der Nacht zum 15. ausgelaufen, ohne dass
General Motors ein akzeptabeles Angebot unterbreitet hatte.

Die Gewerkschaft hatte bei den Verhandlungen um einen neuen
Vier-Jahres-Vertrag gefordert, dass die finanziellen Einbußen, die die
Arbeiter im Jahr 2008 hingenommen hatten, zumindest ausgeglichen
werden. Als Bedingung für ein Bundesdarlehen und Garantien nach der
Konkursanmeldung von General Motors hatten die Arbeiter neben anderen
Rückschlägen Lohnkürzungen und ein zweistufiges Lohnsystem
hingenommen, das zwischen jüngeren und älteren Arbeitern
unterscheidet.

"Während wir für bessere Löhne, bezahlbares Gesundheitswesen und
Arbeitsplatzsicherheit kämpfen, weigert sich GM, hart arbeitende
Amerikaner an ihrem Rekordgewinn von 35 Milliarden Dollar zu
beteiligen", so Terry Dittes, Verhandlungsführer der UAW.

Die Gewinne flossen derweil woanders hin. Die Geschäftsführerin von
General Motors, Mary Barra, erhielt allein im vergangen Jahr 21,87
Millionen US-Dollar an Gehalt, Aktienoptionen und Prämien - das
281-Fache der durchschnittlichen Bezahlung eines GM-Arbeiters.

Neben "fairen Löhnen" streiken die Arbeiter für bezahlbare
Gesundheitsversorgung, einen Anteil an den Gewinnen von General
Motors, das Ende des zweistufigen Lohnsystems und
Arbeitsplatzsicherheit - GM hatte angekündigt sechs Werke zu schließen
und die Produktion nach Mexiko zu verlagern. Außerdem verlangen die
Streikenden einen "definierten Weg zur dauerhaften Beschäftigung von
Zeitarbeitskräften". Vor allem diese leiden unter dem 2008
eingeführten zweistufigen Lohnsystem.

General Motors bestritt, bei den Verhandlungen keine Zugeständnisse
gemacht zu haben. Sie hätten sowohl Lohnerhöhungen, einen Bonus für
die Unterzeichnung des neuen Vertrages als auch ein Versprechen
angeboten, zwei der in diesem Jahr geschlossenen Autowerke, eines in
Detroit und das andere in Lordstown, Ohio, wiederzueröffnen -
allerdings zu einem nicht näher definierten künftigen Zeitpunkt.

Seit zwölf Jahren ist dies der erste Streik bei General Motors.
Bereits am ersten Tag fiel die Aktie des Autobauers um 3,6 Prozent,
laut dem Credit-Suisse-Analysten Dan Levy könnte der Streik General
Motors bis zu 50 Millionen US-Dollar pro Tag kosten.
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POLITIK/1973: Krankheit als Geschäft (2) - Weitere Akteure im Gesundheitsmarkt (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 34 vom 23. August 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Krankheit als Geschäft

Teil II: Weitere Akteure im Gesundheitsmarkt

von Richard Corell und Stephan Müller



Im zweiten Teil der UZ-Serie zum Gesundheitswesen beschäftigen sich die Ökonomen 
Richard Corell und Stephan Müller mit der pharmazeutischen Industrie, Fragen der Finanzierung und der Rolle des
Staates.


Die Praxis verlässt der Patient meist mit einem Rezept, das er in der
Apotheke einlöst. Die Apotheken werden beliefert von einem stark
monopolistisch strukturierten Großhandel. Gesundheitsminister Spahn
versucht derzeit, "den Apotheker" vor der "Internetapotheke" zu
"schützen". Es soll europaweit verboten werden, den deutschen
Apotheker zu unterbieten. Die bürgerlichen Zeitungen unken schon, es
werde ihm ergehen wie Dobrindt/Scheuer mit der Maut.

Pillen und Brillen

Die Krankenhausapotheke führt neben den üblichen Tabletten, die der
Patient auch daheim nimmt, noch Antibiotika, Chemotherapeutika,
Narkosemittel, Infusionen etc.

Die Apotheken beziehen ihre Produkte letztlich von der
pharmazeutischen Industrie. Hier dominieren Monopole wie Roche und
Novartis (Schweiz), Pfizer (USA), Johnson und Johnson (USA), Bayer
(gerade in Prozesse vor US-Gerichten wegen des mutmaßlichen
Krankmachers Glyphosat verwickelt), Sanofi Aventis (Frankreich), oder
Glaxo Smithkline (GB). Die Beträge, die in diese Taschen fließen, sind
nicht unerheblich. In den Krankenhäusern machen sie etwa 15 Prozent
der Kosten aus, im ambulanten Bereich zahlten im Jahr 2018 die Kassen
38,67 Milliarden für Arzneimittel und damit fast so viel wie für die
ärztliche Behandlung (39,42 Milliarden).

Heil- und Hilfsmittel wie Brillen, Hörgeräte, Orthopädietechnik werden
von darauf spezialisierten Firmen hergestellt. Dass auch hier recht
gut verdient wird, zeigte sich beispielsweise 2015, als Siemens seine
weltweit führende Hörgerätesparte für über zwei Milliarden Euro an den
schwedischen Investor EQT verkaufte. Die jetzt Signia genannte Gruppe
hatte Anfang 2015 bereits den dänischen Konkurrenten Widex übernommen.
Signia steht in monopolistischer Konkurrenz zur führenden Schweizer
Phonak-Gruppe, die sich durch die Übernahme der Resound-Gruppe
verstärkt hatte. Vertrieben werden die Produkte über Läden und
Ladenketten wie Kind, die insbesondere durch das Engagement beim
Fußballverein Hannover 96 bekannt geworden ist. Der Markt für
Brillengläser wird dominiert von der französischen
Essilor-Luxottica-Gruppe; ganz vorne mischt auch Zeiss kräftig mit.

Rolle des Staates

Er soll "den Rahmen setzen", so die Ausbildung von Ärzten und
sonstigem medizinischen Personal organisieren und regeln. In manchen
Ländern geht die Regulierung weit über die Zulassung (bei uns der
berüchtigte Numerus clausus) und Ausbildungsordnungen hinaus. So
werden bei verstaatlichten Gesundheitssystemen wie in Großbritannien
Ärzte und Schwestern direkt vom Staat eingestellt und bezahlt
(National Health Service).

Bei uns wird ein Großteil der ambulanten und stationären Leistungen
über die 1883 von Bismarck zur Befriedung der Arbeiterschaft
dekretierte Krankenversicherung (KV) abgerechnet. Wie das zu geschehen
hat, war von 1911 bis 1975 in der Reichsversicherungsordnung (RVO)
geregelt. Danach wurde die RVO ins Sozialgesetzbuch (SGB) überführt.

Wer soll zahlen?

Die Diskussionen um die KV flackern immer wieder auf. Stichworte:
Trennung gesetzliche und private Kassen, Bürgerversicherung, wer zahlt
wie viel ein (Beamte, Selbstständige), auf welche Einkommen werden
Beiträge erhoben (Mieteinnahmen, Kapitalerträge),
Beitragsbemessungsgrenzen, Leistungsumfang der KV, Zuzahlungen und
Eigenbeteiligung. Immerhin ist über ein Viertel der Versicherten (vor
allem Selbstständige, Beamte) bei privaten KVen, unter denen einer der
weltgrößten Versicherungskonzerne, die "Allianz", einen vorderen Platz
belegt.

Was die Kliniken betrifft, gibt es den angesprochenen
Krankenhausbedarfsplan und die naive Vermutung, wir würden Steuern
bezahlen, um Schulen und Kliniken zu bauen und zu betreiben.

Seit dem Krankenhausfinanzierungsgesetz 1972 werden (theoretisch) alle
Kosten, die durch die Behandlung von Patienten entstehen
(Betriebskosten), durch die Krankenkassen getragen, die
Investitionskosten durch die Bundesländer (duale Finanzierung).

Die genannten Bereiche müssten zur weiteren Untersuchung noch besser
gegliedert und eingeordnet werden. In Studien bürgerlicher Institute
wird die Klarheit allerdings der klassenbedingten Profitsicht
geopfert. So werden die Produktions- und Dienstleistungsbereiche der
Gesundheitsversorgung, die Gewinne erwirtschaften, der Industrie
zugeordnet, die kostenträchtigen Belange wie Krankenversorgung dem
Gesundheitswesen. Unterschieden wird hier zwischen erstem und zweitem
Gesundheitsmarkt, der Gipfel der "ganzheitlichen" Betrachtung ist dann
das "Zwiebelmodell" mit Kernbereich, Vorleistungs- und
Zulieferbereich.
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DEMENZ/459: Das Alzheimer-Telefon - ein bundesweites Angebot (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 1. Oktober 2019

Gefragter Service: Mehr als 100.000 Beratungen am Alzheimer-Telefon



Berlin, 1. Oktober 2019. Mehr als 100.000 Anrufe und E-Mails haben die
Beraterinnen und Berater des Alzheimer-Telefons der Deutschen Alzheimer
Gesellschaft (DAlzG) seit dem Start des Angebots im Januar 2002
beantwortet. Unter der Rufnummer 030 - 259 37 95 14 berät montags bis
freitags ein multiprofessionelles Team die Ratsuchenden. Mittwochs von
10.00 bis 12.00 Uhr wird auch Beratung in türkischer Sprache angeboten.
Jedes Jahr melden sich zwischen 5.000 und 6.000 Menschen, die Zahl der
Anfragenden hat in den vergangenen Jahren ebenso kontinuierlich zugenommen
wie die Dauer der einzelnen Gespräche.

Das Alzheimer-Telefon ist ein bundesweites Angebot. "Uns erreichen
Anrufe von Menschen mit Demenz, Angehörigen sowie beruflich oder
ehrenamtlich Engagierten", erklärt Helga Schneider-Schelte, die
Projektleiterin des Alzheimer-Telefons. "Die Anliegen der Anrufenden
sind sehr vielfältig: Die häufigsten Fragen (rund 20 Prozent) betreffen
den Umgang mit demenzerkrankten Menschen und die eigene Belastung der
Angehörigen durch die Pflegesituation (ca. 14 Prozent). Ebenso erhalten
wir Anfragen zum Krankheitsbild, zur Diagnosestellung und zu
Behandlungsmöglichkeiten sowie zu Regelungen der rechtlichen Vorsorge.
Viele Anrufende fragen auch nach konkreten Entlastungsangeboten vor Ort
und deren Finanzierung über die Pflegeversicherung."

Fast die Hälfte der Anrufenden, die sich an das Alzheimer-Telefon wenden,
sind erwachsene Kinder eines an Demenz erkrankten Menschen. In etwa 20
Prozent der Fälle sind es die pflegenden Ehepartner, die am
Beratungstelefon Unterstützung suchen. Die Beraterinnen und Berater am
Alzheimer-Telefon haben langjährige Erfahrungen und erweitern ihr
Fachwissen regelmäßig durch Fortbildungen. In den Gesprächen gehen sie
auf alle Anliegen individuell ein. "Um mit schwierigen Situationen
besser zurechtzukommen, hilft es zu verstehen, dass die Veränderungen
krankheitsbedingt sind", so Schneider-Schelte. Angehörige leisten einen
großen Teil der Pflege- und Betreuungsarbeit von Menschen mit Demenz -
und das oft rund um die Uhr. "Das ist sehr belastend. Wir überlegen
gemeinsam mit den Anrufenden, welche Entlastungsmöglichkeiten für sie
passend sein können. Es braucht mehrere Schultern, um den Alltag gut zu
meistern", erläutert Schneider-Schelte. Das Team vom Alzheimer-Telefon
informiert daher auch über Ansprechpartner in der Nähe der Anrufenden
und vermittelt den Kontakt zu den über 130 regionalen
Alzheimer-Gesellschaften. Die Beratung am Alzheimer-Telefon ist kostenlos
und kann auf Wunsch anonym erfolgen.

Das Alzheimer-Telefon wird vom Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend finanziell unterstützt. Darüber hinaus wird das
Angebot aus Spenden finanziert.

Beratungszeiten:

Montag bis Donnerstag: 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr

Freitag: 9.00 Uhr bis 15.00 Uhr


HINTERGRUND

In Deutschland leben heute etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60 Prozent davon haben eine Demenz vom Typ
Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3 Millionen
steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

DIE DEUTSCHE ALZHEIMER GESELLSCHAFT E.V. SELBSTHILFE DEMENZ

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres Leben
mit Demenz. Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und ihre
Familien. Sie informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung und ist
ein unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und
Forschung. In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie
das Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus Forschung
und Praxis. Als Bundesverband von mehr als 130 Alzheimer-Gesellschaften
unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort. Gegenüber der Politik vertritt
sie die Interessen der Betroffenen und ihrer Angehörigen.

Die DAlzG setzt sich ein für bessere Diagnose und Behandlung, mehr
kompetente Beratung vor Ort, eine gute Betreuung und Pflege sowie eine
demenzfreundliche Gesellschaft.

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 1. Oktober 2019

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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DIABETES/2078: Bessere Versorgung für diabetische Füße (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 01.10.2019

Bessere Versorgung für diabetische Füße



Menschen mit Typ2-Diabetes leiden oftmals an schlecht heilenden,
infizierten Wunden an den Füßen. Bisher dauert es jedoch zwei Tage, um
über eine Bakterienkultur die Erreger samt ihrer Resistenzen zu
identifizieren, die die Wunde infizieren - und somit ein wirksames
Antibiotikum zu finden. Mit Hilfe eines neuartigen Schnelltests von
Fraunhofer-Forscherinnen und -Forschern funktioniert dies künftig in einer
Stunde.

Fast tausend Menschen erkranken Tag für Tag in Deutschland an Diabetes -
mehr als 90 Prozent davon an Typ2-Diabetes. Und das mit steigender
Tendenz: Sowohl in Europa als auch weltweit nehmen die Erkrankungszahlen
zu. Zu den Begleiterkran- kungen bei Typ2-Diabetes gehört unter anderem
eine Schädigung von Nervenzellen: Die Betroffenen verlieren das Gefühl in
den Extremitäten und ziehen sich häufig schlecht heilende Wunden zu. Diese
Wunden werden oft mit verschiedenen Erregern infiziert. Ärzte behandeln
daher üblicherweise mit Antibiotika. Das Problem: Nicht jedes Antibiotikum
wirkt gegen jeden Erreger, es treten mittlerweile viele Resistenzen auf.
Die Mediziner nehmen aus diesem Grund einen Abstrich der Wunde und lassen
im Labor eine Bakterienkultur anlegen. Diese gibt Aufschluss über die Art
der Erreger ebenso wie über die vorhandenen Resistenzen. Allerdings dauert
es zwei Tage, bis ein solches Ergebnis vorliegt. Kritisch ist das unter
anderem in Indien, wo die Anreise zum nächsten Krankenhaus oftmals sehr
lange dauert und die meist nicht-stationäre Behandlung vielfach erst nach
einigen Wochen angepasst werden kann. Auch fördert eine Behandlung mit
Breitbandantibiotika oder nicht wirkungsvollen Antibiotika langfristig die
weitere Ausbildung von Resistenzen.

Eine Stunde statt zwei Tage

Ein neuartiger Schnelltest ermöglicht es Medizinern, von Anfang an auf das
passende Antibiotikum zu setzen. Entwickelt haben ihn Forscherinnen und
Forscher der Fraunhofer-Institute für Zelltherapie und Immunologie,
Institutsteil Bioanalytik und Bioprozesse IZI-BB (Potsdam) und für
Elektronische Nanosysteme ENAS (Chemnitz) gemeinsam mit der Firma BiFlow
Systems GmbH und Partnern in Indien im Projekt MIDARDI. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung BMBF und das Indo-German
Science & Technology Centre IGSTC fördern das Vorhaben. »Mit unserem
Schnelltest lässt sich innerhalb von einer Stunde bestimmen, welche
Bakterien die Wunde besiedeln und welche Resistenzen sie aufweisen - und
somit bereits direkt zu Beginn der Behandlung das passende Antibiotikum
auswählen«, sagt Dr. Harald Peter, Gruppenleiter am Fraunhofer IZI-BB.

Statt wie bisher eine Bakterienkultur anzulegen und zu beobachten, wie die
Bakterien auf verschiedene Antibiotika reagieren, analysiert der
Schnelltest die DNA der Bakterien. Der Arzt nimmt einen Abstrich der Wunde
und gibt die Wundflüssigkeit auf den Eingangsbereich der etwa
Smartphone-großen Kartusche. Im Inneren werden die Bakterien extrahiert, ihre DNA
freigelegt und zerteilt. Auf einem Biosensor, der in der Kartusche
integriert ist, befinden sich spezielle Fängermoleküle: Sie bilden das
passende Gegenstück zu den Erbgutsträngen der Bakterien bzw. des mutierten
Erbguts, das bestimmte Resistenzen hervorruft. Passt ein Erbgutstrang zu
einem bestimmten Fänger, bindet dieses DNA-Stück daran, während die
Erbgutstränge an allen anderen Fängern durch einen Spülgang entfernt
werden. Das Leuchten der fluoreszenzmarkierten bakteriellen DNA verrät, an
welchen Fängermolekülen das Erreger-Erbgut gebunden hat - und somit auch,
um welche Erreger es sich handelt und welche Resistenzen diese aufweisen.

Das Forscherteam vom Fraunhofer ENAS hat Teile der aufwändigen
Probenvorbereitung der DNA-Stränge entwickelt. »Wir haben beispielsweise
dabei geholfen, dass die DNA der Erreger in Stücke passender Länge verdaut
werden und somit an die immobilisierten Fängermoleküle binden kann«,
erläutert Andreas Morschhauser, Gruppenleiter am Fraunhofer ENAS. Die
BiFlow Systems GmbH stellte die Kartusche bereit, die sowohl den Biochip
aufnimmt als auch das gesamte Probenhandling realisiert. Sie sorgten unter
anderem dafür, dass die Flüssigkeiten wie gewünscht durch den Chip bewegt
werden - etwa indem elektrisch gesteuert Gas erzeugt wird, das wiederum
eine Membran wie einen Ballon aufbläst und somit die Flüssigkeit
weiterpumpt. Die Kolleginnen und Kollegen des Fraunhofer IZI-BB
konzipierten den Biochip. »Auf 5x5 Millimetern können wir - wenn nötig -
bis zu 400 unterschiedliche Fängerstränge unterbringen, in Abständen von
weniger als hundert Mikrometern«, beschreibt Dr. Peter den Biosensor.

Auch für andere medizinische Analysen geeignet

Der Schnelltest ist keineswegs auf infizierte Wunden beschränkt. So lässt
er sich auch bei Blutvergiftungen oder im Veterinärbereich für eine
Mastitis - also eine Milchdrüsenentzündung - bei Milchkühen einsetzen.
Nötig ist nur ein anderer Biochip mit angepassten Fängermolekülen.
»Innerhalb von etwa zwei Wochen können wir den Biochip an eine andere
Fragestellung anpassen«, konkretisiert Dr. Peter. Auch kann der
Schnelltest für alle Arten von Proben ausgelegt werden, sei es
Wundflüssigkeit, Blut, Urin oder Kot. In etwa zwei bis drei Jahren, so
schätzen die Experten, könnte der Schnelltest auf dem Markt sein.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2019/oktober/bessere-versorgung-fuer-diabetische-fuesse.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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LEBER/261: Jeder Tag ist Leber-Tag - Immer häufiger sind Wohlstandskrankheiten die Ursache für Leberzellkrebs (idw)


Deutsche Leberstiftung - 01.10.2019

Jeder Tag ist Leber-Tag: 

Immer häufiger sind Wohlstandskrankheiten die Ursache für Leberzellkrebs



Nach Angaben der Internationalen Agentur für Krebsforschung (IARC) hat die
Zahl der Krebserkrankungen weltweit seit 2012 um vier Millionen und die
Zahl der Krebstodesfälle um 1,4 Millionen zugenommen. Auch die Zahl der
Leberzellkrebsfälle (Hepatozelluläres Karzinom, HCC) in Deutschland
steigt. Neben der Ursache Leberzirrhose durch chronische Virushepatitis
oder alkoholische Fettleber spielt die nicht-alkoholische Fettleber eine
immer größere Rolle bei der Entstehung eines HCCs. Darauf weisen im
Vorfeld des 20. Deutschen Lebertages am 20. November 2019 unter dem Motto:
"Jeder Tag ist Leber-Tag" die Ausrichter Gastro-Liga e. V., Deutsche
Leberstiftung und Deutsche Leberhilfe e. V. hin.

"Leberzellkrebs ist eine bösartige Erkrankung, die sich primär in der
Leber entwickelt, und zählt weltweit zur zweithäufigsten krebsbedingten
Todesursache. Die Zahl der Todesfälle aufgrund von Leberzellkrebs hat sich
seit den 70er-Jahren mehr als verdoppelt und auch in Deutschland steigen
die Zahlen", erläutert Professor Dr. Peter R. Galle, Direktor der 1.
Medizinischen Klinik und Poliklinik der Universitätsmedizin an der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz, und ergänzt: "Am häufigsten entsteht
Leberzellkrebs als Spätfolge einer bereits chronisch geschädigten Leber,
meist einer Leberzirrhose. Neben der chronischen Virushepatitis (B, C und
delta) zählen in Deutschland die Ausbildung einer alkoholischen Fettleber
durch starken Alkoholkonsum und immer häufiger die Ausbildung einer
nicht-alkoholischen Fettleber als Folge einer Adipositas zu den Ursachen der
steigenden Erkrankungszahlen. Leberzellkrebs ist also in gewisser Hinsicht
oftmals eine Wohlstandskrankheit, die durch gesunde Ernährung und Bewegung
vermeidbar ist."

Heilbar ist Leberzellkrebs nur, wenn er frühzeitig entdeckt und behandelt
wird. In Deutschland werden aktuell sieben von zehn
Leberzellkrebs-Erkrankungen erst in bereits fortgeschrittenen Stadien entdeckt. Nach
Angaben des Zentrums für Krebsregisterdaten am Robert Koch-Institut gab es
in Deutschland im Jahr 2014 über 9.000 Neuerkrankungen. Laut Statistischem
Bundesamt liegt Leberzellkrebs im Jahr 2016 mit 8.036 Verstorbenen an
achter Stelle der zehn häufigsten Todesfälle durch eine Krebserkrankung.

Nur durch Prävention, Aufklärung und Früherkennung lassen sich die hohen
Zahlen bei Leberzellkrebs-Neuerkrankungen und -Todesfällen reduzieren. Mit
der im Januar 2019 von der Bundesregierung präsentierten Strategie
"Nationale Dekade gegen den Krebs" reagiert nun auch die Politik, damit
diese wichtigen Bausteine im Kampf gegen den Leberzellkrebs und andere
Krebsarten optimiert werden. Auf Initiative des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung sollen gemeinsam mit dem
Bundesgesundheitsministerium, dem Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ)
und der Deutschen Krebshilfe in den nächsten zehn Jahren neue
wissenschaftliche Erkenntnisse schneller zugänglich gemacht werden.
Weitere Ziele sind die systematische Erforschung und der Ausbau von
Prävention und Früherkennung.

Leberexperten fordern schon seit längerer Zeit, dass
Leberzellkrebs-Risiko-Patienten - beispielsweise mit Leberzirrhose, chronischer
Hepatitis-B-Virusinfektion oder nicht-alkoholischer Fettleberhepatitis
(NASH) - Früherkennungsuntersuchungen angeboten werden. Bei diesen
Risikogruppen kann zum Beispiel durch eine halbjährliche
Ultraschalluntersuchung der Zustand der Leber überwacht und bei Entdeckung
eines Leberzellkrebses kann dieser in einem frühen - und somit besser
behandelbarem - Stadium erkannt werden.

Mit dem Motto "Jeder Tag ist Leber-Tag" rufen die Ausrichter des Deutschen
Lebertages am 20. November 2019 dazu auf, bewusst an jedem Tag auf die
Lebergesundheit zu achten: Mit Vorsorgeuntersuchungen, gesunder Ernährung
und der Integration von mehr Bewegung im Alltag kann jeder sein
persönliches Leberzellkrebs-Risiko verringern.

Mehr Infos zum 20. Deutschen Lebertag unter: 

http://www.lebertag.org

Alle Institutionen, die im Rahmen des Deutschen Lebertages mit einer
lokalen Veranstaltung aufklären und informieren möchten, werden von den
Ausrichtern bei der Pressearbeit und mit Veranstaltungsmaterialien
unterstützt. Informationen, Anmeldungen und Downloads unter

http://www.lebertag.org

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.lebertag.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1419
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ENTWICKLUNG/1487: Dialysewasser kostengünstig und mobil reinigen (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 01.10.2019

Dialysewasser kostengünstig und mobil reinigen



Wer an einer terminalen Störung der Nierenfunktion leidet, muss meist
regelmäßig zur Dialyse. Für Betroffene ist die künstliche Blutwäsche eine
große Belastung. Um die Giftstoffe aus dem Blut zu entfernen, sind
erhebliche Mengen reinigenden Dialysewassers erforderlich. Bislang gibt es
keine Lösung, um dieses Dialysat kostengünstig zurückzugewinnen.
Fraunhofer-Forscherinnen und Forscher entwickeln derzeit mit dem
Kryoverfahren eine Methode, um Verunreinigungen im Wasser zu entfernen,
ohne es zu verlieren. Mit diesem Ansatz lassen sich nicht nur Kosten
einsparen - auch eine tragbare künstliche Niere für eine schonendere,
wasserautarke Langzeitdialyse ist somit denkbar.




[image: Foto: © Fraunhofer IZI/Rainer Goldau]

Eine Hämodialyse wird heute oft stationär durchgeführt und greift sehr in den Alltag der Patienten ein.

Foto: © Fraunhofer IZI/Rainer Goldau



Etwa 90.000 Menschen müssen in Deutschland pro Jahr dreimal pro Woche für
vier bis fünf Stunden zur Dialyse, weil ihre Nieren nicht mehr
funktionieren. Sie können Giftstoffe nicht ausreichend über das Organ
ausscheiden. Bei dem medizinischen Verfahren werden die schädlichen
Stoffwechselgifte aus dem Blut entfernt, indem sie außerhalb des Körpers
durch eine halbdurchlässige Membran in eine spezielle Dialyseflüssigkeit,
das Dialysat, geleitet werden. Die Poren der Membran sind so fein, dass
nur Giftstoffe bis zu einer bestimmten Größe sie passieren können. Kleine
Moleküle wie Wasser, Elektrolyte und harnpflichtige Substanzen -
Harnstoff, Harnsäure und Kreatinin - werden durchgelassen und gelangen in
die Reinigungsflüssigkeit, aber große Moleküle wie Eiweiße und Blutzellen
werden zurückgehalten. Die gesamte Blutmenge wird etwa drei mal pro Stunde
reinigend umgewälzt.

Dialysat nur einmal verwendbar

Für eine Dialysebehandlung werden ca. 400 Liter Dialysat benötigt.
Kliniken und Dialysepraxen stellen dieses Wasser durch Umkehrosmoseanlagen
bereit, die viel Energie verbrauchen und teuer sind. Die Herausforderung:
Das Dialysat kann nur einmal verwendet werden, da es nach der Blutwäsche
als Abwasser verschwindet. Bezogen auf ein Jahr und 90 000 Patienten sind
mehr als 5,6 Millionen Kubikmeter hochreines Wasser erforderlich. In
vielen Regionen weltweit ist diese Voraussetzung nicht gegeben.
Schätzungen gehen davon aus, dass jedes Jahr mehr als eine Million
Menschen sterben, da sie keinen Zugang zur Dialyse haben.

»Dialysewasser ist kostbar. Das Dialysewasser eines Jahres in Deutschland
füllt einen Würfel mit einer Kantenlänge von 175 Meter. Bis heute gibt es
jedoch kein günstiges Dialysat-Rückgewinnungsverfahren«, sagt Dr. Rainer
Goldau, Wissenschaftler der Abteilung Extrakorporale Immunmodulation am
Fraunhofer-Institut für Zelltherapie und Immunologie IZI in Rostock,
dessen Forschungsarbeiten sich dieser Problematik widmen. Der Körper
stellt am Tag etwa 25 Gramm Harnstoff her. Dieses Molekül ist so groß wie
ein Wassermolekül, daher gelangt es durch die Filtermembran ins Dialysat.
Das Umkehrosmoseverfahren, das für die Reinigung von Trinkwasser verwendet
wird, hat keine ausreichende Filterleistung gegenüber Harnstoff, es eignet
sich daher nicht für die Rückgewinnung. Es gibt zwar aufwändige
enzymatische Verfahren, mit denen sich das Abwasser der Dialyse so
reinigen lässt, dass man es am Patienten wiederverwenden kann, aber die
hierfür erforderlichen Filter und Kartuschen sind sehr teuer. Regionen mit
einem hohen Armutsfaktor, in denen zudem Wassermangel herrscht, können
sich derartige Verfahren nicht leisten.

Dialyse mit patienteneigenem Wasser

Dr. Goldau setzt daher auf eine andere Variante: die Kryoreinigung, die
auf der aus der Getränkeindustrie bekannten Gefrierkonzentration basiert.
Mit dem Kryoverfahren soll aus den Patienten gewonnenes Wasser zu über 90
Prozent zurückgeführt werden. Die Idee: Man konzentriert nur in die zwei
bis drei Liter Wasser pro Tag, die man ohnehin ausscheidet, die bei der
Dialyse also immer entfernt werden müssen. Die Patienten können es durch
Trinken ersetzen. Der Rest - in der Regel sind es 25 bis 30 Liter pro Tag
- wird nach der Reinigung für die Dialyse wieder rückgeführt. »Die zu
verwerfende Wassermenge liegt bei unseren Experimenten unter 10 Prozent.
Diese Menge ist erforderlich, um die Giftstoffe herauszufiltern. Unser
Verfahren konzentriert damit fast so gut wie die Nieren selbst«, sagt
Goldau. Damit wollen der Forscher und sein Team eine vollwertige Dialyse
mit patienteneigenem Wasser etablieren, ohne die Nierenkranken zu
dehydrieren. Teure Filter und Kartuschen würden unnötig.

Doch wie funktioniert die Kryoreinigung? Sie nutzt das Prinzip, dass man
Wasser gefriert und dass die Kristallgitterstruktur von gefrorenem Wasser
alle zuvor gelösten Fremdsubstanzen ausschließt. Sie bleiben auf der
Oberfläche des Kristalls. »Die beim Gefrieren von Wasser entstehenden
Eiskristalle haben die Fähigkeit, Verunreinigungen auszuschließen. Die
Urämietoxine, also alle Abbauprodukte, die der Körper mit dem Urin
ausscheiden muss, könnten so herausgefiltert werden«, erläutert Goldau.
Diesen Vorgang kann man mit einer Waschsäule erzielen, ähnlich wie sie in
der Getränke- oder auch der Chemieindustrie verwendet wird. Für die mobile
Dialyse ist eine kleine Waschsäule ausreichend, um etwa 30 bis 40 ml/min
Dialysat herzustellen. Zum Aufbereiten des frischen Dialysats ist nur eine
geringe Menge an Energie erforderlich. Der Strom könnte wahlweise aus der
Steckdose kommen, aus dem Kraftfahrzeug oder von Solarzellen bezogen
werden. Ein entsprechender Labordemonstrator mit Kühleinheit befindet sich
im Bau, das Verfahren ist zum Patent angemeldet. Derzeit arbeiten die
Forscher an einer automatisierten Lösung, für deren Entwicklung sie noch
Unterstützung von Partnern aus der Industrie benötigen.

Tragbare Niere für die Heimdialyse

»Unsere Form der Dialyse lässt sich sogar mobil gestalten, eine tragbare
Hämodialyse wäre möglich«. Die Vision des Rostocker Forschers: Der Patient
erhält einen Gefäßanschluss, über den das Blut und das überschüssige
Wasser entnommen und zugleich zurückgegeben wird. Dieses wird in eine
Weste mit einer Dialyse-Filtermembran geleitet, die austauschbare, bis zu
vier Liter fassende Wasserkammern enthält. Der Patient verbindet die Weste
alle zwei bis drei Stunden mit der transportablen Wascheinheit, die das
Alt-Dialysat gegen frisches Wasser austauscht. Das dauert nicht länger als
der Gang zur Toilette bei Gesunden.

Die bisherige Dialyse in der Klinik belastet den Körper enorm - die
Lebensqualität der Betroffenen ist stark beeinträchtigt. Studien zufolge
leben nach zehn Jahren noch 20 bis 40 Prozent der Patienten. Mit der
wasserautarken Langzeitdialyse, die jederzeit zuhause oder am Arbeitsplatz
erfolgen kann, ließen sich die Morbiditätsrate und die Dialysekosten
senken. Zudem würde sie Menschen in den Trockengürteln weltweit zur
Verfügung stehen. Ein weiterer Pluspunkt: Dialysezentren und Kliniken
könnten die Versorgung mit Wasser kostengünstiger gestalten. Goldau
schätzt, mit seinem Verfahren 90 Prozent Wasser und damit auch Abwasser
einzusparen, da es sich im Kreislauf befindet und wiederverwendet wird.
»Das Gros des Wassers wird recycelt.« Der Physiker geht davon aus, dass
das System in etwa fünf bis sieben Jahren ab Entwicklungsstart marktreif
sein kann.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2019/oktober/dialysewasser-kostenguenstig-und-mobil-reinigen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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AKTION/1025: Bonn - Unverträglichkeiten und Allergien gegen Nahrungsmittel, 21.10.2019


Universität Hohenheim - 30. September 2019

Unverträglichkeiten und Allergien gegen Nahrungsmittel



Mo 21.10.2019, 14:00-17:00 Uhr: 

SNFS Dialog der Society of Nutrition and Food Science im Universitätsclub Bonn

Schumpeter Sitzungsraum (1. OG), Konviktstr. 9, 53113 Bonn


Unverträglichkeiten und Allergien gegen Nahrungsmittel scheinen
immer häufiger zu werden, "Frei von"-Lebensmittel erleben einen Boom:
Die Ursachen der Beschwerden sind vielfältig, die Symptome ebenso. Um
die Mythen von den Fakten zu trennen, diskutieren am Montag, den 21.
Oktober 2019, die Wissenschaftler der Society of Nutrition and Food
Science (SNFS) mit Sitz an der Universität Hohenheim in Stuttgart im
Rahmen der Veranstaltungsreihe SNFS Dialog. Das Thema ist die Frage:
"Nahrungsmittelunverträglichkeiten und -allergien - Modekrankheiten
oder Stoffwechselstörungen mit zunehmender Bedeutung?".
Veranstaltungsort ist der Universitätsclub Bonn e.V. Interessierte
Journalisten und die Öffentlichkeit sind herzlich zu den Vorträgen mit
anschließender Fragestunde und Diskussion eingeladen.

Fruktoseintoleranz, Laktoseintoleranz, Glutensensitivität, Allergien
gegen Milcheiweiß, Fisch oder Nüsse - immer mehr Menschen scheinen von
Nahrungsmittelunverträglichkeiten und -allergien betroffen zu sein.
Andererseits sind Ernährungsthemen und Kochshows in den Medien immer
präsenter. Das könnte eine Ursache für die zunehmende Sensibilisierung
der Bevölkerung und die Häufung von selbstdiagnostizierten
Unverträglichkeiten und Allergien sein.

Die Veranstaltung in der Reihe SNFS Dialog stellt die Frage
"Nahrungsmittelunverträglichkeiten und -allergien - Modekrankheiten
oder Stoffwechselstörungen mit zunehmender Bedeutung?". Sie beleuchtet
die Abgrenzung verschiedener Krankheitsbilder, die im Zusammenhang mit
Unverträglichkeiten und Allergien stehen, ihre Häufigkeit in der
Bevölkerung und die empfohlenen Ernährungsweisen. Die SNFS lädt dazu
am Montag, den 21. Oktober 2019 in den Universitätsclub Bonn ein.

Programm

Dr. Claudia Laupert-Deick, Praxis für Ernährungstherapie und Beratung
in Bonn, spricht über den Ernährungstrend
Nahrungsmittelunverträglichkeiten und erläutert für wen es wirklich
sinnvoll ist Lebensmittel wegzulassen.

Prof. Dr. Jörg Kleine-Tebbe, Allergie- und Asthmazentrum Westend,
Praxis Hanf, Ackermann & Kleine-Tebbe in Berlin, referiert über
Allergien und Unverträglichkeiten gegen Nahrungsmittel und beleuchtet
die Grenze zwischen Modekrankheiten und Lebensgefahr.

Prof. Dr. Nanette Ströbele-Benschop, Institut für Ernährungsmedizin an
der Universität Hohenheim in Stuttgart, erläutert psychologische und
soziale Aspekte bei Nahrungsmittelunverträglichkeiten und -allergien.

Moderation: Prof. Dr. Jan Frank, Universität Hohenheim, Institut für
Ernährungswissenschaften, 1. Vorsitzender der SNFS

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenfrei, um formlose
Anmeldung an info@snfs.org bis zum 14. Oktober 2019 wird gebeten.
Weitere Informationen sind im Internet unter http://www.snfs.org zu
finden.


HINTERGRUND: Society of Nutrition and Food Science e.V.
(SNFS) 

Die Society of Nutrition and Food Science e.V. (SNFS) ist ein
gemeinnütziger Verein mit Sitz an der Universität Hohenheim, der allen
Personen, die ein Interesse an den Ernährungs- und
Lebensmittelwissenschaften haben, eine gemeinsame Plattform bietet und
die Forschung und Ausbildung in diesem Bereich voranbringen möchte.
Die SNFS veröffentlicht wertfreie Stellungnahmen zu aktuellen,
kontroversen Forschungsergebnissen aus den Ernährungs- und
Lebensmittelwissenschaften. Außerdem veranstaltet sie internationale
Kongresse, Dialogveranstaltungen, Workshops, Seminare sowie Symposien
und ist Herausgeberin einer wissenschaftlichen Fachzeitschrift, NFS
Journal 

(https://www.journals.elsevier.com/nfs-journal).

Text: Elsner
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TAGUNG/1084: Halle (Saale) - War Kaiser Wilhelm II. psychisch gestört?, 09.10.2019


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 01.10.2019

War Kaiser Wilhelm II. psychisch gestört? 


Medizinhistoriker setzen sich mit Ferndiagnosen auseinander



War Kaiser Wilhelm II. psychisch gestört? Medizinhistoriker setzen sich im
Rahmen einer wissenschaftlichen Tagung mit psychiatrischen Ferndiagnosen
und politischem Urteil auseinander.

Wenn von manchen hochrangigen und stark polarisierenden Politikern
gesprochen wird, steht immer wieder die Frage im Raum, ob das politische
Handeln von psychischen Erkrankungen beeinflusst sein könnte. Häufig
werden diese Einschätzungen von Laien, insbesondere aus dem gegnerischen
Lager, aber mitunter auch als Ferndiagnose von medizinischen Experten
getroffen.

Dass diese Diskussionen nicht neu sind, sondern auch schon vor mehr als
100 Jahren geführt wurden, zeigt eine wissenschaftliche Studie über den
letzten deutschen Kaiser Wilhelm II., die der Medizinhistoriker Dr.
Florian Bruns vom Institut für Geschichte und Ethik der Medizin der
Medizinischen Fakultät der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg und
Prof. Dr. Axel Karenberg von der Uniklinik Köln in der Zeitschrift
"Fortschritte der Neurologie Psychiatrie" im Thieme-Verlag veröffentlicht
haben 

(DOI: https://doi.org/10.1055/a-0942-9575).

"Nach dem Ersten Weltkrieg und dem Untergang der Monarchie haben sich
viele Ärzte dahingehend geäußert, dass Kaiser Wilhelm II. psychisch krank
gewesen sein müsse. Sie beschieden ihm unter anderem eine
manisch-depressive Erkrankung, eine 'allgemeine Nervenschwäche' oder eine
'angeborene psychische Entartung'", sagt Bruns, der sich in seiner
Forschung mit dem Themenkomplex Medizin und Novemberrevolution 1918
schwerpunktmäßig auseinandersetzt.

Das Problem: Keiner dieser Ärzte, die sich zum kaiserlichen
Gesundheitszustand äußerten, hatten diesen je persönlich untersucht. "Es
gibt nur wenige medizinische Aufzeichnungen über den Kaiser, das meiste
sind allgemeine Zeitzeugnisse. Die Diagnosen sind daher letztlich
Ferndiagnosen und somit Spekulationen", so der Medizinhistoriker. Gut
belegt sei indes, dass der Kaiser eine "schillernde, extrovertierte
Persönlichkeit" gewesen sei, sagt Bruns. Darin habe der eine oder andere
Zeitgenosse krankhafte Züge gesehen. Selbst Wilhelms eigener Vater,
Friedrich III., warnte den Reichskanzler Bismarck vor der "mangelhaften
Reife" und "Selbstüberschätzung" seines Sohnes. Das allein sind jedoch
keine Beweise für psychopathologische Züge.

Die diagnostischen Zuschreibungen dienten vor allem den Gegnern Wilhelm
II. als Mittel der politischen Auseinandersetzung, wie die Autoren
schreiben. Einerseits war dem Kaiser die Flucht ins holländische Exil 1918
aufgrund des verlorenen Krieges sehr übel genommen und als Feigheit
ausgelegt worden, selbst in kaisertreuen Kreisen war die Verbitterung
groß. Indem man alles auf die Person des Kaisers schon, konnte man
außerdem davon ablenken, dass auch Staat und Gesellschaft versagt und sich
in einen sinnlosen und verlustreichen Krieg hatten führen lassen. "Doch
auch Revolutionäre wurden 1918 gerne für verrückt oder unzurechnungsfähig
erklärt, um sie zu stigmatisieren. Die Pathologisierung diente als
politische Waffe", sagt Bruns.

Ob Wilhelm II. eine bipolare Störung gehabt habe, werde nie mehr
abschließend zu klären sein. Grundsätzlich müsse darauf geachtet werden,
psychiatrisches und politisches Urteil strikt voneinander zu trennen -
auch im Fall der eingangs angesprochenen Politiker der Jetztzeit. "Die
Ereignisse vor 100 Jahren sollten als Beispiel gesehen werden. Der
politische Diskurs ist das eine, aber für eine tatsächliche Diagnose
braucht es seriöse medizinische Untersuchungen", sagt Bruns.

"Medizin und Revolution im mitteldeutschen Raum 1918-1923" ist eines der
Themen der 8. Mitteldeutschen Konferenz für Medizin- und
Wissenschaftsgeschichte, die am Mittwoch, 9. Oktober 2019, 10 bis 16 Uhr,
in Halle stattfindet. Veranstaltungsort ist der Seminarraum 2 in der
Magdeburger Straße 8, Medizin-Campus Steintor in Halle (Saale).

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1055/a-0942-9575

"Medizin und Revolution im mitteldeutschen Raum 1918-1923" ist eines
der Themen der 8. Mitteldeutschen Konferenz für Medizin- und
Wissenschaftsgeschichte, die am Mittwoch, 9. Oktober 2019, 10 bis 16
Uhr, in Halle stattfindet. Veranstaltungsort ist der Seminarraum 2 in
der Magdeburger Straße 8, Medizin-Campus Steintor in Halle (Saale).
Für eine Teilnahme wird um kurze Anmeldung per E-Mail gebeten
an 

nicole.adam@medizin.uni-halle.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 01.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/5143: Warner Music Klassik News - 2. Oktober 2019 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 2. Oktober 2019



Emmanuel Pahuds magisches Album Dreamtime

Die Flöte ist zwar ein Instrument, auf dem man größte technische
Virtuosität zelebrieren kann, aber ihr wahres Geheimnis liegt
woanders. Emmanuel Pahud, einer der weltbesten Flötisten unserer
Zeit, hat das nach vielen Jahrzehnten intensiver Beschäftigung mit
dem Repertoire gelernt: "Heute schätze ich vor allem die spirituelle
Seite des Instruments, und mir ist klar geworden, dass das in großem
Umfang auch für die Komponisten gilt, die für die Flöte geschrieben
haben." Der Klang als beseelter Lufthauch, der in die Welt der
Träume, in die Welt des inneren Irrealen entführt: Pahud hat ihn in
Werken verschiedenster Epochen entdeckt, die er nun in seinem Album
Dreamtime vereint.

VÖ: 25. Oktober 2019 - CD 0190295392444

auch digital erhältlich


George Li mit Tschaikowskys 1. Klavierkonzert und
Solowerken von Liszt

Kraftpaket, Klangzauberer, Meister der delikaten Zwischentöne,
virtuoses Wunder: Schon als der amerikanische Pianist George Li mit
19 Jahren die Silbermedaille beim Internationalen
Tschaikowsky-Wettbewerb gewann, war Juroren, dem Publikum und der
internationalen Presse klar: Hier sitzt ein Musiker am Flügel, der
sämtliche Anforderungen großen Klavierspiels zusammenbringt. Sein
Debütalbum, das live in St. Petersburg entstand, unterstrich diesen
Eindruck. Nun schlägt Li das zweite Kapitel seiner Diskografie auf:
mit Tschaikowskys erstem Klavierkonzert und Solowerken von Franz
Liszt.

VÖ: 18. Oktober 2019 - CD 0190295379575

auch digital erhältlich


Sir Simon Rattle dirigiert das Freiburger Barockorchester
und den Chor der Staatsoper Unter den Linden

Die französische Barockoper Hippolyte et Aricie entführt ihre Zuhörer
in eine Welt der Wunder mit herrlichen Tanz- und Chorszenen und
erstaunlich vielfältigen musikalischen Formen.Philippe Rameau, ein
französischer Zeitgenosse von Bach und Händel, revolutionierte die
Musik seiner Zeit mit seiner radikal neuen, manchmal eigenwilligen
Harmonik, dem außergewöhnlich farbigen und komplexen Orchestersatz,
unterschiedlichen Rhythmen und hoher dramatischer Intensität.

Herausragende Besetzung: Anna Prohaska (Aricie), Magdalena
Kožená (Phèdre) · Elsa Dreisig (Diane), Reinoud Van Mechelen
(Hippolyte), Gyula Orendt (Thésée), Peter Rose (Pluto, Jupiter),
Roman Trekel (Tisiphone)

VÖ: 04. Oktober 2019 - 2 DVDs 880242643186, Blu-Ray 880242643148


Das Weihnachtsoratorium unter der Leitung von Ton
Koopman

Das diesjährige Doppeljubiläum des niederländischen
Alte-Musik-Pioniers Ton Koopman und seines Amsterdam Baroque
Orchestra ist eine gute Gelegenheit, an seine bedeutendsten Aufnahmen
zu erinnern. Bietet die 10-CD-Box Ton Koopman - A Baroque Master
einen großen Überblick über die vielseitige Diskografie des vor 75
Jahren geborenen Musikers und seines 40 Jahre alten Orchesters, so
steht eine Einspielung singulär als Referenzaufnahme seit über 20
Jahren in den Katalogen: Sein 1996 erstmals erschienenes
Weihnachtsoratorium mit einer wahren Traumbesetzung.

VÖ: 11. Oktober 2019 - 2 CDs 0190295392789


Weihnachten mit Herman van Veen & Ton Koopman

Wenn größte Kontraste aufeinandertreffen, entstehen auch die größten
kreativen Funken: der Niederländer Herman van Veen ist berühmt als
Liedermacher (Ich hab' ein zärtliches Gefühl), Clown, Dichter und
Erfinder der Comic-Ente Alfred Jodocus Kwak. Sein Landsmann Ton
Koopman dagegen gilt als Alte-Musik-Pionier der ernsten Muse - als
großer Bach-Interpret und Wiederentdecker barocker Partituren. Beide
trafen sich schon vor 25 Jahren zu einem außergewöhnlichen
Weihnachtsprojekt, das nun als Wiederveröffentlichung eine zweite
Premiere feiert. Das Album ist einer der originellsten Meilensteine
in der Diskografie von Ton Koopman, der am 2. Oktober seinen 75.
Geburtstag feiert.

VÖ: 11. Oktober 2019 - CD 0190295393120

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/5142: Warner Music Medien Newsletter KW 40 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 40

Hamburg, 2. Oktober 2019



Während uns der Herbst im Nacken sitzt, veröffentlichten Foals Anfang
der Woche das offizielle Musikvideo zu ihrem neuen Track "The
Runner". Damit enthüllten sie in Folge der ersten Single "Black Bull"
und des in der letzten Woche erschienenen Vorab-Tracks "Into The
Surf" nun den dritten Vorboten ihres am 18.10. erscheinenden Albums
"Everything Not Saved Will Be Lost - Part 2". Der Anfang März
veröffentlichte erste Teil des epochalen Doppelalbums setzte indes
neue Maßstäbe und war im UK bereits für einen Mercury Prize
nominiert. Im erneut kinowürdigen Musikvideo [1] zu "The Runner"
sieht sich Frontmann Yannis Philippakis mit seinem Doppelgänger
konfrontiert und kämpft sich durch dystopisch anmutende, surreale
Szenerien, während die Welt um ihn herum - wie auch die unsrige
derzeit - in Flammen aufzugehen erscheint.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

MIST feat. MONET192

Für den Remix seines Megahits "So High (ft. Fredo)" (sieben Wochen
britische Top Ten / über 21 Mio. YouTube-Views) holte sich der
UK-Grime-Star MIST kürzlich den aufstrebenden Deutschrap-Newcomer
Monet192 zur Seite.

Im begleitenden Visualizer-Video [2], der an die Storyline des
Originalvideos anknüpft, rappen MIST, Fredo und Monet192 über ein
Sample von Toni Braxtons "You're Makin' Me High" aus dem Jahr 1996.
Das Sample wurde 2001 bereits von Method Man und Redman für ihren Hit
"How High Part 2" verwendet.

Für Monet192 geht es derzeit weiterhin steil nach oben. Neben einigen
Festivalauftritten machte er zuletzt mit seinen millionenfach
gestreamten Singles "Papi (ft. badmomzjay)" und "T'es pas toi-même"
auf sich aufmerksam.


ELECTRIC GUEST

Das großartige US-Popduo Electric Guest veröffentlicht am 18.10. sein
neues Album "KIN" und legte daraus kürzlich - als weiteren
vielversprechenden Vorboten nach "Dollar" und "More" - seinen neuen
Song "Play With Me" vor.

Im Zentrum des grandios selbstironischen Clips [3] dazu steht, oder
besser liegt, Frontmann Asa Taccone und rekelt sich vor einer
pompösen Villa: "Ich bin in der Ära der übertriebenen,
melodramatischen Musikvideos aufgewachsen, daher ist dies meine
Hommage an die R&B-Videos, die ich als Jugendlicher so sehr
liebte", kommentiert er.

Im November performen Electric Guest live in Deutschland: 26.11.
Hamburg, Molotow | 27.11. Berlin, Musik & Frieden (Blue Room) |
29.11. Erlangen, Puls Festival | 30.11. München, Puls Festival.


CHARLOTTE LAWRENCE

Statt durch eine rosarote sieht die hoch talentierte
US-Singer/Songwriterin Charlotte Lawrence in ihrer neuesten Single
"Navy Blue" [4] die Welt durch eine dunkelblaue Brille. Denn sie
steckt tief in einer zwar leidenschaftlichen, aber ziemlich
ungesunden Beziehung.

"I think we both can't be alone / We got delusions of grandeur,
baby / We're only happy when we're higher than the sun", singt
sie darin mit engelsgleicher Stimme über zarte Gitarren-Klänge, die
im Refrain in zentnerschweres Bass-Pochen übergehen.

"Navy Blue" folgt auf ihre zuvor veröffentlichte Single "Why Do You
Love Me", mit der die in L.A. beheimatete Künstlerin ihr Debüt
feierte und kürzlich auch das Hamburger Publikum live beim Reeperbahn
Festival begeisterte.


GALANTIS

Das international mehrfach preisgekrönte und Grammy-nominierte Duo
Galantis enthüllte vor Kurzem seinen brandneuen Track "Holy Water"
und der ist mit allen Wassern gewaschen, allem voran das hymnische
Instrumental und die herrlich verzerrten Vocals.

Regie beim begleitenden Musikvideo [5] führte Jason Lester, der den
Song mit hypnotisierenden Aufnahmen eines perfekt
durchchoreographierten Synchronschwimm-Balletts paart.

Galantis machten in diesem Jahr erneut mit einer Reihe von
sensationellen Dance-Releases von sich reden, darunter "Bones (ft.
OneRepublic)", "Spaceship (ft. Uffie)" und "Satisfied (ft. MAX)". Im
Herbst geht es für die beiden weiter auf Tour, darunter zwei
ausverkaufte Headliner-Shows im Shrine Auditorium von Los Angeles.


FAY WILDHAGEN

So einfach lässt sich die erst 26-jährige norwegische
Singer/Songwriterin Fay Wildhagen in keine Genreschublade packen.
2015 veröffentlichte sie ihr von der Kritik gefeiertes Debütalbum
"Snow" und war in ihrer Heimat als "Newcomerin des Jahres" für einen
Spellmannprisen nominiert. 2018 legte sie u.a. mit "Borders" nach.

Ihre zartgliedrigen, melancholischen und gitarrenbetonten
Kompositionen ziehen Zuhörer sofort in ihren Bann und auch in ihren
Texten schreckt Fay Wildhagen nicht davor zurück, ihre
Verletzlichkeit zu offenbaren.

Anfang September spielte sie eine Headliner-Show im Londoner The
Lexington und veröffentlichte zeitgleich ihren wunderbar eingängigen
Song "different" - hier [6] im Lyric Video zu hören.


CONOR MAYNARD

2012 veröffentlichte Conor Maynard sein Debütalbum "Contrast", das
auf Anhieb Platz #1 der Charts erreichte und zahlreiche Hit-Singles
beinhaltete. Mit über zwei Milliarden Streams zählt er ohne Zweifel
zu den größten Erfolgsgeschichten im UK-Pop und feierte diesen Sommer
mit "Hate How Much I Love You" seine Rückkehr.

Kurz darauf lieferte der Sonnyboy mit "Not Over You" eine weitere
freche Kostprobe seines neuen Materials, samt eines äußerst
unterhaltsamen Musikvideos [7].

In Kürze ist Conor Maynard hierzulande live zu erleben. "Danke,
dass ihr euch so lange geduldet habt. Ich liebe euch alle und kann es
kaum erwarten, euch auf der Tour zu sehen", freut er sich: 09.10.
Berlin, Columbia Theater | 10.10. München, Technikum | 12.10. Köln,
Kantine.


TRACK OF THE WEEK • PAULO LONDRA - Party (ft. A Boogie
Wit Da Hoodie)

Latin-Shootingstar Paulo Londra und US-Rapper A Boogie Wit Da Hoodie
haben allen Grund zum Feiern und stellen das im Musikvideo [8] zu
ihrer jüngst veröffentlichten Kollabo-Single "Party" eindrucksvoll
unter Beweis. Die beiden Musiker schrieben den eingängigen Track
gemeinsam mit Paulos Stammproduzent Ovy On The Drums und stoßen damit
auf ihre jüngsten Erfolge an. Mit seinem Debütalbum "Homerun"
erzielte Paulo Londra nach weniger als einem Monat bereits über eine
Milliarde Streams und war mit "Nothing On You" bereits auf dem
aktuellen Ed-Sheeran-Album "No.6 Collaborations Project" vertreten. A
Boogie Wit Da Hoodie veröffentlichte vor Kurzem mit "Mood Swings" die
erste Single seines kommenden dritten Albums "Artist 2.0", das auf
seinen Gold-veredelten zweiten Longplayer "HOODIE SZN" folgt.



[1] http://click.email.artistarena.com/?qs=71dbd403ae0807b1ca4e08d150523d7f0162f5ab051c6a808be4e6e1faa99831190e005fb6f7c4079f6ab131ba314827

[2] http://click.email.artistarena.com/?qs=71dbd403ae0807b12817a134c588f04c230ba51e912866c000d8ea1fef6eb99c5f2809d5030633f74bae1ee8b59052da

[3] http://click.email.artistarena.com/?qs=71dbd403ae0807b17946f25668120b23709e4cc3bc1104bbbc1a43a705185bfbb8856fe3761bb1dae5c02fb134b87c4d

[4] http://click.email.artistarena.com/?qs=71dbd403ae0807b1423aa38f2a27f18385eb23c6d0f020825042f05fe5fe1cd3f6158cb7eeb22e770653ee9362474d9e

[5] http://click.email.artistarena.com/?qs=71dbd403ae0807b17530a67d2e359ca0e6f8c54d4981d2ae65596c73a422459ea7e10bc133c7e1509c377214d35d852a

[6] http://click.email.artistarena.com/?qs=71dbd403ae0807b1695e40843b72ee0a26ea3b4197443d76225a5ca58c4e722ffb15cfe237faec3c4caf03a55f40e57d

[7] http://click.email.artistarena.com/?qs=71dbd403ae0807b1cacb1bbbe78c213a0f2c3fea20733efc8ca83014aadc6c1569f4a196a429ab296e1c927fd9f132c2

[8] http://click.email.artistarena.com/?qs=71dbd403ae0807b12d71f27b1b5aea6a2cb3e1b0065430bbac62e1b72f760be939093370077261f0cdc91e122cfe338e

 * 
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AUSLAND/9182: Aus aller Welt - 04.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Machtkampf zwischen Staatschef und Parlament in Peru

Im Zuge eines erbitterten Machtkampfs zwischen Präsident und
Parlament in Peru löste Staatschef Martín Vizcarra am Montag den
Kongreß auf und kündigte vorgezogene Neuwahlen an. Am Donnerstag
ernannte der Staatschef nun eine neue Regierung. Diese besteht aus 19
Ministern, darunter acht Frauen. Das von Anhängern des früheren
Präsidenten Alberto Fujimori kontrollierte Parlament hatte zuvor
versucht, neue Regeln für die Besetzung des Verfassungsgerichts
aufzustellen und Richter, denen zum Teil kriminelle Handlungen
vorgeworfen werden, einzusetzen. Vizcarra warf dem Kongreß daraufhin
vor, seine Bemühungen im Kampf gegen die Korruption auszubremsen.
Viele Abgeordnete wollten ihre eigenen Pfründe schützen.

4. Oktober 2019
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JUSTIZ/9182: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bewaffneter Überfall auf Supermarkt

Nach einem bewaffneten Überfall auf einen Supermarkt am Freitagmorgen
in Altentreptow (Mecklenburg-Vorpommern) fahndet die Polizei nach den
beiden Räubern. Nach bisherigen Kenntnissen der Ermittler zwangen die
maskierten Männer zwei Mitarbeiterinnen mit vorgehaltenen Pistolen
den Tresor zu öffnen. Daraus entwendeten sie einen fünfstelligen
Geldbetrag und flüchteten anschließend durch die hintere Eingangstür
des Discounters. Die beiden Angestellten erlitten einen Schock und
mußten medizinisch behandelt werden.

4. Oktober 2019
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MILITÄR/9179: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Tote bei Gefechten in Mali

Bei heftigen Gefechten zwischen Regierungstruppen und Rebellen im
Süden von Mali sind nach Informationen von Verteidigungsminister
Ibrahima Dahirou Dembélé mindestens 50 Kämpfer auf beiden Seiten
getötet worden. 60 Soldaten würden vermißt. Ziel der Rebellenangriffe
waren demnach die Militärbasen in Mondoro und Boulikessi, wo auch die
regionale G5-Sahel-Truppe stationiert ist.

4. Oktober 2019
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POLITIK/9181: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Keine Bewegung in der Debatte über Grundrente

Im anhaltenden Streit um die Grundrente plädiert die
Interimsvorsitzende der SPD, Malu Dreyer, für einen raschen Abschluß
der Verhandlungen mit der Union. Es wäre ein gutes Signal, wenn die
große Koalition sich da jetzt sehr schnell einig werde, sagte Dreyer
der Deutschen Presse-Agentur. Die Union beharrt darauf, daß vor
Auszahlung des geplanten Aufschlags auf kleine Renten geprüft wird,
ob die Betroffenen wirklich bedürftig sind. Arbeitsminister Hubertus
Heil (SPD) lehnt eine Befürftigkeitsprüfung, wie sie auch im
Koalitionsvertrag vorgesehen ist, ab.

4. Oktober 2019
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SONSTIGES/9179: Tragisches und Kurioses - 04.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Transportflugzeug in der Ukraine abgestürzt

Eine Bruchlandung nahe der westukrainischen Stadt Lwiw (Lemberg)
forderte am Freitagmorgen fünf Menschenleben. Wie der
Infrastrukturminister des Landes, Wladislaw Kriklij, mitteilte, war
die viermotorige ukrainische Transportmaschine des Typs Antonow-12
während des Landeanflugs auf den Flughafen von Lwiw über ein
bewaldetes Gebiet abgestürzt. Ein Pilotenfehler oder unzureichender
Treibstoff könnten die Ursache für das Unglück sein.

4. Oktober 2019
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WISSENSCHAFT/8264: Aus Forschung und Technik - 04.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Roboterarm des NASA-Landers soll Marsmaulwurf stabilisieren

Forscher des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) und des
Jet Propulsion Laboratory der NASA wollen die Zwangspause der
deutschen Raumsonde HP3 mit einer neuen Vorgehensweise beenden. Ende
Februar mußte der sogenannte Marsmaulwurf eine Hammerpause einlegen,
nachdem er auf einen starken Widerstand gestoßen war. Die kleine
Sonde wurde dadurch um etwa 15 Grad geneigt. Nun soll die
Roboterarmschaufel des neben der stabförmigen Rammsonde stehenden
NASA-Landers den Maulwurf gegen eine kleine Kraterwand drücken, die
sich um die Sonde bildete. Ziel sei es, HP3 genügend Halt für das
weitere Eindringen in den Marsboden zu geben, teilte das DLR in Köln
mit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8278: Aus aller Welt - 04.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Ecuador im Ausnahmezustand

Die Regierung Ecuadors hat im Rahmen von Strukturreformen am Dienstag
die seit 40 Jahren bestehenden Subventionen für Benzin und Diesel
gestrichen, um an einen Kredit des Internationalen Währungsfonds
(IWF) in Höhe von 4,2 Milliarden Dollar heranzukommen. Außerdem wurde
der Kündigungsschutz aufgeweicht. Anschließend stiegen in dem
südamerikanischen Land der Benzinpreis um 25 und der Dieselpreis um
100 Prozent. Aus Protest gegen die hohen Treibstoffpreise und die
Regierung in Quito gingen die Menschen auf die Straße.
Lastwagenfahrer blockierten am Donnerstag viele Fernstraßen. Bei
Krawallen wurden Hunderte festgenommen. Präsident Lenín Moreno
ordnete nach einer Kabinettssitzung noch am selben Tag den
landesweiten Ausnahmezustand für zunächst zwei Monate an. Dieser kann
noch einmal um einen Monat verlängert werden. Moreno zufolge haben
die staatlichen Treibstoffsubventionen dem Land sehr geschadet, weil
sie für eine Verzerrung der Wirtschaft sorgten. Unter Berufung auf
den Ausnahmezustand kann die Regierung in Quito unter anderem die
Medien zensieren, die Bewegungsfreiheit der Bürger einschränken,
Soldaten auf öffentlichen Plätzen positionieren sowie Häfen,
Flughäfen und Grenzen schließen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8233: Medizin und Gesundheitswesen - 04.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Erste Hilfe: Nur jeder Fünfte ist bereit

Jahr für Jahr erleiden rund 50.000 Bundesbürger einen Herzstillstand.
Da zählt jede Sekunde, damit sie dem Tod von der Schippe springen
können. Gleiches gilt für Unfallopfer. Eigentlich sollte man glauben,
daß die Bundesbürger durch Erste-Hilfe-Kurse auf Notfallsituationen
ausreichend vorbereitet werden. Offenbar ein Irrtum. Umfragen
zeigten, daß sich nur rund 20 Prozent der Bundesbürger zum Überleben
notwendige Maßnahmen bei Unfallopfern zutrauen. Bei Atemstillstand
eines Verletzten würden nur 22 Prozent beatmen, 21 Prozent eine
starke Blutung stillen und 19 Prozent eine Herzdruckmassage machen.
Eine besonders große Unsicherheit zeigte sich im Umgang mit
Defibrillatoren. Nur etwa die Hälfte der Befragten würde sich
zutrauen, dieses Gerät zur Überwindung eines Herzstillstandes
einzusetzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8266: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Vermummungsverbot in Hongkong unter Notstandsgesetzgebung

Die Regierung der chinesischen Sonderverwaltungszone Hongkong hat
unter Berufung auf ein Notstandsgesetz aus der britischen
Kolonialzeit ein umgehend in Kraft getretenes Vermummungsverbot
erlassen. Die gesetzgebende Kammer mußte dazu nicht befragt werden.
Der auch in Deutschland bekannte Aktivist Joshua Wong äußerte über
Twitter die Befürchtung, Hongkong könne sich zum Polizeistaat
entwickeln. Bei den bereits über Monate gehenden Protestaktionen in
der ehemaligen Kronkolonie gegen die aus Peking kontrollierte
Verwaltung von Regierungschefin Carrie Lam tragen Demonstranten und
Demonstrantinnen häufig Atemmasken, Gasmasken und andere Masken, um
sich vor dem Tränengas der Ordnungskräfte sowie der Identifikation
durch automatische Gesichtserkennungssysteme zu schützen. Ab diesem
Samstag soll das nicht mehr zulässig sein. Das Vermummungsverbot gilt
für Ansammlungen von fünf und mehr Personen. Bei Verstößen dagegen
drohen Haftstrafen bis maximal ein Jahr. Lam erklärte der Presse am
Freitag, das Notstandsgesetz ermögliche es den Behörden, Anordnungen
im öffentlichen Interesse zu erlassen. Der nicht formell ausgerufene
Notstand soll sich nicht auf die ganze Stadt erstrecken. Während des
Notstands können allerdings Medien zensiert und Kommunikationsnetze
abgeschaltet werden. Verhaftungen und Bestrafung, Hausdurchsuchungen
und Beschlagnahmungen wurden erleichtert. Das Parlament soll am 16.
Oktober die Regierungsanordnung in ein Gesetz umsetzen.

Großbritannien hatte für seine Kolonie 1922 ein Gesetz für Notfälle
und bei öffentlicher Gefahr erlassen, welches alsbald bei der
Niederschlagung eines Streiks von Seeleuten zur Anwendung kam. 1967
wurde das Notstandsgesetz erneut aktiviert, um den Protest
kommunistischer Kräfte gegen die Kolonialherrschaft zu unterdrücken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8188: Sprache, Kunst und Medium - 04.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Banksy zeigt, was er vom britischen Unterhaus hält

Vor zehn Jahren hat der britische Street-Art-Künstler Banksy ein
großformatiges Gemälde mit dem Titel "Question Time" (Fragestunde)
geschaffen, bei dem er die zur Sitzung erschienenen Mitglieder des
Londoner Unterhauses durch Schimpansen ersetzte.

Da sich seit damals am Gebaren der Akteure kaum etwas geändert hat,
und angesichts der Brexit-Debatten, entschloß sich der Künstler nach
geringfügigen Veränderungen, die etwa 2,5 mal vier Meter große
Leinwand in "Devolved Parlament" (Dezentralisiertes Parlament)
umzubenennen und vom Sotheby's versteigern zu lassen. Im März war das
Gemälde noch bei einer Ausstellung in Bristol zu sehen gewesen. Laut
Deutschlandfunk Kultur erwarb gestern ein anonymer Bieter "den
Schinken" für umgerechnet gut 11 Millionen Euro.

Banksy, der nach wie vor auf seine Anonymität besteht, ist längst ein
gemachter Mann, wie es so schön heißt. Dennoch kritisiert er den
Kunstmarkt und die Tatsache, daß so viele Kulturgüter privatisiert und
so der Allgemeinheit entzogen werden. Auch seinem Bild trauert er
nach.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8255: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Ukraine soll US-Lenkwaffensystem Javelin bekommen

Die US-Regierung hat den Verkauf von 150 Lenkwaffensystemen Javelin
der Kriegswaffenhersteller Raytheon und Lockheed Martin an die
Ukraine genehmigt. Das Statedepartment begründete die Entscheidung
mit dem nationalen Interesse der USA und der Unterstützung der
Ukraine bei der Verteidigung ihre territorialen Unversehrtheit. Der
ukrainische Präsident Selenskyj hatte sich die Lieferung der
Panzerabwehr-Lenkraketen Ende Juli von US-Präsident Trump erbeten.
Das Außenministerium in Washington gab den Preis des Pakets mit 39,2
Millionen Dollar an. Dazu gehören unter anderem Kontroll- und
Starteinheiten sowie Serviceleistungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8269: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Rot-Schwarz in Erfurt wohl doch keine Option

Am 27. Oktober wird in Thüringen ein neuer Landtag gewählt. Die
Linke, die seit fünf Jahren zusammen mit der SPD und den Grünen bei
einer Stimme Mehrheit regiert, hat gute Chancen, wieder stärkste
Kraft im Land zu werden und sogar Stimmen hinzuzugewinnen. Aber
voraussichtlich werden ihr die starken Partner fehlen.

Der ehemalige Bundespräsident Joachim Gauck hat bei RTL die Arbeit
von Thüringens Ministerpräsidenten Bodo Ramelow ohne Namensnennung
lobend hervorgehoben und betont, daß der aus der gewerkschaftlichen
Tradition stammende Linke gezeigt hat, daß er der Gesellschaft nicht
schadet. Deswegen, so Gauck, könnte die CDU ruhig mal hinschauen, ob
sie sich parteipolitisch weiterhin von Der Linken abgrenzen müsse.

Der CDU-Generalsekretär Raymond Walk jedoch schloß am Freitag ein
Bündnis mit der seinen Worten zufolge in weiten Teilen radikalen
Partei aus. Er hielt Der Linken vor, weiterhin den Umbau der
Gesellschaft in Richtung Sozialismus zu betreiben und ihre Wurzel in
der mehrfach gehäuteten SED zu haben. Walk kann sich bei seiner
Positionierung auf den Beschluß eines CDU-Bundesparteitags berufen,
wonach die Partei weder mit Der Linken noch mit der AfD in
irgendeiner Form zusammenarbeiten wird.

In einem Interview von t-online.de ging Ramelow am Freitag mit keinem
Wort auf die Vorstellungen von Gauck ein. Der Landeschef erinnerte
daran, daß seine Regierung in Umfragen so gut wie noch nie dasteht
und den höchsten Sympathiewert aller ostdeutschen Landesregierungen
hat. Demnach sind 56 Prozent der Wähler mit der Arbeit der
rot-rot-grünen Koalition zufrieden. Ramelow würde diese auch als
Minderheitsregierung fortsetzen. Sowieso hat er nach eigenen Angaben
bei allen gewonnenen Abstimmungen im Landtag Stimmen der Opposition
auf seiner Seite gehabt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8238: Tragisches und Kurioses - 04.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Bahn testet weiß gestrichene Gleise

Die Deutsche Bahn erhofft sich durch die Bemalung der Schienen mit
weißer Farbe eine Minderung der Temperaturen in den Gleisbetten. Für
Versuche wurden Teilstücke ausgesucht, die viel befahren werden und
der Sonneneinstrahlung stark ausgesetzt sind.

Laut NDR Niedersachsen hatte es zuvor mehrere vielversprechende Tests
im Sommer auf unbefahrenen Gleisen gegeben. Nun wurde der Anstrich
erstmals im laufenden Betrieb in Nordhessen untersucht, teilte das
Unternehmen in Frankfurt/Main mit.

Da sich Stahl bei extremen Temperaturen ausdehnt, könnten sich
Schienen im schlimmsten Fall verformen. Bisherige Versuche hätten aber
gezeigt, daß sich weiße Gleise nicht so stark aufheizen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8267: Arbeit, Soziales und Familie - 04.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Rund 6,7 Millionen Langstreckenpendler in Deutschland

Das Statistische Bundesamt in Wiesbaden gibt die Zahl der Bürger,
welche in ihrer Steuererklärung Arbeitswege von mehr als 20
Kilometern angaben, mit rund 6,7 Millionen an. 86 Prozent der
Langstreckenpendler legten mindestens eine Teilstrecke mit dem Auto
zurück. Die Zahlen betreffen das Jahr 2015. Eine neuere Lohn- und
Einkommensteuerstatistik liegt nicht vor. Wegen des
Ermittlungsverfahrens wurden mitveranlagte Ehe- und Lebenspartner
nicht als weitere Pendler registriert. Die Bundesregierung will im
Rahmen ihrer Klimastrategie Langstreckenpendler ab 2021 mit 35 statt
bislang 30 Cent pro Kilometer Arbeitsweg entlasten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8244: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Mikroplastik belastet auch Vögel und Fledermäuse

Nicht bloß Fische werden durch Mikroplastik belastet, gleiches gilt
für Vögel, Fledermäuse und Spinnen. Nach Ansicht von Forschern um
Amanda Callaghan von der britischen University of Reading gelangen
die winzigen Kunststoffstückchen in großer Menge in die Tiere, indem
sie Mückenlarven fressen, die zuvor Mikroplastikpartikel aufgenommen
hatten. Da Mikroplastik kaum ausgeschieden wird, weisen zudem auch
erwachsene, fliegende Insekten eine recht hohe Konzentration von
Mikroplastik auf. Dieses wird von deren Freßfeinden - Vögel,
Fledermäuse und Spinnen - aufgenommen und sodann im Körper
angereichert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8255: Märkte und Finanzen - 04.10.2019 (SB)




VOM TAGE



HP baut Tausende von Arbeitsplätzen ab

Der Computer- und Druckerhersteller Hewlett-Packard (HP) wird unter
dem künftigen Vorstandsvorsitzenden Enrique Lores innerhalb von drei
Jahren weltweit 7000 bis 9000 Mitarbeiter entlassen oder vorzeitig in
Rente schicken. Im vergangenen Jahr hatte HP die Zahl seiner
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit 55.000 angegeben. Das
US-Unternehmen soll jährlich eine Milliarde Dollar einsparen, wobei
die geplanten Umstrukturierungen bis zum Ende des Geschäftsjahrs 2022
mit einer Milliarde Dollar zu Buche schlagen werden. Lores, der
seinen Posten Anfang November antritt, will künftig mehr Gewicht auf
Dienstleistungen legen. 2015 hatte HP sein Software- und
Cloud-Geschäft an HP Enterprise (HPE) übertragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8267: Aus Forschung und Technik - 04.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Sprachanalysesystem für Alexxa

Amazon drückt beim digitalen Sprachassistenten Alexxa kräftig auf
die Tube. So soll er künftig an der Stimmlage erkennen, ob jemand zum
Beispiel gerade eine Erkältung hat. Es versteht sich von selbst, daß
Alexxa dann aktiv Waren aus dem Amazon-Sortiment vorschlägt, mit
denen jene Erkältung bekämpft werden kann. Auf jeden Fall hat das
Unternehmen sich das Patent auf eine Technologie zur Stimmenanalyse
gesichert. Diese kann natürlich statt Krankheiten auch emotionale
Zustände wie Freude, Angst, Niedergeschlagenheit oder Streß erkennen
… und daraufhin entsprechende Waren anbieten.
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PLANET/691: Mission InSight - Ein neuer Anlauf für den ersten "Maulwurf" auf dem Mars (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 3.10.2019

Mission InSight: 

Ein neuer Anlauf für den ersten "Maulwurf" auf dem Mars



Nur fünf Zentimeter des Marsmaulwurfs ragen noch aus dem Boden heraus,
während dieser zunächst 35 Zentimeter in den Boden eindringen konnte. Dabei
hat sich ein kleiner Krater um den Schaft gebildet, wodurch die kleine
Rammsonde zu wenig seitliche Reibung erfährt, um tiefer einzudringen. Erste
Versuche, mit der Schaufel am Arm des InSight-Landers das "Maulwurfloch" zu
verfüllen, scheiterten an der harten Oberflächenkruste. Nun nehmen die
Forscher des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) und des Jet
Propulsion Laboratory der NASA einen neuen Anlauf. Sie planen, den
Marsmaulwurf seitlich mit der Schaufel des robotischen Arms gegen die
Kraterwand zu drücken, um diesem genug Halt und Reibung für das weitere
Eindringen zu geben.

"Bei einer Tiefe von 35 Zentimetern hatte der Maulwurf die Führungsfedern
des Gehäuses verlassen und sich dann aufgrund unzureichender Bodenreibung
im Kreis gedreht, ohne weiter vorzudringen", erklärt Prof. Tilman Spohn vom
DLR-Institut für Planetenforschung und wissenschaftlicher Leiter des 
HP³-Experiments. "Durch seitlichen Druck der Schaufel des robotischen Arms
wollen wir nun versuchen, ihm diese fehlende Reibung zu geben." Der
Marsmaulwurf funktioniert wie ein selbstschlagender Nagel, dessen Rückstoß
durch Reibung aufgefangen werden muss.

Im Juni 2019 hatten die Forscher zunächst die Stützstruktur des
HP³-Experiments (Heat Flow and Physical Properties Package) entfernt und
damit den Blick auf den Marsmaulwurf freigelegt. "Es zeigte sich, dass
offenbar eine feste Kruste von etwa zehn Zentimetern zementierten Sands
über recht lockerem Sand liegt", sagt Tilman Spohn und erklärt dies in
seinem Logbuch zur Mission. Im Juli und August 2019 folgten Versuche, das
Loch um den Marsmaulwurf mit der flachen Schaufel und dann mit der Spitze
der Schaufel des robotischen Arms einzudrücken. Doch die Kruste stellte
sich als zu widerstandsfähig heraus.

Die nun verfolgte Taktik, die das Team als "Pinning" bezeichnet, wird in
den kommenden Wochen auf dem Mars durchgeführt. Dabei wird der Maulwurf
erneut hämmern, unterstützt durch den seitlichen Druck des Arms. Die
Technik kann allerdings vorab nicht vollständig auf der Erde getestet
werden. Das JPL in Kalifornien hat eine funktionierende Nachbildung der
InSight-Sonde in einem Testfeld aufgebaut, wo ebenfalls ein Nachbau des 
HP³-Experiments des DLR installiert ist. Dort können Bewegungen des robotischen
Arms geübt werden, aber die Wissenschaftler können den Boden nicht
vollständig replizieren, ohne weitere Informationen über seine Bildung und
Zusammensetzung zu haben. "Wir wissen nur so viel über den Boden, wie uns
die Bilder zeigen", sagt Spohn.

Das Forscherteam denkt bereits darüber nach, welche zukünftigen Schritte
noch alternativ unternommen werden könnten. Eine weitere Möglichkeit ist
die Verwendung der Schaufel, um Oberflächenmaterial in das Loch zu kratzen,
anstatt zu versuchen, dieses zu komprimieren. Ein Problem für jede Lösung
ist der Roboterarm selbst. Er ist so konzipiert, dass er mit möglichst
wenig Gewicht und Stromverbrauch auf InSight mitreisen konnte, um auf dem
Mars die Experimente auszusetzen. Er bewegt sich vorsichtig und stoppt jede
Bewegung, die bestimmte Parameter überschreiten. Das kann vieles
beinhalten, von einem Gelenkmotor mit zu viel Spannung bis hin zu einer
unzureichenden Erwärmung. Im Gegensatz zum Roboterarm des NASA-Rovers
Curiosity hat er keine Kraftsensoren, sodass er nicht erkennen kann, wie
viel Kraft er ausübt, und er kann nicht kontinuierlich drücken. "Wir werden
den Arm anweisen, über seine vorgesehenen Parameter hinaus zu agieren",
sagt Ashitey Trebi-Ollennu, leitender Ingenieur des Roboterarms am JPL. "Er
kann aber nicht so auf den Marsmaulwurf drücken, wie es ein Mensch könnte.
Es wäre einfacher, wenn er es könnte, aber das ist einfach nicht der Arm,
den wir haben."

Das HP³-Instrument auf der NASA-Mission InSight

Die Mission InSight wird vom Jet Propulsion Laboratory (JPL) in Pasadena,
Kalifornien, im Auftrag des Wissenschaftsdirektorats der NASA durchgeführt.
InSight ist eine Mission des NASA-Discovery-Programms. Das DLR steuert zur
Mission das Experiment HP³ (Heat Flow and Physical Properties Package) bei.
Die wissenschaftliche Leitung liegt beim DLR-Institut für
Planetenforschung, welches das Experiment federführend in Zusammenarbeit
mit den DLR-Instituten für Raumfahrtsysteme, Optische Sensorsysteme,
Raumflugbetrieb und Astronautentraining, Faserverbundleichtbau und
Adaptronik, Systemdynamik und Regelungstechnik sowie Robotik und
Mechatronik entwickelt und realisiert hat. Daneben sind beteiligte
industrielle Partner: Astronika und CBK Space Research Centre, Magson und
Sonaca, das Institut für Photonische Technologie (IPHT) sowie die 
Astro- und Feinwerktechnik Adlershof GmbH. Wissenschaftliche Partner sind das ÖAW
Institut für Weltraumforschung und die Universität Kaiserslautern. Der
Betrieb von HP³� erfolgt durch das Nutzerzentrum für Weltraumexperimente
(MUSC) des DLR in Köln. Darüber hinaus hat das DLR Raumfahrtmanagement mit
Mitteln des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie einen Beitrag des
Max-Planck-Instituts für Sonnensystemforschung zum französischen
Hauptinstrument SEIS (Seismic Experiment for Interior Structure) gefördert.

Ausführliche Informationen zur Mission InSight und zum Experiment HP³ finden
Sie auf der DLR-Sonderseite zur Mission mit ausführlichen
Hintergrundartikeln sowie in der Animation und der Broschüre zur Mission
und über den Hashtag #MarsMaulwurf auf dem DLR-Twitterkanal. Aktuell
berichtet Prof. Tilman Spohn, leitender Wissenschaftler des HP³-Experiments,
in Blogposts über die Aktivitäten des 'Marsmaulwurfs'.


Den Artikel mit Bild und Kurzvideo finden Sie unter:

https://www.dlr.de/content/de/artikel/news/2019/04/20191003_neuer-anlauf-fuer-maulwurf-auf-dem-mars.html
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MELDUNG/599: Fossiler Fisch gibt neue Einsichten in die Evolution (idw)


Universität Wien - 02.10.2019

Fossiler Fisch gibt neue Einsichten in die Evolution

"Experiment der Natur" nach Massen-Artensterben der Kreidezeit



Ein internationales Forschungsteam unter der Leitung von Giuseppe Marramà
vom Institut für Paläontologie der Universität Wien entdeckte einen neuen
und ausgezeichnet erhaltenen fossilen Stachelrochen mit einer
außergewöhnlichen Anatomie, die sich stark von modernen Arten
unterscheidet. Der Fund liefert neue Erkenntnisse über die Evolution des
Tieres, aber auch über die Erholung mariner Ökosysteme nach dem großen
Massensterben vor 66 Millionen Jahren. Die Studie wurde kürzlich in der
Fachzeitschrift Scientific Reports veröffentlicht.

Stachelrochen (Myliobatiformes) sind eine sehr diverse Gruppe von
Knorpelfischen, zu denen auch die Haie gehören, die für ihre giftigen und
gezähnelten Schwanzstacheln bekannt sind, die sie gegen andere Raubfische,
vereinzelt auch gegen Menschen einsetzen. Die Fische haben eine
abgerundete oder flügelartige Brustscheibe und einen langen,
peitschenartigen Schwanz, der einen oder mehrere gezackte und giftige
Stachel trägt.

Fossile Überreste von Stachelrochen sind sehr häufig, vor allem deren
isolierte Zähne. Vollständige Skelette jedoch gibt es nur von wenigen
ausgestorbenen Arten an einigen besonderen Fossilfundstellen. Unter diesen
ist Monte Bolca im nordöstlichen Italien eine der bekanntesten. Bisher
wurden dort mehr als 230 Arten von Fischen entdeckt, die vor etwa 50
Millionen Jahre im sogenannten Eozän in einer tropisch marinen
Küstenumgebung in Verbindung mit Korallenriffen lebten, ähnlich dem
heutigen Great Barrier Reef in Australien.

Der dort entdeckte fossile Stachelrochen hat einen flachen Körper und die
Brustscheibe mit den Brustflossen ist eiförmig. Auffällig ist der extrem
kurze Schwanz, der nicht wie bei den übrigen Stachelrochen verlängert ist
und aus der Körperscheibe herausragt. Dieser Bauplan ist bislang von
keinem anderen fossilen oder lebenden Stachelrochen bekannt. Da dieses
Tier einzigartig und eigenartig ist, nannten die Forscher den neuen
Stachelrochen Lessiniabatis aenigmatica, was "bizarrer Rochen aus
Lessinia" (die Region Italiens, in der sich Bolca befindet) bedeutet.

Mehr als 70 Prozent der Organismen auf der Erde wie Dinosaurier,
Meeresreptilien, mehrere Säugetiergruppen, zahlreiche Vögel, Fische und
Wirbellose verschwanden während des fünftgrößten Aussterbeevents in der
Erdgeschichte, das vor etwa 66 Millionen Jahren am Ende der Kreidezeit
stattfand. Die Zeit nach diesem Ereignis ist in den Weltmeeren durch die
Entstehung und Diversifizierung neuer Arten und ganzer Gruppen sowohl von
Knochen- als auch Knorpelfischen (Haie und Rochen) gekennzeichnet, die die
freigewordenen ökologischen Nischen neu besetzten.

Dabei experimentierten die neuen Arten manchmal auch mit eigenwilligen
Körperbauplänen und neuen ökologischen Strategien. "Aus dieser Perspektive
ist die Entstehung eines neuen Körperbauplans bei einem 50 Millionen Jahre
alten Stachelrochen wie Lessiniabatis aenigmatica besonders faszinierend,
wenn man ihn im Kontext der zeitgleichen und umfangreichen
Diversifizierung sowie Entstehung neuer anatomischer Merkmale innerhalb
mehrerer Fischgruppen betrachtet. Lessiniabatis aenigmatica kann daher als
ein kurzfristiges Experiment der Evolution in einer Zeit angesehen werden,
als sich das Leben nach dem Aussterbeereignis am Ende der Kreidezeit
langsam wieder erholte", so Giuseppe Marramà.


Publikation in Scientific Reports:

Marramà G., Carnevale G., Giusberti L., Naylor G., Kriwet J. 2019.

A bizarre Eocene dasyatoid batomorph (Elasmobranchii, Myliobatiformes) from
the Bolca Lagerstätte (Italy) reveals a new, extinct body plan for
stingrays.

Scientific Reports.

doi: 10.1038/s41598-019-50544-y

https://www.nature.com/articles/s41598-019-50544-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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VULKANISMUS/093: Frühe Warnsignale vor fatalem Kollaps des Krakatau-Vulkans (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 01.10.2019

Frühe Warnsignale vor fatalem Kollaps des Krakatau-Vulkans



Am 22. Dezember 2018 stürzte eine Flanke des Anak Krakatau in die
Sundastraße zwischen den indonesischen Inseln Sumatra und Java und löste
einen Tsunami aus, durch den 430 Menschen starben. Ein von Thomas Walter
vom Deutschen GeoForschungsZentrum GFZ in Potsdam geleitetes
internationales Forschungsteam hat nun gezeigt, dass der Vulkan vor seinem
Zusammenbruch deutliche Warnzeichen aussendete. Das ergab die Auswertung
vieler unterschiedlicher Daten, die sowohl vom Erdboden als auch von
Drohnen und Satelliten aus erhoben worden waren. Sie zeigten, dass die
Gefahr durch kollabierende Vulkane bislang unterschätzt worden sei. Die
Forschenden wollen die Überwachung von Vulkanen verbessern.

Am 22. Dezember 2018 stürzte eine Flanke des Vulkans Anak Krakatau in die
Sundastraße, eine Meerenge zwischen den indonesischen Inseln Sumatra und
Java und löste einen Tsunami aus, durch den 430 Menschen starben. Ein
internationales Forschungsteam unter der Führung von Thomas Walter vom
Deutschen GeoForschungsZentrum GFZ in Potsdam hat nun gezeigt, dass der
Vulkan vor seinem Zusammenbruch deutliche Warnzeichen aussendete. Das
ergab die Auswertung einer großen Menge unterschiedlicher Daten, die bei
Messungen sowohl vom Erdboden als auch von Drohnen und Satelliten aus
erhoben worden waren. Satellitendaten zeigten beispielsweise schon Monate
vor der Katastrophe eine erhöhte Temperatur und Bodenbewegung an der
südwestlichen Flanke. Zwei Minuten nach einem kleineren Erdbeben zeigten
seismische Daten und niederfrequente Schallwellen dann das plötzliche
Abrutschen eines großen Teils des Vulkans. Dieser Kollaps löste
schließlich den tödlichen Tsunami aus. Die Forschenden wollen mithilfe der
Analyse dieser komplexen Ereigniskaskade die Überwachung und Früherkennung
bei anderen Vulkanen verbessern. Ihre Studie ist im Fachjournal "Nature
Communications" erschienen.

Vulkaninseln wie Anak Krakatau bestehen häufig aus nicht sehr stabilem
Material. Ein Kollaps von Vulkanflanken kommt daher auf diesen Inseln
immer wieder vor, wurde aber bislang nicht exakt vermessen. "Wir konnten
am Krakatau nun zum ersten Mal genauestens beobachten, wie der Abbruch
einer solchen Vulkanflanke vonstattenging und welche Signale diesen
ankündigten", erklärt Thomas Walter, Vulkanologe am GFZ. In ihrer Studie
am Anak Krakatau konnten die Forschenden beispielsweise zeigen, dass die
Bewegung der Südostflanke über Monate in Richtung Meer eine Art Rutschbahn
ausbildete. Das plötzliche beschleunigte Abrutschen der Flanke ins Meer,
der sogenannte Flankenkollaps, habe nur zwei Minuten gedauert, und sei
durch Seismografen und Infraschall-Netzwerke gemessen worden noch bevor
die ersten Ausläufer des Tsunami die Küsten erreicht hatten.

"Wir haben auf eine außergewöhnlich breite methodische Palette
zurückgegriffen: Von der Satellitenbeobachtung bis hin zu bodengestützten
seismischen Daten, vom Infraschall bis hin zu Drohnendaten, von
Temperaturmessungen bis hin zur chemischen Analyse der Eruptionsprodukte",
sagt Thomas Walter. "Der heute nahezu uneingeschränkte Zugang zu
weltweiten Daten war dazu notwendig. Er erlaubte uns in den Tagen nach dem
Tsunami an verschiedenen Standorten in verschiedenen Ländern zeitgleich an
diesem Ereignis zu forschen."

Verbesserte Überwachungssysteme als Ziel

Ähnlich wie beim Anak Krakatau könnten sich solche Ereignisse auch an
anderen Vulkaninseln im Atlantik, Pazifik oder gar im Mittelmeer
ankündigen, auf die die Ergebnisse der Studie dann vermutlich übertragbar
seien, so Walter. "Wir gehen davon aus, dass Tsunami-Frühwarnsysteme auch
Ereignisse berücksichtigen müssen, die durch Rutschungen erzeugt werden.
Man sollte jene Vulkane, die rutschungsgefährdet sind, in die
Überwachungssysteme integrieren."

Der Seismologe Frederik Tilmann vom GFZ und der Freien Universität Berlin
war ebenfalls an der Studie beteiligt. Er sagt, eine besondere
Herausforderung bei der Analyse der Daten sei das ungewöhnliche seismische
Muster des Flankenkollapses gewesen. Anders als bei tektonischen Erdbeben
habe dieses nur zu einem geringen Teil aus hohen Frequenzen um 1 Hertz (1
Schwingung pro Sekunde) bestanden. Stattdessen hätten die Erdbebenwellen
stärkere Anteile im Bereich niedriger Frequenzen bis etwa 0,03 Hertz (1
Schwingung pro 35 Sekunden) enthalten. "Diese Eigenschaft war die Ursache
dafür, dass das Ereignis in keiner Routineauswertung detektiert worden
ist", so Tilmann.

Der Aufwand für Überwachungssysteme lohne sich, da ein Großteil der
Todesopfer an Vulkanen in den vergangenen zwei Jahrhunderten nicht durch
die Ausbrüche selbst, sondern durch Rutschungen und Tsunami umgekommen
seien, so Walter. Die neuen Ergebnisse zeigten, dass die Gefahr durch
kollabierende Vulkane bislang unterschätzt worden sei. Es gelte nun
zunächst die besonders gefährdeten Vulkane zu identifizieren und dort
bestehende Messmethoden durch zusätzliche Sensoren und neue Algorithmen
für die Auswertung zu ergänzen. "Wir sind zuversichtlich, dass sich mit
unseren Erkenntnissen verbesserte Überwachungssysteme entwickeln lassen",
so Walter.


Originalstudie:
Walter, T.R., Haghshenas Haghighi, M., Schneider, F.M. et al., 2019.

Complex hazard cascade culminating in the Anak Krakatau sector collapse.

Nature Communications.

DOI: 10.1038/s41467-019-12284-5

https://dx.doi.org/10.1038/s41467-019-12284-5
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ASTRO/411: Kosmische Kollision erzeugt Neutrino (idw)


Max-Planck-Institut für Radioastronomie - 02.10.2019

Kosmische Kollision erzeugt Neutrino



Das Neutrino-Ereignis IceCube 170922A, entdeckt mit IceCube am Südpol,
ist mit hoher Wahrscheinlichkeit mit der aktiven Galaxie TXS 0506+056 in
11,5 Milliarden Lichtjahren Entfernung assoziiert.
Forscher unter der Leitung von Silke Britzen/MPIfR Bonn haben
hochaufgelöste Radiobeobachtungen von TXS 0506+56 aus den Jahren 2009 bis
2018 untersucht. Das Team erklärt die verstärkte Neutrinoaktivität während
eines früheren Ausbruchs und das mit IceCube nachgewiesene Neutrino durch
einen kosmischen Zusammenstoß innerhalb der Galaxie. Das
Aufeinandertreffen von Materie im Wechselwirkungsbereich des Jets in der
Umgebung eines supermassereichen Schwarzen Lochs könnte das Neutrino
erzeugt haben.




[image: Bild: © IceCube-Kollaboration, MOJAVE, S. Britzen, & M. Zajaček]

TXS 0506+056. Das Neutrino-Ereignis IceCube 170922A ist sehr
wahrscheinlich im Wechselwirkungsbereich zweier Jetrichtungen in
dieser fernen Galaxie entstanden.

Bild: © IceCube-Kollaboration, MOJAVE, S. Britzen, & M. Zajaček



Am 12. Juli 2018 hat die IceCube-Kollaboration die Entdeckung des ersten
hochenergetischen Neutrinos, IceCube-170922A, bekanntgegeben, das auf
einen Ursprung in großer kosmischer Entfernung zurückgeführt werden
konnte. Während der Ursprung in größerer Entfernung im Kosmos für
Neutrinos schon lange Zeit vermutet wurde, ist dies das erste Mal, das die
Herkunft eines Neutrinos aus einer fernen Galaxie bestätigt werden konnte.
Die "Heimat" des Neutrinos ist ein sogenannter aktiver galaktischer Kern
("Active Galactic Nucleus", AGN), eine Galaxie mit einem supermassereichen
Schwarzen Loch als Zentralquelle. Ein internationales Forscherteam konnte
nun den Entstehungsprozess für dieses Neutrino aufklären und fand den
entsprechenden Vorgang zu einem Teilchenbeschleuniger auf der Erde: ein
kosmischer Zusammenstoß von Materie aus Teilchenstrahlen oder Jets.

Aktive galaktische Kerne sind die energiereichsten Objekte in unserem
Universum. Angetrieben durch supermassereiche Schwarze Löcher wird Materie
auf die Zentralquelle akkretiert und Teilchenstrahlen bzw. Plasmaströme
(sogenannte Jets) werden in den intergalaktischen Raum hinausgeschleudert.
BL-Lac-Objekte (benannt nach dem Prototyp BL Lacertae im Sternbild
Eidechse) bilden eine spezielle Klasse solcher AGN, bei denen der Jet
zufällig in Richtung Erde ausgerichtet ist und die beobachtete Strahlung
dominiert. Das Neutrino-Ereignis IceCube-170922A hat allem Anschein nach
seinen Ursprung in dem BL-Lac-Objekt TXS 0506+056, einer Galaxie mit einer
Rotverschiebung von z=0,34. Das entspricht einer Lichtlaufzeitentfernung
von 11,5 Milliarden Lichtjahren. Untersuchungen der IceCube Collaboration
von Archivdaten hatten zuvor Hinweise auf erhöhte Neutrino-Aktivität aus
derselben Galaxie für die Zeit zwischen September 2014 und März 2015
ergeben.

Andere BL-Lac-Objekte zeigen Eigenschaften ganz ähnlich zu denen von TXS
0506+056. "Es war schon etwas rätselhaft, warum gerade diese Galaxie als
Quelle für ein Neutrino-Ereignis identifiziert werden konnte", erklärt
Silke Britzen vom Bonner Max-Planck-Institut für Radioastronomie (MPIfR),
die Erstautorin der Veröffentlichung. "Wir wollten herausfinden, was TXS
0506+056 so speziell macht, um den Entstehungsprozess für Neutrinos zu
verstehen und den Ort der Entstehung genauer zu lokalisieren. Dazu haben
wir hochaufgelöste Radiobilder des Jets in dieser Quelle untersucht."

Zu ihrer großen Überraschung fanden die Forscher eine nicht erwartete
Wechselwirkung im Jet-Material von TXS 0506+056. Während das Plasma im Jet
normalerweise gleichförmig in einer Art Strömungskanal fließt, scheint die
Situation in dieser Galaxie anders zu sein. Das Team geht davon aus, dass
sowohl die verstärkte Neutrinoaktivität während eines Neutrinoausbruchs in
den Jahren 2014 und 2015 sowie das Einzelneutrino IceCube-170922A durch
einen kosmischen Zusammenstoß innerhalb der Galaxie TXS 0506+056 erklärt
werden können.

Diese kosmische Kollision kann zurückgeführt werden auf neu erzeugtes
Jetmaterial, das auf einen älteren Jet auftrifft. Die stark gekrümmte
Struktur des Jets in den Beobachtungen ist ein Beleg für eine solche
Annahme. Eine weitere mögliche Erklärung ist die Kollision zweier Jets in
der gleichen Quelle. In beiden Szenarien ist es die Kollision von
Jetmaterial, die das Neutrino erzeugt.

Markus Böttcher von der North-West-Universität in Potchefstroom
(Südafrika), ist Ko-autor der Veröffentlichung und hat die
Modellrechnungen bzgl. Strahlung und Teilchenemission durchgeführt. "Die
Kollision von Jetmaterial ist im Moment der einzige verfügbare
Mechanismus, der die Entdeckung eines Neutrinos aus dieser Quelle erklären
kann. Sie gibt uns auch wichtige Einsichten bzgl. des Jetmaterials und
löst die lange bestehende Frage, ob die Jets eher aus leptonischem
Material, also Elektronen und Positronen, oder aus hadronischem Material,
also Elektronen und Protonen, oder aus einer Kombination von beidem
bestehen. Zumindest ein Teil des Materials muss hadronisch sein, sonst
hätten wir das Neutrino nicht entdeckt."

Im Lauf der kosmischen Evolution unseres Universums scheinen Kollisionen
von Galaxien recht häufig aufzutreten. Unter der Annahme, dass zwei
miteinander kollidierende Galaxien beide ein supermassereiches Schwarzes
Loch im Zentrum aufweisen, erzeugt die Kollision dieser Galaxien ein Paar
von Schwarzen Löchern im Zentrum, das sich in immer geringer werdendem
Abstand umkreist und schließlich miteinander fusioniert. Bei dieser
Verschmelzung werden Gravitationswellen ausgesandt. Dieser Vorgang ist bei
supermassereichen Schwarzen Löchern äquivalent zur Fusion wesentlich
masseärmerer stellarer Schwarzer Löcher, deren Gravitationswellen mit den
LIGO/VIRGO-Detektoren nachgewiesen werden konnten.

Aktive galaktische Kerne mit binären Schwarzen Löchern in einem geringen
Abstand von nur wenigen Lichtjahren werden bereits seit langer Zeit
gesucht. Sie dürften jedoch sehr selten und auch schwer zu identifizieren
sein. Zusätzlich zum Nachweis der Kollision von Jetmaterie haben die
Forscher auch Anzeichen für eine Präzession des zentralen Jets in TXS
0506+056 gefunden.

Dazu Michal Zajaček vom Zentrum für Theoretische Physik in Warschau, ein
weiterer Ko-autor der Veröffentlichung: "Diese Präzession kann entweder
durch ein binäres supermassereiches Schwarzes Loch erklärt werden oder
aber durch den Lense-Thirring-Präzessionseffekt, wie von Einstein in der
Allgemeinen Relativitätstheorie vorhergesagt. Letzterer könnte wiederum
durch ein zweites supermassereiches Schwarzes Loch in etwas größerem
Abstand im Zentrum der Galaxie ausgelöst worden sein. Beide Szenarien
führen zu einer Änderung in der Ausrichtung des Jets, wie wir sie auch
beobachten."

Christian Fendt vom Heidelberger Max-Planck-Institut für Astronomie ist
erstaunt: "Je näher wir an den Ursprung der Jets herankommen, desto
komplizierter werden innere Struktur und Dynamik dieser Jets. Die binären
Schwarzen Löcher erzeugen eine komplexe Struktur in dem ausgeworfenen
Material, welches von den kosmologischen Modellen der Galaxienentstehung
bei der Verschmelzung von Galaxien erwartet wird."

Silke Britzen betont das wissenschaftliche Potential des
Forschungsergebnisses: "Es ist phantastisch, dass wir die Erzeugung von
Neutrinos durch detaillierte Analyse von Jets in Galaxien untersuchen
können. Und es wäre wirklich ein Durchbruch, wenn mit unserer
Veröffentlichung ein weiterer Kandidat für ein binäres Schwarzes Loch mit
zwei Jets bestätigt werden könnte."

Es scheint zum ersten Mal gelungen zu sein, die Kollision zweier Jets im
Zentrum einer Galaxie auf Skalen von nur wenigen Lichtjahren zu bestätigen
und die Entdeckung eines kosmischen Neutrinos auf eine Jetkollision
zurückführen zu können.

Während TXS 0506+056 vielleicht nicht repräsentativ für die Klasse von
BL-Lac-Objekten ist, könnte diese Quelle aber doch maßgeblich sein für die
wiederholte Wechselwirkung des Materials zweier Jets und die dadurch
hervorgerufene Erzeugung von Neutrinos.


Hintergrundinformation:

Das IceCube Neutrino-Observatorium wurde zur Erforschung des Kosmos tief
im Eis der Antarktis errichtet. Mit Detektoren eines Volumens von einem
Kubikkilometer Eis sucht IceCube nach nahezu masselosen Elementarteilchen,
die als Neutrinos bezeichnet werden. Diese hochenergetischen Botschafter
aus den Tiefen des Universums enthalten Informationen über einige der
heftigsten astrophysikalischen Phänomene im Universum wie explodierende
Sterne, Gammastrahlungsausbrüche, Schwarze Löcher und Neutronensterne.

MOJAVE (Monitoring Of Jets in Active galactic nuclei with VLBA
Experiments) ist ein Langzeitprogramm zur systematischen Erfassung von
Äderungen in der Gesamthelligkeit und Polarisation von Jets in Verbindung
mit aktiven galaktischen Kernen (AGN) am Nordhimmel. Das Very Long
Baseline Array (VLBA) umfasst ein Netzwerk von zehn Radioteleskopen, die
von Socorro/New Mexico aus gesteuert werden und in einem
interferometrischen Modus (Very Long Baseline Interferometrie, VLBI)
miteinander verbunden sind.

BL-Lac-Objekte stellen eine besondere Unterklasse von aktiven galaktischen
Kernen (AGN) dar. Als AGN wird ein kompakter Bereich im Zentrum bestimmter
Galaxien bezeichnet, der eine wesentlich erhöhte Leuchtkraft in einem
maßgeblichen Teil des elektromagnetischen Spektrums aufweist. Diese
Leuchtkraft ist nichtthermischen Ursprungs und wird durch die Akkretion
von Materie in der unmittelbaren Umgebung des zentralen supermassereichen
Schwarzen Lochs erzeugt. Der Jet eines BL-Lac-Objekts ist geometrisch
direkt auf den Be-obachter gerichtet und zeigt demzufolge ein
einzigartiges Radioemissionsspektrum.

Die Autoren der Originalveröffentlichung in "Astronomy & Astrophysics"
sind Silke Britzen, Christian Fendt, Markus Böttcher, Michal Zajaček,
Frederic Jaron, Ilya Pashchenko, Anabella Araudo, Vladimir Karas, und Omar
Kurtanidze. Silke Britzen, die Erstautorin, und ebenso Michal Zajaček und
Frederic Jaron haben eine MPIfR-Affiliation.

Neben dem MPIfR umfassen die Affiliationen der Ko-autoren das
Max-Planck-Institut für Astronomie (Heidelberg), das Centre for Space
Research (North-West University, Potchefstroom, Südafrika), das I.
Physikalisches Institut der Universität Köln, das Zentrum für Theoretische
Physik der polnischen Akademie der Wissenschaften in Warschau, das Institut
für Geodäsie und Geoinformation der Universität Bonn, das Astro Space Center
des Physikalischen Instituts Lebedev in Russland, das Astronomische
Institut und das Institut für Physik der Tschechischen Akademie der
Wissenschaften in Prag sowie das Abastumani-Observatorium in Georgien


Originalpublikation:

S. Britzen et al.:

A cosmic collider: Was the IceCube neutrino generated in a precessing
jet-jet interaction in TXS 0506+056?,

in: Astronomy & Astrophysics (2. Oktober 2019).

https://www.aanda.org/component/article?access=doi&doi=10.1051/0004-6361/201935422

Weitere Informationen unter:

https://www.mpifr-bonn.mpg.de/pressemeldungen/2019/9

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1664
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FORSCHUNG/1637: Quanten-Vakuum - Weniger Energie als null (idw)


Technische Universität Wien - 02.10.2019

Quanten-Vakuum: Weniger Energie als null



Kann man sich aus dem leeren Raum Energie ausleihen, und muss man sie
wieder zurückgeben? Energien kleiner als null sind erlaubt - zumindest
innerhalb bestimmter Grenzen.




[image: Bild: © TU Wien]

Der leere Raum ist komplizierter als man denkt - sagt die
Quantenphysik.

Bild: © TU Wien



Energie ist eine Größe, die immer positiv sein muss - das sagt uns
zumindest unsere Intuition. Wenn man aus einem bestimmten Volumen jedes
einzelne Teilchen entfernt, bis es dort nichts mehr gibt, das Energie
tragen könnte, dann muss doch Schluss sein. Oder lässt sich dann immer
noch Energie herausholen?

Die Quantenphysik hat immer wieder gezeigt, dass sie unserer Intuition
widerspricht, und so ist es auch in diesem Fall: Unter bestimmten
Bedingungen sind negative Energien erlaubt, zumindest in einem gewissen
Bereich von Raum und Zeit. In welchem Rahmen das möglich ist, hat nun ein
internationales Forschungsteam der TU Wien, der Université libre de
Bruxelles (Belgien) und dem IIT Kanpur (Indien) untersucht. Dabei zeigt
sich: Egal, welche Quantentheorien betrachtet, egal, welche Symmetrien man
im Universum als gegeben voraussetzt - es gibt immer gewisse Grenzen, an
die man sich beim "ausleihen" von Energie halten muss. Lokal kann die
Energie kleiner als null sein, aber wie beim Geldausleihen von der Bank
muss man den Betrag am Ende zurückzahlen.

Abstoßende Gravitation

"In der Relativitätstheorie geht man normalerweise davon aus, dass die
Energie immer und überall größer als null sein muss", sagt Prof. Daniel
Grumiller vom Institut für Theoretische Physik der TU Wien. Das hat eine
ganz wichtige Konsequenz für die Gravitation: Über die Formel E=mc² ist
Energie mit Masse verknüpft. Negative Energie würde somit auch negative
Masse bedeuten. Positive Massen ziehen einander an, aber mit einer
negativen Masse könnte die Gravitation plötzlich zu einer abstoßenden
Kraft werden.

Die Quantentheorie allerdings erlaubt so etwas. "Nach der Quantenphysik
ist es möglich, sich Energie an einem bestimmten Ort gewissermaßen aus dem
Vakuum auszuleihen, wie Geld bei der Bank", sagt Daniel Grumiller. "Offen
blieb lange Zeit die Frage, wie hoch dieser Kredit maximal sein darf, und
mit welchen Zinsen man ihn zurückzahlen muss." Über diese "Zinsen" (in der
Literatur als "Quantum Interest" bekannt) gab es verschiedene Vermutungen,
aber kein umfassendes Resultat.

Die sogenannte "Quantum Null Energy Condition" (QNEC), die im Jahr 2017
bewiesen wurde, schreibt bestimmte Grenzen für das "Ausleihen" von Energie
vor, indem sie Relativitätstheorie und Quantenphysik miteinander
verknüpft: Eine Energie kleiner als null ist demnach erlaubt, aber nur in
einem bestimmten Gebiet und nur für bestimmte Zeit. Wie viel Energie sich
man vom Vakuum ausborgen kann, bevor der energetische Kreditrahmen
ausgeschöpft ist, hängt mit einer quantenphysikalischen Größe zusammen,
der sogenannten Verschränkungsentropie.

"Diese Verschränkungsentropie ist in gewissem Sinn ein Maß dafür, wie
quantenphysikalisch sich ein System verhält", sagt Daniel Grumiller. "Wenn
sich irgendwo im Universum ein Objekt befindet, bei dem
quantenphysikalische Verschränkungen eine sehr große Rolle spielen, zum
Beispiel der Rand eines schwarzen Lochs, dann kann dort für gewisse Zeit
ein negativer Energiefluss entstehen, sodass negative Energien möglich
werden.

Grumiller konnte diese speziellen Berechnungen nun gemeinsam mit Max
Riegler und Pulastya Parekh verallgemeinern. Max Riegler hat seine
Dissertation in der Forschungsgruppe von Daniel Grumiller an der TU Wien
abgeschlossen und arbeitet ab Oktober als Postdoc in Harvard, Pulastya
Parekh vom IIT in Kanpur (Indien) war am Erwin-Schrödinger-Institut und an
der TU Wien zu Gast.

"Alle bisherigen Betrachtungen bezogen sich auf Quantentheorien, die den
Symmetrien der speziellen Relativitätstheorie folgen. Wir konnten nun aber
zeigen, dass diese Verbindung zwischen negativer erlaubter Energie und
Quantenverschränkungen ein viel allgemeineres Phänomen ist", erklärt
Grumiller. Die Energiebedingungen, die ein Absaugen unendlicher
Energiemengen aus dem Vakuum eindeutig verbieten, gelten unabhängig der
speziellen Symmetrien für ganz unterschiedliche Quantentheorien.

Der Energieerhaltungssatz lässt sich nicht überlisten

Mit mystischen "Over-Unity-Maschinen", die angeblich aus dem Nichts
Energie erzeugen, wie sie in esoterischen Kreisen immer wieder präsentiert
werden, hat das freilich nichts zu tun. "Dass die Natur für gewisse Zeit
an einem bestimmten Ort eine Energie kleiner als null erlaubt, bedeutet
nicht, dass der Energieerhaltungssatz verletzt wird", betont Daniel
Grumiller. "Um an einem bestimmten Ort negative Energieflüsse zu
ermöglichen, muss es in der näheren Umgebung kompensierende positive
Energieflüsse geben."

Auch wenn die Sache etwas komplizierter ist als man früher dachte: Energie
lässt sich nicht aus dem Nichts gewinnen. Durch die neuen
Forschungsergebnisse lässt sich nun aber besser verstehen, wie
Relativitätstheorie und Quantentheorien bei dieser Frage subtil
miteinander zusammenhängen.


Originalpublikation:

D. Grumiller, P. Parekh and M. Riegler, 

Phys.Rev.Lett. 123 (2019) 121602,

DOI: 10.1103/PhysRevLett.123.121602

Frei zugängliche Version: https://arxiv.org/abs/1907.06650

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution88
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Technische Universität Wien - 02.10.2019
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1347: "Alexa, veränderst Du unser Wissen?" - Studienprojekt gestartet (idw)


Leibniz-Institut für Wissensmedien - 01.10.2019

"Alexa, veränderst Du unser Wissen?" - Studienprojekt zum Einfluss
KI-gestützter Sprachassistenten gestartet



Digitale Sprachassistenten sind auf dem Vormarsch, laut einer Studie der
Postbank spricht bereits jeder dritte Deutsche täglich mit Alexa, Siri
oder Google Assistant. Während Diskussionen zu Privatsphäre und
Datenschutz diese Entwicklung begleiten, blieb eine wichtige Frage zu den
intelligenten Dienstboten bisher unbeantwortet: Wie verändern digitale
Sprachassistenten unsere Informationsbeschaffung und unser Wissen? Im
Rahmen des landesweiten Forschungsverbunds digilog@bw (Digitalisierung im
Dialog) sucht das Tübinger Leibniz-Institut für Wissensmedien (IWM) jetzt
nach Antworten.

"Ok Google, wo liegt Tel Aviv?", "Wie wird das Wetter, Alexa?", "Siri, was
sind Chromosomen?" - 32 Prozent der Deutschen sprechen täglich mit einem
digitalen Helfer von Apple, Google oder Amazon. Tendenz steigend. Die Rede
ist hierbei nicht nur von Smart Speakern im Wohnzimmer, sondern auch von
den Sprachassistenten, die längst Bestandteils jedes Smartphones sind. Die
elektronischen Helfer erinnern an Termine, steuern das Smart Home oder
sagen das Wetter voraus. Am häufigsten werden digitale Sprachassistenten
aber zur Informationssuche genutzt - etwa in Form von Wissensfragen. Doch
während Suchmaschinen mehrere Ergebnisse am Bildschirm auflisten, klingt
bei Alexa und Co. nur eine einzelne Antwort aus dem Lautsprecher. Wie das
die Suche nach Informationen und ihre Bewertung verändern, stand bisher
kaum im Fokus wissenschaftlichen Interesses. Wissenschaftlerinnen der
Nachwuchsgruppe Soziale Medien des Leibniz-Instituts für Wissensmedien
(IWM) in Tübingen schließen diese Forschungslücke und beleuchten die
Informationssuche über Sprachassistenten aus medienpsychologischer
Perspektive.

Wie smart ist die Suche mit intelligenten Assistenten?

Wer einen Sprachassistenten hat, baut oftmals eine soziale Bindung mit dem
technischen Helferlein auf. "Wenn Menschen sprachbasierte Software wie
Alexa nutzen, um nach Informationen zu suchen, so nehmen sie diese
Mensch-Maschinen-Interaktion häufig wie ein Gespräch mit einer anderen
Person wahr", erklärt Prof. Dr. Sonja Utz, Leiterin der Arbeitsgruppe
Soziale Medien am IWM. Das Forscherteam um die Medienpsychologin
interessiert daher beispielsweise, ob Nutzerinnen und Nutzer durch diese
natürliche Interaktionsform vermehrt nach Informationen suchen und dadurch
besser informierte Entscheidungen treffen oder aber etwa aufgrund von
Höflichkeitsnormen den ersten Lösungsvorschlag eines virtuellen
Assistenten annehmen. Durch breit angelegte Studien mit Befragungen auf
Europaebene, Analysen von Logfiles sowie psychologischen Experimenten
untersucht das Forscherteam, wie Menschen digitale Sprachassistenten in
ihrem Alltag nutzen und wie sich der Umgang mit den KI-gestützten
Technologien auf Wissensprozesse und das Vertrauen in Quellen auswirkt.

Vom Kinderzimmerfreund zum Dauerbegleiter - Medienkompetenz
gefragt

Auch die Versiertheit der Nutzerinnen und Nutzer wird eine wichtige Rolle
spielen: "Vielen Userinnen und Usern ist die firmengetriebene Logik hinter
den Sprachassistenten gar nicht bewusst", so Sonja Utz. Mit dem Fokus auf
die Entwicklung von Medienkompetenzen bei Erwachsenen möchte das
Forscherteam zudem Erkenntnisse für einen selbstbestimmten Umgang mit den
digitalen Technologien liefern - ein Vorhaben mit Blick auf die Zukunft.
Denn während man sich in Deutschland gegenüber den digitalen Mitbewohnern
noch vergleichsweise zurückhaltend zeigt, gehören in US-amerikanischen
Kinderzimmern Alexa und Co. längst zum Inventar. Mit der Gatebox aus Japan
bekommt die Lautsprecherstimme sogar eine virtuelle Mädchengestalt. "Aber
Deutschland zieht nach", berichtet Projektleiterin Franziska Gaiser. Die
IWM-Doktorandin konnte in ihrer Masterarbeit bereits nachweisen, dass
viele Nutzerinnen und Nutzer ein persönliches Verhältnis zum
Sprachassistenten aufbauen und ihn mitunter als Familienmitglied
betrachten. "In Zukunft werden wir es nicht mehr komisch finden, mit einem
intelligenten Gerät zu sprechen. Höchste Zeit, dass wir in Erfahrung
bringen, was das mit unserem Wissen und unserer Autonomie macht." Dass die
Digitalisierung der Gesellschaft weit mehr als nur eine Diskussion
technischer Neuerungen verlangt, zeigt auch der gesamte Forschungsverbund
digilog@bw.

digilog@bw: Digitalen Wandel zum Wohl der Menschheit gestalten

Im Rahmen der Digitalstrategie unterstützt das Land Baden-Württemberg
Forschungsverbünde, die sich den ethischen und sozialen Fragen der
Digitalisierung widmen. Um Politik und Gesellschaft wissenschaftlich
fundiertes Orientierungswissen zu bieten, haben sich unter der Leitung der
Universität Mannheim im digilog-Verbund das Karlsruher Institut für
Technologie (KIT), das Internationale Zentrum für Ethik in den
Wissenschaften der Universität Tübingen (IZEW), das Leibniz-Institut für
Deutsche Sprache (IDS), das Leibniz-Zentrum für Europäische
Wirtschaftsforschung (ZEW), das Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften
(GESIS), das Zentrum für Kunst und Medien (ZKM) sowie das Leibniz-Institut
für Wissensmedien (IWM) zusammengeschlossen. Das IWM bringt in das auf
drei Jahre angelegte und mit 2,2 Millionen Euro vom Land geförderte
Projekt seine langjährige Expertise zur Wissensvermittlung mit digitalen
Medien ein - und nutzt Synergieeffekte. Durch den interdisziplinären
Schulterschluss mit den Projektpartnern soll auch an den ethischen und
juristischen Herausforderungen gearbeitet werden, die die digitalen
Sprachassistenten mit sich bringen.


Das Leibniz-Institut für Wissensmedien

Das Leibniz-Institut für Wissensmedien (IWM) in Tübingen erforscht, wie
digitale Technologien eingesetzt werden können, um Wissensprozesse zu
verbessern. Die psychologische Grundlagen-forschung der rund 90
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ist auf Praxisfelder wie Schule
und Hochschule, auf Wissensarbeit mit digitalen Medien, wissensbezogene
Internetnutzung und Wissensvermittlung in Museen ausgerichtet. Seit 2009
unterhält das IWM gemeinsam mit der Universität Tübingen Deutschlands
ersten Leibniz-WissenschaftsCampus (WCT), zunächst zum Thema "Bildung in
Informationsumwelten", seit 2017 unter dem Titel "Kognitive
Schnittstellen".

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1393
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BERATUNG/728: Lippstadt - "Sprechzeit Demenz" am 9. Oktober 2019


Stadt Lippstadt

Nächste "Sprechzeit Demenz" am 9. Oktober

Anmeldungen über die trägerunabhängige Pflegeberatungsstelle der Stadt
Lippstadt



Lippstadt. Die nächste monatliche "Sprechzeit Demenz" findet am
Mittwoch, 09. Oktober 2019, im Patienteninformationszentrum des
Dreifaltigkeitshospitals an der Klosterstraße (Villa Schauroth) statt.
Angehörige von Demenzkranken können sich hier mit allen Fragen rund um
das Thema Demenz zwischen 16 und 17 Uhr beraten lassen. Dazu steht
jeweils ein Mitglied des DemenzNetzwerkes Lippstadt zur Verfügung.

Anmeldungen nimmt die trägerunabhängige Pflegeberatung der Stadt
Lippstadt unter 02941 980 687 (Gerhard Madeheim) oder 02941 980 681
(Anita Polder) bis spätestens Dienstag, 8. Oktober, 12 Uhr, entgegen.

Hintergrund:

Das Thema Demenz wirft bei Angehörigen oftmals viele Fragen auf: Wie
gehe ich mit dem Betroffenen im Alltag um? Wie reagiere ich auf
depressives oder aggressives Verhalten? Beim Beratungsangebot
"Sprechzeit Demenz" können all diese Fragen gestellt werden. Die
Beratung findet durch ein Mitglied des DemenzNetzwerks Lippstadt
statt. Das Netzwerk ist ein Zusammenschluss der Lippstädter
Krankenhäuser, lokaler Anbieter von Pflege und Betreuung für Menschen
mit Demenz sowie Beratungsstellen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 2. Oktober 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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EUROPA/1819: Seehofer-Reise nach Griechenland und in die Türkei - Bundesregierung muss endlich Verantwortung übernehmen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Oktober 2019

Seehofer-Reise nach Griechenland und in die Türkei: Bundesregierung muss endlich Verantwortung übernehmen!



Zur Reise des Bundesinnenministers in die Türkei und nach Griechenland
erklären Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik, und
Claudia Roth MdB:

Von Minister Seehofer erwarten wir mehr Einsatz dafür, dass den vielen
Geflüchteten, die weiter unter unmenschlichen Bedingungen in den
überfüllten Hotspots leben, umgehend geholfen wird. Die
Bundesregierung sollte dem griechischen Wunsch nach Unterstützung bei
der Bearbeitung von Asylanträgen nachkommen. Auch sollte Horst
Seehofer die griechische Regierung dazu aufzufordern, mehr Menschen
aus den Lagern zu evakuieren und eine menschenwürdige Unterbringung
auf dem Festland möglich zu machen.

Wir rufen die Bundesregierung auf, Geflüchtete, die aufgrund
familiärer Verbindungen und entsprechend der Dublin-Regeln einen
Anspruch auf eine Übernahme nach Deutschland haben, rasch nach
Deutschland einreisen zu lassen. Hier geht es um die Umsetzung
geltenden EU-Rechts, das die Bundesregierung seit Jahren verschleppt -
zum Leidwesen all jener, die getrennt von ihren Familien in
menschenunwürdigen Massenlagern ausharren müssen. Hier erwarten wir
konkrete Ergebnisse von der Reise des zuständigen Ministers.

Mit dem EU-Türkei-Deal von 2016 haben die Regierungen der
EU-Mitgliedsstaaten versucht, ihre Verantwortung zum Flüchtlingsschutz
auszulagern, statt an einer fairen und nachhaltigen
Verantwortungsteilung innerhalb der EU zu arbeiten. Dieser Deal war
von Beginn an nicht nur falsch, sondern auch dysfunktional - das zeigt
sich derzeit auf besonders dramatische Weise. Wiederholt kam es laut
Menschenrechtsorganisationen zu Abschiebungen von Geflüchteten aus der
Türkei nach Syrien, unter anderem in das umkämpfte Idlib. Das ist ein
krasser Verstoß gegen geltendes Asylrecht, mit gravierenden Folgen für
die Betroffenen. Derweil schmiedet die Regierung Erdogan offen Pläne
zur Umsiedlung von zwei Millionen Geflüchteten aus der Türkei in eine
vermeintliche Sicherheitszone im Norden des Kriegsschauplatzes Syrien.
Zugleich droht sie den EU-Mitgliedsstaaten damit, weniger Geflüchtete
an der Weiterflucht nach Europa zu hindern, sollte es für dieses
wahnwitzige Projekt keine finanzielle Unterstützung geben. Wir fordern
Horst Seehofer auf, der türkischen Regierung unmissverständlich die
Rechtswidrigkeit dieser Vorhaben zu verdeutlichen.

Einmal mehr rächt sich, dass die EU - nicht zuletzt auf Druck der
deutschen Bundesregierung - ihre Schutzverantwortung an eine Regierung
übertragen hat, die Menschenrechte missachtet und die Genfer
Konvention nicht vollumfänglich unterzeichnet hat. Wir bleiben dabei:
Dieser Flüchtlingsdeal, der massive Menschenrechtsverletzungen zur
Folge hat, muss beendet werden. Dass die Türkei als Aufnahmeland mit
der höchsten Zahl syrischer Geflüchteter bei der Versorgung und
Unterbringung finanziell umfassend unterstützt werden muss, haben wir
Grüne nie bestritten. Die Kernidee des Flüchtlingspaktes jedoch, im
Gegenzug jeden Geflüchteten, der die griechischen Inseln erreicht, in
die Türkei zurückzuschicken, haben wir von Anfang an als
asylrechtswidrig abgelehnt.

Es ist dieses absurde System, das dazu geführt hat, dass die Situation
auf den griechischen Ägäisinseln derart eskaliert. Mittlerweile müssen
dort 30 000 Menschen unter unwürdigsten Bedingungen und ohne jede
Perspektive ausharren. Die jüngste Tragödie - der Tod einer Frau im
"Hotspot" Moria - ist ein weiterer trauriger Beleg für das Elend in
den hoffnungslos überfüllten Lagern und für das Scheitern dieses
EU-Türkei-Deals.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/3170: Annalena Baerbock und Robert Habeck zum Tag der Deutschen Einheit


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 2. Oktober 2019

Annalena Baerbock und Robert Habeck zum Tag der Deutschen Einheit: "Es geht nur gemeinsam"



Annalena Baerbock und Robert Habeck, Bundesvorsitzende von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, zum Tag der Deutschen Einheit am 3. Oktober 2019:

"Mit dem Tag der Deutschen Einheit feiern wir, dass Deutschland ein
demokratisches und offenes Land im Herzen Europas ist. Das ist vor
allem der Verdienst von mutigen Menschen, die vor 30 Jahren mit ihrem
friedlichen Protest die Mauer zu Fall brachten und damit die
Wiedervereinigung erst ermöglichten. Deswegen feiern wir heute auch
die Kraft und den Veränderungswillen einer mutigen Zivilgesellschaft.

Auch nach dreißig Jahren sind noch nicht alle Umbrüche in Folge der
Vereinigung überwunden, aber Menschen haben wieder zusammengefunden
und es hat endlich eine offene, ehrliche und zugewandte Debatte über
das Zusammenwachsen begonnen.

Der Tag der Wiedervereinigung ist auch Anlass, auf das zu schauen, was
in der Vergangenheit versäumt wurde. Für viele Ostdeutsche stellt sich
auf Grund der Brüche in ihren Lebensläufen und des großen
Niedriglohnsektors in den ostdeutschen Bundesländern das Problem
kommender Altersarmut stärker als für viele Westdeutsche. Außerdem
sind ostdeutsche Stimmen in der öffentlichen Debatte
unterrepräsentiert, genauso wie in führenden Positionen in Politik,
Verwaltung, Wirtschaft und Kultur. Es ist unsere gemeinsame
Verantwortung, dort anzupacken, wo ganze Regionen abgehängt sind, wo
kein Bus mehr fährt und die Arztpraxis schließt. Wir brauchen intakte
Kommunen und lebendige Dörfer. Die Gleichwertigkeit der
Lebensbedingungen in der Stadt wie auf dem Land, in Ost und West ist
entscheidend für den sozialen Frieden und das Vertrauen in unsere
Demokratie.

Aus unserer eigenen bündnisgrünen Geschichte wissen wir:
Zusammenwachsen ist ein langer und manchmal schmerzhafter Prozess.
Sowohl für unsere Partei als auch für Deutschland gilt: Wir müssen
weiter lebendige Debatten führen über die Zukunft und unseren
Zusammenhalt. Und dabei ist klar: Es geht nur gemeinsam."

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 2. Oktober 2019

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Pressestelle
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ARBEIT/838: Gute Bedingungen für Beschäftigte dank der Sozialen Marktwirtschaft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Oktober 2019

Gute Bedingungen für Beschäftigte dank der Sozialen Marktwirtschaft

Einsatz für menschenwürdige Arbeit weltweit ist eine moralische
Verpflichtung



Am kommenden Montag ist Welttag der menschenwürdigen Arbeit. Hierzu
erklärt der Vorsitzende der Arbeitnehmergruppe der CDU/CSU-Fraktion
im Deutschen Bundestag, Uwe Schummer:

"Wir verfügen in Deutschland über eine funktionierende
Sozialpartnerschaft, garantierte Arbeitnehmerrechte und einen
vorbildlich funktionierenden Arbeitsschutz. Hierzu zählt zum Beispiel
die Begrenzung der täglichen Arbeitszeiten, die sich an
wissenschaftlich belegten Erkenntnissen des gesundheitlichen
Arbeitsschutzes orientiert. Für das Alter und im Falle von Erkrankung
sowie Verlust des Arbeitsplatzes ist durch ein leistungsfähiges,
paritätisch von Arbeitnehmern und Arbeitgebern getragenes
Sozialversicherungssystem gesorgt.

Die guten Arbeitsbedingungen in Deutschland gehen maßgeblich auf
unser Wirtschaftssystem der Nachkriegszeit, die Soziale
Marktwirtschaft, zurück. Diese stützt sich auch auf die
Kernbotschaften der Christlichen Soziallehre, die in Folge der
negativen Entwicklungen durch die Industrialisierung entstanden ist.

Die Soziale Frage stellt sich heute mit neuen Schwerpunkten. So geht
es um bessere Zugangsmöglichkeiten etwa für Kinder aus
bildungsferneren Elternhäusern zu qualifizierten Berufsausbildungen
und Studiengängen. Auch Weiterbildung gewinnt bedingt durch die
Digitalisierung erheblich an Bedeutung.

Grundsätzlich gilt: die bewährten Säulen unserer menschenwürdigen
Arbeitswelt müssen auch im durch Digitalisierung und Globalisierung
angetriebenen Wandel weiterhin tragen. Unmenschliche
Begleiterscheinungen, wie sie in der Industrialisierung in
erheblichem Ausmaß festzustellen waren, müssen von vornherein
verhindert werden.

In weiten Teilen der Welt ist die Situation arbeitender Menschen
anders als bei uns dramatisch. Das Streben nach billigen Rohstoffen
und billigen Arbeitskräften sowie möglichst großen Profiten führt
weltweit zur Ausbeutung der natürlichen Ressourcen und zu
menschenunwürdigen Arbeitsverhältnissen. Diese sind gekennzeichnet
von Kinderarbeit, fehlenden Arbeitsschutzmaßnahmen, Lohnsklaverei und
massiver Benachteiligung von Frauen.

Erforderlich ist die weltweite Durchsetzung und Einhaltung der
Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO). Sie
sind die Basis für menschenwürdige Arbeitsbedingungen. Wir können
aber auch alle mit Verantwortung übernehmen, in dem wir vor
Kaufentscheidungen hinterfragen, unter welchen Bedingungen ein
Produkt hergestellt wurde. Hilfestellung gibt hierbei etwa das Label
'Der Grüne Knopf' auf Textilien, das vom Bundesminister für
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung initiiert wurde."

Hintergrund

Der weltweite Aktionstag wurde vom Internationalen Gewerkschaftsbund
(IGB) ins Leben gerufen. Seit 2008 organisiert der IGB jeweils am 7.
Oktober den Welttag für menschenwürdige Arbeit (WFMA). An ihm finden
auf der ganzen Welt Demonstrationen und Aktionen für menschenwürdige
Arbeit statt. 

Weitere Informationen zum Welttag für menschenwürdige Arbeit 2019
finden Sie unter:

www.wddw.org

 * 
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CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1865: Riesenschritt für den Friedensprozess in der Ostukraine


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Oktober 2019

Riesenschritt für den Friedensprozess in der Ostukraine



Zur Einigung zwischen der ukrainischen Regierung und den
ostukrainischen Separatisten über das weitere Prozedere in der
umkämpften Donbass-Region erklärt der stellvertretende Vorsitzende
der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag, Johann David Wadephul:

"Die Einigung des gestrigen Tages ist ein Riesenschritt auf dem Weg
zu einem dauerhaften Frieden in der Ostukraine. Die ukrainische
Regierung hat damit großen Mut bewiesen. Sie stellt ihr
Verantwortungsbewusstsein und ihren Willen unter Beweis, den
Friedensprozess im Donbass voranzubringen. Jetzt müssen die
Separatisten beweisen, dass auch sie sich wirklich dauerhaft für
Frieden einsetzen.

Nachdem nun Einigkeit über einen Teilaspekt des Minsker Abkommens
besteht, können viele weitere drängende Fragen hoffentlich zeitnah
auf einem Gipfel im Normandie-Format erörtert werden. Zu diesen
Fragen gehört der Abzug ausländischer Truppen, die Entwaffnung der
nichtstaatlichen Akteure, die unbehinderte Durchführung von Wahlen
und die genaue Ausgestaltung des Sonderstatus der Region.

Beide Konfliktparteien müssen jetzt den Waffenstillstand strikt
umsetzen. Denn nur so werden humanitäre Erleichterungen für
Hunderttausende Menschen in der Region möglich. Seit gestern besteht
Hoffnung, dass das Leid in der Ostukraine endlich ein Ende haben
wird. Zugleich aber müssen wir sehr genau die Situation vor Ort im
Auge behalten. Ein dauerhafter Friede in der Ostukraine und die
ungestörte Umsetzung der sogenannten Steinmeier-Formel sind
Grundvoraussetzungen, dass Deutschland über die Lockerung der
Sanktionen gegenüber Russland nachdenken kann."

 * 
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WIRTSCHAFT/2861: Reformen notwendig!


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Oktober 2019

Reformen notwendig!

Gemeinschaftsdiagnose sieht Handlungsbedarf für die Große Koalition



Unter dem Titel "Industrie in der Rezession - Wachstumskräfte
schwinden" haben die Forschungsinstitute heute ihre
Gemeinschaftsdiagnose veröffentlicht. Dazu erklären der
stellvertretende Fraktionsvorsitzende, Carsten Linnemann, und der
wirtschafts- und energiepolitische Sprecher, Joachim Pfeiffer:

"Die Prognose zeigt, die fetten Jahre sind vorbei. Auch wenn sich die
Konjunktur weiter merklich abkühlt: Wir stimmen den Instituten zu,
dass Konjunkturprogramme nicht notwendig sind. Die schwarze Null
sollte nicht in Frage gestellt werden. Dank seit Jahren sprudelnder
Steuereinnahmen kann der Staat auch ohne neue Schulden aufzunehmen
konjunkturelle Impulse setzen.

Statt neuer Subventionen, die schnell verpuffen, brauchen wir
Reformen, die den Wirtschaftsstandort Deutschland langfristig stärken
und Innovationen anreizen. Hierzu gehören beispielsweise eine Reform
der Unternehmenssteuer und eine Beschleunigung der Planungs- und
Genehmigungsverfahren. Deutschland und Europa müssen weitere
Freihandelsabkommen abschließen und sich gegen den weltweit
zunehmenden Protektionismus einsetzen. Auch bei der Umsetzung der
klimapolitischen Beschlüsse gilt es, die Bezahlbarkeit und Sicherheit
unserer Energieversorgung zu gewährleisten, damit Deutschland ein
wettbewerbsfähiger Industriestandort bleibt."

 * 
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EUROPA/1755: Seenot im Mittelmeer - Dringlichkeitsbericht umsetzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Oktober 2019

Dringlichkeitsbericht umsetzen



"Es war höchste Zeit für diese deutlichen Worte der parlamentarischen
Versammlung des Europarates an ihre Mitgliedstaaten und die EU. Der
Europarat ist auch als Wächterin über die Menschenrechte in Europa
bekannt und ist nicht mehr bereit, dem menschenrechtlichen Versagen
der EU bei der Rettung von Schutzsuchenden aus Seenot im Mittelmeer,
weiter zuzuschauen", kommentiert Michel Brandt, stellv. Mitglied der
Parlamentarischen Versammlung des Europarates, den
Dringlichkeitsbricht "Saving the lives in the Mediterranean Sea: the
need for an urgent response". Brandt weiter:

Die bisherige, teils völker- und menschenrechtswidrige Abschottungs-
und Abschreckungspolitik der EU, wurde vom Europarat als rechtswidrig
und moralisch verwerflich abgekanzelt. Die EU-Migrationspolitik muss
sich an internationale menschenrechtliche Gesetze halten und tut das
bisher nicht. Ich fordere die Bundesregierung und die anderen
europäischen Regierungen auf, wie gefordert, die Zusammenarbeit mit
der libyschen Küstenwache zu beenden und diesen wegweisenden
Dringlichkeitsbericht des Europarates umzusetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. Oktober 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5072: Flüchtlingspolitik - Schmusekurs mit Erdogan beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Oktober 2019

Schmusekurs mit Erdogan beenden



"Seehofers Kumpanei mit der türkischen Diktatur ist einfach ekelhaft.
Anstatt mit den Machthabern in Ankara Klartext über
Menschenrechtsverletzungen zu sprechen, erwägt der Innenminister
lediglich, noch mehr Geld an das Regime zu überweisen, damit es
Schutzsuchende weiterhin von Europa fernhält", kommentiert die
innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, die
Gespräche von Bundesinnenminister Horst Seehofer in der Türkei. Jelpke
weiter:

"In ihrem Schmusekurs gegenüber der Erdogan-Diktatur geht die
Bundesregierung über drängende humanitäre Fragen einfach hinweg. Die
militärischen Angriffe Ankaras auf die kurdische Selbstverwaltungszone
in Syrien, die permanenten Menschenrechtsverletzungen in den von der
Türkei völkerrechtswidrig besetzten syrischen Gebieten, Berichte über
zwangsweise Deportationen von Flüchtlingen nach Nordsyrien - das alles
lässt Seehofer kalt. Er scheut sich noch nicht einmal, Erdogan eine
erhöhte Belohnung für eine Fortsetzung des schäbigen EU-Türkei-Deals
in Aussicht zu stellen.

Welche Folgen dieser Deal für Flüchtlinge hat, kann sich Seehofer
heute in den griechischen Hotspots selbst ansehen. Es kann auf die
humanitäre Katastrophe in diesen Elendslagern nur eine Antwort geben:
Die Hotspots müssen so schnell wie möglich aufgelöst werden. Den
Schutzsuchenden müssen zumutbare Unterkünfte, auch in anderen
europäischen Staaten, und ein Zugang zu fairen Asylverfahren eröffnet
werden."

 * 

Quelle:
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UMWELT/711: Zum Welttierschutztag dankt DIE LINKE ehrenamtlichen Tierschützern für ihren Einsatz


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Oktober 2019

Zum Welttierschutztag dankt DIE LINKE ehrenamtlichen Tierschützern für ihren Einsatz



"Wir danken den ehrenamtlichen Helfern in Tierschutzvereinen-,
Tierheimen und Tierauffangstationen. Durch ihren persönlichen Einsatz
wird Tieren in Not Tag und Nacht geholfen. Das ist ein großer und
unersetzlicher Beitrag für das Tierwohl in Deutschland. Die
Bundesregierung muss die klammen Kommunen bei der Finanzierung von
Tierheimen dringend unterstützen. Es geht nicht, dass die sichere
Unterbringung und gute Pflege von Tieren so stark von privaten Spenden
abhängig ist. Dies wird dem Staatsziel Tierschutz nicht gerecht",
erklärt Amira Mohamed Ali, Sprecherin für Tierschutz der Fraktion DIE
LINKE, anlässlich des Welttierschutztages am 4. Oktober. Mohamed Ali
weiter:

"Noch immer wird das Tierwohl in Deutschland rigoros wirtschaftlichen
Interessen untergeordnet. Um das Staatsziel Tierschutz zu erfüllen,
brauchen wir viel höhere gesetzliche Standards. Die Einhaltung der
Gesetze muss vor allem aber auch zuverlässiger kontrolliert werden.

Tierquälerische Praktiken wie zum Beispiel das Schreddern männlicher
Küken, das betäubungslose Kastrieren von Ferkeln und überlange
Tiertransporte sollten sofort verboten werden. Die Ställe müssen in
Zukunft außerdem mehr Platz und Freilaufmöglichkeiten bieten.

Das freiwillige Tierwohllabel für Schweinefleisch von
Ernährungsministerin Klöckner ist Flickschusterei. Der Großteil der
Kunden möchte bei allen tierischen Produkten nachvollziehen können,
wie die Tiere gehalten wurden. DIE LINKE setzt sich deshalb für ein
verpflichtendes Tierwohllabel ein."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8940: Heute im Bundestag Nr. 1085 - 04.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1085

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 4. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 13.40 Uhr

1. Anhörung zu Steuerrechtsänderungen

2. Rücktrittsrecht bei Lebensversicherungen

3. FDP-Fraktion fragt nach Länderberichten

4. Pläne zum Klimaschutz

5. Dorschfanglimits für Freizeitangler

6. Nutzflächen im Bestand der BVVG



1. Anhörung zu Steuerrechtsänderungen

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss führt am Montag, dem 14.
Oktober, von 10 bis 12.15 Uhr im Europasaal 4.900 des Paul-Löbe-Hauses
eine öffentliche Anhörung zu dem von der Bundesregierung vorgelegten
Entwurf eines Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung der
Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften
(19/13436) durch.

In dem Gesetzentwurf geht es unter anderem darum, die private Nutzung
von E-Dienstwagen länger als bisher geplant zu fördern. Damit sollen
nachhaltige Impulse für mehr Elektromobilität gesetzt und eine
längerfristige Planungssicherheit geschaffen werden. Für die
Anschaffung neuer rein elektrisch betriebener Lieferfahrzeuge wird
eine Sonderabschreibung eingeführt. Weitere Änderungen betreffen die
private Nutzung von Dienstfahrrädern und die steuerliche Behandlung
von Jobtickets. Ein neuer Pauschbetrag soll für Berufskraftfahrer
eingeführt werden. Außerdem ist die Anhebung der Pauschale für
Verpflegungsmehraufwendungen, eine Einkommensteuerbefreiung von
Sachleistungen im Rahmen alternativer Wohnformen, ein
Bewertungsabschlag bei Mitarbeiterwohnungen sowie die Einführung eines
ermäßigten Umsatzsteuersatzes für sogenannte eBooks vorgesehen.

Als Sachverständige sind geladen: Professor Jürgen Brandt (Bergische
Universität Wuppertal), Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege (BAGFW), Bundessteuerberaterkammer, Bundesverband
Deutscher Zeitungsverleger, Deutsche Steuer-Gewerkschaft, Deutsche
Umwelthilfe, Deutscher Gewerkschaftsbund, Deutscher Olympischer
Sportbund, Deutscher Steuerberaterverband, Deutscher
Volkshochschul-Verband, Die Deutsche Kreditwirtschaft, Handelsverband
Deutschland, Professor Frank Hechtner (Technische Universität
Kaiserslautern), Professor David Hummel, Professor Wolfgang Schön
(Max-Planck-Institut für Steuerrecht und öffentliche Finanzen),
Verband der Automobilindustrie (VDA), Verband deutscher
Kreditplattformen und Verband Deutscher Privatschulverbände (VDP).

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Rücktrittsrecht bei Lebensversicherungen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach dem Rücktrittsrecht bei Lebensversicherungen
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/13073).
Hintergrund ist ein Zeitungsbericht, wonach Versicherungsnehmer
derzeit immer häufiger von ihrem Lebensversicherungsverträgen
zurückzutreten versuchen. Gefragt wird unter anderem nach der Zahl der
Abschlüsse von Lebensversicherungen in den vergangenen zehn Jahren,
der Höhe und dem Wert des Bestands von Versicherungen, der Entwicklung
der Rendite und der Zahl der Kündigungen beziehungsweise der Versuche
von Kündigungen der Lebensversicherungen.

 * 

3. FDP-Fraktion fragt nach Länderberichten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach einer Studie zum "Country-by-Country-Reporting"
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/13325).
Dabei handelt es sich um eine Veröffentlichung des Leibniz-Zentrums
für europäische Wirtschaftsforschung, in dem davon die Rede sei, dass
das "Country-by-Country-Reporting" Ausgestaltungen wie die sogenannte
aggressive Steuergestaltung eindämmen und zu einem signifikanten
Rückgang der Steueroasen führe. Profitieren von dieser Entwicklung
würden innerhalb Europas jedoch hauptsächlich die europäischen
Mitgliedstaaten, die nicht wie Deutschland zu den sogenannten
Hochsteuerländern gehören würden, schreibt die FDP-Fraktion. Die
Bundesregierung soll angeben, ob sie die Studie kennt und welche
Schlussfolgerungen sie daraus zu ziehen gedenkt.

 * 

4. Pläne zum Klimaschutz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Zur Umsetzung des Klimaschutzplans (KSP) 2050 hat
die Bundesregierung rund 1,56 Milliarden Euro bis 2024 veranschlagt.
Mit den technologischen, systemischen und sozialen Innovationen zum
Klimaschutz soll bis 2050 eine weitgehende Treibhausgasneutralität
erreicht werden. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) hat hierzu ein umfangreiches Maßnahmenpaket vorgeschlagen,
welches sich aktuell im Abstimmungsprozess mit den betreffenden
Ressorts befindet. Es trägt Forschungsbedarf in allen Sektoren des KSP
2050 Rechnung und enthält auch Maßnahmen mit sektorübergreifendem
Charakter. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/13232) auf die Kleine Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen
(19/12810).

Angaben zu den Planzahlen, die sich auf einzelne Haushaltstitel
verteilen, seien aufgrund der laufenden Abstimmungsprozesse zurzeit
nicht möglich. Darüber hinaus werde klimaschutzbezogene Forschung auch
im Haushalt weiterer Ressorts veranschlagt, wie etwa die im
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) verortete
Förderung angewandter Forschung und Entwicklung im Rahmen des 7.
Energieforschungsprogramms (circa 2,9 Milliarden Euro 2019 bis 2022).

Ein integraler Bestandteil der Maßnahmen sei das Innovationsprogramm
Klimaschutz. Dabei handele es sich um Investitionen in
klimaschutzbezogene Forschung in den Bereichen industrieller
Prozessemissionen, Land und Forstwirtschaft, Mobilität und
Finanzwirtschaft, die zuvor noch nicht gefördert worden seien und
entsprechend keine Fortschreibung oder Neuausrichtung bestehender
Programme darstellen, sondern auf die Bedarfe des KSP 2050
ausgerichtet sind.

Zudem sei das Leitbild einer nachhaltigen und klimafreundlichen
Entwicklung in der Forschungs- und Innovationspolitik der
Bundesregierung und zugleich im Bildungssystem fest verankert,
schreibt die Bundesregierung. Die Hightech-Strategie (HTS) 2025
formuliere diesbezüglich ressortübergreifende Ziele und Schwerpunkte
und untermauere das Ziel, bis 2025 die Investitionen in Forschung und
Entwicklung von derzeit circa 3 Prozent auf jährlich 3,5 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts zu steigern.

Aktuell würden aus dem Impulspapier des Hightech-Forums "Wege zum 3,5
Prozent-Ziel" Empfehlungen entsprechender klima- und
klimaschutzbezogener Forschung bereits umgesetzt. So fördere das BMBF
Reallabore in vielen Förderschwerpunkten im Rahmen der Forschung für
Nachhaltigkeit (FONA). Dazu gehören beispielsweise die
sozialökologische Forschung, die Mobilitätsforschung oder die
Anpassungsforschung.

Die Bundesregierung unterstreicht, dass neben den technologischen
Innovationen soziale oder gesellschaftliche Innovationen notwendige
Voraussetzung für das Gelingen der Transformation zu einer
nachhaltigen Wirtschafts- und Lebensweise sind. Dementsprechend würden
zum Beispiel im Rahmen der vom BMBF geförderten sozial-ökologischen
Forschung die komplexen Wechselwirkungen zwischen ökologischen und
gesellschaftlichen Systemen in den Blick genommen.

 * 

5. Dorschfanglimits für Freizeitangler

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die direkten Auswirkungen des Angelns auf die
Reproduktion des Dorsches in der westlichen Ostsee interessiert die
Fraktion Die Linke in einer Kleine Anfrage (19/13554). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie
hoch die realen Fänge von Freizeitanglern beim Dorsch in der
westlichen Ostsee in den Monaten Februar und März der Jahre 2017, 2018
und 2019 waren. Des Weiteren soll die Bundesregierung Auskunft darüber
erteilen, ob die Freizeitfischerei grundsätzlich als eine Bedrohung
für die Fischbestände in der westlichen Ostsee anzusehen ist.

 * 

6. Nutzflächen im Bestand der BVVG

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion stellt die Privatisierung
enteigneter Nutzflächen in Mecklenburg-Vorpommern in den Mittelpunkt
einer Kleinen Anfrage (19/13447). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele Hektar den
Gründungsbestand der Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH (BVVG)
ausgemacht haben und wie sich die Bestandsfläche zwischen dem Jahr
1992 und heute verändert hat. Darüber hinaus wird gefragt, ob es Pläne
gibt, die übrigen noch von der BVVG verwalteten Nutzflächen dem Land
Mecklenburg-Vorpommern zu übertragen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8939: Heute im Bundestag Nr. 1084 - 04.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1084

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 4. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 10.38 Uhr

1. Korrekturbitten des BMU im Mai 2019

2. Politisch rechts motivierte Kriminalität

3. Sicherheitskooperation bei G7-Gipfel

4. Grenzkontrollen nach Anschlag

5. Kriegswaffenfund in Dresden thematisiert

6. Beschaffung von CBRN-Materialien

7. Grenzkontrollen zu Österreich



1. Korrekturbitten des BMU im Mai 2019

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit (BMU) hat im Mai 2019 in keinem Fall "unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe" um Korrekturen von
Berichterstattung ersuchen lassen. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/13164) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/12908) hervor. Das Bundesministerium gebe "in Einzelfällen einem
Medium dann einen Hinweis, wenn vom BMU veröffentlichte Informationen
oder Angaben über die Bundesregierung objektiv unzutreffend
wiedergegeben sind und das BMU einen Hinweis für geeignet und
angemessen erachtet. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise
besteht nicht, und eine solche Dokumentation wurde auch nicht
durchgeführt", führt die Bundesregierung aus.

 * 

2. Politisch rechts motivierte Kriminalität

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Fälle politisch rechts motivierter
Kriminalität im Juli dieses Jahres erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/13593). Auch fragt sie darin unter
anderem, wie viele Tatverdächtige im Zusammenhang mit diesen Fällen
ermittelt wurden.

 * 

3. Sicherheitskooperation bei G7-Gipfel

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach einer "Zusammenarbeit deutscher und
französischer Sicherheitsbehörden in Zusammenhang mit dem G7-Gipfel in
Biarritz" erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/13597). Darin fragt sie, zu wie vielen Personen welche
deutschen Sicherheitsbehörden nach Kenntnis der Bundesregierung im
Vorfeld oder während des Gipfels Informationen an französische
Behörden übermittelt haben. Auch will sie unter anderem wissen, wie
viele deutsche Staatsangehörige in Zusammenhang mit dem Gipfel von
französischen Behörden aus Frankreich ausgewiesen wurden und wie
vielen an der Grenze zu Frankreich die Einreise verwehrt wurde.

 * 

4. Grenzkontrollen nach Anschlag

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Grenzkontrollen nach dem Attentat auf den
Straßburger Weihnachtsmarkt" thematisiert die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/13628). Darin schreiben die Abgeordneten, dass die
Bundespolizei in Rheinland-Pfalz und im Saarland einem Medienbericht
zufolge "nach dem Attentat auf den Straßburger Weihnachtsmarkt
innerhalb von 50 Stunden bei Grenzkontrollen mehr als 50 Straftaten
festgestellt" habe. Wissen wollen sie, in welchem Zeitraum und wo
genau die Kontrolle des Grenzverkehrs nach und aus Frankreich
stattfand. Auch erkundigten sie sich unter anderem danach, wie viele
Ermittlungen wegen möglicher Straftaten eingeleitet wurden.

 * 

5. Kriegswaffenfund in Dresden thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Kriegswaffenfund am Dresdener Hauptbahnhof -
Verbindungen zum Anschlag auf das Pariser Theater Bataclan" lautet der
Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/13622). Wie die
Fraktion darin ausführt, entdeckte die Bundespolizei am Abend des 18.
Februar 2019 vor dem Dresdener Hauptbahnhof im Kofferraum eines
Geländewagens mehrere Kriegswaffen und nahm daraufhin die beiden
Insassen fest. Später sei Haftbefehl gegen die beiden Männer
bosnischer Staatsangehörigkeit erlassen worden.

Im Rahmen der weiteren gemeinsam von der Staatsanwaltschaft Dresden
und dem Bundeskriminalamt geführten Ermittlungen sei Ende Juni 2019
ein dritter Bosnier namens Adis A. festgenommen worden, "nach dem
zuvor mit einem belgischen Haftbefehl europaweit gefahndet wurde, weil
er an dem Anschlag auf das Theater Bataclan in Paris am 13. November
2015 beteiligt war", schreibt die Fraktion weiter. Wissen will sie
unter anderem, in welchem Verhältnis nach Kenntnis der Bundesregierung
"die beiden bosnischen Staatsangehörigen zum Terrorverdächtigen Adis
A." stehen

 * 

6. Beschaffung von CBRN-Materialien

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, inwieweit die
Bundesregierung Erkenntnisse über die mögliche Existenz eines
Schwarzmarkts in Deutschland oder anderen Staaten hat, auf dem
chemische, biologische, radiologische und nukleare (CBRN) Materialien
gehandelt werden. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/13625) unter anderem danach, inwieweit die Bundesregierung
Kenntnisse darüber hat, "ob sich terroristische und islamistische
Organisationen seit 2010 CBRN-Materialien mit Bezügen zu Deutschland
beschafft haben".

 * 

7. Grenzkontrollen zu Österreich

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke möchte wissen, inwiefern die
Bundesregierung abermals eine Verlängerung der Binnengrenzkontrollen
zu Österreich plant. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/13631) unter anderem danach, inwiefern diese durch andere
Maßnahmen wie etwa eine Ausweitung der Schleierfahndung kompensiert
werden sollen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 1084 - 4. Oktober 2019 - 10.38 Uhr
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EUROPA/1644: Gegenzölle der EU sind brandgefährlich


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Oktober 2019

THEURER: Gegenzölle der EU sind brandgefährlich



Zum Handelsstreit zwischen den USA und der EU erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Gegenzölle der EU als Reaktion auf die neuen US-Strafzölle sind
brandgefährlich, denn sie würden die Spirale des Protektionismus
weiterdrehen. Brüssel sollte statt Brandbeschleuniger ins Feuer zu
kippen, besser darauf hinwirken, die Strafzölle noch abzuwenden. Das
wäre gerade für die Exportnation Deutschland wichtig. Außerdem müssen
Brüssel und Washington dringend die Verhandlungen über das
Freihandelsabkommen TTIP wiederaufnehmen, um den Handelskonflikt zum
beiderseitigen Nutzen dauerhaft beizulegen. Offene Märkte sind für
Deutschland unverzichtbar und es wird höchste Zeit, dass Angela
Merkel das Thema zur Chefsache macht."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4891: Welttierschutztag - Hamburg ist Nr. 1 bei Tierversuchen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Oktober 2019

Welttierschutztag: Hamburg ist Nr. 1 bei Tierversuchen



Zum Welttierschutztag am 4. Oktober erklärt Stephan Jersch,
tierschutzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft.: "Was den Tierschutz in der Stadt angeht,
so hat der Senat noch einiges zu liefern. Hamburg ist im
'Pro-Kopf-Verbrauch' unter den Bundesländern bei den Tierversuchen
führend. Die bisherigen Maßnahmen des Senats sind wirkungslos. Hier
muss bei der alternativen, tierversuchsfreien Forschung ganz erheblich
nachgelegt werden."

Jersch kritisiert außerdem die mangelnde personelle Ausstattung der
Veterinärämter in der Stadt. "Die Bezirksämter müssen personell in die
Lage versetzt werden, die Vorgaben des Tierschutzgesetzes vor Ort
wirksam zu überprüfen."

Auch beim Hundegesetz müsse der Senat nacharbeiten. Dazu Jersch:
"Während andere Bundesländer ihre Rassehundelisten modifizierten oder
ganz abschafften, gilt in Hamburg nach wie vor eine der restriktivsten
Regelungen. Eine neue Überprüfung ist hier notwendig, um der
tatsächlichen Situation in der Stadt gerecht zu werden."

Mit Blick auf die nächste Legislaturperiode ergänzt sagt Jersch: "Im
Sinne des Tierwohls in Hamburg wünsche ich mir künftig einen
fraktionsübergreifenden Konsens beim Tierschutz, der nicht von
parteipolitischem Dünkel geprägt ist."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4890: Sozialgerichte - Erwerbslose müssen jahrelang auf ihr Recht warten (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. Oktober 2019

Sozialgerichte: Erwerbslose müssen jahrelang auf ihr Recht warten



Klagen gegen Jobcenter dauern in Hamburg aktuell durchschnittlich
19,4 Monate. Dies hat eine Anfrage der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft ergeben (Drs. 21/18295). Demnach ist die
Justiz vollkommen überlastet: So gibt es derzeit mehr als 400
Verfahren pro Sozialrichter_in, fast 14 unbesetzte Stellen, hohe
Krankenstände, vermehrte Überlastungsanzeigen, fast 500
Untätigkeitsklagen im ersten Halbjahr 2019.

"Auch wenn die langen Verfahrensdauern mit einem Bestandsabbau älterer
Verfahren erklärt wird, ist dieser Zustand unzumutbar", sagt Carola
Ensslen, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion. "Wenn ein
Fall beim Gericht landet, haben Betroffene ja zuvor bereits ein
Widerspruchsverfahren durchlaufen. Bis es zu einer Entscheidung kommt,
dauert es also in der Regel weit mehr als zwei Jahre! Ein so langer
Schwebezustand ist nicht nur eine große psychische Belastung, sondern
führt außerdem zu einem generellen Vertrauensverlust."

Der Bestand an Klagen werde zwar geringfügig abgebaut, aber
keinesfalls in dem Maße, wie es für einen Durchbruch bei den
Verfahrensdauern notwendig wäre. "Es herrscht völlige Intransparenz
darüber, nach welchen Kriterien der Personalbedarf an den Gerichten
ermittelt wird. Denn Hamburg weigert sich als einziges Bundesland, das
Personalbemessungssystem PEBB§Y anzuwenden. Drei Sozialrichter_innen
mehr bis zum 31.12.2022 wirken da eher wie ein Placebo", sagt Ensslen.

Auch die fast 40 Prozent Klagerücknahmen in SGB-II-Verfahren werfen
Fragen auf, meint Ensslen: "Führt der Arbeitsdruck zu einer
Zwei-Klassen-Justiz, bei der Kläger_innen, die Druck machen können,
Zugeständnisse erreichen und deshalb Verfahren nicht zu Ende führen
müssen? Die Erfahrung zeigt, dass Jobcenter oft erst auf richterliche
Hinweise reagieren. Auf der Strecke bleiben diejenigen, die keine
Unterstützung haben - sowohl was die Länge der Verfahren betrifft, wie
auch den Ausgang."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 3. Oktober 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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BERUF/1942: "Grüne Berufe" weiterhin beliebt (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019

"Grüne Berufe" weiterhin beliebt

Ausbildungszahlen im Ausbildungsjahr 2018/2019 stabil



Die Ausbildungszahlen der dualen Berufe des landwirtschaftlichen
Bereichs sind im zurückliegenden Ausbildungsjahr 2018/2019 bundesweit
insgesamt stabil geblieben. Bundesweit wurden 13.230 neu
abgeschlossene Ausbildungsverträge (minus 1,6% im Vorjahresvergleich)
registriert, davon 10.524 in Westdeutschland (minus 2,3%) und 2.754 in
Ostdeutschland (plus 2,8%). In allen drei Ausbildungsjahren gab es in
den "Grünen Berufen" insgesamt 32.514 Auszubildende (minus 1,2%),
davon 26.037 in Westdeutschland (minus 1,3%) und 6.447 in
Ostdeutschland (minus 1,0%). Diese Zahlen gehen aus den aktuellen
statistischen Erhebungen des Statistischen Bundesamtes hervor.

Der Beruf Landwirt/in entwickelte sich mit bundesweit 4.089
Neuverträgen (minus 1,3%) und insgesamt 8.937 Auszubildenden (minus
4,0%) leicht rückläufig. Zahlenmäßig am stärksten bleibt der Beruf
Gärtner/in mit unverändert 5.022 Neuverträgen und insgesamt 12.975
Auszubildenden (plus 3,3%), davon mehr als 70% in der Fachrichtung
Garten- und Landschaftsbau. Positiv entwickeln sich aktuell die Berufe
Tierwirt/in mit 354 Neuverträgen (plus 6,3%) und Pferdewirt/in mit 768
Neuverträgen (plus 2%). In beiden Berufen ist die Gesamtzahl aller
Auszubildenden insbesondere aufgrund der Auflösung bestehender
Ausbildungsverträge jedoch leicht rückläufig. Auch der seit 2013
bestehende Beruf Pflanzentechnologe/-technologin verzeichnet mit 48
Neuverträgen (plus 6,7%) eine kontinuierliche Positiventwicklung.
Rückläufig entwickelten sich die Berufe Hauswirtschafter/in (landw.
Bereich) mit bundesweit nur noch 60 Neuverträgen (minus 9,1%), der
Beruf Winzer/in mit 321 Neuverträgen (minus 10,8%), der Beruf
Fischwirt/in mit aktuell 72 Neuverträgen (minus 7,7%) sowie der Beruf
Milchwirtschaftliche/r Laborant/in mit 162 Neuverträgen (minus 6,9%).
Bei der Ausbildung behinderter Menschen (Abschlüsse: Werker, Helfer,
Fachpraktiker) gab es über alle dafür relevanten Berufsbereiche mit
bundesweit insgesamt 1.131 Neuverträgen einen deutlichen Rückgang um
10,1%. Nach aktuellen Einschätzungen der zuständigen Stellen werden
sich die Ausbildungszahlen in den "grünen Berufen" in den kommenden
Jahren insbesondere aufgrund der demographischen Entwicklung leicht
rückläufig entwickeln. Nicht nur unmittelbar in der betrieblichen
Praxis, sondern auch in den vor- und nachgelagerten Bereichen (inkl.
berufsbildende Lehrer und Berater) zeichnen sich zunehmende Engpässe
bei der Gewinnung von Auszubildenden sowie qualifizierten Fach- und
Führungskräften ab. Die gesamte Agrarwirtschaft wird ihre Aktivitäten
zur Berufsinformation und Nachwuchswerbung in den "Grünen Berufe"
weiter ausbauen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net
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veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





BERUF/1941: Neue Kooperationen in der beruflichen Pflegeausbildung (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 02.10.2019

Neue Kooperationen in der beruflichen Pflegeausbildung - BIBB
veröffentlicht Ratgeber mit Handlungsempfehlungen



Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) hat auf der Grundlage der
Ergebnisse eines in Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Familie und
zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) sowie gemeinsam mit Expertinnen
und Experten der Partner der Ausbildungsoffensive Pflege durchgeführten
Fachworkshops konkrete Empfehlungen für die Ausgestaltung von
Kooperationsverträgen in der beruflichen Pflegeausbildung nach dem
Pflegeberufegesetz erarbeitet. Die Publikation ist ab sofort verfügbar.
Sie soll die an der Ausbildung beteiligten Pflegeeinrichtungen,
Krankenhäuser und Pflegeschulen bei der Durchführung der im Jahr 2020
startenden, neuen Pflegeausbildungen unterstützen.

Kooperationsverträge sind nach dem Pflegeberufegesetz Voraussetzung dafür,
um als Träger der praktischen Ausbildung überhaupt tätig werden und um die
praktische Ausbildung durchführen zu können. Um den theoretischen und den
praktischen Unterricht gewährleisten zu können, schließt der Träger der
praktischen Ausbildung zunächst einen Vertrag zur Zusammenarbeit mit einer
Pflegeschule ab. Dies ist nicht notwendig, wenn der Träger eine eigene
Pflegeschule betreibt. Durch den Abschluss von Kooperationsverträgen mit
weiteren Einrichtungen stellt er sicher, dass die praktische Ausbildung
dem Ausbildungsplan entsprechend durchgeführt werden kann.

Die Auszubildenden lernen im Sinne einer breiten und umfassenden
Ausbildung vielfältige Versorgungsbereiche der Pflege kennen. Für die
praktische Ausbildung bedeutet dies, dass Teilbereiche nicht vom Träger
selbst abgedeckt werden können und daher in einer weiteren Einrichtung
stattfinden. Es sind auch Kooperationen in einem Ausbildungsverbund mit
mehreren Partnern möglich.

Die vorliegende Veröffentlichung bietet auf Bundesebene Orientierung für
die individuelle Ausgestaltung von Vertragswerken zwischen den
Kooperationspartnern. Es werden sowohl erklärende Textelemente als auch
konkrete Formulierungshilfen für unterschiedliche Kooperationsformen
angeboten. Neben Empfehlungen für die Organisation der Ausbildung werden
auch Tipps und Hinweise für die Sicherstellung der Ausbildungsqualität und
zur Abwicklung der Refinanzierung zwischen den Kooperationspartnern
aufgeführt.



Die Handreichung kann ab sofort im Internetangebot des BIBB
abgerufen werden unter:

https://lit.bibb.de/vufind/Record/DS-183668

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 02.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WEITERBILDUNG/164: Beschäftigte mit Migrationshintergrund - Frauen der 2. Generation nehmen am häufigsten teil (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB), - 02.10.2019

Weiterbildung von Beschäftigten mit Migrationshintergrund: 

Frauen der 2. Generation nehmen am häufigsten teil



Beschäftigte mit Migrationshintergrund nehmen im Durchschnitt seltener an
beruflicher Weiterbildung teil als Beschäftigte ohne
Migrationshintergrund. Eine überdurchschnittliche Teilnahmequote weisen
dagegen beschäftigte Frauen mit Migrationshintergrund der zweiten
Generation auf. Diese nehmen etwas häufiger an Weiterbildung teil als
Frauen oder Männer ohne Migrationshintergrund. Das geht aus einer am
Mittwoch veröffentlichten Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) hervor.

31 Prozent der Beschäftigten ohne Migrationshintergrund nahmen in den
Jahren 2013 bis 2015 an mindestens einer beruflichen Weiterbildung teil.
Bei den selbst Zugewanderten liegt der entsprechende Anteil mit 20 Prozent
dagegen deutlich niedriger. Beschäftigte mit Migrationshintergrund der
zweiten Generation, bei denen also mindestens ein Elternteil zugewandert
ist, nehmen mit 33 Prozent ähnlich häufig an Weiterbildungen teil wie
Beschäftigte ohne Migrationshintergrund.

Die höchste Teilnahmequote weisen mit 35 Prozent die beschäftigten Frauen
mit Migrationshintergrund der zweiten Generation auf. Dies hängt damit
zusammen, dass 95 Prozent der beschäftigten Frauen der zweiten Generation
einen beruflichen oder hochschulischen Bildungsabschluss besitzen. Sie
arbeiten vergleichsweise häufig in qualifizierten oder hochqualifizierten
Angestelltenpositionen. Zudem arbeiten sie oft in Bereichen, die sich wie
Erziehung und Gesundheit oder Öffentlicher Dienst durch hohe
Weiterbildungsquoten auszeichnen. "Damit weisen sie solche Faktoren auf,
die die Teilnahme an beruflicher Weiterbildung begünstigen", erklären Ute
Leber, Huy Le Quang und Franziska Schreyer in der IAB-Studie.

Angesichts der niedrigeren Weiterbildungsteilnahme der selbst
Zugewanderten verweist die Studie auf deren vergleichsweise häufige
Tätigkeit in Un- und Angelerntenpositionen. "Anstrengungen, die Teilhabe
an beruflicher Weiterbildung zu intensivieren, sollten sich von daher vor
allem auf die selbst Eingewanderten der ersten Generation und hier vor
allem auf diejenigen mit bislang geringer Qualifikation beziehen", heißt
es im Fazit der Studie. Darüber hinaus betonen Leber, Le Quang und
Schreyer: "Neben der Weiterbildung sollte ein besonderes Augenmerk auch
auf die berufliche Erstausbildung der Neueingewanderten beziehungsweise
deren Anerkennung gerichtet werden, da diese Voraussetzung für eine
erfolgreiche Integration in den Arbeitsmarkt ist und weitere
Bildungsaktivitäten während des Erwerbslebens nach sich ziehen kann".




Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb1919.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 02.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1227: Mikrokristalline Cellulose für fettreduzierte Lebensmittel (idw)


Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V. - 02.10.2019

Mikrokristalline Cellulose für fettreduzierte Lebensmittel - Herstellung
jetzt auch aus Stroh und Miscanthus



Ob in trockener Form für Tabletten oder als Gel für stabile
Suspensionen: Mikrokristalline Cellulose zählt zu den wichtigen
Hilfsmitteln bei der Arzneiherstellung und in der Lebensmittelverarbeitung.
In Kooperation mit dem Johann Heinrich von Thünen-Institut entwickelte die
Fa. J. Rettenmaier & Söhne GmbH + Co KG jetzt ein Verfahren, das es
erlaubt, mikrokristalline Cellulose auch aus landwirtschaftlichen Rest- und
Rohstoffen herzustellen.

Softeis, Mousse oder Mayonnaise: Der Fettanteil in diesen Lebensmitteln
garantiert ein besonders cremiges Geschmackserlebnis. Wird deren
Fettgehalt jedoch reduziert, muss die Stabilität mit anderen Zutaten
ausgeglichen werden. Unverdauliche Cellulosepartikel, die sogenannte
mikrokristalline Cellulose, eignen sich in Gel-Form hervorragend als
Stabilisator und Ballaststoff für solche und viele andere Suspensionen.
Als Pulver dient mikrokristalline Cellulose (MCC) nicht zuletzt in der
pharmazeutischen Industrie bei der Tablettenherstellung.

Forschern des Johann Heinrich von Thünen-Instituts und der Fa. J.
Rettenmaier & Söhne GmbH + Co KG ist es jetzt gelungen, ein neues
Herstellungsverfahren für MCC im kleintechnischen Maßstab zu entwickeln.
Dazu setzten sie mit Weizenstroh einen breit verfügbaren und preiswerten
Reststoff aus der Landwirtschaft, aber auch die Dauerkultur Miscanthus
ein. Die von ihnen produzierten Cellulosen erreichen nicht nur die
Eigenschaften bisheriger Standard-MCC, sondern konnten diese in der
Gel-Stabilität sogar übertreffen.

Die Vorhaben wurden vom Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
(BMEL) über den Projektträger Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e. V.
(FNR) gefördert. Die Abschlussberichte stehen auf fnr.de unter dem
Förderkennzeichen 22015316 sowie 22000517 zur Verfügung.

Das Upscaling des Verfahrens planen die Projektpartner in Folgevorhaben.


Weitere Informationen unter:

https://www.fnr.de/projektfoerderung/foerderprogramm-nachwachsende-rohstoffe/projekte-ergebnisse/

https://www.fnr.de/index.php?id=11150&fkz=22015316

https://www.fnr.de/index.php?id=11150&fkz=22000517

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution506

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V., 02.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/2367: Die Leistungen der Landwirte müssen mehr Wertschätzung erfahren (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 3. Oktober 2019

Erntedank 2019

Rukwied: Die Leistungen der Landwirte müssen mehr Wertschätzung
erfahren



Bei einem Erntedankempfang in Hövelhof im Kreis Paderborn dankte der
Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied, den
Bauernfamilien und allen in der Landwirtschaft Beschäftigten für ihr
großes Engagement und ihre Bereitschaft, die Landwirtschaft nachhaltig
weiterzuentwickeln: "Wir Bauern haben uns der Ernährungssicherung
verpflichtet und betreiben gleichzeitig Umwelt-, Klima- und
Artenschutz. Wir sind es auch, die die Kulturlandschaften im
ländlichen Raum pflegen und am Leben erhalten." Das Erntedankfest
erinnere auch an die Abhängigkeit der Menschen von der Natur und das
sei angesichts der erneuten Dürre in manchen Regionen aktueller denn
je. In seinem Festvortrag betonte der Bauernpräsident die teilweise
fehlende Wertschätzung in der Gesellschaft für die Leistungen der
Bauern. "Wir Bauern sind gerne bereit, Wünsche nach mehr
Nachhaltigkeit und Tierwohl zu erfüllen. Aber Wertschätzung hat auch
etwas mit Geld zu tun und hier fehlt häufig die Bereitschaft, im Laden
auch mal das etwas teurere, regionale Produkt zu kaufen", so der
DBV-Präsident. Nie zuvor in der Geschichte sei die Landwirtschaft
ihrer gesellschaftlichen Aufgabe der sicheren Versorgung aller mit
günstigen und hochwertigen Nahrungsmitteln so erfolgreich gerecht
geworden wie heute. Gleichzeitig habe es nie zuvor eine solch
fundamentale Kritik der Gesellschaft an der Landwirtschaft gegeben.
"Diesen Widerspruch können wir nur alle zusammen auflösen -
Gesellschaft und Landwirtschaft gemeinsam", stellte Rukwied fest.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Oktober 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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VERBAND/2366: Bauernproteste in den Niederlanden (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019

Bauernproteste in den Niederlanden

Rukwied: Derartige Proteste auch in Deutschland möglich



Für die Protestaktionen niederländischer Landwirte, die mit Traktoren
Staus erzeugt haben, zeigt der Präsident des Deutschen Bauernverbandes
(DBV), Joachim Rukwied, Verständnis. "Diese Aktionen zeigen, dass die
Berufskollegen in den Niederlanden unter enormem Druck stehen und für
sich die Existenzfrage stellen. Wenn Politik und Teile der
Gesellschaft die niederländische Landwirtschaft in die
Perspektivlosigkeit drängen, sind solche Reaktionen zu erwarten."

Der deutsche Bauernpräsident hält derartige Proteste, unter anderem
wegen des umstrittenen Aktionsplans Insektenschutz, auch in
Deutschland für möglich: "Wir schließen nicht aus, dass auch deutsche
Bauern ihren aufgestauten Unmut in dieser Form ausdrücken. Sofern
solche Proteste gewaltfrei bleiben, würden wir diese auch
unterstützen", so DBV-Präsident Rukwied. Allerdings wirbt der
Bauernpräsident für den Dialog: "Die Reaktionen aus der Bevölkerung
zeigen auch viel Verständnis für die Situation der Landwirte. Darauf
müssen wir setzen. Die Bürger wollen gute heimische Landwirtschaft,
dem müssen Politik und Gesetzgebung auch Rechnung tragen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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MELDUNG/157: Lobbying - Gut für die Demokratie? (idw)


Universität Stuttgart - 02.10.2019

Lobbying: Gut für die Demokratie?

Projekt "Agenden und Interessengruppen" an der Universität Stuttgart
stellt Ergebnisse vor



Lobbying steht unter dem Generalverdacht, politische Entscheidungen
zugunsten einiger privilegierter Akteure - meist aus der Wirtschaft -
einseitig zu beeinflussen. Doch könnten Lobbygruppen möglicherweise auch
das Gegenteil bewirken und dazu beitragen, dass die Regierenden die
Wünsche des Volkes ernst nehmen? Antworten auf diese Frage gibt eine
Forschungsgruppe unter der Leitung von Prof. Patrick Bernhagen am Institut
für Sozialwissenschaften der Universität Stuttgart in dem jetzt
abgeschlossenen Projekt "Agenden und Interessengruppen".

Lobbying hat in Gesellschaft und Medien keinen guten Ruf. Versteht man
Lobbygruppen jedoch als Vertreter verschiedenster gesellschaftlicher
Interessen, können sie im Idealfall die politische Repräsentation der
Bürgerinnen und Bürger verbessern. Das wäre dann der Fall, wenn Verbände
und vergleichbare Organisationen die Themen der Bevölkerung im Sinne eines
Transmissionsriemens aufgreifen, aufbereiten und in das politische System
kommunizieren. Um zu untersuchen, ob sie dies tatsächlich tun, befragte
die Forschungsgruppe 1.003 Privatpersonen sowie 119 Lobbyisten dazu,
welche Themen ihnen am meisten unter den Nägeln brennen. Die jeweiligen
Antworten wurden zu Themenfeldern gebündelt und anschließend mit den rund
300 Gesetzesvorlagen verglichen, die in den Jahren 2016 bis 2018 in den
Deutschen Bundestag eingebracht wurden.

Bei der Betrachtung der Ergebnisse fällt zunächst auf, dass die Themen der
Bevölkerung im Vergleich zu Lobbygruppen und Gesetzgebung wesentlich
konzentrierter sind. So beschäftigte sich die Bevölkerung zur Zeit der
Erhebung (Oktober 2017) vor allem mit den Themen Einwanderung (von 16,7 %
aller Befragten genannt), Rente (14,6 %), "Wirtschaft allgemein" (7,2 %),
Steuern (4,2 %) und dem Mangel an medizinischem Fachpersonal (3,6 %). Im
Vergleich dazu waren die Themenpaletten der Lobbygruppen und der Regierung
wesentlich diverser und zugleich spezifischer. So macht das auch für die
Lobbyisten sehr wichtige Thema Steuern nur 3,2 % der in dieser Gruppe
insgesamt genannten Themen aus. "Das zeigt, dass Lobbygruppen auch Themen
in das politische System kommunizieren, die in der Bevölkerung kaum
Beachtung finden", kommentieren Studienleiter Prof. Patrick Bernhagen und
sein Mitarbeiter Felix Goldberg. "Dies bedeutet einerseits, dass
Sonderinteressen vertreten werden. Andererseits sollten in einer
pluralistischen Gesellschaft auch Nischen-Themen vertreten werden können."

Ob Lobbygruppen tatsächlich als Transmissionsriemen wirken, ist damit
allerdings noch nicht gesagt. Dies setzt zusätzlich eine gewisse Kongruenz
zwischen den Themen der Lobbyisten und denen der Bevölkerung voraus. Um
eine solche Kongruenz nachzuweisen, analysierten die Wissenschaftler am
Beispiel von fünf ausgewählten Bereichen, welche Rangordnung die 
Top-Themen der Bevölkerung bei Lobbyisten und in der Gesetzgebung haben.
Hierbei zeigten sich tatsächlich gewisse Überlappungen: So erfuhr zum
Beispiel die Einwanderung, das Top-Thema in der Bevölkerung, im
Untersuchungszeitraum auch in der Gesetzgebung die verhältnismäßig größte
Aufmerksamkeit. Bei den Lobbyisten rangierte sie auf Rang 3. Ähnlich
verhält es sich beim Thema Rente. Lediglich im Bereich "medizinisches
Fachpersonal" fehlt die Kongruenz: Das Thema, das insbesondere
Lobbygruppen wichtig ist, spielte während des Untersuchungszeitraums in
der Gesetzgebung nur eine geringe Rolle.

Die Studie zeigte weiter, dass die Interessen der Bevölkerung durch
Unternehmens- und Arbeitgebergruppen in etwas geringerem Umfang vertreten
werden als durch sonstige Lobbygruppen, wie etwa Umwelt- oder
Verbraucherverbände. Jedoch ist die Schnittmenge zwischen
Unternehmensinteressen und der Gesetzgebung etwas höher. Demnach schaffen
es die Nicht-Unternehmensverbände zwar besser, die Themen der Bevölkerung
aufzugreifen. Dafür sind Unternehmensverbände etwas erfolgreicher darin,
ihre Themen im Gesetzgebungsprozess zu platzieren. "Indem es Themen, die
der Bevölkerung wichtig sind, in das politische System einspeist, kann
Lobbying also die Funktionalität der repräsentativen Demokratie
verbessern", so das Fazit der Forscher. Zugleich schränke jedoch der
Umstand, dass die Lobbygruppen, welche die Themen der Bevölkerung in
stärkerem Maße vertreten, die Agenda der Regierung weniger stark
beeinflussen als andere Gruppen, die Funktionalität wieder ein.


Originalpublikation:

Pakull, Dominic; Goldberg, Felix; Bernhagen, Patrick 2019: Wie viel Bürger
steckt in Interessengruppen? Themen-Kongruenz zwischen Bürgern und
organisierten Interessen in Deutschland.


Weitere Informationen unter:

https://www.sowi.uni-stuttgart.de/abteilungen/ps/forschung/aig/AIG_WP0919.pdf 

(Working paper)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution80
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Stuttgart, 02.10.2019
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RAUB/1213: Lebensmittel - das große Verschweigen ... (SB)




Bei Abschaltung der Stromzufuhr werden Sie bald kein Wasser mehr aus Ihrem
Wasserhahn bekommen. Sie werden sich auf Ihre Nachbarn verlassen müssen, um
Essen und etwas Wärme zu bekommen. Sie werden unterernährt sein. Sie werden
nicht wissen, ob Sie bleiben oder gehen sollen. Sie werden befürchten, gewaltsam
getötet zu werden, bevor Sie verhungern.
 
Jem Bendell - Deep Adaption [1]

Obwohl zu den großen Emittenten von Treibhausgasen gehörend, widmet die
Bundesregierung der Landwirtschaft in ihrem Klimaschutzprogramm eher wenig
Aufmerksamkeit. Im Prinzip förderliche Maßnahmen wie eine "Senkung der
Stickstoffüberschüsse", der "Ausbau des Ökolandbaus", der "Emissionsminderungen
in der Tierhaltung", des "Humuserhaltes und Humusaufbaus im Ackerland" oder der
"Vermeidung von Lebensmittelabfällen" [2] bleiben in ihrer Ausführung so
unkonkret, daß man sich vorstellen kann, was von diesen Zielen übrigbleibt,
wenn Standesorganisationen wie der Deutsche Bauernverband und die großen Akteure
der Lebensmittel- und Chemieindustrie ihre Forderungen geltend machen. Der
Zusammenhang des Konsums von Tierprodukten und der Entwicklung des Klimas wird
überhaupt nicht angesprochen, ebensowenig wird ein kritischer Blick auf die
destruktiven Folgen des Exportes von Nahrungsmittel in den Globalen Süden und
des Importes von Futtermittel aus Ländern wie Brasilien und Argentinien
geworfen.

Kurz gesagt, das Problem wird nicht wirklich ernst genommen, weder zugunsten des
Erreichens der Klimaziele noch der langfristigen Herstellung von
Ernährungssicherheit. Ruhe ist erste Bürgerpflicht, sagt sich die
Bundesregierung in Anbetracht der allmählich den Ernst der Lage erkennenden
Bevölkerung, und verbreitet weiterhin den Eindruck, als sei die Bereitstellung
von Nahrungsmitteln lediglich von einer starken Exportindustrie, einer
florierenden Finanzwirtschaft und den Ressourcennachschub aus aller Welt
sicherstellenden Streitkräften abhängig. Die auf die Ernährung entfallenden
Ausgaben bei durchschnittlichen Haushaltseinkommen sollen bei einem Sechstel des
verfügbaren Budgets liegen, was in Anbetracht der hohen Mieten, auf die der
Löwenanteil der monatlichen Ausgaben entfällt, nicht erstaunen kann, aber
zugleich den Eindruck erweckt, als könne diese essentielle
Reproduktionsleistung stets irgendwie aufrechterhalten werden.

Das ist mitnichten der Fall. In vielen Weltregionen ist die tägliche
Kalorienzufuhr und Verfügbarkeit nicht kontaminierten Trinkwassers seit jeher
ein Problem für Millionen, das hierzulande kaum wahrgenommen wird, obwohl der
hohe Standard der eigenen Ernährung mit dem massenhaften Hunger andernorts
zumindest mittelbar verknüpft ist. Die sich mit der Klimakatastrophe
abzeichnenden Gefahren für die Ernten weltweit sorgen allerdings dafür, daß
selbst eine so gut bemittelte Bevölkerung wie die der Bundesrepublik nicht mehr
außerhalb der Reichweite gravierender Ernährungskrisen lebt. Das Ausbleiben von
Niederschlägen wie 2018 in Kombination mit der zunehmenden Auslaugung der Boden
durch synthetische Düngemittel [3] und der großflächigen Einebnung der
Landschaften durch die Beseitigung von Knicks und Bäumen läßt die Ackerböden auf
eine Weise erodieren, die sogar hierzulande zum Ausbruch von Sandstürmen führen
kann.

Auch ist der drastische Anstieg der Preise für fruchtbaren Boden nicht nur den
Anlageproblemen von Kapitalinvestoren geschuldet, die aufgrund niedriger Zinsen und
der zur Rezession tendierenden Überproduktion der Industrie nicht wissen wohin
mit ihrem Geld. Ackerland ist ein wertvolles, nicht vermehrbares, sondern
aufgrund der permanent fortschreitenden Versiegelung der Landschaft durch den
Bau von Verkehrsinfrastrukturen und Gebäuden schwindendes Gut. Seine
Bewirtschaftung bringt Erträge hervor, die proportional zum zunehmenden Mangel
an Nahrungsmitteln wachsen, was auch den Wert des Bodens steigert, auf dem sie
produziert werden. Das Land Grabbing in Rumänien und Bulgarien, wo die Böden
aufgrund noch nicht vorhandener Intensivlandwirtschaft als besonders gut gelten
und häufig zum Biolandbau taugen, erinnert denn auch an die frühkapitalistische
Enteignung der Landbevölkerung und ihre Verwandlung in doppelt freie
LohnarbeiterInnen - frei vom Eigentum an Produktionsmitteln und frei zum Verkauf
der Ware Arbeitskraft. Wie im Manchesterkapitalismus vor 200 Jahren sind
Menschen, denen der letzte Halt der Subsistenzwirtschaft genommen wurde, dazu
gezwungen, fast jede noch so schlecht entlohnte Form der Lohnarbeit anzunehmen.

Man muß nicht so pessimistisch sein wie der Nachhaltigkeitswissenschaftler Jem
Bedell, der nach ausführlichem Studium des Datenmaterials der
Klimawissenschaften zu dem Schluß gelangt ist, daß sich ein klimawandelbedingter
gesellschaftlicher Zusammenbruch schon jetzt nicht mehr aufhalten läßt. Seiner
Ansicht nach müsse vor allem darüber nachgedacht werden, wie man sich auf diesen
Katastrophenfall einstellt. So seriös das Zustandekommen seiner Prognose ist, so
vehement wurde sie von den Agenturen des Wissenschaftsbetriebes abgelehnt. Zwar
war am Zustandekommen seiner Aussagen nichts auszusetzen, man bemängelte jedoch
den persönlichen Tonfall, mit dem er seiner Besorgnis Ausdruck verlieh. Zu
unterstellen, daß die Erkenntnisse, die ein tief in patriarchaler und
eurozentrischer Ideologie verankerter Wissenschaftsbetrieb erwirtschaftet, frei
davon seien, lebensfeindlichen Entwicklungen Vorschub zu leisten, beruht
mindestens so sehr auf frommem Glauben, wie er KritikerInnen wissenschaftlich
legitimierter Wahrheiten angelastet wird, auf denen die Handschrift partikularen
Interesses nicht zu übersehen ist.

Künftige Nahrungsmittelkrisen hätten in jedem Falle schwerwiegende soziale
Folgen, ist physischer Hunger doch mit dem Zerbrechen der dünnen Schicht
zivilisatorischer Regulation und der Freisetzung archaischer Überlebenskämpfe
fast synonym zu setzen. Daher sind Ernährungsfragen immer auch politische
Fragen, das gilt nicht nur für soziale Bewegungen, die den Kampf für
Ernährungssouveränität und die Respektierung indigener und kleinbäuerlicher
Formen des Anbaus von Feldfrüchten auf ihre Fahnen geschrieben haben. Der in der
neoliberalen Marktgesellschaft verbreitete Eindruck, hier gehe es um technische
Fragen des Ressourcennachschubes, über die Angebot und Nachfrage entschieden,
unterschlägt aus naheliegendem Grund, daß die nicht zahlungsfähige Nachfrage der
Hungernden in dieser Gleichung nicht auftaucht.

Die Erde ist nun Gegenstand eines universellen chemischen Bombardements,
einer makroskopischen Version der Zerstörung der Wälder und Reisfelder durch die
Agent Orange-Kriegführung der USA im Vietnam der 1970er Jahre. Die Aufgabe der
meisten Agrarchemikalien besteht darin, etwas zu töten - sei es ein Insekt oder
eine Pflanze. Ihre Ausbreitung in der globalen Umwelt stellt sicher, daß viele
Arten, für die sie nicht gedacht sind, ob Menschen, Vögel, Frösche, Honigbienen
oder Mikroorganismen im Boden, getötet oder verletzt werden, oder daß ihre
reproduktiven, neurologischen und entwicklungsbiologischen Systeme geschädigt
werden.
 
Julian Cripp - Food or War [4]

Der politische Sprengstoff, der in diesem Bereich der sozialen Reproduktion
darauf wartet, zur Explosion zu gelangen, ist der groben Mißachtung der
Lebenschancen von Milliarden Menschen geschuldet. Während vor allem im globalen
Süden gehungert wird, werden die noch satt werdenden Menschen den Folgen der bis
zu 4000 unterschiedlichen Chemikalien, die in der Landwirtschaft zum sogenannten
Pflanzenschutz eingesetzt werden und die eine Reduzierung vitaler Inhaltsstoffe
bewirken können, wie der mehr als 2500 chemischen Zusätze ausgesetzt, die in der
industriellen Nahrungsmittelherstellung zur Modifizierung des Geschmackes und
der Konsistenz, zur Färbung und verlängerten Haltbarkeit wie anderen
kostensenkenden Zwecken Verwendung finden. Die flächendeckende Denaturierung der
Nahrungsmittel hat dazu geführt, daß das, was in früheren Zeiten Standard war,
heute unter dem Etikett "Bio" als Premiumware verkauft wird.

Seit die Klimakatastrophe in der breiten Öffentlichkeit nicht mehr nur als
Randnotiz wahrgenommen wird, können die zerstörerischen Auswirkungen der
industriellen Landwirtschaft nicht mehr ignoriert werden. Bezeichnenderweise hat
das Thema bei der Weltklimakonferenz in Paris 2015 kaum eine Rolle gespielt. 
Dieses Jahr jedoch wird es in gleichem Atemzug mit den bislang dominierenden
Fragen zum Zusammenhang von industrieller Produktionsweise und Emission von
Treibhausgasen wie Energieerzeugung, Mobilität und Urbanität genannt. Dabei hat
zum Beispiel die NGO GRAIN schon 2011 auf den Zusammenhang von Klimawandel und
Nahrungsmittelproduktion hingewiesen. In der damals veröffentlichten Studie [5]
wird der Anteil der Landwirtschaft an der Emission von Treibhausgasen, der
üblicherweise auf etwa 15 Prozent geschätzt wird, bei Einbeziehung aller Vor-
und Nachleistungen in Produktion, Logistik und Entsorgung zwischen 47 und 55
Prozent angesiedelt. Der Verbrauch fossiler Energie bei der Herstellung
synthetischen Stickstoffdüngers, bei der Erdgas als Ausgangsstoff eingesetzt
wird und die unter sehr hohen Temperaturen und Drücken erfolgt, wie die hochgradige
Mechanisierung des Ackerbaus, die weltumspannenden Verkehrswege für
Agrarprodukte, die Kühlkette vom Stall bis in den Supermarkt, das auf dem Feld
und bei der Verpackung verwendete Plastik - in der Summe trifft das Bild, daß
der Mensch sich praktisch von fossiler Energie ernährt, durchaus zu.

Da die Produktion von Fleisch, Milch und Eiern durch die kalorischen Verluste
bei der Ernährung der sogenannten Nutztiere besonders ressourcenintensiv ist,
wird über deren Verzehr heftig gestritten. Im Klimaschutzprogamm der
Bundesregierung hat jedoch nicht einmal die moderate Forderung, Tierprodukte mit
dem vollen Mehrwertsteuersatz zu belegen, Aufnahme gefunden. Trotz
vergleichsweise viel höherer externalisierter Umweltkosten wird Kuhmilch
weiterhin mit 7 Prozent besteuert, während für das pflanzliche, aus Soja, Hafer
oder Nüssen gefertigte Äquivalent der volle Satz von 19 Prozent entrichtet
werden muß. Dabei ist das Problem alles andere als marginal, wie insbesondere
die ökologisch kostspieligste Form der Tierproduktion, die Zucht von Rindern für
die Herstellung von Fleisch und Milch, zeigt. Allein die Biomasse der rund 1,5
Milliarden, durch ihren Wasserverbrauch und ihre Methanemissionen besonders
klimaschädlichen Rinder weltweit ist um 60 Prozent höher als die von 7,4
Milliarden Menschen [6]. Wer, wie unlängst der Fleischfabrikant Clemens Tönnies
[7], den Nachwuchs von Menschen im globalen Süden zum Problem erhebt oder mit
dem demographischen Argument einer angeblichen Überbevölkerung punkten will,
sollte zumindest erklären, warum der Konsum von Fleisch und Milch in den
Industriestaaten und die dadurch bedingte Vielzahl in die Welt gesetzter Tiere
so viel legitimer sein soll als das menschliche Reproduktionsverhalten.

Die Zerstörung der Humusschichten der Ackerböden durch intensive mineralische
Düngung, ihre Überfrachtung mit Gülle aus der Tierproduktion und die daraus
resultierende Überschreitung der Nitratwerte im Grundwasser, die endlichen
Vorräte an Phosphor und die Nutzung fossiler Energie für Stickstoffdünger, die
insbesondere durch die Landwirtschaft bedingte Zerstörung der Wälder nicht nur
in Amazonien und die Landnahme durch staatliche wie private Agrokonzerne in
Ländern, deren Bevölkerung nicht genug auf den Teller bekommt, der durch den
Flächenbedarf der industriellen Landwirtschaft bedingte Verlust an Biodiversität
insbesondere bei Insekten - all das und mehr sind Probleme, die mit der
industriellen Grundlage menschlicher Ernährung zu tun haben.

Die Forderung nach Umstellung auf Biolandbau und den Einsatz agrarökologischer
Verfahren, die Besinnung auf das reiche, in kleinbäuerlichen und indigenen
Wirtschaftsweisen enthaltene Wissen um schonende Anbau- und Nutzungsmethoden,
die Verfügbarkeit energiearmer Methoden der Konservierung und Lagerung von
Lebensmitteln, die Stärkung regionaler Vertriebswege und genossenschaftlicher
Versorgungsnetzwerke, der Anbau von Nahrungsmittelpflanzen in den Städten und
die Einrichtung von Ernährungsräten, nicht zuletzt die Verringerung oder
Einstellung des Verzehrs von Tierprodukten - an Möglichkeiten, das Problem schon
jetzt an der Wurzel zu packen, besteht kein Mangel. Die sozialen Widersprüche,
die ihrer Nutzung im Wege stehen, sind zutiefst in der kapitalistischen
Arbeitsgesellschaft und der herrschenden Eigentumsordnung verankert. Es wäre
mithin verkürzt, den Zweck des Klimaschutzes zum Mittel der Schaffung
von Ernährungssicherheit zu machen. Es geht um weit mehr als das,
werden sich die Härten künftiger Verknappungen und Belastungen doch nur
kollektiv und solidarisch bewältigen lassen, ansonsten wird der Barbarei freier Lauf
gelassen.


Fußnoten:

[1] http://lifeworth.com/DeepAdaptation-de.pdf

[2] https://www.bundesregierung.de/resource/blob/997532/1673502/768b67ba939c098c994b71c0b7d6e636/2019-09-20-klimaschutzprogramm-data.pdf?download=1

[3] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/raub1193.html

[4] in eigener Übersetzung: Julian Cripp: Food or War. Cambridge 2019, S. 100
 
http://greensocialthought.org/content/flawed-food-dependency

[5] https://www.grain.org/media/W1siZiIsIjIwMTEvMDkvMjgvMDlfMzhfMTFfOTg3XzA5MjhfVjguQVRHX0NsaW1hdGVfRU4ucGRmIl1d

[6] http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0131.html

[7] http://vaclavsmil.com/wp-content/uploads/2017/05/28.COWS_.pdf
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





REPRESSION/1657: Potsdam - Justiz gegen Rechte ... (SB)




Alle Taten sind Ausdruck einer menschenverachtenden
fremdenfeindlichen Gesinnung.

Richter Klaus Feldmann zum Urteil gegen Maik Schneider [1]

In den Jahren seit dem Anschluß der DDR wurden Hunderte Menschen aus
rassistischen Gründen auf offener Straße umgebracht, Pogrome gegen
Flüchtlingsunterkünfte und zahllose Brandanschläge verübt, trieb der
sogenannte NSU an der Leine der Geheimdienste sein Unwesen. Den
Gewalttaten in Hoyerswerda (September 1991), Rostock-Lichtenhagen
(August 1992), Mölln (November 1992), Solingen (Mai 1993) und Lübeck
(Januar 1996), bei denen Menschen zu Tode kamen, folgte eine vor allem
in den östlichen Bundesländern flächendeckende rechtsradikale
Eskalation. Wie viele Migrantinnen und Migranten aus solchen Motiven
umgebracht wurden, ist nicht im einzelnen bekannt, da lange aus
behördlicher Sicht kein Aufklärungsbedarf bestand oder nur zögernd
eingeräumt wurde. So wurden die Fälle der rund 200 seit 1990 getöteten
Menschen ausländischer Herkunft erst im Kontext der bekanntgeworden
NSU-Mordserie ab 2011 daraufhin untersucht, ob es sich um
fremdenfeindliche Straftaten gehandelt haben könnte, die nicht länger
als isolierte Einzelfälle unter den Teppich gekehrt werden dürfen.
Nach Angaben der Amadeu-Antonio-Stiftung aus dem Jahr 2011 gab es
zwischen 1990 und 2009 mehr als 180 Todesopfer rechter Gewalt. Der
Berliner Tagesspiegel erfaßte im Verbund mit Zeit Online in einer
Langzeituntersuchung seit der Jahrtausendwende die Zahlen rechter
Gewalt und sprach von mindestens 169 Todesopfern seit dem 3. Oktober
1990. Hinzu kommen 61 weitere bislang ungeklärte Verdachtsfälle, in
denen Menschen zu Tode kamen.

Seit 2014/2015 nahm der Rechtsruck noch einmal deutlich Fahrt auf, der
seinen Ausdruck in starken Wahlergebnissen der AfD insbesondere in den
ostdeutschen Bundesländern, zugleich aber in Bedrohungen und Angriffen
auf der Straße, gegen Flüchtlingsunterkünfte und auf Kommunalpolitiker
fand. Im Jahr 2016 wurden in der Bundesrepublik mehr als 900 Angriffe
auf Flüchtlingsunterkünfte verübt, statistisch gesehen also fast drei
pro Tag. Hinter solchen Zahlen verbergen sich fliegende Steine und
Bierflaschen, Molotowcocktails, Brandfackeln, Böllerschüsse und
Sprengstoffexplosionen, Körperverletzungen, Bedrohungen,
Beleidigungen, Schmierereien und vieles mehr. Von den Hochzeiten der
Pegida bis hin zu den Aufmärschen in Chemnitz und Zukunft Heimat in
Cottbus heizte die Rechte das politische Klima an und ging dabei immer
offener vor.

Längst waren auch Straftaten gegen Entscheidungsträger, Politiker,
Betreiber von Flüchtlingsunterkünften und Helfer keine Einzelfälle
mehr. Journalisten, Kommunal- und Landespolitiker erhalten
rechtsextreme Drohmails, die Kölner Bürgermeisterkandidatin Henriette
Reker und der Altenaer Bürgermeister Andreas Hollstein überlebten nur
knapp Mordanschläge. Der Berliner Linken-Politiker Philipp Wohlfeil
wurde von einem rechten Schlägertrupp schwer verletzt, unter Rechten
kursieren "schwarze Listen" bevorzugter Opfer. Rechte Netzwerke
treiben in der Bundeswehr und bei Polizeien ihr Unwesen. Allein im
Jahr 2016 verzeichnete die Polizei bereits im Sommer über 800
Straftaten gegen Amts- und Mandatsträger in Deutschland und mehr als
120 Straftaten gegen Hilfsorganisationen, ehrenamtliche und
freiwillige Helfer. Die Drohungen und Haßbotschaften in sozialen
Netzwerken nahmen deutlich zu, eine Verrohung der Sprache griff um
sich. Mit dem Regierungspräsidenten Walter Lübcke wurde im Juni 2019
erstmals seit 1945 ein deutscher Politiker von einem mutmaßlich
rechtsradikalen Täter ermordet, was endlich auch den Blick einer
breiteren Öffentlichkeit auf die rechten Netzwerke in Hessen und deren
Brückenfunktion zwischen der gewaltbereiten Szene in Thüringen im
Osten und Hochburgen wie Dortmund im Westen richtete.

Im Kontext dieses rechten Vormarsches ist auch der Prozeß gegen den
ehemaligen NPD-Politiker Maik Schneider zu sehen, der als Kopf der
rechten Szene in Nauen im Havelland galt, soweit die
Vergangenheitsform in seinem Fall zutreffend ist. Das Landgericht
Potsdam hat den 32jährigen zu neun Jahren und einem Monat
Freiheitsstrafe verurteilt. "Alle Taten sind Ausdruck einer
menschenverachtenden fremdenfeindlichen Gesinnung", sagte der
Vorsitzende Richter Klaus Feldmann in der Urteilsbegründung. Die
Staatsanwaltschaft hatte acht Jahre und drei Monate Haft gefordert,
die Verteidigung plädierte auf Freispruch.

Schneider wird zu Last gelegt, im August 2015 mit Komplizen, die
bereits verurteilt sind, eine neuerrichtete Sporthalle in Nauen
angezündet zu haben, in der Flüchtlinge untergebracht werden sollten.
Die Halle brannte vollständig nieder, so daß sie auch von Vereinen und
Schulen nicht mehr genutzt werden konnte. Der Sachschaden soll bei 3,9
Millionen Euro liegen. Dafür verhängte die Kammer eine Strafe von
sieben Jahren und vier Monaten. Zudem sah es das Gericht als bewiesen
an, daß der Beschuldigte im Mai 2015 in einem Akt von Selbstjustiz
maskiert mit einer Axt oder einem Baseballschläger das Auto eines
Polen zertrümmert hat, der in der Stadt als Kinderschänder diffamiert
wurde. Eine weitere Straftat vom Februar 2015 wurde als versuchte
Nötigung gewertet. Damals hatte er eine Menge aufgewiegelt, die
Stadtverordnetenversammlung durch Trommeln gegen die Scheiben des
Versammlungssaals zu stören, in dem über den Standort eines neuen
Flüchtlingsheims beraten werden. Schneider hatte als
NPD-Stadtverordneter vorgeschlagen, Flüchtlinge könnten doch in einer
Tierkörperbeseitigungsanlage untergebracht werden. In der Strafe
enthalten ist eine bisher nicht verbüßte Bewährungsstrafe wegen
Hakenkreuzschmierereien.

In Whats-App-Gruppen mit Namen wie "Die Straße frei" und "Heimat im
Herzen" organisierte der Angeklagte nach Auffassung des Gerichts die
Taten und gab in den Chats den Komplizen Anweisungen. Schneider, der
auch in der Kameradschaft "Freie Kräfte Neuruppin/Osthavelland"
führend war, hatte offenbar im Verlauf des fast ein Jahr dauernden
Mammutprozesses auch einige der 49 Zeugen beeinflußt, die deswegen
Erinnerungslücken aufwiesen oder Aussagen nicht wiederholten, die sie
ursprünglich gemacht hatten. Mehrere Zeuginnen bekundeten im Prozeß,
daß sie Angst vor Repressalien der rechten Szene in Nauen hätten. Aus
dem Prozeß heraus habe Schneider einem Zeugen eine Textnachricht auf
das Handy geschickt, einem weiteren Zeugen habe einer seiner
Verteidiger in einer Pause ein Verfahren wegen Falschaussage
angedroht, so der Vorsitzende. [2]

Beim aktuellen Verfahren handelte es sich um einen Revisionsprozeß, da
Schneider bereits 2017 vor dem Potsdamer Landgericht wegen schwerer
Brandstiftung und der anderen Delikte zu neuneinhalb Jahren Haft
verurteilt worden war. Dieses Urteil hatte der Bundesgerichtshof wegen
der Befangenheit eines Schöffen aufgehoben, weshalb komplett neu
verhandelt werden mußte. Der Revisionsprozeß hatte am 10. Oktober 2018
begonnen. Unzählige Beweisanträge, Vernehmungen von Zeugen und zuletzt
eine Erkrankung des Angeklagten verzögerten das Verfahren. Im ersten
Prozeß war Schneider teils geständig gewesen, im zweiten schwieg er
jedoch und verlegte sich auf eine "konfrontative Art" der Verteidigung
durch seine Anwälte, wie Feldmann anmerkte. Der Angeklagte brachte
seine Mißachtung des Gerichts deutlich zum Ausdruck, indem er während
der Urteilsbegründung zunächst demonstrativ gelangweilt in Unterlagen
blätterte und dann den Saal vorzeitig verlassen wollte, was der
Richter jedoch verhinderte. Das Gebäude verließ Schneider später
schimpfend über die "verkommene Justiz". [3]

Feldmann ging in der Urteilsbegründung ausführlich auf die Situation
im Jahr 2015 ein, als die sogenannte Flüchtlingskrise ihren Höhepunkt
erreichte und die Kanzlerin in einer "humanitären Entscheidung"
weitere Flüchtlinge, "darunter sicher nicht nur
Bürgerkriegsflüchtlinge", ins Land ließ. Anfangs seien die Flüchtlinge
in den meisten Orten freundlich empfangen worden, doch als der Druck
auf die Kommunen stieg, die Menschen unterzubringen, habe sich das
geändert. Maik Schneider sei nicht Teil der Willkommenskultur gewesen,
sondern habe die menschenverachtende, fremdenfeindliche Gesinnung der
NPD verinnerlicht, die zwar nicht verboten sei, aber dennoch nicht auf
dem Boden der freiheitlich-demokratischen Grundordnung stehe. Hinzu
sei der manipulative Charakter des Angeklagten gekommen, der sich
nicht nur bei der Vorbereitung der Taten in Nauen gezeigt habe,
sondern auch im Prozeß.

Diese Ausführungen des Vorsitzenden Richters wertete Schneiders Anwalt
Sven-Oliver Milke nach Prozeßende mit den Worten, das sei kein Urteil
gewesen, sondern eine "Abrechnung" mit dem Angeklagten. Da Milke
erwirkt hatte, daß Schneider nach knapp drei Jahren in
Untersuchungshaft im Januar 2019 wegen überlanger Verfahrensdauer
entlassen wurde, verließ sein Mandant zunächst als freier Mann den
Gerichtssaal. Das Schriftstück, um nun abermals Revision zu
beantragen, hatte der Anwalt bereits mitgebracht. Jetzt muß sich
wieder der Bundesgerichtshof mit dem Fall befassen und entscheiden, ob
er einen dritten Prozeß zuläßt.

Schneiders Komplizen von damals sind bereits rechtskräftig verurteilt.
Ein Mittäter erhielt sechseinhalb Jahre Haft und sitzt ein. Drei
weitere Männer wurden im Februar 2017 wegen Beihilfe verurteilt, sie
bekamen Bewährungsstrafen. Ausgestanden ist die Sache für Schneider
natürlich noch nicht, da ihm allenfalls ein dritter Prozeß Aufschub
verschaffen kann. Wird das Urteil jedoch rechtskräftig, erhält er eine
Ladung zum Haftantritt. Zudem verklagt ihn die Feuerversicherung auf
Schadensersatz in Millionenhöhe, worüber das Landgericht noch in einem
Zivilprozeß entscheiden muß. Natürlich könnte er versuchen, weiteren
Druck auf die Zeugen auszuüben, um ihre Aussagen zunichte zu machen.
Richter Feldmann verwies in der Urteilsbegründung jedoch vor allem auf
das Geständnis, das Schneider noch im ersten Prozeß abgelegt hatte. Er
habe die noch nicht bewohnte Halle nur als "Signal" einrußen wollen,
hatte der Rechtsextremist damals gesagt. Und: "Jeder sollte zu dem
stehen, was er gemacht hat." Wenngleich der Angeklagte im zweiten
Prozeß schwieg, sprach der Richter dem ursprünglichen Geständnis einen
"hohen Beweiswert" zu. [4]

Der Brandanschlag auf die Nauener Sporthalle reihte sich 2015 in eine
bundesweite Anschlagsserie auf Asylunterkünfte ein. So war das erste
Urteil gegen Schneider, mit neuneinhalb Jahren Haft damals eine der
bundesweit härtesten Strafen, denn auch ein klares Zeichen, das mit
dem aktuellen, abermals harten Urteil bekräftigt wurde. Die
juristische Auseinandersetzung mit rechtsextremen Straftaten kann
jedoch nur dann angemessene Wirkung entfalten, wenn sie in der
Lebenswirklichkeit in Nauen und anderswo einen Widerhall findet, der
nicht von um so heftigerer Drangsalierung seitens der Rechten geprägt
ist.


Fußnoten:

[1] www.tagesspiegel.de/berlin/hohe-haftstrafe-fuer-ex-npd-politiker-neun-jahre-gefaengnis-wegen-brandstiftung/25078694.html

[2] www.tagesspiegel.de/berlin/lange-haft-fuer-ex-npd-politiker-menschenverachtend-und-manipulativ/25079784.html

[3] www.taz.de/Brandstiftung-in-Gefluechtetenunterkunft/!5631077/

[4] www.rbb24.de/panorama/beitrag/2019/10/maik-schneider-nauen-turnhalle-erneut-verurteilt.html
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STANDPUNKT/891: Moratorium zum INF-Vertragsende - oder Ring frei für Drohungen ohne Regeln? (Kai Ehlers)


Moratorium zum INF-Vertragsende - oder Ring frei für Drohungen ohne Regeln?

von Kai Ehlers, 28. September 2019



Der INF-Vertrag, also der Vertrag zur Abschaffung von landgestützten
Mittelstreckenraketen mit der Reichweite zwischen 500 und 5500
Kilometer (engl.: Intermediate Range Nuclear Forces), ist Geschichte.
Russland hat jetzt ein Moratorium für einen gegenseitigen Verzicht auf
Mittelstreckenraketen vorgeschlagen. Die NATO hat diesen Vorschlag
umgehend als nicht glaubwürdig abgelehnt. Droht jetzt ein
Aufrüstungskampf ohne Regeln?

Betrachten wir die Sache nüchtern. Der INF-Vertrag wurde 1987 zwischen
den USA und der Sowjetunion geschlossen, unterzeichnet von
US-Präsident Ronald Reagan und Michail Gorbatschow, damals noch
Generalsekretär der KPdSU, später Staatspräsident der Sowjetunion.

Der Vertrag war ein Kind der damaligen Entspannung. Die Entspannung
resultierte aus dem Niedergang der Sowjetunion, damals als Öffnung
wahrgenommen, bei gleichzeitigem, mit dem Niedergang der Sowjetunion
verbundenen Aufstieg der USA. Man erinnere sich an Schriften wie die
Francis Fukuyamas [1], der - beflügelt vom "Sieg" der amerikanischen
Kultur über den Kommunismus - vom "Ende der Geschichte" träumte. Oder
man vergegenwärtige sich die etwas seriösere Bestandsaufnahme der
Situation durch den langjährigen strategischen Berater diverser
US-Präsidenten, Zbigniew Brzezinski, unter dem Tenor "Die einzige
Weltmacht". [2]

Vor dem Hintergrund einer Reihe vorangegangener Verträge zur globalen
Begrenzung atomarer Bedrohung wie SALT I von 1972, dem ABM-Vertrag
1972, SALT II 1979 [3], die der Herstellung des globalen
Kräftegleichgewichtes dienen sollten, war der 1987 geschlossene
INF-Vertrag zwischen den in gegenseitiger Abschreckung stabilisierten
großen Atommächten USA und Russland ein politisches Geschenk an
Europa, dem dadurch die Angst genommen wurde, im "kleinen Konflikt"
zwischen den beiden Großmächten zum lokalen Austragungsort des global
nicht geführten Atomkriegs, zumindest nicht zum Stationierungsfeld
nuklear bestückter Mittelstreckenraketen zu werden.

Darauf folgende Verträge unter dem Titel START I 1991 und START II
1993 [4], die eine weitere Verringerung der Bestände landgestützter
Interkontinentalraken beinhalteten, ergänzten den globalen Schirm,
unter dem der INF-Vertrag lokal galt.


Tatsachen anschauen

Zu erinnern ist jedoch, dass der Rüstungswettlauf nie aufgehört hat.
Er hat nur die Form gewechselt. Schon der durch die SALT- und
START-Verträge scheinbar erreichte Gleichstand in der gegenseitigen
Abschreckung wurde durch die Tatsache, dass seegestützte und
luftgestützte Systeme von diesen Verträgen ausgenommen waren, im Kern
relativiert. Im Kern, das hieß, dass der Rüstungswettlauf auf die in
die Verträgen nicht mit eingeschlossenen Nebensysteme verlagert wurde.
Das nützte vor allem den USA. Es reicht hier, auf die Flotte der
US-Flugzeugträger hinzuweisen, die auf allen Weltmeeren, vor allem
rund um Eurasien unterwegs ist. In dieser Sphäre wurden seitens der
USA massive Bemühungen unternommen, durch Entwicklung von taktisch
einsetzbaren Raketensystemen die "Zweitschlags-Kapazität" Russlands zu
unterlaufen, um damit atomare Angriffe möglich zu machen, zumindest
mit deren Möglichkeit politische Erpressung zu betreiben.

Die diversen Verträge, SALT, START, ABM und - was die Europäer
betrifft - nicht zuletzt der INF-Vertrag schürten so die Illusion der
Sicherheit, während tatsächlich kontinuierlich über die Jahre daran
geforscht und gearbeitet wurde, Erstschlags-Kapazitäten unterhalb der
vereinbarten Grenzwerte aufzubauen, die einen Gegenschlag unmöglich
machen würden.

Letzte Stationen dieser Art der Aufrüstung sind für die USA mit der
Sicherheitsstrategie unter Barack Obama, verstärkt in mehreren Schüben
seit dem Antritt von Donald Trump, zu beschreiben. [5] Russland sah
sich angesichts der Osterweiterung der NATO, der EU und der Reihe
"bunter Revolutionen" im ehemaligen sowjetischen Raum genötigt, darauf
seinerseits mit entsprechenden "Sicherheitskonzepten" und einer
entsprechenden Aufrüstung zu antworten. [6]

Die Bedeutung der in den siebziger und achtziger Jahren installierten
strategischen Trägersysteme, ganz zu schweigen von der Bedeutung der
landgestützten Mittelstreckenraketen, wurde weiterhin durch die
Entwicklung neuer Waffengattungen relativiert: Modernisierungen der
Atomsprengköpfe, Bewaffnung der seegestützten und luftgestützten
"Plattformen" mit nuklearen Sprengköpfen, Entwicklung konventionell
bewaffneter Marschflugkörper, die auch nuklear bestückt werden können,
Drohnen. Diese Reihe führt bis zu den Cyber- und Hyperschall-Waffen,
die neuerdings entwickelt werden. Viel Aufregung verursachten jene,
die Wladimir Putin Ende des Jahres 2018 vorstellte.

Ergänzend zu diesem ganzen Arsenal der beiden großen Atommächte kamen
in den zurückliegenden Jahren landgestützte Mittelstreckenraketen
jener Atomstaaten hinzu, die 1987 bei Abschluss des INF-Vertrages
nicht Vertragspartner waren, die zu der Zeit teils noch nicht einmal
über entsprechende Systeme verfügten wie China, Indien, Pakistan,
Israel, Nordkorea. Ihre Systeme entstanden außerhalb des
INF-Vertrages.

Die inzwischen entstandene Diversität kriegsbereiter Waffensysteme
soll hier nicht weiter aufgezählt werden. Wer sich für Einzelheiten
interessiert, dem sei eine aktuelle Analyse aus der Werkstatt der
"Stiftung Wissenschaft und Politik" empfohlen. [7] Entscheidend ist,
dass die Vielzahl der Neuentwicklungen strategischer und taktischer,
land-, see-, luft- und weltraumgestützter Waffengattungen und
Trägersysteme sowie die Vielzahl der über solche Systeme verfügenden
Länder inzwischen eine Grauzone zwischen nuklearen und
konventionellen, zwischen strategischen und taktisch einsetzbaren
Waffen entstehen lässt, die sich einer effektiven gegenseitigen
Kontrolle zunehmend entzieht.

Als Veranschaulichung für die gemischten Systeme dieser Grauzone, die
die Vereinbarungen des INF-Vertrages heute übersteigen, seien nur drei
Beispiele genannt: die Stationierung von NATO-Abschussrampen in
Rumänien und Polen, die nach Ansicht der USA und NATO nicht unter den
INF-Vertrag fielen, die aber problemlos Moskau erreichen könnten - und
jetzt ebenso problemlos für solche Zwecke umgerüstet werden können,
wenn das für opportun gehalten wird. Zu erwähnen auch die Beschießung
syrischer und afghanischer Stellungen durch Marschflugkörper von
US-Flugzeugträgern aus dem Mittelmeerraum, andererseits die
Beschießung syrischer IS-Stellungen durch russische
Mittelstreckenraketen vom Kaspischen Meer aus mit Reichweiten über
1500 Kilometern. [8] Alles während der hohen Zeit des Krieges in
Syrien. Eine Aktualisierung bestehender Rüstungskontrollverträge ist
absolut überfällig.


Was folgt?

Damit sind wir bei der Frage, was jetzt folgen könnte. Zur
Beantwortung dieser Frage muss noch einmal zurückgeblättert werden: So
wie der INF-Vertrag vor dreißig Jahren als Geschenk an Europa ging, so
wird Europa dieses Geschenk heute entzogen. Was wir gegenwärtig
erleben, ist die Zerstörung der dreißig Jahre währenden europäischen
Illusion, sich unterhalb des Wettrüstens in einem Schutzraum vor der
atomaren Bedrohung wegdrücken zu können. Das geschieht heute im
Gegensatz zu 1987 in einer Zeit, die charakterisiert wird durch den
Niedergang der USA und das Heraufkommen neuer Mächte, allen voran
Chinas, aus den ehemals von Europa, danach von den USA kolonisierten
Teilen der Welt.

Einige von ihnen - China, Indien, Pakistan, Südkorea, Nordkorea und
Israel - sind mit ihren landgestützten Systemen inzwischen in den
Kreis der Atommächte aufgerückt. Hauptkonkurrenten sind jedoch mit
Abstand nach wie vor die USA und Russland, in deren Händen sich nach
Angaben des Friedensforschungsinstitutes SIPRI immer noch 90% des
nuklearen Potentials befinden. [9] Damit ist Russland, trotz seines
Niederganges nach der Auflösung der Sowjetunion, heute Hauptgegner im
Kampf der USA um die Erhaltung ihres Imperiums. Anders gesagt,
Russland rangiert aus dieser Position heraus nolens volens als
Schutzmacht, besser gesagt vielleicht als Frontmacht für die Völker
und Staaten, die sich der Aufrechterhaltung der US-Hegemonie
widersetzen, tendenziell möglicherweise auch nur als Puffer zwischen
den USA und China.

In dieser Situation ist die Aufkündigung des INF-Vertrages durch die
USA, gefolgt von der Ablehnung des russischen Vorschlags für ein
breiter gestreutes Moratorium, das auch die anderen Atommächte, vor
allem China, mit einschließen würde, nichts anderes als ein Teil der
Fraktionierungspolitik, das heißt, der Anwendung des alten imperialen
Prinzips von Teile und Herrsche, mittels dessen die USA heute ihre
angeschlagene Hegemonie aufrecht zu erhalten trachten. Zwei
langfristige Ziele der US-Politik und der an sie gebundenen
"nordatlantischen Allianz" werden in diesem Lichte erkennbar:

- den Schutzraum Europa so aufzulösen, dass die Europäische Union und
Russland, weiter als in den letzten Jahren schon geschehen,
gegeneinander in Stellung gebracht und damit beide geschwächt werden
können. Damit hätten die USA sich dann gleich zwei Konkurrenten vom
Hals geschafft.

- zum anderen bekämen die USA und NATO die Hände frei für den Aufbau
eines Bedrohungspotentials unterhalb der Schwelle von
Langstreckeneinsätzen als Option gegen die "Newcomer" im asiatischen
Raum, in Sonderheit China. Die Aktualität dieser Option machte
NATO-Sekretär Stoltenberg durch seine demonstrativen Reisen nach Asien
und Australien im Verlauf dieses Jahres mehr als deutlich [10], von
den Reisen Trumps in die Region ganz zu schweigen.

Diese Konstellation lässt die Motive für den russischen Vorschlag für
ein Moratorium deutlich hervortreten. Sie sind alles andere als
Ausdruck der Stärke oder gar Aggression, sind vielmehr von der Sorge
getrieben, zwischen den entstehenden Blöcken zerrieben zu werden. Man
erinnere sich an Putins Worte zum letzten G20-Treffen, mit denen er
die Schaffung von Regeln als wichtigstes Aufgabe des Treffens
bezeichnete. [11] Ein Zusammengehen mit Europa, statt sich gegen
Europa noch in die Konfrontation treiben zu lassen, ist für Russland
von strategischem Überlebensinteresse. Und nichts anderes gilt, mit
politischer Vernunft betrachtet, auch für Europa, konkret die EU: Nur
in freundschaftlicher Kooperation mit Russland kann eine fatale
Blockbildung nach der Art: hier die Atlantiker, dort die Chinesen plus
einem in die einseitige Bündnispartnerschaft mit China gedrängten
Russland verhindert werden.

Und das könnte bei klarem Verstand und gutem Willen in den Reihen der
europäischen Politiker und Politikerinnen der minimale Inhalt des
Moratoriums werden, wenn zurzeit schon keine globale Einigung zur
Ächtung von Mittelstreckenwaffen zustande kommen kann:


	Die sofortige Aufnahme von Gesprächen mit dem Ziel der Entwicklung eines bilateralen Rüstungskontrollvertrages zwischen Russland und der Europäischen Union, unabhängig von den USA. Er hätte die Aufstellung von langgestützten Mittelstreckenraketen zwischen Russland und der Europäischen Union zu untersagen und unter ein klares Kontrollregime dieser beiden Staaten zu stellen. Darüber hinaus könnte dieser Vertrag als Ausgangsbasis für die Einbeziehung weiterer Länder dienen.




	Initiativen der deutschen Bundesregierung in Brüssel und über Brüssel hinaus, die in die Vereinten Nationen zur Erneuerung der allgemeinen Rüstungsbeschränkungen eingebracht werden. Gelegenheit dazu gibt das START II-Abkommen zwischen den USA und Russland zur Begrenzung strategischer Interkontinentalraketen, das 2021 ausläuft. Es muss erneuert und um weitere Partner und um die Erfassung neuer Waffensysteme ergänzt werden.



Es ist klar, dass eine solche Politik nur möglich ist, wenn die EU
Abstand nimmt von der selbstmörderischen Feinderklärung gegenüber
Russland, in die sie sich in Abhängigkeit von der US-Politik in den
letzten Jahren hat treiben lassen. Eine solche Einsicht und
Bereitschaft zu befördern, muss sich selbstverständlich auch eine
aktive Friedensbewegung zur Aufgabe machen.


Fußnoten:

[1] Siehe dazu: Kai Ehlers, Betrachtungen zur neuen Unordnung in unserer Welt:

https://kai-ehlers.de/2003/01/ortsbestimmung-betrachtungen-zur-neuen-unordnung-unserer-welt/

[2] Siehe dazu Nachruf zu Brzezinski:

https://kai-ehlers.de/2017/05/sbigniew-brzezinskis-erbe-der-andere-nachruf/

[3] Kurze Übersicht zu den hier zitierten Verträgen:

https://www.fr.de/politik/wichtigsten-vertraege-begrenzung-atomwaffen-11727968.htm

[4] a.a.O.

[5] Siehe dazu: Kleiner Service zur aktuellen "Sicherheitsstrategie" der USA,

https://kai-ehlers.de/2017/12/kleiner-service-zur-aktuellen-nationalen-sicherheitsstrategie-der-usa-vom-dez-2017/

[6] Skizze dieser Entwicklung unter:

https://kai-ehlers.de/2017/12/russland-eu-nato-ist-frieden-moeglich/

[7] Siehe zum Thema der "Grauzonen" die sehr aufschlussreiche Analyse der Stiftung Wissenschaft und Politik:

https://www.swp-berlin.org/publikation/der-inf-vertrag-vor-dem-aus/

[8] a.a.O.

[9] SIPRI Yearbook 2018:

https://www.sipri.org/sites/default/files/2018-06/yb_18_summary_en_0.pdf

[10] https://taz.de/Nato-unterzeichnet-Abkommen/!5616601/

[11] http://www.russland.news/das-komplette-putin-interview-mit-der-financial-times-in-deutscher-uebersetzung/

Kai Ehlers ist Osteuropa-Experte, Autor und Journalist.

www.kai-ehlers.de
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VORTRAG/2350: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 5. bis 9. Oktober 2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 41. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

kommt der Brexit, oder kommt er nicht? Kommt Premier Boris Johnson mit
seiner rechtspopulistischen Strategie durch, oder wird er kolossal
scheitern? Die nächsten Wochen werden es zeigen. Am Dienstag haben wir uns
mit Fabian Frenzel einen Experten zum Thema eingeladen. Er lehrt als
Professor in Leicester und gibt uns unmittelbare Eindrücke von der Lage auf
der Insel.

Zuvor begeben wir uns am Samstag mit dem Zeitzeugen Freke Over auf die
Spuren der Friedrichshainer Hausbesetzer. Treffpunkt ist um 14 Uhr vor der
Schreina47.

Geschichtsträchtig geht es auch am Dienstag zu: Aus Anlass des 70.
Jahrestages erinnern sich im Seniorenklub mehrere Zeitzeugen an ihr Leben
und Wirken in der DDR. Und aus gleichem Anlass werden am Mittwoch Leonore
Krenzlin und Dieter Schiller an die DDR-Literatur erinnern.


Samstag, 5. Oktober 2019, 14:00 bis 16:00 Uhr

DenkMaltour

30 Jahre Hausbesetzung in Ost-Berlin

Führung: Freke Over (ehemaliger Hausbesetzer, heute Hausmeister, Koch und
Außenminister Ferienland Luhme)

In Kooperation mit den NaturFreunden Berlin.

Kosten: 4 Euro / erm. 2 Euro

Treff: Schreina47, Schreinerstr. 47, 10247 Berlin


Dienstag, 8. Oktober 2019, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Zeitzeugen blicken auf die DDR zurück

Anlässlich des 70. Jahrestages der Gründung der DDR

Gesprächsrunde mit Prof. Erika Maier, Christa Bertag, Erich Postler,
Reinhold Andert und Victor Grossman

Moderation: Dr. Siegfried Wein

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 8. Oktober 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Internationale Politik

People vs Parliament: Die Brexit-Strategie des britischen
Rechtspopulismus

Referent: Prof. Fabian Frenzel ist Professor für Political Economy of
Organisation an der Universität Leicester in Großbritannien

Moderation: Ines Schwerdtner (Chefredakteurin des deutschen Jacobin
Magazins)

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Mittwoch, 9. Oktober 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Literatur und Gesellschaft

Gedanken zu Büchern: Rückblicke auf die Literatur aus der DDR

Dr. Leonore Krenzlin und Prof. Dieter Schiller sprechen über ihre
Erfahrungen als Rezensenten und Literaturhistoriker

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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KIRCHE/2235: "Not, Leid und Verzweiflung haben keine Nationalität" (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 04.10.2019

"Not, Leid und Verzweiflung haben keine Nationalität"

Bedford-Strohm und Leoluca Orlando erneuern Palermo-Appell.

EKD-Ratsvorsitzender zum Ehrenbürger von Palermo ernannt



"Not, Leid und Verzweiflung haben keine Nationalität. Und Glaube, Liebe und
Hoffnung haben auch keine Nationalität". Vier Monate nach Ihrem gemeinsamen
"Palermo-Apell" haben Palermos Bürgermeister Leoluca Orlando und der
Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, erneut einen eindringlichen Aufruf
an die Regierungen, Parlamente und die Kommission der Europäischen Union
gerichtet. Darin bitten sie um die Freigabe aller beschlagnahmten oder
festgehaltenen Rettungsschiffe. "Die Kriminalisierung und Behinderung der
zivilen Seenotrettung ist sofort zu beenden", appellieren Orlando und
Bedford-Strohm in dem heute in Palermo veröffentlichten Papier. Zugleich
forderten sie die Wiederaufnahme der staatlichen Seenotrettung im
Mittelmeer. "Seenotrettung ist eine staatliche Aufgabe, die durch die
europäischen Regierungen wahrgenommen werden muss." Die europäischen
Regierungen hätten bis heute keine klare Vision für eine Lösung jener
humanitären Katastrophe, die sich seit Jahren im Mittelmeer abspiele. Der
neuerliche Aufruf unterstreicht den Palermo-Appell vom Juni dieses Jahres,
in dem Palermos Bürgermeister und der EKD-Ratsvorsitzende einen
europäischen Verteilmechanismus für Bootsflüchtlinge gefordert hatten. Dem
Appell hatten sich damals zahlreiche Bürgermeister von Städten und
Gemeinden sowie Vertreter von Kirchen und Zivilgesellschaft in ganz Europa
angeschlossen.

Veröffentlicht wurde der Aufruf heute am Rande der Verleihung der
Ehrenbürgerwürde der Stadt Palermo an den EKD-Ratsvorsitzenden
Bedford-Strohm. "Zur Verleihung der Ehrenbürgerwürde an Bischof Heinrich
Bedford-Strohm hat mich die Überzeugung geführt, dass wir viele Ideen in
Bezug auf Einwanderungspolitik, Willkommenskultur, Asylrecht und
Seenotrettung teilen.", so Bürgermeister Leoluca Orlando in einer
Feierstunde im Rathaus von Palermo. Wie Palermo sei auch die Evangelische
Kirche in Deutschland und insbesondere der Bischof engagiert, eine Lösung
zu einem epochalen Phänomen zu finden, um Menschen, die auf der Flucht sind
vor Krieg, Terror und Verfolgung, auf ihrer Suche nach einem besseren Leben
zu helfen. "Ich danke den Einwohnern von Palermo und ihrem Bürgermeister
Leoluca Orlando dafür, dass sie bewiesen haben, dass Politik ein
menschliches Gesicht zeigen kann, erwiderte Bedford-Strohm, "und dass eine
offene, solidarische Stadt ein besserer Ort ist, sowohl für diejenigen, die
dort schon lange zuhause sind als auch für diejenigen, die dort gerade
heimisch werden", so der EKD-Ratsvorsitzende. "Ich bin stolz sagen zu
können, dass ich jetzt ein Palermitaner bin." Er freue sich aber auch über
die Würdigung der unzähligen Ehrenamtlichen in Kirche und Gesellschaft, die
mit dieser Auszeichnung verbunden sei. "Stellvertretend für sie nehme ich
die Auszeichnung entgegen: Wer Menschen in Not unterstützt, sei es durch
die Integration von Flüchtlingen, in der Seenotrettung oder durch die
Unterstützung von Entwicklungsprojekten oder Katastrophenhilfe, leistet
einen unverzichtbaren Beitrag dafür, dass Menschen überall in der Welt in
Würde leben können."


Der Appell im Wortlaut:

"Das neue EU-Parlament hat seine Arbeit aufgenommen. Die neue EU-Kommission
wird dies voraussichtlich am 1. November tun. Doch in Europa herrschen nach
wie vor starke Spannungen, populistische und extremistische Tendenzen,
Intoleranz und Rassismus. Und die europäischen Regierungen haben bis heute
keine klare Vision für eine Lösung jener humanitären Katastrophe, die sich
seit Jahren im Mittelmeer abspielt.

Menschen versuchen weiterhin, erst durch die Wüste und dann über das
Mittelmeer vor Krieg, Terror, Verfolgung und auf der Suche nach einem
würdigeren Leben nach Europa zu flüchten. Und das obwohl die südliche
Außengrenze unseres Kontinents weiterhin die tödlichste Grenze der Welt
ist: Mindestens 994 Menschen sind 2019 im Mittelmeer ertrunken und die
Dunkelziffer der Opfer wird auf ein Vielfaches geschätzt.

Innenminister mehrerer europäischer Staaten haben im September auf Malta
den Willen ausgedrückt, eine tragfähige politische Lösung für die Rettung
und Verteilung von Bootsflüchtlingen zu finden. Wir hoffen, dass sich
hieraus schnell ein breiteres Bündnis europäischer Staaten entwickelt, die
solidarisch die Verantwortung für im Mittelmeer Gerettete wahrnehmen.
Darüber hinaus braucht es eine langfristige und europaweite Lösung für die
humane Aufnahme von Flüchtlingen und eine Einigung über die Reform des
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems.

Gemeinsam mit Bürgermeistern von Städten und Gemeinden, Kirchen und
Zivilgesellschaft in ganz Europa richten wir daher unseren erneuten Appell
an die Regierungen, Parlamente und die Kommission der Europäischen Union:

• Das Recht auf Leben sowie die Seenotrettung als moralische und
rechtliche Pflicht geltend zu machen! Seenotrettung ist eine staatliche
Aufgabe, die durch die europäischen Regierungen wahrgenommen werden muss.
Wir fordern daher die sofortige Wiederaufnahme der staatlichen
Seenotrettung im Mittelmeer.

• Die Kriminalisierung und Behinderung der zivilen Seenotrettung
sofort zu beenden! Angesichts der Dringlichkeit der Rettung von
Menschenleben auf See bitten wir um die Freigabe aller beschlagnahmten oder
festgehaltenen Rettungsschiffe.

• An einem funktionierenden und humanen Asylsystem mit hohen
Aufnahmestandards auf europäischer Ebene inklusive einer fairen
Verantwortungsteilung weiter zu arbeiten und effektive Schritte in diese
Richtung zu unternehmen. Menschen auf der Flucht bedürfen Sicherheit,
Schutz und einer Perspektive. Deshalb hoffen wir auf eine Politik, die
Schutzsuchende und Migranten in ihrer Menschenwürde und ihren
Menschenrechten achtet anstatt auf Abschreckung und Abschottung zu setzen."

Hannover/Palermo, 4. Oktober 2019

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 114/2019 vom 04.10.2019

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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FORSCHUNG/050: Wie Religion in Familien weitergegeben wird (idw)


Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster - 02.10.2019

Wie Religion in Familien weitergegeben wird

Internationale Erhebung in Europa und Kanada: Religionssoziologen der Uni
Münster untersuchen, wie Glauben und Werte an nachfolgende Generationen
weitergegeben werden - Bislang fehlen exakte Erklärungen zum Rückgang der
Religiosität in westlichen Gesellschaften - Familien können sich an
Interviews beteiligen



Angesichts des Rückgangs der Religiosität in westlichen Gesellschaften
untersuchen Soziologen des Exzellenzclusters "Religion und Politik" der
WWU in Europa und Kanada, wie und warum Religion in manchen Familien an
die nachfolgende Generation weitergegeben wird und in anderen nicht. "Wir
wissen, dass die Religiosität eines Menschen stark von seiner Erziehung
abhängt. Wir wissen jedoch wenig darüber, wie genau Familien Werte, Normen
und Deutungsmuster zwischen den Generationen weitergeben, was zur
Weitergabe oder Nicht-Weitergabe beiträgt und wie sich dabei Religiosität
verändert", erläutern die Religionssoziologen Prof. Dr. Christel Gärtner
und Dr. Olaf Müller vom Exzellenzcluster zum Projektstart. "Dass kirchlich
gebundene Religiosität in westlichen Ländern zurückgeht und ein
Zusammenhang zu veränderten Vorstellungen in der religiösen Erziehung
besteht, ist unstrittig. Doch es fehlt an exakten Daten und Erklärungen,
warum manche Familien Glauben weitergeben wollen oder können und andere
nicht." Die Gruppe mit Forschenden aus fünf Ländern erhält bis 2022 knapp
1,8 Millionen Euro Fördermittel der amerikanischen John Templeton
Foundation.

Das Forscherteam befragt Familien in Deutschland, Finnland, Italien,
Kanada und Ungarn in einer repräsentativen Erhebung sowie in qualitativen
Interviews mit Familienmitgliedern aus drei Generationen, Großeltern,
Eltern und Kinder. Die Auswahl der fünf Länder erfolgte aufgrund der
historisch je anderen religiösen, sozialen und kulturellen Ausprägung der
Länder. Zur Gruppe gehören neben Gärtner, Müller, Linda Hennig-Yildirim
und Chiara Porada von der WWU Prof. Dr. Kati Tervo-Niemelä von der
University of Eastern Finland, Prof. Dr. Gergely Rosta von der Pázmány
Péter Catholic University Budapest, Prof. Dr. Roberta Ricucci von der
Universität Turin und Prof. Dr. Peter Beyer und Guillaume Boucher von der
Universität Ottawa. Das Projekt ist am Centrum für Religion und Moderne
angesiedelt, das aus dem Exzellenzcluster hervorgegangen ist.

Liberale Eltern geben ihre Religion immer weniger weiter

"Dass die kirchlich gebundene Religiosität und Praxis seit den 1960er
Jahren kontinuierlich sinkt, ist empirisch belegt und unstrittig", so
Christel Gärtner. In den meisten westlichen Ländern seien die religiöse
Erziehung und der autoritäre Erziehungsstil seit den 1970er Jahren
zurückgegangen. Die Vermittlung kirchlich-dogmatischer Glaubensinhalte sei
kein vorrangiges Erziehungsziel mehr. "Uneinig ist sich die Forschung aber
darin, wie die empirischen Befunde des religiösen Abbruchs zu erklären
sind." Eine gängige Deutung sei, dass es sich um einen Generationeneffekt
handele: Religiös liberale Eltern tradieren ihre Religiosität demnach
immer weniger an ihre Kinder. Dies verstärke sich bei der Heirat, wenn der
Ehepartner einem anderen Glauben angehöre oder nicht religiös sei; die
Kinder seien dann weniger religiös als die Kinder aus Familien mit nur
einer Religion. "Diese Beobachtung kann jedoch nicht erklären", so die
Soziologin, "wie sich die Tradierung oder der Abbruch zwischen den
Generationen vollzieht."

Das Projekt heißt "The transmission of religion across generations: a
comparative international study of continuities and discontinuities in
family socialization" (Die Weitergabe von Religion zwischen Generationen:
eine international vergleichende Studie zu Kontinuitäten und
Diskontinuitäten in familialer Sozialisation). Die 1987 gegründete John
Templeton Foundation mit Sitz in Pennsylvania vergibt Fördergelder für
Forschungen in Physik, Biologie, Psychologie und Sozialwissenschaften
sowie Philosophie und Theologie. 2018 wurden nach eigenen Angaben 322
Projekte mit insgesamt 323 Mio. Dollar gefördert. (vvm/maz)



Weitere Informationen finden Sie unter:

https://www.uni-muenster.de/Religion-und-Politik/aktuelles/2019/okt/PM_Wie_Religion_in_Familien_weitergegeben_wird.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1807

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der

Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, 02.10.2019
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SCHACH-SPHINX/07048: Verletzter italienischer Stolz (SB)


Die italienischen Meister waren tief in ihrem Stolz verletzt, als um
das Jahr 1560 herum der spanische Geistliche Ruy Lopez de Segura bei
seinem Aufenthalt in Rom sie der Reihe nach besiegte. Bis dahin galt
Italien als die Schatzkammer des europäischen Schachs. Auf sich sitzen
lassen wollten sie die Schmach natürlich nicht, und so trugen sich die
italienischen Schachherren über ein Jahrzehnt lang mit Rachegedanken
herum und verbesserten während dieser Zeitspanne ihr Spiel
außerordentlich. Schließlich statteten die beiden Meister Puttino und
Paolo Boi aus Syracus Ruy Lopez einen Gegenbesuch ab. In Madrid, am
Hofe Phillipp II., soll es dann zu einem Revanchematch gekommen sein,
bei dem die italienischen Meister äußerst "ruhmvoll" abschnitten. So
erzählt es fast 60 Jahre später zumindest der italienische Meister
Salvio aus Neapel. In romanhafter Weise malte er den Sieg seiner
Landsleute zu einem glänzenden Ereignis aus. Die überschwengliche
Lesart läßt jedenfalls viel Raum für Dichtungen zu. Verläßlicher geht
es dagegen im heutigen Rätsel der Sphinx zu, wo der ehemalige
Fernschach-Europameister Kaluchin mit den schwarzen Steinen einen
hübschen Schlußstrich setzte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07048: Verletzter italienischer Stolz (SB)]



Nielsen - Kaluchin

Fernpartie 1978


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Vorbeugend entschloß sich Weiß zu 1.Tf1xf7!, und da 1...Kg8xf7? 2.Se4-
g5+ mit Damengewinn nicht gut möglich war, lenkte Schwarz in die
Remisfolge 1...Te8xe4 2.Dd3xe4 Kg8xf7 3.De4-b7+ ein.



Erstveröffentlichung am 14. September 2006

4. Oktober 2019
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MELDUNG/553: Bei "Weiß" denken Chinesen an Trauer (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 02.10.2019 09:02

Bei "Weiß" denken Chinesen an Trauer



Internationales Forschungsteam unter Leitung der Johannes Gutenberg-
Universität Mainz stellt mit Hilfe maschinellen Lernens kulturelle
Unterschiede und Gemeinsamkeiten bei der Assoziation von Farben und
Gefühlen fest

Wenn Menschen aus verschiedenen Kulturkreisen Farben mit Gefühlen
assoziieren, gibt es viele Gemeinsamkeiten, aber auch einige bedeutende
Unterschiede. Zum Beispiel denken beim Lesen des Wortes "Rot" sowohl
Deutsche als auch Chinesen vor allem an Liebe, mit "Weiß" hingegen
assoziieren Deutsche in erster Linie Erleichterung und Chinesen Trauer. Zu
diesen Ergebnissen ist ein internationales Forschungsteam unter Leitung
der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) mit einer umfangreichen
Studie gekommen. Dabei wurde nach Angaben der Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler zum ersten Mal in diesem Zusammenhang die Methode des
sogenannten maschinellen Lernens eingesetzt.

Wie die Forscherinnen und Forscher in einem Artikel in der Online-
Zeitschrift "Royal Society Open Science" berichten, hatten sie 711
Menschen aus Deutschland, China, Griechenland und dem Vereinigten
Königreich einen Online-Fragebogen ausfüllen lassen. Darauf standen in der
jeweiligen Landessprache zwölf Farbwörter, denen jeweils bis zu 20 Gefühle
in unterschiedlicher Intensität zugeordnet werden sollten. Die Ergebnisse
der Befragung wurden mit dem Ansatz des maschinellen Lernens ausgewertet.
"Dabei lernte ein Computerprogramm anhand der von den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern angegebenen Gefühle zu erkennen, um welches Farbwort es
jeweils ging", sagt Dr. Daniel Oberfeld-Twistel vom Psychologischen
Institut der JGU, der die Studie geleitet hatte. "Weiß das Programm zum
Beispiel erst einmal, dass bei der Nennung von starker Liebe und starkem
Ärger meistens Rot gemeint ist, wird es bei entsprechenden künftigen
Angaben auf Rot tippen." Die Genauigkeit der Computervorhersagen lag bei
rund 39 Prozent und damit deutlich über der rein zufälligen Trefferquote
von einem Zwölftel (entsprechend der zwölf Farben) oder gut 8 Prozent .
"Das bedeutet, dass es eine universale Systematik bei der Assoziation von
Farben und Gefühlen gibt", sagt Oberfeld-Twistel. Am stärksten ausgeprägt
sind laut den Ergebnissen der Studie die Zusammenhänge zwischen "Rot" und
Liebe, "Rot" und Ärger sowie "Schwarz" und Trauer.

Mit Hilfe des maschinellen Lernens konnten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler auch belegen, dass es kulturelle Unterschiede bei der
Assoziation von Farben und Gefühlen gibt. Denn der Computer konnte anhand
der Farb-Emotions-Assoziationen einer Person mit einer Trefferquote von 80
Prozent vorhersagen, aus welchem der vier Länder die Person kam. Außerdem
war der Computer bei der Vorhersage des beurteilten Farbworts anhand der
Emotionszuordnungen etwas weniger erfolgreich, wenn er beispielsweise mit
den Daten aus Deutschland trainiert wurde und dann Vorhersagen zu in China
beurteilten Farbwörtern treffen sollte, als wenn er nur Daten aus einem
einzigen Land auswertete. Die Ursachen für die kulturellen Unterschiede
bei den Farb-Emotions-Assoziationen wurden mit der Studie nicht erforscht.
"Dass zum Beispiel die chinesischen Teilnehmerinnen und Teilnehmer Weiß
vor allem mit Trauer verbanden, könnte aber daran liegen, dass Weiß in
China bei Beerdigungen getragen wird", sagt Oberfeld-Twistel. Ähnlich
könnte es bei "Lila" sein, bei dem allein die griechischen Teilnehmerinnen
und Teilnehmer vor allem an Trauer dachten. Lila wird in orthodoxen
Kirchen zur Symbolisierung von Schmerz und Leid verwendet.

"Mit der Studie haben wir gezeigt, dass sich maschinelles Lernen sehr gut
zur Beantwortung von Fragen zum Zusammenhang von Farben und Gefühlen
nutzen lässt und dass es neue Einblicke in dieses Forschungsfeld bietet",
sagt Oberfeld-Twistel. An der Studie waren neben ihm Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler von den Universitäten Lausanne, Auckland, Leeds, Athen
sowie von der Zhejiang-Universität in Hangzhou beteiligt.


Originalpublikation:

D. Jonauskaite, J. Wicker, C. Mohr, N. Dael, J. Havelka, M.
Papadatou-Pastou, M. Zhang, D. Oberfeld

A machine learning approach to quantify the specificity of colour-emotion
associations and their cultural differences 

R. Soc. Open Sci. 6: 190741 (25. September 2019) 

http://dx.doi.org/10.1098/rsos.190741

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 02.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHAUSPIEL/1299: Wiesbaden - »Mein Bass kennt keine Rente«, 9., 22.10., 11.11.2019


HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

»Mein Bass kennt keine Rente«

Uraufführung im Studio

Mit Bernd Ripken

Bühne Cristina Suarez-Herrero

Mittwoch, 9. Oktober 2019, 19.30 Uhr



Am Mittwoch, den 9. Oktober 2019 um 19.30 Uhr, wird das Schauspiel
»Mein Bass kennt keine Rente« von und mit Bernd Ripken am Hessischen
Staatstheater Wiesbaden uraufgeführt.

Während das Hessische Staatstheater im Oktober sein 125-jähriges
Bestehen feiert, begeht der Schauspieler Bernd Ripken ein Jubiläum der
ganz eigenen Art: Vor genau 50 Jahren wurde er in Wiesbaden
Ensemblemitglied. Aus diesem Anlass hat sich Ripken ein Solo auf den
Leib geschrieben: »Mein Bass kennt keine Rente«.

»Mein Bass kennt keine Rente« ist die Geschichte eines alten Mannes,
eines Kontrabassisten. Er startete einstmals durchaus mit Ambitionen
in eine Musikerkarriere und stand dann vier Jahrzehnte lang als
Tuttist am selben Pult im Orchestergraben. Doch er glaubt auch im
Ruhestand noch an sich. Es muss ja weitergehen. Und er findet für sich
und sein Instrument eine Lösung. Es ist auch eine Geschichte über
Einsamkeit, darüber, dass er sich nie binden konnte und wohl auch
nicht wollte. Es blieb das Leben mit seinem Bass. Seine Art von
Zweierbeziehung. Dann taucht plötzlich Brunhild auf, eine starke
Frau ...

Weitere Vorstellungstermine: 22. Oktober & 11. November, jeweils um
19.30 Uhr im Studio


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611.132 325

Fax: 0611.132 367

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo - Fr 10.00 - 19.30 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

So, Feiertag 11.00 - 13.00 Uhr

Die Abendkasse ist jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn
geöffnet.


Abonnement-Büro

Theaterkolonnade

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon 0611.132 340

Fax 0611.132 367

E-Mail abonnement@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo, Mi, Fr 10.00 - 18.00 Uhr

Di, Do 10.00 - 19.00 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

Karten erhältlich unter: Telefon 0611.132 325

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

www.staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Tel.: +49 (0)611.132 1

Fax: 0611.132 367

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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TREFF/478: Münster - "Der Ordner" - Vorstellung und Diskussion am 7. Oktober 2019


Stadt Münster

"Der Ordner" weckt Geister der Erinnerung

Theater und Diskussion am Montag, 7. Oktober, im Rathausfestsaal /
Dialoge zum Frieden



Münster (SMS) Theater und Diskussion gehen in der Reihe Dialoge zum
Frieden am Montag, 7. Oktober, um 20 Uhr im Rathausfestsaal eine
spannende Verbindung ein. Den Stoff dazu gibt "Der Ordner", ein Stück
gegen das Vergessen auf Grundlage eines Originaldokuments.

"Der Ordner" hat emotionale Sprengkraft. Enkelin Stephanie erhält von
ihrer Großmutter eine Kladde mit den Prozessunterlagen ihres
Großvaters Walter Pohl, der aufgrund seiner Mittäterschaft im
Nazi-Regime des Mordes angeklagt und freigesprochen wurde. Bei der
Lektüre trifft sie auf den sehr lebendigen Geist ihres Großvaters und
konfrontiert ihn mit nie gestellten Fragen. Die privaten Erinnerungen
bekommen eine allgemeine Dimension und münden in eine Diskussion über
Geschichte, Verantwortung und die Diskursfähigkeit unserer
Gesellschaft.

Die Inszenierung des Theaterstücks "Der Ordner" von Carola von
Seckendorf durch das "Theater FreiFrau" mit Cornelia Kupferschmid,
Hannes Demming und Stephanie Borgert wirft viele Fragen auf: Prägen
uns die Taten oder Untaten unserer Großväter? Beeinflussen sie uns
noch heute und machen uns schuldig? Dürfen wir solche "Ordner" jemals
schließen?

Eine Diskussionsrunde, moderiert von WDR-Journalistin Gisela
Steinhauer, sucht nach Antworten. Zu Gast sind die Polizeihistorikerin
Prof. Dr. Sabine Mecking, die Diplompsychologin Prof. Dr. Heide
Glaesmer sowie die Unternehmerin und Wirtschaftskolumnistin der
Frankfurter Rundschau, Stephanie Borgert. Sie spielt sich im
Theaterstück selbst.

Eintritt frei

Anmeldung erforderlich unter dialoge-zum-frieden@stadt-muenster.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 4. Oktober 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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VÖGEL/1137: Storchenbilanz 2019 fällt gemischt aus (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 4. Oktober
2019

NABU: Storchenbilanz 2019 fällt gemischt aus

Im Westen mehr Brutpaare, im Osten eher abnehmende Tendenz



Berlin - Mehr Weißstorchpaare als im vergangenen Jahr dürften 2019 in
Deutschland gebrütet haben. Das schätzt Dr. Christoph Kaatz von der
NABU Bundesarbeitsgruppe Weißstorchschutz. 2018 waren es über 6.900
Paare. "Insgesamt war das Storchenjahr aber eher durchwachsen", so
Kaatz nach einer ersten Sichtung der Daten, die zurzeit noch
aufgearbeitet werden.

Die Zahl der Brutpaare hat in den westlichen Bundesländern weiter
zugenommen, während der Brutbestand in den östlichen Bundesländern
tendenziell leicht abnahm oder stagnierte. Aus den Regionen gibt es
aber auch positive Meldungen. So meldeten beispielsweise Bayern,
Thüringen und Teile Nordrhein-Westfalens neue Höchstzahlen für den
Brutbestand der Weißstörche. Ursächlich für dieses West-Ostgefälle
sind die unterschiedlichen Winterquartiere der Weißstörche. Während
die ostdeutsche Population zumeist im östlichen Afrika - im Sudan,
Tschad bis hinunter nach Südafrika - überwintert, ziehen die
westdeutschen Störche mehrheitlich bis auf die Iberische Halbinsel.
Dort verbringen sie den Winter auf Mülldeponien und Reisfeldern.
"Kürzerer Zugweg und große Nahrungsressourcen bieten den Störchen im
Westen ideale Überlebensbedingungen mit der Folge, dass ihre Zahl seit
längerer Zeit kontinuierlich zunimmt", sagt Kaatz.

Im Osten wurde die Jungenaufzucht der Störche durch die andauernde
Trockenheit und dem Mangel an Regenwürmern für die Küken
beeinträchtigt. In Teilen Westdeutschland führten starke Regenfälle im
Mai zu zahlreichen Verlusten beim Nachwuchs. "Alles in allem kam aber
meist ein durchschnittlicher Bruterfolg zustande", so Kaatz. "Die
Trockenheit der beiden letzten Jahre zeigt allerdings, wie wichtig
feuchte Wiesen und Auen für den Weißstorch sind. Dort leben selbst bei
längeren Trockenperioden noch viele Beutetiere."

Im Nordwesten Deutschlands war die diesjährige Brutsaison dagegen
außergewöhnlich gut. Das Wetter war für die heranwachsenden Störche
ideal und Nahrung gab es in diesem Sommer in Hülle und Fülle, denn
2019 war ein "Mäusejahr", in dem die Feldmauspopulation geradezu
explodiert ist. Dies bescherte dem Weißstorch hier eine so große
Jungenzahl wie seit 25 Jahren nicht mehr.

Mehr Infos: www.NABU.de/stoerche

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 109/19, 04.10.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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AKTION/689: Klimakrise - Atomkraft, kein Klimaretter (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Klimakrise: Atomkraft - kein Klimaretter

Atomkraft bildet den Treibstoff für die alten und die neuen
Atomwaffen



04.10.2019 Aus Anlass der am kommenden Montag beginnenden Konferenz
der Internationalen Atomenergiebehörde IAEO in Wien, bei der die Rolle
der Atomenergie für die Eingrenzung des Klimawandels beraten werden
soll, veranstaltet Global 2000 mit dem internationalen Antiatombündnis
"Don't nuke the climate", am 7. Oktober 2019 eine Protestaktion und
eine Gegenkonferenz.

Wie Reuters berichtete [1], ist der Ausbau der Atomkraft zu langsam
und zu teuer. Sie kann keinen substantiellen Beitrag zur Rettung des
Klimas erbringen. Schon heute ist die weltweit installierte Leistung
aller regenerativen Kraftwerke sechsmal größer (2.351 GW) als die
aller Atomkraftwerke (398 GW). Warum aber fordert die IAEO, dass
Staaten wie Großbritannien, Frankreich, die USA, Russland und China
weiter in Atomkraft investieren?

"Atomenergie bildet den Treibstoff für die Atombombe. Ohne eine
"robuste" zivile Atomindustrie und die damit einhergehende nukleare
Infrastruktur wären Atomwaffenprogramme aufgrund der hohen Kosten,
Risiken und dem Bedarf an ausgebildetem Fachpersonal nicht möglich",
so Dr. med. Angelika Claussen, Europavorsitzende der Ärzte zur
Verhütung eines Atomkriegs (IPPNW)." Statt Subventionen für die
Atomwaffenstaaten und deren nuklearer Infrastruktur zu besorgen,
sollte die IAEA die Atomwaffenstaaten zur Unterzeichnung des
Atomwaffenverbotsvertrag drängen."

"Atomkraft ist auf den Rohstoff Uran angewiesen", sagt Makoma
Lekalakala aus Südafrika, Trägerin des Goldmann Umweltpreises.
"Urangewinnung und der Bau von Atomkraftwerken verletzen oft
grundlegende Menschenrechte, insbesondere die Rechte indigener Völker
und Gemeinschaften. Mein Kontinent Afrika und seine Bevölkerung haben
genug unter den gesundheitlichen Folgen des Uranbergbaus gelitten. Die
Arbeiter der Shinkolobwe Mine im Kongo, die das Uran für die
Atombomben in Hiroshima und Nagasaki schürften. Die Arbeiter und die
Bevölkerung des Niger, die für die französische Atomindustrie ihre
Gesundheit opferten. Auch in Südafrika wurde die Bevölkerung durch den
Uranbergbau vergiftet und verstrahlt, durch die toxischen und
radioaktiven Hinterlassenschaften des Uranabbaus", so Lekalakala.

Günter Hermeyer, deutscher Vertreter des Antiatombündnis "Don't nuke
the climate", sieht in der durch die IAEO verbreitete "assistance for
deploying safe secure and safeguarded nuclear technologies" die
Gefahr, dass Länder des Globalen Südens sich auf die gleichen Fehler
einlassen wie vor Jahrzehnten die Industriestaaten.

"Jetzt in der weltweiten Klimakrise, wo Millionen junge Menschen auf
der ganzen Welt für das Klima streiken, bedarf es grundlegender neuer
und nachhaltiger Lösungen, und keine weitere Verbreitung veralteter
und gefährlicher Technologie. Das können wir nur durch den weltweiten
Umstieg auf erneuebare Energien erreichen.

"Das gilt natürlich auch für Europa", ergänzt die Europavorsitzende
Dr. Angelika Claußen. "Die Entscheidung des EU-Ministerrats,
Atomenergieprojekte nicht von der Gewährung von Zuschüssen für
nachhaltige Finanzierungen auszuschließen, ist völlig inakzeptabel."

Die Protestaktion findet am Montag, 7. Oktober vor dem Tagungsort der
IAEO-Konferenz statt. Ab 8:45 Uhr begrüßen Aktivisten von GLOBAL 2000
und anderen internationalen Organisationen die Teilnehmer der 1.
IAEO-Konferenz zu Atom und Klima mit Bannern, Atommüllfässern und
Informationen, um aufzuzeigen, dass Atomenergie keinen Beitrag gegen
die Klimakrise leisten kann, sondern ganz im Gegenteil nur Zeit und
Ressourcen von besseren Lösungen abzieht.



Weitere Informationen zur Gegenkonferenz "Climate Crisis - Why nuclear
is not helping" finden Sie unter:

https://www.global2000.at/events/conference-climate-crisis


Anmerkung:

[1] https://www.reuters.com/article/us-energy-nuclearpower/nuclear-energy-too-slow-too-expensive-to-save-climate-report-idUSKBN1W909J

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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ARTENRAUB/298: Nach kläglicher Jagdsaison ist die Zukunft von Norwegens Walfang ungewiss (OceanCare)


OceanCare - Medienmitteilung, 2. Oktober 2019

Nach kläglicher Jagdsaison ist die Zukunft von Norwegens Walfang
ungewiss

Neue Umfrage bestätigt geringe Nachfrage nach Walfleisch



Wädenswil/München, 1. Oktober 2019: Die norwegische Regierung hat die
diesjährige Waljagd-Saison vergangene Woche offiziell für beendet
erklärt. Mit insgesamt 429 Tieren wurden 2019 weniger Zwergwale
getötet als in den vergangenen Jahren. OceanCare und Pro Wildlife und
eine internationale Koalition aus Wal- und Tierschutzorganisationen
(s.u.) zeigen sich erleichtert, dass in dieser Saison nicht noch mehr
Wale den Harpunen zum Opfer fielen.

"Allerdings ändern die sinkenden Tötungszahlen und die fallenden
Walfleischpreise nichts daran, dass die norwegischen Walfänger seit
einigen Jahren mehr Tiere töten als die beiden anderen Walfangnationen
Japan und Island", so Dr. Sandra Altherr von der Münchner
Artenschutzorganisation Pro Wildlife. "Angesichts der Diskrepanz
zwischen Quoten und tatsächlichen Tötungszahlen sowie der sinkenden
Nachfrage nach Walprodukten wäre es die logische Konsequenz, dass
Norwegen diese unnötige, grausame und unrentable Jagd beendet",
ergänzt Fabienne McLellan von der Schweizer Meeresschutzorganisation
OceanCare.

In der diesjährigen Jagdsaison tötete Norwegen insgesamt 429 Zwergwale
und somit 25 Tiere weniger als im vergangenen Jahr und deutlich
weniger als die eigenmächtig beschlossene Quote von 1.278 Tieren. Seit
dem Höhepunkt 2014 mit 736 Walen nimmt die Zahl der von Norwegen
getöteten Meeresriesen ab, auch aufgrund der schwindenden Nachfrage
nach ihrem Fleisch. Norwegen ignoriert mit seinen selbst gesetzten
Quoten das von der Internationalen Walfangkommission (IWC)
beschlossene, weltweite Verbot des kommerziellen Walfangs. Seit dessen
Inkrafttreten 1986 starben mehr als 14.000 Zwergwale durch norwegische
Harpunen. Nur Island und Japan betreiben ebenfalls noch kommerziellen
Walfang, aber in geringerem Umfang. Norwegen ist seit einigen Jahren
deutlich die Walfangnation Nummer 1.

"Die internationale Kritik fokussiert sich zwar auf Japan, besonders
seit es die IWC verlassen hat. Aber die Waljagd in europäischen
Gewässern darf darüber nicht vergessen werden, vor allem weil Norwegen
das kommerzielle Fangverbot der IWC missachtet", betont Vanessa
Williams-Grey von der Whale and Dolphin Conservation (WDC).

Die meisten Norweger haben kaum Interesse an Walfleisch auf ihrem
Teller. Dies zeigte sich in einer neuen Umfrage, die von einer
Koalition aus Wal- und Tierschutzorganisationen in Auftrag gegeben und
vom norwegischen Meinungsforschungsinstitut Opinion AS durchgeführt
wurde. Einige Ergebnisse der Umfrage:


	Insgesamt gaben nur vier Prozent der befragten Norweger an, Walfleisch "oft" zu essen, während zwei Drittel nie oder "schon lange nicht mehr" Walfleisch zu sich nehmen.

	Besonders die Jüngeren sind kaum am Verzehr von Walen interessiert. In der Gruppe der 18- bis 29-Jährigen isst niemand "oft" Walfleisch und nur 21 Prozent essen es "selten". Demgegenüber halten sich 75 Prozent schon immer oder seit langem vom Fleisch der Meeressäuger fern.

	Der höchste Walfleischkonsum ist in der Gruppe der Über-70-Jährigen anzutreffen, von denen 42 Prozent Walfleisch zumindest gelegentlich essen. Neun Prozent geben an, dass sie Walfleisch oft essen.



Angesichts der rasch schwindenden Nachfrage nach Walfleisch beendeten
viele Fischer ihre Jagd schon früh in der Saison. Dies zeigt sich auch
darin, dass von 14 Fischerbooten mit Walfanglizenzen seit Ende Juni
nur ein bis vier Schiffe pro Woche ausgelaufen waren. "Da das
Bewusstsein in Norwegen für den Tierschutz wächst, finden qualvolle
Tötungen von Walen wenig Unterstützung. Zudem ist immer mehr Norwegern
der Schutz ihrer Natur und Tierwelt wichtig und viele sind mit dem
gegenwärtigen Schutzstatus ihrer Wildtiere unzufrieden", sagte Siri
Martinsen, Direktorin der norwegischen Tierschutzorganisation NOAH.

Norwegens Regierung hat die Walfangindustrie jahrzehntelang
subventioniert, um den Walfleischkonsum zu fördern. Erst im
vergangenen Jahr unterstützte sie das Zwergwalfleisch-Marketing mit
einer halben Million Kronen (ca. 50.000 Euro), um mit neuen Produkten
wie Wal-Burger oder Nahrungsergänzungsmittel aus Wal die Nachfrage zu
steigern und so die Verkaufszahlen in die Höhe zu treiben. Die
darbende Industrie hat zudem zusätzliches Geld eingenommen, indem sie
Pelztierfarmen belieferte, wo das Fleisch als Futter verwendet wird.
Diese Einnahmenquelle wird jedoch schon bald versiegen, da
mittlerweile ein Verbot der Pelztierhaltung in Norwegen beschlossen
wurde.

Ein Bericht, den die norwegischen Behörden 2018 der IWC vorlegten,
bestätigte zudem die enorme Grausamkeit der Zwergwaljagd. Viele Wale
sterben einen langsamen, qualvollen Tod. Der Bericht enthüllte, dass
fast 20 Prozent der Wale, die mit Explosionsharpunen geschossen
wurden, sechs bis 25 Minuten leiden mussten, bis sie schließlich ihren
schweren Verletzungen erlagen. Ein weiterer Kritikpunkt ist der
Abschuss so vieler trächtiger beziehungsweise säugender Weibchen.

Die Umfrage in Norwegen erfolgte im Auftrag einer Koalition der
folgenden Organisationen, die im Walschutz zusammenarbeiten: Animal
Welfare Institute (USA), Environmental Investigation Agency, Humane
Society International, NOAH (Norwegen), OceanCare (Schweiz), Pro
Wildlife (Deutschland) sowie Whale and Dolphin Conservation
(UK/Deutschland).




Weitere Informationen:

Bericht "Frozen in Time: Wie das moderne Norwegen am Walfang
festhält": 

www.oceancare.org/frozen-in-time 

Referenzierung: Altherr, S., O'Connell, K., Fisher, S., Lüber, S.
(2016). Frozen in Time. Report by Animal Welfare Institute, OceanCare
and Pro Wildlife. 23 pp.

Informationen über den norwegischen Walfang, das Walfangverbot und die
IWC: 

https://www.oceancare.org/de/unsere-arbeit/tierschutz/wale/walfang/

Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Opinion AS: 

http://www.oceancare.org/wp-content/uploads/2019/09/Opinion-AS-survey-into-attitudes-towards-whaling-and-whalemeat-consumption-in-Norway-2019.pdf

 * 

Quelle:

Medienmitteilung vom 2. Oktober 2019

Herausgeber: Verein OceanCare

Oberdorfstr. 16, Postfach 372, Ch-8820 Wädenswil

Tel.: +41 (0) 44 780 66 88, Fax: +41 (0) 44 780 66 08

E-Mail: info[at]oceancare.org

Internet: www.oceancare.org
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INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





AKTION/009: Wir streiken, bis Ihr handelt! - Vierter internationaler Klimastreik am 29.11. (FFF)


Fridays For Future - 03.10.2019

Vierter internationaler Klimastreik

Fridays For Future kündigt Aktionstag für den 29.11. an



Nach der Veröffentlichung des Klimapakets der Bundesregierung kündigt
Fridays For Future einen weiteren globalen Aktionstag für den 29.
November 2019 an. In einem offenen Brief an die Bundesregierung (siehe
Anhang) stellen Aktivistinnen und Aktivisten die Handlungsfähigkeit
der Koalition im Angesicht der Dringlichkeit der Klimakrise in Frage
und fordern die Bundesregierung auf, das unzureichende Klimapaket
grundlegend zu überarbeiten.

"Der CO2-Preis kommt zu spät und in einer lächerlich geringen Höhe,
die Erhöhung der Pendlerpauschale ist eine fossile Subvention, die
klimaschädlichen Verhalten fördert anstatt es unattraktiver zu machen,
der Ausbau der erneuerbaren Energien wird erschwert und der viel zu
späte Kohleausstieg wird gar nicht angetastet - dieses Klimapaket
verdient seinen Namen nicht", erklärt Pauline Brünger, Schülerin und
Fridays For Future-Aktivistin aus Köln. Der weltweite Aktionstag
findet am Freitag vor Beginn der Weltklimakonferenz in Chile statt.
Gegen Ende des Jahres wird zudem das Gesetzgebungsverfahren für den
Kohleausstieg erwartet. Dieses wird - wie auch das Klimapaket - nicht
ausreichen, um das Pariser Klimaabkommen einzuhalten. "Den
Kohleausstieg auf 2038 zu verschieben ist ein Schlag ins Gesicht der
jungen Generation und der Menschen im globalen Süden, wo bereits jetzt
die dramatischen Folgen der Klimakrise zu spüren sind", ergänzt Nick
Heubeck, Student und Fridays For Future-Aktivist aus Bamberg.

Bereits jetzt haben Aktivistinnen und Aktivisten aus über 100 Städten
ihre Beteiligung am Aktionstag angekündigt. Neben klassischen Streiks
werden sowohl in Deutschland als auch weltweit kreative Proteste
erwartet, die den Druck auf die Regierungen erhöhen.


 * 

Offener Brief von Fridays For Future an die Mitglieder des
"Klimakabinetts" sowie die Parteispitzen der Koalitionsparteien: 

Sehr geehrte Frau Merkel, Frau Schulze, Herr Altmaier, Herr Scholz,
Herr Scheuer, Herr Seehofer, Frau Klöckner und sehr geehrte
Parteispitzen von CDU, CSU und SPD,

Ihre Entscheidungen zum Klimaschutz vom 20. September sind eine
politische Bankrotterklärung. Während zeitgleich im Rahmen
von #AlleFürsKlima rund 1,4 Millionen Menschen in ganz Deutschland auf
der Straße waren, haben Sie sich offiziell vom 1,5-Grad-Ziel
verabschiedet. Dies auch noch als Erfolg zu verkaufen, ist ein Schlag
ins Gesicht aller Demonstrant*innen für wirksamen Klimaschutz. Weil
Sie das Pariser Klimaabkommen seit seinem Inkrafttreten konsequent
ignorieren, sahen sich bereits in den vergangenen neun Monaten
hunderttausende junge Menschen dazu genötigt, durch das Bestreiken der
Schule, Universität und Ausbildung auf die Verfehlungen Ihrer
Klimapolitik aufmerksam zu machen. Zwar behaupten Sie inzwischen,
Fridays For Future hätte Sie aufgerüttelt - doch angesichts dieses
lächerlichen Maßnahmenpakets befinden Sie sich offenbar weiterhin im
politischen Tiefschlaf. Mit dem Eckpunktepapier ignorieren Sie nicht
nur den Wunsch hunderttausender junger Menschen nach einer
lebenswerten Zukunft, sondern auch die Weckrufe aus der Wissenschaft
und aus breiten Teilen der Bevölkerung.

Frau Merkel sagt: "Politik ist die Kunst des Möglichen" - aber welche
Gründe führen Sie eigentlich dafür an, dass konsequenter Klimaschutz
in diesem Land scheinbar nicht möglich ist? Nicht erst der vergangene
Freitag hat gezeigt, dass unsere Gesellschaft beim Klimaschutz
deutlich weiter ist als Ihre Bundesregierung und bereit ist,
notwendige Maßnahmen zu tragen.

Die Möglichkeiten, die Schritte einzuleiten, die zur drastischen
Reduzierung von CO2 notwendig sind, waren nie größer als jetzt. Mit
dem nun von Ihnen eingelegten Schneckentempo ducken Sie sich nicht nur
vor ihrer Verantwortung unserem Land gegenüber weg, sondern Sie
ignorieren auch weiterhin Deutschlands internationale Verpflichtungen.
Aufgrund historischer Emissionen geht es hierbei nicht nur um eine
Vorreiterrolle, sondern auch um Klimagerechtigkeit. An der
Möglichkeit, hier ein Zeichen zu setzen, sind Sie kläglich
gescheitert. Angesichts dieser angekündigten Maßnahmen sehen wir die
Handlungsfähigkeit Ihrer Bundesregierung beim Klimaschutz nicht mehr
gegeben. Vizekanzler Scholz machte im Vorfeld des 20. Septembers klar:
"Wir brauchen einen großen Wurf in der Klimapolitik, wenn wir als
Regierung weiter eine Berechtigung haben wollen, das Land zu führen"
(Spiegel Online, 02.09.2019). Von diesem großen Wurf kann nun nicht im
Entferntesten gesprochen werden. Nicht nur werden wir mit den
Maßnahmen das 1,5-Grad-Ziel klar verfehlen, sondern sogar die deutlich
zu niedrigen Klimaziele der Bundesregierung für 2030 nicht einhalten.
Deshalb fordern wir die Bundesregierung auf, das unzureichende
Klimapaket grundlegend zu überarbeiten.

Die Klimabewegung ist so groß wie nie zuvor und sie rückt durch den
vergangenen historischen Streiktag am 20. September - sowohl durch
Ihre Entscheidungen, als auch durch den von uns organisierten Protest -
 nur noch stärker zusammen. Wir streiken, bis Ihr handelt!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung und Offener Brief, 04.10.2019

Fridays for Future Deutschland

E-Mail: presse@fridaysforfuture.de

Internet: fridaysforfuture.de
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INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





MELDUNG/394: Greening 2019 - Mehr Bienenweiden, Zwischenfrüchte und Untersaaten (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019

Greening 2019: Ökologische Vorrangflächen weiter auf stabilem
Niveau

Mehr Bienenweiden, Zwischenfrüchte und Untersaaten



Von den 11,7 Millionen Hektar Ackerfläche in Deutschland werden in
diesem Jahr rund 1,38 Millionen Hektar mit besonderem Umweltnutzen
durch EU-Agrarzahlungen gefördert. Dies teilt der Deutsche
Bauernverband unter Verweis auf die Daten der Förderanträge 2019 mit.
Damit bleibt der Umfang Ökologischer Vorrangflächen (ÖVF) beim
Greening weiter auf stabilem Niveau. Gewichtet mit den ökologischen
Anrechnungsfaktoren sind das 2019 rund 712.000 Hektar. Dazu der
Generalsekretär des Deutschen Bauernverbandes, Bernhard Krüsken:
"Diese Stabilität der Ökologischen Vorrangflächen der
landwirtschaftlichen Betriebe ist nach den regional teilweise sehr
trockenen Jahren 2018 und 2019 mit entsprechenden Futterengpässen
besonders hervorzuheben. Sehr positiv entwickelt hat sich die Anlage
brachliegender Flächen mit ein- oder mehrjährigen Honigpflanzen. Die
sogenannten Bienenweiden nutzen die Landwirte über 20 Prozent mehr als
im Vorjahr, dies sogar trotz recht anspruchsvoller Vorgaben."

Leicht angestiegen ist auch die Anlage von Grasuntersaaten und
Zwischenfrüchten. Diese ÖVF-Option rangiert deutschlandweit bei den
Landwirten vor den Stilllegungen/Brachen und den stickstoffbindenden
Pflanzen (z.B. Ackerbohnen, Klee, Luzerne, Esparsette) weiter an
erster Stelle. Die Wahl Ökologischer Vorrangflächen unterscheidet sich
je nach Region teilweise stark. Nahezu unverändert sind im Jahr 2019
die Zahlen über die Anlage von Puffer-, Wald- und Feldrandstreifen im
Rahmen des Greening. Dazu DBV-Generalsekretär Krüsken: "Bei den Acker-
und Feldstreifen besteht weiter deutliches Ausbaupotenzial, die vor
allem durch konsequenten Abbau von bürokratischen Hemmnissen bei den
Förderanträgen mobilisiert werden müssen."



Mehr Details über die beantragten Ökologischen Vorrangflächen im Jahr
2019 in dieser Tabelle

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=720883

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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STANDPUNKT/1128: Wunderwaffen damals und heute - Klimawandel, Atomkraft & Krieg gegen die Natur (BUND RVSO)


BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

An die Medien - 4. Oktober 2019

Wunderwaffen damals und heute - Klimawandel, Atomkraft & Krieg
gegen die Natur



Als der bisher letzte Weltkrieg

schon längst verloren war, setzte die Propaganda in Deutschland mit
Durchhalteparolen auf die "neuen Wunderwaffen", mit denen der
aussichtslose Krieg doch noch gewonnen werden sollte und viele
Menschen in Deutschland hofften bis zuletzt auf den vermeintlichen
"Endsieg".

Auch im heutigen globalen Krieg gegen die Natur (Artensterben,
Klimawandel, Atommüllproduktion, Ressourcenverschwendung, Atom- und
andere Massenvernichtungswaffen....) setzen die politisch
Verantwortlichen für die große globale Zerstörung auf den alten neuen
Mythos der Wunderwaffen, allerdings unter neuen Bezeichnungen.

Klimawandel, Artensterben, Endlichkeit der Ressourcen? Einfach
weitermachen wie bisher!

Der menschengemachte Klimawandel soll mit Atomkraft und Geoengineering
bekämpft werden und aussterbende Arten werden mit Gentechnik wieder
erschaffen. Das Verkehrsproblem wird mit Lufttaxis angegangen. Der
fehlerhafte, menschliche Mensch wird mit Technik nach den Ideen des
Transhumanismus überwunden und durch den neuen, perfekten Übermenschen
ersetzt. Irgendwann werden wir mit Raumschiffen die zerstörte Welt
hinter uns lassen und neuen, unverbrauchten Planeten und neuen Mythen
entgegen fliegen...

Der Glaube an die vermeintlichen Wunderwaffen hat die Opferzahlen und
das Leid in den letzten Kriegsjahren des bisher letzten Weltkrieges
massiv vergrößert. Die von Konzernen, Lobbyisten, neoliberalen
Netzwerken, Transhumanisten, von industriegelenkten Bürgerinitiativen,
Ökooptimisten und der Nuclear Pride Coalition angepriesenen
Wunderwaffen im aktuellen Krieg gegen die Natur werden die bestehenden
Probleme und das Leid vergrößern.

Es geht nicht um Technikfeindlichkeit. Gerade die Umweltbewegung hat
in den letzten Jahrzehnten den technischen Fortschritt immer wieder
menschengerecht optimiert. Es geht um einen nicht hinterfragten,
industriegelenkten Fortschrittsglauben und um die globale
Wachstumsreligion vom unbegrenztem Wachstum im begrenzten System Erde.

Der umweltfreundliche Teil der uns zur Verfügung stehenden modernen
Technik, klug und menschenfreundlich angewandt, könnte
menschengerechten Fortschritt ermöglichen. Warum sollen wir z. Bsp.
auf eine gefährliche, teure Hochrisikotechnologie wie den Thorium
Reaktor setzen, wenn wir kostengünstige, umweltfreundliche
Alternativen haben aus denen sich keine Atombomben bauen lassen?
Häufig bekämpfen die gut organisierten Verfechter des "weiter so"
aggressiv die umweltfreundlichen, zukunftsfähigen Alternativen.

Eine positive Wende für Mensch, Natur und Umwelt wäre eine menschen-
und umweltfreundliche, nachhaltige und gerechte Umgestaltung der Welt,
Energiegewinnung aus alternativen Energiequellen, ein Ende des
zerstörerischen Wachstumspfades und der Massenvernichtungswaffen, mehr
globale Gerechtigkeit, eine Beendigung der Kriege und das gute Leben
mit einem massiv verringerten Input an Energie und Rohstoffen. Das mit
den neuen Wunderwaffen angestrebte -weiter so- ist zutiefst
zerstörerisch.

"Die Welt hat genug für jedermanns Bedürfnisse, aber nicht für
jedermanns Gier" sagte schon der weitsichtige Mahatma Gandhi.

Axel Mayer, BUND-Geschäftsführer, Vizepräsident TRAS



URL: https://www.mitwelt.org/wunderwaffen-klimawandel.html

*

Quelle:

Mitteilung an die Medien vom 04.10.2019 / Hintergrund

Herausgeber:

Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

Wilhelmstr. 24a, 79098 Freiburg

Tel.: 0761/30383, Fax: 0761/23582

E-Mail: bund.freiburg@bund.net

Internet: www.bund-freiburg.de
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BILDUNG/3396: Vortrag über den Biber im Nationalparkhaus Sankt Andreasberg, 16.10. (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Pressemitteilung, 2. Oktober 2019

Vortrag über den Biber im Nationalparkhaus Sankt Andreasberg -
Dieter Mahsarski vom NABU Laatzen berichtet



Sankt Andreasberg. Am Mittwoch, den 16. Oktober, um 19:00 Uhr
berichtet Dieter Mahsarski vom NABU Laatzen über den Biber (Castor
fiber). Titel seines Vortrags ist: "Der Landschaftsgestalter ist
zurück - Wissenswertes über den Biber".




[image: Biber, Ast im Maul, am Boden im Laub - Foto: © Dieter Mahsarski]

Foto: © Dieter Mahsarski



Nachdem die Biber seit dem Jahr 1856 in Niedersachsen als ausgerottet
galten, kehren unsere größten heimischen Nagetiere langsam wieder in
ihren alten Lebensraum zurück. Auch in der Landeshauptstadt Hannover
kommen die bis zu 30 kg schweren Tiere wieder vor.

Dieter Mahsarski informiert über diese spannende Tierart, die auf
Grund ihrer baulichen Tätigkeiten auch als Landschaftsgestalter
bezeichnet wird, aus erster Hand: Seit 2013 erfassen er und seine
Mitstreiter vom NABU Laatzen die Biberreviere der Stadt und der Region
Hannover sowie des Landkreises Hildesheim. Zudem ist Dieter Mahsarski
ehrenamtlicher Biberberater der AG Biberschutz beim NABU Laatzen und
berät über den Umgang mit dem Biber in Konfliktsituationen.

Dieter Mahsarski wird viel Wissenswertes über den Biber sowie über
seine Tätigkeiten berichten. Durch die vielen persönlichen Erfahrungen
des Referenten wird der Vortrag sehr lebendig und ist mit zahlreichen
schönen Fotografien bestückt.

Der Eintritt ist frei, Spenden sind erwünscht.

Ort:

Nationalparkhaus Sankt Andreasberg,

Erzwäsche 1, 37444 Sankt Andreasberg

Zeit: 19:00 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.10.2019

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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TOUR/575: Herbstliche Eselwanderung ins Königsmoor, 20.10. - Anmeldung erforderlich (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 2. Oktober 2019

Herbstliche Eselwanderung ins Königsmoor

- Sonntag, den 20. Oktober ab 12 Uhr

- Treffpunkt Schullandheim Dreptefarm in Wulsbüttel

- für Familien

- nur mit Anmeldung



(Bremen, den 02.10.19) Am Sonntag, den 20. Oktober lädt der NABU
wetterfeste und naturinteressierte Familien zu einer geführten
Eselwanderung ins Hagener Königsmoor ein. Start ist um 12 Uhr am
Schullandheim Dreptefarm in Wulsbüttel. Das Königsmoor wurde nach der
Beendigung industrieller Abtorfung seit dem Jahr 1999 auf 60 Hektar
Fläche wiedervernässt und renaturiert. So konnte sich ein
einzigartiger Lebensraum für viele besondere Tier- und Pflanzenarten
entwickeln.

Die Wanderung dauert gut 3 Stunden und geht über Wald- und Feldwege.
Teilnehmer sollten entsprechend lauffreudig sein und wasserfestes
Schuhwerk tragen, rät der NABU. Da die Esel ein eher gemütliches
Lauftempo haben, können auch Familien mit Kindern mithalten. Ziel der
Tour ist ein Aussichtsturm im Randbereich des Moors mit Blick über die
offenen Wasserflächen. Hier ist Zeit für eine kleine Pause mit
Vogelbeobachtung sowie Tee und Keksen.

Eine Anmeldung unter 04 21 / 48 44 48 70 ist erforderlich. Für
NABU-Mitglieder ist die Veranstaltung kostenlos, ansonsten fallen 3
Euro pro Person an.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.10.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de
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TOUR/574: Märchen und Mythen im Walderlebnis Ehrhorn, 18.10. (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 2. Oktober 2019

Veranstaltungsankündigung: 18. Oktober 2019

Geheimnisvolles Ehrhorn

Märchen und Mythen im Walderlebnis Ehrhorn



(Ehrhorn / Schneverdingen) Am Freitag, den 18. Oktober 2019 wird sich
im Walderlebnis Ehrhorn alles um die Märchen und Mythen des Waldes
drehen. Von 16:00 - 18:00 Uhr gilt es, die geheimnisvolle Umgebung der
Ehrhorner Dünen zu erkunden.

• Für die Kinder und Jugendliche findet die Führung "Zauberwelt
und Wunderkräfte" mit dem zertifizierten Waldpädagogen Reinhard
Mitterhuber statt.

Kosten: 6,00 Euro / Person

• Die Erwachsenen werden von der zertifizierten Waldpädagogin Pat
Bülk in die "Märchen und Mythen des Waldes" entführt.

Kosten: 11,00 Euro / Person

Anschließend besteht die Möglichkeit bei einem Kinderpunsch am
Lagerfeuer Stockbrot zu backen und die abendliche Atmosphäre der
Ehrhorner Dünen zu genießen.

Anmeldung erbeten bei der Schneverdingen Touristik, Rathauspassage 18,
29640 Schneverdingen unter: 05193-93800 oder
touristik@schneverdingen.de

Hintergrund: 

Das Walderlebnis Ehrhorn ist eins von neun Naturtalenten der
Niedersächsischen Landesforsten. In Ehrhorn erfahren Sie viel
Wissenswertes rund um den Wald und seine Bewohner. Das Insektendorf,
das Formicarium und der Bienenzaun laden zum Verweilen und Staunen
ein. Eingebettet in die urige Landschaft der Ehrhorner Dünen, unter
uralten Hofeichen stehen das alte Bauernhaus aus dem Jahr 1650 und
daneben die schmuck gestaltete WaldKräuterey.



Weitere Informationen finden Sie unter: 

https://www.landesforsten.de/erleben/unsere-naturtalente/walderlebnis-
ehrhorn/

 * 

Quelle:

Presseinformation - 02.10.2019

Herausgeber:

Niedersächsische Landesforsten (NLF)

Anstalt öffentlichen Rechts

Husarenstraße 75, 38102 Braunschweig

Tel.: 0531-1298-0, Fax: 0531-1298-55

E-Mail: poststelle@nlf.niedersachsen.de

Internet: www.landesforsten.de
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COMIC STRIP/0141: Hartze - Laternenlauf ... (SB)
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ERSTAUFLAGE/1024: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3030 (SB)


Oliver Fröhlich

Der Arkonide und der Roboter

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3030



An Bord der CAI CHEUNG, 22. Januar 2046 NGZ, Rückblick auf die Zeit
zwischen 1665 - 2005 NGZ

In einer Hochsicherheitszelle der CAI CHEUNG wird der TARA-Psi von
Atlan verhört. Der Arkonide zweifelt an der Zuverlässigkeit des
Roboters, weil dieser bei einigen Aktionen, bei denen sie zusammen
agierten, in entscheidenden Momenten ein für einen Roboter vollkommen
untypisches zögerliches Verhalten an den Tag gelegt hat, wodurch
bereits zwei gefährliche Individuen entkommen sind. Atlan will wissen,
was es damit auf sich hat. Der TARA, bei dessen Verhör seine beiden
Betreuer, der Posbi Gholam und der Robotiker Zaka Obando, anwesend
sind, erzählt die Lebensgeschichte des TLD-Agenten Sallu Brown, der
1665 NGZ während des Weltenbrands geboren wurde und auf Rudyn lebte.

Weil er sehr unter den Auswirkungen des Weltenbrands litt, verließen
seine Eltern 1666 NGZ mit ihm die Milchstraße und zogen in den
Kugelsternhaufen Sagittarius. Von da an lebten sie auf dem Planeten
Podara, der reich an Hyperkristallen war, weshalb sich dort viele
Hyperkristallprospektoren ansiedelten. Als dann die Ladhonen
auftauchten und in der Galaxis für Unsicherheit sorgten, beschlossen
die Eltern 1680 NGZ Podara zu verlassen, da sie fürchteten, die
Ladhonen, die es vor allem auf Hyperkristalle abgesehen hatten,
könnten den Planeten überfallen.

Sallu Brown hatte gerade auf dem alljährlichen, normalerweise für
einen Fünfzehnjährigen stinklangweiligen Prospektorenball die
siebzehnjährige Aura kennengelernt und sich in sie verliebt. Da er zu
schüchtern war, sich von ihr zu verabschieden, blieb sie auf Podara
zurück, ohne zu erfahren, warum er nicht zu ihrer Verabredung gekommen
ist.

Sallus Familie siedelte nach Kaor über, wo sie aufgrunddessen, daß die
Mutter eine Hyperkristallspürerin war, - eine Gabe, die auch Sallu in
abgeschwächter Form besaß - zu großem Reichtum kamen.

Zum Sicherheitsdienst der Familie, die das Anwesen und die
Kristallmine der Browns bewachte, gehörte auch Mapual Hamm, ein
ehemaliger TLD-Agent, der seinen Dienst quittiert hatte, weil ihm die
Arbeit als Agent in Bereitschaft zu langweilig war. Er erwähnte Sallu
gegenüber, der schon als Kind Agent werden wollte, daß es in der
Hauptstadt ein getarntes TLD-Büro gäbe. Der TLD war im Laufe der Zeit
durch die sich verbreitende Terra-Aversion immer unbeliebter geworden.
Man wollte mit Terranern nichts mehr zu tun haben.

Entgegen aller Befürchtungen tauchten die Ladhonen nie auf Podara auf,
dagegen aber 1685 NGZ auf Kaor. Da Sallus Eltern die reichsten vor Ort
waren, fielen die Ladhonen über deren Mine und auch das Anwesen her.
Sallus Vater befahl dem Sicherheitsdienst, die Ladhonen aufzuhalten -
ein auswegloses Unterfangen. Jeder wußte, daß die Ladhonen jeden
umbrachten, der Widerstand leistete. Ließ man sie gewähren, kam man
meist mit dem Leben davon. Der mittlerweile zwanzigjährige Sallu
appellierte an seinen Vater, die Sicherheitsleute abzuziehen, konnte
sich aber nicht durchsetzen. Sallu mußte mit ansehen, wie sein Freund
Mapual Hamm wie auch alle anderen Sicherheitsleute den Ladhonen zum
Opfer fielen.

Sallus Mutter konnte es nicht ertragen, im Schutzbunker sitzend mit
anzusehen, wie ihr Reichtum geraubt wurde und stürmte hinaus. Weil
Sallu noch unter Schock stand, half er dem Vater nicht, die Mutter
aufzuhalten, die dann von den Ladhonen ebenfalls ermordet wurde. Das
hat ihm sein Vater nie verziehen.

Mit 26 Jahren verließ Sallu Brown Kaor und kehrte in die
Sagittarius-Zwerggalaxis zurück, wo er auf Sontheim
Hyperkristallografie studierte und eine Koryphäe auf diesem Gebiet
wurde. 1691 NGZ suchte er tatsächlich ein TLD-Büro auf. Aufgrund
seiner Fähigkeit, Hyperkristalle aufspüren zu können, was in einer
Zeit, in der die Hyperkorrosion einsetzte, eine gefragte Gabe war,
nahm man ihn an. Beim Verlassen des Bürogebäudes stieß er mit einer
Frau zusammen - mit seiner Jugendliebe Aura. Sie kommen endlich
zusammen. Aber worunter er von nun an besonders leidet, ist, daß er
ihr nicht erzählen darf, daß er TLD-Agent ist. 27 Jahre lang übergibt
er regelmäßig einem Kontaktmann seine Berichte über die politische
Lage in der Kleingalaxis Sagittarius, denn unter dem Druck des
Aktionsbündnisses von Sagittarius, einem Zusammenschluß einiger
Völker, die sich um Handel und Wissenstransfer kümmerten, zog der TLD
aus Sagittarius ab und kehrte in die Milchstraße zurück. Nur einige
seiner Agenten blieben zurück. Darunter auch Sallu. Eine Reaktion auf
seine wenig aussagekräftigen Berichte erhielt er nie. Bis zum April
1718, als er zum ersten Mal vom TLD kontaktiert wurde. Sein geruhsames
Leben als Hyperkristallografie-Professor und Lebensgefährte Auras
wurde plötzlich aus den Fugen gerissen. Er erhielt den Auftrag, in die
Milchstraße zu fliegen. Schweren Herzens entschloß er sich, Aura ohne
jeden Abschied zu verlassen. Doch sie merkte, was mit ihm los war und
stellte ihn noch auf dem Raumhafen zur Rede.

Der Agent, der ihn dort in Empfang nehmen sollte, deutete an, daß die
Direktorin des TLD bereits damit gerechnet hatte, daß Sallu
Sagittarius nicht allein verlassen würde und für diesen Fall die
Erlaubnis erteilt hätte, daß Aura mitkommen könne.

Sie flogen in die Milchstraße zum Habitat Voogothis, das sich bei
WILD MAN befand. Dort war vor Jahrtausenden der Asteroid WABE 1000
explodiert, der PEW-Metall enthielt. Bruchstücke davon flogen immer
noch um die Sonne. Sallu sollte nun herausfinden, ob diese
Hyperkristalle so wertvoll waren, daß sich für die LFG ein Abbau hätte
lohnen können. Gegen den Willen der TLD-Direktorin bestand er darauf,
daß Aura ihn auch dorthin begleitete.

Auf Voogothis lernte er den Posbi Gholam kennen und schätzen. Von ihm
erfuhr er, daß auf die PEW-haltigen Trümmerstücke auch andere
Interessengruppen Anspruch erhoben. Sallu merkte aufgrund seiner Gabe
schnell, daß viele Trümmer von WABE 1000 einen hohen Anteil an
PEW-Metall aufwiesen. Die Paramags, die ihn mit ihrem Schiff
mitnahmen, spürten, daß Sallu von dem PEW-Metall fasziniert war, das
für sie ein Zuhause darstellte. Sallu, der sich mit einem Paramag
anfreundete, geriet in einen Gewissenskonflikt. Einerseits wollte er
seinen Freund nicht übervorteilen, der ihm sogar eine Möglichkeit
offenbarte, eine mentale Reise durch das PEW-Metall zu machen,
andererseits war er dem TLD verpflichtet.

Noch bevor er einen positiven Bericht weiterleiten konnte, wurde das
Habitat von Ladhonen angegriffen, die sich der Hyperkristalle
bemächtigen wollten. Aura geriet bei dem Ladhonen-Angriff in
Lebensgefahr. Sallu, der sich geschworen hatte, daß niemals mehr
jemand wegen seiner Feigheit sterben durfte, konnte sie im letzten
Moment retten, kam dabei aber selbst ums Leben.

Als er ins All hinausgerissen wurde, verließ sein Bewußtsein den
Körper und trat in den Brocken PEW-Metall ein, den die Paramags ins
Habitat gebracht hatten. Gholam ortete beim Tod Sallus einen Impuls,
der auch beim Eintritt eines Paramags in das PEW erzeugt wurde. Er
barg den Brocken aus den Trümmern des Habitats. Aber erst nach 287
Jahren gelang es ihm, Sallu Browns Bewußtsein in dem Metall
aufzuspüren.

Sallu lebte danach einige Zeit in einem Posbikörper unter Posbis,
fühlte sich in deren Gesellschaft aber nicht angenommen. Er wollte
wieder unter Terraner kommen und bat Gholam, ihm dabei behilflich zu
sein, einen Körper zu finden. Aber dies war nicht so leicht möglich.
Gholam vermittelte ihn schließlich an einen Ara namens Forus. Dieser
zog die Whistler-Company hinzu und den terranischen Kybernetiker Taka
Obando. Sallus Bewußtsein wurde auf Neuronalplasma übertragen.
Besonders interessant für die beiden Roboter-Spezialisten war, daß das
Plasma mit Sallus Bewußtsein paranormale Fähigkeiten entwickelte. Er
hatte bei seinem Tod seine ursprüngliche Gabe, Hyperkristalle
aufzuspüren, verloren und war dafür Telekinet und Teleporter geworden.
Und so wurde aus Sallu Brown der TARA-Psi - ein einzigartiges
Individuum, das darauf bestand, daß seine wahre Identität geheim
blieb. Sallu fürchtete nämlich, als der unfähigste Agent der
Geheimdienstgeschichte enttarnt zu werden - als der Agent, der beinahe
dreißig Jahre lang wenig gehaltvolle Berichte lieferte und bei seinem
ersten Einsatz starb, ohne seinen Auftrag erfüllt zu haben. Den
größten Teil seiner Existenz war er ein Feigling gewesen. Nun aber
lebt er seinen Kindheitstraum, der Menschheit und ihren Verbündeten zu
helfen.

Seine Teleporter- und Telekinese-Gaben optimierte der TARA-Psi durch
jahrelanges Training. Auf die Frage nach seinem Zögern sagte er zu
Atlan: "Du sprichst mit jemandem, dessen früheres Ich stets allen
Befehlen gehorchte, der dadurch erst seine große Liebe und seine
Mutter verlor und der seine große Liebe ausgerechnet dadurch in
Lebensgefahr brachte, daß er zum ersten Mal seinen eigenen Willen über
einen Befehl stellte. Du sprichst mit jemandem, dessen Pflicht ihn
gezwungen hätte, einen Freund zu verraten. Seitdem habe ich mir
angewöhnt, Befehle zu hinterfragen und ihre wahrscheinlichen
Konsequenzen durchzurechnen." Die Positronik seines Körpers sollte
dafür sorgen, daß die Berechnungen so schnell ablaufen, daß kein
Zögern auftritt. Dennoch steckt in dem TARA-Psi immer noch genug Sallu
Brown, daß es sich nicht immer vermeiden läßt.

Nachdem Atlan nun die Geschichte des TARA-Psi erfahren hat, ist er
bereit, weiter mit ihm zusammenzuarbeiten. Er berichtet Reginald Bull
von dem Verhör und erwähnt, daß die Báalol, die ebenfalls Anspruch auf
das PEW-Metall um WILD MAN erhoben hatten, sich in Bezug auf die
Cairaner als das "nächste Volk" bezeichnet hatten. Die beiden fragen
sich, was es mit dieser Bezeichnung auf sich hat und ob es zwischen
den Cairanern und den Báalol eine besondere Beziehung gibt. Atlan
schlägt vor, ins Ptishsystem zu fliegen, ins Heimatsystem der
Paramags, die bislang jeden Kontaktversuch zurückgewiesen haben. Für
diese Mission wäre Kondayk-A1 mit seiner TREU & GLAUBEN geeignet.

4. Oktober 2019
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KURSUS/1302: Cuxhaven - Näh- und Kreativcafé an 12. Oktober 2019


Stadt Cuxhaven

Näh- und Kreativcafé im Haus der Jugend



Kreative aller Altersgruppen, die Spaß am gemeinsamen Handarbeiten
haben, sind herzlich eingeladen zum nächsten Näh- und Kreativcafé am
Samstag, 12. Oktober von 13:00 bis 17:00 Uhr. Bei dem Treffen geht es
darum, Anfänger und Fortgeschrittene, die sich für das Nähen,
Stricken, Häkeln oder andere Handarbeiten begeistern,
zusammenzubringen. Handarbeitsmaterial bzw. Nähmaschinen sind
mitzubringen.

In gemütlicher Runde können Handarbeitstechniken weitergegeben werden
und Anfänger erhalten Unterstützung aus der Gruppe.

Informationen und Anmeldung im Haus der Jugend, Tel.: 04721-700 70900

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 24. September 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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SPIELE/444: Braunschweig - Spiele-Nachmittag für Senioren und Kinder am 9.10.2019


Stadt Braunschweig

Spiele-Nachmittag für Senioren und Kinder im Schloss



Braunschweig. Einen Spiele-Nachmittag für Senioren und Kinder
veranstaltet die Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am
Mittwoch, 9. Oktober, von 14.30 bis 17.30 Uhr, im Rahmen von FiBS,
Ferien in Braunschweig. Spielbegeisterte Kinder ab sieben Jahren und
Senioren treffen sich, um gemeinsam Spiele auszuprobieren und sich
dabei kennenzulernen. Bei dieser Veranstaltung unterhalten unter
anderen Spiele wie "Tal der Wikinger", "No Prob-Lama" oder
"Kakerlakak". Bei einem Angebot von mehr als 2.500
Gesellschaftsspielen ist für jeden Mitspieler etwas dabei. Auch
Zuschauer sind willkommen. Der Eintritt ist frei. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470-6835. Der nächste
Spiele-Nachmittag findet am Mittwoch, 13. November, statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 2. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7517: Mönchengladbach - Große Stadtrundfahrt am 12. Oktober 2019


Stadt Mönchengladbach

Große Stadtrundfahrt am 12. Oktober 2019



Für Samstag, den 12. Oktober bietet die MGMG wieder eine große
Stadtrundfahrt an. Die informative und spannende Tour durch 1000 Jahre
Stadtgeschichte führt bequem im modernen Reisebus zu den
interessantesten Sehenswürdigkeiten Mönchengladbachs. Gestartet wird
um 15 Uhr am Parkplatz Geroweiher/Schild "Treffpunkt Stadt-Touren".
Unter anderem führt die 2,5-stündige Tour am Wasserturm, am Minto, an
der Hochschule, am "Blauhaus" und dem Rheydter Marktplatz vorbei. Nach
einem Ausstieg am Wickrather Schloss geht es weiter zum Nordpark, der
exemplarisch für den wirtschaftlichen Wandel in Mönchengladbach steht,
und durch den Stadtteil Speick zurück zum Geroweiher.

Preise: Mönchengladbach mit dem Bus entdecken 


Erwachsene 12,50 Euro, Kinder 7 Euro


jeweils zzgl. 2,20 Euro Bearbeitungsgebühr pro Buchung

Buchungen:

Reisebüro Haupts, Neusser Straße 317, Tel.: 02161-820980,
www.haupts-reisen.de, Mo-Fr 9-18.30 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Ticket und Info-Service FIRST Reisebüro, Alter Markt 9,
Tel.: 02161-93 09 20, Mo-Fr 9.30 -12.45 Uhr und 14-18.30 Uhr, Sa 10-14
Uhr sowie online unter www.stadttouren-mg.de

Alle Touren sind auch individuell zu Wunschterminen buchbar.
Informationen erteilt die Touristikabteilung der Marketing
Gesellschaft Mönchengladbach unter Tel.: 02161- 25 52411.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 25. September 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7516: Mönchengladbach - Mönchs-Spaziergang "Von Mönchen, Sagen und Legenden" am 9. und 16.10.2019


Stadt Mönchengladbach

Mönchs-Spaziergang: "Von Mönchen, Sagen und Legenden"



Im Oktober ist der geheimnisvolle Mönch an zwei Tagen unterwegs: Am
Mittwoch, dem 9. Oktober und am Mittwoch, dem 16. Oktober (Start
jeweils 17 Uhr) führt er bei dem von der MGMG angebotenen 
Mönchs-Spaziergang, einer beliebten Geschichtsstunde der ganz besonderen 
Art, durch die abendliche Altstadt und erzählt dabei von Sagen und
Legenden. Treffpunkt für den etwa 1,5-stündigen Spaziergang ist der
Parkplatz am Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Karten sind zum Preis von 8,- Euro (Erwachsene) und 4,- Euro (Kinder
bis 14 Jahre) zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung
erhältlich. Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09
20) sowie online unter www.stadttouren-mg.de.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 1. Oktober 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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STANDPUNKT/033: Transhumanismus - Provokation, Wahn oder Verbrechen? (Kai Ehlers)


Transhumanismus - Provokation, Wahn oder Verbrechen?

Nachdenkliches zur Herausforderung durch ein Jahrhundertproblem

von Kai Ehlers, 9. September 2019



Ein Gespenst geht um in der Welt - Transhumanismus. Aber was ist
Transhumanismus? Digitalisierung, künstliche Intelligenz, Big-Data?
Oder nur eine Ideologie? Statt mit solchen Definitionen zu beginnen,
die im ersten Anlauf nicht mehr erklären könnten, als das
Transhumanismus über das bisherige Verständnis von Humanismus mit
technischen Erneuerungen hinausgehen will, macht es Sinn, das Phänomen
zunächst über den Umweg seiner Entstehung erkennbar zu machen. Vor
diesem Hintergrund treten die transhumanistischen Visionen als
provozierende Herausforderung für das heutige Denken und Leben hervor.

Beginnen wir also mit einer kurzen Rückschau auf die neuere Geschichte
der Beziehung zwischen Mensch und Technik im Zuge der industriellen
Revolution: Zweimal wurde die Menschheit bereits Opfer des technischen
Fortschritts in Gestalt einer sich verselbständigen Maschinerie:
1914-18 und noch einmal 1939-45. Die Reaktion der zivilisierten Welt
war der Ruf nach Ablösung imperialer Staatsformen, nach
Demokratisierung, nach Revolution. Den radikalsten Entwurf legte
Rudolf Steiner mit seinen Ideen zur Entflechtung des staatlichen
Einheitsstaates durch eine Dreigliederung des sozialen Organismus vor.
Diese Ideen, vorgestellt in seiner 1919 erschienenen Schrift: "Die
Kernpunkte der sozialen Frage", rückten die Selbstverwaltung des
wirtschaftlichen und des geistigen Lebens durch den selbstbestimmten
Menschen in den Mittelpunkt, insbesondere die Befreiung geistiger und
kreativer Kräfte von der Vormundschaft des ökonomisch dominierten
Staates [1].

Beachten wir, womit Steiner die "Kernpunkte" einleitete: Mit der
Notwendigkeit, den von der Maschine entwürdigten Proletariern ihre
Würde als Mensch zurückzugeben, um sie zu befähigen, ihrer
historischen Aufgabe nachzukommen, auf neuer Entwicklungsstufe die
Menschheit zu befreien. Der freie, mündige Mensch war das Ziel dieser
Vorstellungen.

Die Frage der Beziehung von Mensch und Maschine war auch in den
Folgejahren bis zu seinem Tode eines der zentralen Themen Steiners.
Dem "Zusammenschmieden des Menschen mit der Maschine" könne die
Menschheit nicht ausweichen, erklärte er, das liege im Gang der
Evolution. Wörtlich: "Diese Dinge dürfen nicht so behandelt werden,
als ob man sie bekämpfen müsste. Das ist eine ganz falsche Anschauung.
Diese Dinge werden nicht ausbleiben, sie werden kommen. Es handelt
sich nur darum, ob sie im weltgeschichtlichen Verlaufe von solchen
Menschen in Szene gesetzt werden, die mit den großen Zielen des
Erdenwesens in selbstloser Weise vertraut sind und zum Heil der
Menschen diese Dinge formen, oder ob sie in Szene gesetzt werden von
jenen Menschengruppen, die nur im egoistischen oder im
gruppenegoistischen Sinne diese Dinge ausnützen. Darum handelt es
sich. Nicht auf das Was kommt es in diesem Falle an, das Was kommt
sicher; auf das Wie kommt es an, wie man die Dinge in Angriff nimmt.
Denn das Was liegt einfach im Sinne der Erdenentwickelung. Die
Zusammenschmiedung des Menschenwesens mit dem maschinellen Wesen, das
wird für den Rest der Erdenentwickelung ein großes, bedeutsames
Problem sein." [2]

Mit dieser Sicht unterschied sich Steiner noch keineswegs prinzipiell
von seinen Zeitgenossen, auch er war durchaus offen für technische
Erneuerungen, die das Leben erleichtern, gesünder und interessanter
machen konnten wie etwa die Entwicklung des Automobils, elektrische
Bühnenbeleuchtung usw. Darauf muss hier nicht weiter eingegangen
werden. Notwendig sei aber, so betonte Steiner, dass der technische
Fortschritt als Herausforderung zur grundlegenden geistigen und
sozialen Erneuerung begriffen und ergriffen werde, nicht nur als
Impuls zu Reform oder Eroberung des herrschenden nationalen
Einheitsstaates. Und er dürfe nicht auf nationalstaatliche Interessen
beschränkt sein.

Steiners damalige Sicht beinhaltete auch die Hoffnung, dass Maschinen
entwickelt werden könnten, die vom Menschen direkt, durch seine
moralische Energie impulsiert und nicht von außermenschlichen Energien
angetrieben würden. Zu erinnern ist in diesem Zusammenhang an den
amerikanischen Tüftler John Worrell Keely, der Ende des 18.
Jahrhunderts einen Motor entwickelte, der von keiner anderen
Energiequelle gespeist wurde, als der seiner eigenen Person. Keelys
Vorführungen wurden damals als Betrug beiseitegeschoben. Heute kann
man diese Erfindung mit anderen Augen betrachten. Darauf wird weiter
hinten noch zurück zu kommen sein [3].

Wer mehr zu diesen Fragen von Steiner lesen will, möge bei Paul
Emberson nachschauen. Er hat die Entwicklungsgeschichte der
"künstlichen Intelligenz" auf den Spuren Steiners unter dem Titel "Von
Gondishapur bis Silicon Valley" [4] detailliert aufgearbeitet.

Einige Sätze von Emberson, die er dem ersten Band seiner Untersuchung
vorausgeschickt hat, sollen jedoch in die weiteren Ausführungen
mitgenommen werden: "In der modernen Physik" schrieb er, "beginnt sich
bereits eine in der Geisteswissenschaft wohlbekannte Wahrheit zu
etablieren, nämlich: Grundsätzlich ist die Materie eine Erscheinung,
die auf dem Zusammenwirken von Grundkräften basiert. Der Wirkung
dieser Kräfte liegt eine universelle Intelligenz - ein universelles
wesenhaftes Bewusstsein zugrunde. Selbstverständlich wirkt diese
Weltintelligenz nicht nur auf allgemeine Weise. In organisierten
Erscheinungen und komplexen Systemen wird sie differenziert und nimmt
dadurch einen spezifischen Charakter an. Je höher der Entwicklungsgrad
eines komplexen Systems ist, desto mehr bekommt in ihm die zugrunde
liegende Intelligenz Eigencharakter. Das eindrucksvollste Beispiel ist
der Mensch selbst. Aber das Prinzip gilt nicht nur für organische
Wesen; dieselben Betrachtungen gelten auch für alle anorganischen
Systeme, inklusive der Produkte der Technik - Maschinen, elektrische
Geräte und Ähnliches. Je komplexer und vielseitiger die Maschine wird,
desto stärker nimmt die universelle Intelligenz einen spezialisierten
und höher entwickelten Charakter an." [5]

Es komme darauf an, führt Emberson, gestützt auf Steiner, in seinen
Büchern dann aus, sich über aufbauende und abbauende Kräfte dieser
Intelligenz vorurteilslose Klarheit zu verschaffen, um die aufbauenden
Kräfte moralisch stärken, die anderen zurückdrängen zu können.

Die Geschichte hat leider gezeigt, dass solche Rufe nach einer
moralisch geführten Technik weitgehend ungehört blieben. Im Westen wie
im Osten wurden die technischen Erneuerungen unter rücksichtslosem
Druck einer Zwangsindustrialisierung vorangetrieben. Unbedingter
Fortschritt, wissenschaftlich gestützt, war wieder in aller Munde,
erneut auch eingebunden in nationale Interessen. Millionen Menschen
wurden in der Folge ein weiteres Mal von einer hochgerüsteten
Kriegsmaschinerie zermalmt.

Heute treiben wir in eine, wie es heißt, dritte industrielle
Revolution, in der technischer Fortschritt und ökonomisches Wachstum
erneut zum Credo erhoben wird. Zum dritten Mal wird von "der
Wissenschaft" versprochen, das uralte Problem der Suche des Menschen
nach immerwährendem Wohlstand, nach Glück und nach langem, wenn nicht
sogar ewigem Leben mit technischen Mitteln lösen zu wollen, dieses Mal
mit Anspruch auf endgültige Erlösung des Menschen von seinen
natürlichen Abhängigkeiten, indem der Mensch technisch optimiert,
vielleicht gar ersetzt wird durch die intelligente Maschine.


Kurzweil, KI-Papst

Mit dieser Feststellung sind wir beim Transhumanismus. Seine Vertreter
sind führende Wissenschaftler/innen, bezeichnenderweise mehr Männer
als Frauen der mit der Computer-Revolution der 60er Jahre des
zurückliegenden Jahrhunderts aufgewachsenen Generation. Sie
versprechen die "conditio humana" über die Entwicklung
computergestützter Bio-Technologie so aufzubessern, dass Armut,
Krankheit - und tendenziell auch der Tod - der Vergangenheit angehören
werden.

Bekanntester Vertreter, gewissermaßen der Papst der Szene, ist der
Österreich-Amerikaner Ray Kurzweil, 72: musisches Elternhaus, nach
eigenen Angaben selbst Maler und Musiker, von Kindheit an Erfinder,
heute Direktor der technischen Abteilung bei Google im Silicon Valley.
Also, wirksam im Zentrum der KI-Revolution und des Internet.

Kurzweil gilt als Prophet der technischen Unsterblichkeit und der
Optimierung des Menschen in Richtung eines
übermenschlichen-Maschinenwesens. Er betont dabei, dass dieses Wesen
das Menschliche nicht hinter sich lassen werde, auch die
Körperlichkeit des Menschen die Optimierung nicht mitmachen werde.
Vielmehr werde die beschränkte Intelligenz des Menschen im Zuge der
Fähigkeiten der KI zur Selbstverbesserung und in ihrer Verbindung mit
Gen-, Nanotechnologie und Robotik, auf eine höhere Ebene einer
effektiven Superintelligenz angehoben und so die höchst mögliche Stufe
der Evolution erreicht - die, wie er es nennt, "Singularität". So der
Untertitel seines programmatischen Hauptwerkes "Menscheit 2.0, Die
Singularität naht." [6]

Für die, die es nicht wissen: Nanotechnologie wird die technische
Manipulation auf atomarem Niveau genannt, in der kleinste Teile von
atomarer Abmessung zu neuen Wirkungen kombiniert werden können. Das
Zusammenwirken von Gen-, Nanotechnik und Robotik, fasst Kurzweil unter
dem Kürzel GNR zur Zukunftstechnik zusammen.

Skizzieren wir Kurzweils Weltbild: Er nennt sich einen "Patternisten",
der die Welt durch die "Macht der Ideen" - so die Überschrift in der
Einleitung des genannten Buches über die "Singularität" neu
modellieren und neu schaffen wolle. Die Welt, erklärt Kurzweil, baue
sich auf Mustern auf, die sich im Laufe der Evolution zu immer
komplizierteren Kombinationen verbunden hätten. Der Mensch sei die
bisher komplizierteste Verbindung. Das beschreibt er strukturell
ähnlich wie Emberson! nur aus einem entgegengesetzten Blickwinkel,
nämlich dem, dass der Mensch sich durch Übertragung seiner
Gehirnmuster in die Programme der künstlichen Intelligenz zur
"Superintelligenz" steigern lasse. So werde der jetzige Mensch als
organische Entwicklungsstufe für die Maschinenintelligenz dienen,
werde dann aber gegenüber der neuen Stufe der Evolution als
"Organwesen" zurückbleiben.

Der Mensch würde auf diese Weise, folgt man Kurzweil, zum
Intelligenzspender für die Maschine. Das klingt plausibel - es wäre ja
auch nur eine konsequente Fortsetzung der gegenwärtigen Praktiken der
Organspende. Eine Spaltung der Menschheit in eine kleine Schar
Begünstigter und die große Masse von tendenziell überflüssigen
"Organwesen" wird in dieser Konzeption von Zukunft wissentlich in Kauf
genommen.

Was ist das: Provokation? Wahnsinn? Verbrechen? Die Antwort muss offen
bleiben.

Widerstand gegen diese Perspektive erwartet Kurzweil nur in
"scheinbaren Kontroversen", mit "fundamentalistischen" und
"luddistischen" Kräften. Unter Fundamentalisten versteht er Menschen,
die einer "überholten Version des Humanismus" anhängen. Unter
Luddisten, zu Deutsch Maschinenstürmern, dürfte die Masse der
zurückbleibenden "Organwesen" zu verstehen sein. Kurzweil macht dazu
keine weiteren Ausführungen. Der Widerstand werde mit steigender
Fortschrittsrate natürlich stärker. Doch werde "der Gewinn an
Gesundheit, Wohlstand und Ausdrucksmöglichkeit, Kreativität und Wissen
nicht zu leugnen sein." (S. 347)

Aber folgen wir weiter Kurzweils Grundpositionen: Die Evolution
vollziehe sich exponentiell, erklärt er. Heute werde sie durch
ökonomisches Wachstums angetrieben. In der sich inzwischen selbst
entwickelnden KI beschleunige sich die Wachstumskurve noch einmal zur
Superintelligenz. Schon 2020 werde daher menschliche Intelligenz
teilweise, 2045 bereits gänzlich in die entstehende Superintelligenz
integriert sein, wobei, wie gesagt, eine Organik zurückbleiben werde.
Auf diese Weise werde der Mensch seine Sterblichkeit überwunden haben.
Die Superintelligenz werde schließlich, den an sich "dummen" Kosmos
mit Intelligenz fluten. Dies könne man letztlich auch als den Weg zu
Gott verstehen - wörtlich: "In gewisser Weise könnte man sagen, dass
die Singularität das Universum mit Geist erfüllen wird. (...)
Evolution bewegt sich unaufhaltsam in Richtung des Gottesbegriffs,
ohne dieses Ideal je ganz erreichen zu können. Wir können die
Befreiung unseres Denkens aus den engen Banden seiner biologischen
Form somit als spirituelles Unternehmen auffassen." [7]

Kein Kommentar. Kurzweil selbst hofft übrigens, diese Grenze zur
Unsterblichkeit noch erleben zu können. Dafür hält er seinen
Organismus nach eigenen Angaben, unter anderem durch die Einnahme von
täglich 250 Zusatzstoffen, fit.

Unter der lockeren Überschrift: "Die lästige Bewusstseinsfrage" zollt
Kurzweil in seinem Buch zur "Singularität" aber schließlich auch der
"schwierigen" Frage des Bewusstseins ein ganzes Kapitel. Die Frage
nach dem Bewusstsein erklärt er da, sei die wichtigste "ontologische
Frage", der man Beachtung schenken müsse. (S. 386 ff) Er streift sogar
das Wort "Liebe" - lässt die Klärung dessen, was "Bewusstsein",
"Liebe", "Ich" sein könnte, dann allerdings mit einem bemerkenswerten
Trick in seiner Werkstatt verschwinden: Indem er nämlich an seinem
eigenen Beispiel die Frage durchspielt, ob er, wenn er geklont würde,
noch ICH, Ray oder ICH 2 ein anderer Ray, oder ICH 1 und ICH 2
zugleich wäre, wo dann sein Bewusstsein von sich selber wäre usw. [8]

Er findet keine Antwort, aber statt das Nichtwissen zu konstatieren
und die Klärung als Forschungsfrage zu formulieren, wechselt er
kurzerhand zu der Prognose über, dass das Bewusstsein, da es ja, wie
alles in der Welt, aus Mustern bestehe, mit Hilfe der künstlichen
Intelligenz potentiell weiter effektiviert und dann auch erkannt
werden könne. "Trotz dieser Dilemmata beruht meine persönliche
Philosophie", schreibt er, "weiterhin auf Patternismus: Ich bin ein
über die Zeit hinweg beständiges Muster. Ich bin ein sich
entwickelndes Muster und ich kann die Richtung meiner Entwicklung
beeinflussen." [9]

Was erst entstehen soll, die Superintelligenz, wird so als Initiator
ihrer Entstehung schon vorausgesetzt. Was als Argument zur Leugnung
des Problems gedacht ist, lässt genau dieses Problem als ungelöste
Frage unfreiwillig, aber desto deutlicher hervortreten Nämlich: Was
ist das ICH? Wie kommt es in die Maschine?! Oder auch nicht? [10]


Boström, der Ethiker

Ein anderer Zeuge des Transhumanismus ist Nick Boström, 45 Jahre alt,
Prof. in Oxford. Boström ist nicht Praktiker, sondern führender
Vertreter für ethische Technikfolgeabschätzung, Kritiker, könnte man
erwarten [11].

In der Tat kritisiert Boström Kurzweils überbordenden Optimismus -
aber nur, was dessen Einschätzung der Nano-Technologie betrifft, die
er für gefährlicher hält als die Entwicklung der 'künstlichen
Intelligenz'. Im Übrigen erwartet er jedoch nicht nur die Entwicklung
der KI zur Superintelligenz, sondern gleich eine ganze
"Intelligenzexplosion". Mit dieser Erwartung steht er auf dem gleichen
Boden wie Kurzweil.

Boströms Frage ist die Kontrolle. Er entwirft umfangreiche Szenarien,
wie die "Intelligenzexplosion", bevor sie stattgefunden haben wird,
sachlich, ethisch und moralisch geführt und "lebensdienlich" gezähmt
werden könnte. Er kommt zu dem Schluss, dass es dafür keine Garantie
gäbe. Auch ihm stellt sich die Frage nach dem ICH in den Weg. Aber -
allem ethischen Ansatz zum Trotz - umgeht er die Frage noch radikaler
als Kurzweil, indem er sie kurzerhand als metaphysische Kategorie
auslagert, die nicht Gegenstand seiner Betrachtungen sei [12].

Ähnlich großzügig geht auch er, im gleichen Geiste wie Kurzweil, mit
Folgeproblemen um. Da kommt er zu geradezu monströsen Spekulationen:
Genannt sei beispielhaft nur die von ihm gestellte Frage, welche
Folgen die "Intelligenzexplosion" für die Ökonomie, konkret für die
Arbeiterschaft haben werde. Seine Antwort: Es könnte sein, dass unter
den Bedingungen der "Intelligenzexplosion" das Wohlergehen der
Maschine gegenüber den zurückgebliebenen "Arbeitstieren" zum
wichtigsten Faktor werden könnte.

Dies sei ausnahmsweise, weil es sonst vielleicht niemand glaubt,
direkt zitiert: "Verfügen diese Maschinen jedoch über
Bewusstsein ...", schreibt Boström, "dann muss man überlegen, was das
Leben in solch einem Szenario für sie bedeutet, ja, aufgrund ihrer
potentiell riesigen Zahl könnte das Wohlergehen der Maschinen dann
sogar zum wichtigsten aller Faktoren werden." [13]

Boströms Lösung: Die Superintelligenz so schnell wie möglich
voranbringen, damit sie, weil sie klüger sei als wir, die Entwicklung
schädlicher Entwicklungen verhindern könne.

Und auch dies, weil ebenfalls fast nicht zu glauben, im Originaltext:
"Da sie allgemein fähiger wäre als wir, würde sie weniger Fehler
machen, sie würde eher erkennen, wann Vorsichtsmaßnahmen angebracht
wären, und diese auch richtig umsetzen. (...) Es kommt darauf an, die
Superintelligenz zu haben bevor (so im Text, ke) andere gefährliche
Technologien wie etwa die fortgeschrittene Nanotechnologie,
existieren." [14]

Auch bei Boström also der gleiche Salto: Das Ausweichen vor der Frage
nach dem ICH in die technische Machbarkeit.


Kräfte im Hintergrund, Finanziers

Nun möge aber niemand glauben, Ray Kurzweil oder Nick Boström seien
isolierte Spinner. Kurzweil ist, wie schon gesagt, Leiter der
technischen Abteilung von Google. Er ist Träger von 20
Ehrendoktorwürden und wurde von drei US-Präsidenten mit Orden
versehen. Mit seinen Publikationen und Auftritten ist er einer der
wichtigsten Stichwortgeber der internationalen KI-Szene. Aus seiner
Arbeit gingen der Flachscanner, gingen Übersetzungsprogramme, gingen
Prothesen hervor, die indirekt vom Gehirn bewegt werden können, gingen
Hörgeräte zur Übersetzung akustischer Signale für Blinde und noch
Einiges hervor, das geeignet ist, das Alltagsleben technisch zu
erleichtern und bereichern.

Boström ist führende internationale Autorität auf dem Gebiet der
ethischen Technikfolgeabschätzung.

Hinter ihnen steht eine große Mehrheit der heutigen
KI-Wissenschaftler/innen, finanziert von den Giganten im Silicon
Valley, Google, Amazon, Facebook usw., gefördert von diversen
internationalen Konsortien, vom Pentagon und vergleichbaren Kräften.
Billiarden werden heute in diese und ähnliche Forschung gesteckt. Mit
dem 2013 auf zehn Jahre angelegten "Human Brain Projekt" in der
Schweiz ist auch die EU mit dabei. In diesem Projekt soll versucht
werden ein menschliches Gehirn bio-technisch vollständig zu
rekonstruieren [15].

Als Ultima Ratio der Politik im gegenwärtigen globalen Patt gilt heute
der Satz: "Wer die KI beherrscht, beherrscht die Welt." Entsprechend
spitzt sich die Forschung zum dritten Mal auf nationale Konkurrenz zu.


Hararis verwirrte Warnung

Eine besondere Variante transhumanistisches Denken zu verbreiten,
tritt uns aktuell in der Person des israelischen Historikers Yuval Noa
Harari entgegen. Er warnt vor einem Untergang der Menschheit in einer
biotechnischen Daten-Herrschaft.

Harari ist 44 Jahre alt, Veganer, bekennender Homosexueller,
verheiratet, Tierfreund; als bekennender Buddhist erklärt er
öffentlich, ohne intensive tägliche Meditation und regelmäßige
"retreats" alle zwei Jahre hätte er das Thema überhaupt nicht
bewältigen können. Und er fordert seine Leserschaft dazu auf seinem
Beispiel zu folgen.

Harari veröffentlichte zwei Weltbeststeller, die in 40 Sprachen
übersetzt wurden: "Eine kurze Geschichte der Menschheit" und "Homo
Deus", in denen er die Geschichte der Menschheit vom "Urknall" bis zum
Übergang ins Zeitalter der zu erwartenden Maschinenherrschaft
beschreibt. Inzwischen ist er mit einem dritten Buch unter dem Titel
"21 Regeln für das 21. Jahrhundert" weltweit als Vortragender auf
diversen Foren unterwegs. Unter anderem wurde er auch vom deutschen
Ethikrat eingeladen [16].

Harari zeichnet ein umfassendes Bild der Bedrohung, die aus der
Bewusstseins- und Bio-Industrie auf die Menschheit zukommt. Indem er
dies noch mit der Entwicklung von "BIG-Data" verbindet, bekommt sein
Bild wahrhaft monumentale Dimensionen einer drohenden KI-Diktatur.
Seine Botschaft rüttelt auf - dafür ist ihm zweifellos zu danken!

Zugleich kommen seine Warnungen allerdings auf einer geistigen Basis
und in einer Diktion daher, in der er selbst den Menschen, bei ihm
kühl "Homo sapiens" genannt, auf ein von Genen, Algorithmen und
neuralen Mustern gesteuertes Programm reduziert, das in Zukunft
technisch optimiert werden könnte - und werde. Was bleibt, ist ein
irritierender Destruktivismus, ja, Nihilismus: Harari beschreibt den
Menschen als höher entwickeltes Tier, das sich vom Affen nur durch
seine Fähigkeit unterscheide, "Erzählungen" zu erfinden, die ihn in
die Lage versetzt hätten, seine kollektiven Kräfte so zu bündeln, dass
er sich dadurch zum Herrscher über die "übrigen Tiere" machen konnte.
"Erzählungen" - das sind für Harari Mythen, im Sinne geschickter
Erfindungen, Religionen, Zeitströmungen wie die Aufklärung,
Geschäftsideen, Fakes, Welterklärungen aller Art bis hin zum
Humanismus, den er als Anbetung des Menschen durch den Menschen
versteht, als anmaßende Vergottung des "homo sapiens".

Mit Blick auf die neuere Geschichte kommt Harari so zu dem Wahn, die
"Erzählungen" des Sozialismus/Kommunismus, des Liberalismus und des
Faschismus gleichermaßen als "humanistische Sekten" zu beschreiben,
die ihre Rolle heute an die "Religion des Dataismus" als neue
"Erzählung" verlören. Wobei Harari, was noch mehr irritiert, dem
Faschismus, obwohl er dessen Brutalität verurteilt, den besonderen
Charakter eines "evolutionären Humanismus" zuschreibt, insofern dieser
an der Entwicklung des Menschen zum Übermenschen orientiert gewesen
sei. Das "oberste Ziel der Nationalsozialisten", schreibt Harari in
der "Kurzen Geschichte", so wörtlich, "bestand darin, die Menschheit
vor dem Verfall zu bewahren und ihre Entwicklung zu fördern. (...)
Biologen haben die kruden Rassentheorien der Nationalsozialisten
längst widerlegt. (...) Nach dem wissenschaftlichen Kenntnisstand des
Jahres 1933 waren die Vorstellungen der Nationalsozialisten keineswegs
absurd." So etwas kann nur ein Israeli schreiben, der sich vom
Judentum gelöst hat [17].

Zu diesen Positionen Hararis wie zu seinem Geschichtsbild generell
gäbe es viel zurechtzurücken. Das soll hier unterbleiben. Als
Provokation, die das Wesen, die Aktualität, die verführerische
Suggestion und die Gefahr der transhumanistischen Herausforderung
offenbaren, sind Hararis Bücher jedoch zweifellos eine nützliche
Lektüre.

Mehr noch, lassen Hararis Bücher die Angriffe auf das ICH, die bei
Kurzweil und Boström beiläufig weggedrückt werden, glasklar und offen
als das hervortreten, was sie sind - als plattesten biologistischen
Materialismus, ungeachtet aller idealistischen Verbrämungen, wie man
sie bei Kurzweil findet, wenn er von der "Macht der Ideen" spricht
oder den Weg in die Superintelligenz als Weg zu Gott beschreibt, und
ungeachtet der Meditationspraktiken - und Aufrufe bei Harari selbst.

Ein kurzer Blick auf Positionen die sich durch Hararis
Veröffentlichungen ziehen und die er penetrant als allgemeine
Wahrheiten hinstellt, mag das noch etwas weiter verdeutlichen:


	Gefühle seien Produkt biochemischer Reaktionen.

	"Die Wissenschaft" habe keine Seele finden können.

	Das ICH sei eine Erfindung, eine Illusion, nicht existent.

	Entscheidungen würden von Algorithmen diktiert.



Aber andererseits wieder:


	Bewusstsein gebe es, es lässt sich nur nicht beschreiben

	Geist gebe es auch. "Wir" hätten ihn nur noch nicht erforschen können.



Dabei versteht Harari die Kunst, seine Positionen zwischen Wiedergabe
dessen, was "Wir" oder "die Wissenschaft" heute denken, zwischen
Kritiken an diesem Denken und eigenen Sichtweisen locker in der
Schwebe zu halten. Zwei Beispiele mögen ausreichen, diesen Stil
demonstrieren:

"Zu Beginn des dritten Jahrtausends unserer Zeitrechnung ist die
Zukunft des evolutionären Humanismus unklar ...", schreibt er. "Heute
spricht zwar niemand mehr davon 'minderwertige Rassen und Völker'
ausrotten zu wollen, doch viele denken darüber nach, mithilfe neuester
biologischer Erkenntnisse Übermenschen zu züchten. Gleichzeitig tut
sich ein immer größerer Graben zwischen den Glaubenssätzen des
liberalen Humanismus und den neuesten Erkenntnissen der
Biowissenschaften auf, der sich nicht mehr ignorieren lässt. Der
liberale Rechtsstaat und die liberale Demokratie gehen von der
Überzeugung aus, dass jedem Menschen eine heilige, unteilbare und
unveräußerliche menschliche Natur innewohnt, die der Welt Sinn und
Bedeutung verleiht und von der alle moralische und politische Macht
ausgeht. Das ist nichts anderes als die christliche Vorstellung von
der freien unsterblichen Seele, wenngleich in anderem Gewand. Doch in
den vergangenen Jahrhunderten haben die Biowissenschaften diese
Vorstellung zunehmend in Frage gestellt. Im Inneren des Menschen haben
sie keine Seele gefunden, sondern nur Organe. Unser Verhalten wird
nicht vom freien Willen gesteuert, sondern von Hormonen, Genen und
Synapsen, wie sie auch Schimpansen, Wölfe und Ameisen haben. Unser
Rechtsstaat und unsere Demokratie kehren diese unbequemen Wahrheiten
gern unter den Teppich. Wie lange wird es noch dauern, bis wir die
Mauer zwischen der biologischen und der juristischen Fakultät
einreißen?" [18]

Und noch dies dazu; das mag dann genügen: 

"Sobald wir jedoch akzeptieren, dass es keine Seele gibt und dass
Menschen keinen inneren Wesenskern namens 'Selbst' oder 'Ich'
besitzen, kann man nicht mehr sinnvoll fragen: 'Wie wählt das Ich
seine Wünsche aus?' Das wäre so, als würde man einen Junggesellen
fragen: 'Wie wählt deine Frau ihre Kleider aus?' In Wirklichkeit gibt
es nur einen Bewusstseinsstrom, und innerhalb dieses Stroms entstehen
Wünsche und vergehen wieder, aber es gibt kein permanentes Ich, das
die Wünsche besitzt, weshalb es sinnlos ist, ob ich meine Wünsche
deterministisch, zufällig oder frei wähle." [19]

Was in diesen Texten ist Harari? Wer hat keine Seele gefunden? Wer
sind "Wir"? (Für diejenigen, die solche und ähnliche Aussagen genauer
verfolgen möchten, hier ein kleiner Wegweiser durch die 1500 Seiten
seiner Texte [20].)

Hararis Bücher müssen so gewissermaßen als doppelte Warnung gelesen
werden: An ihnen wird deutlich, wie tief selbst ein Warner wie er noch
in dem Geist befangen ist, vor dem er die Welt retten will, wenn er
das ICH, die Seele, die Möglichkeit freier Entscheidungen leugnet und
zugleich zur Meditation aufruft, um den Geist in sich zu finden, den
die Menschheit noch nicht gefunden habe.

In seiner doppelten Botschaft tritt das Paradoxon krass hervor, dass
die Frage nach dem ICH, indem und gerade weil sie durch das
transhumanistische Credo heute beiseitegeschoben wird, umso klarer als
Herausforderung ins Zentrum gesellschaftlicher Aufmerksamkeit rückt
[21].


Schnittstellen von ICH und 'intelligenter' Maschine

Damit sind wir bei der Frage nach den Schnittpunkten angekommen, in
denen sich transhumanistische Fantasien und gegenwärtige Realität
begegnen, und bei der Frage, welche Herausforderungen daraus für
gegenwärtiges Denken und Handeln folgen können.

Drei Grundfragen drängen sich auf, wenn man die Visionen Kurzweils,
Boströms und die bedrohlichen Bilder Hararis Revue passieren lässt.

• Zur Frage des ICH:

 Können 'intelligente' Maschinen ewig leben? 

 Die Frage ergibt sich aus der Polarität des sterblichen ICH und der
 nicht sterblichen Maschine, aus deren Dauer Menschen wie Kurzweil und
 andere ihre Hoffnung auf ewiges Leben mit Hilfe der Maschinen
 beziehen.



These: 

 Nein, die Maschinen müssen 'sterblich' werden. Statt Unsterblichkeit
 von der Maschine zu erhoffen und das ICH zu leugnen, geht es darum,
 das Bewusstsein des ICH zu pflegen und die Maschinen 'sterben' lassen.



• Zur Frage der Freiheit:

 Kann und darf die 'intelligente' Maschine von ihrer Bindung an
 begrenzte Zwecke gelöst werden, wie es die Transhumanisten anstreben?
 Diese Frage ergibt sich aus der grundsätzlichen Polarität von Sinn und
 Zweck, die sich zwischen Mensch und Maschine stellt.



These:

 Nein, die Bindung an einen Zweck gibt der Maschine erst ihren Sinn.
 Ihr Sinn liegt darin, dem Menschen die Möglichkeit zu geben seine
 eigene Zweckfixierung zu überwinden und seinen Freiheitsraum zu
 erweitern. Eine Verselbständigung der Maschine würde den Menschen in
 die Passivität und Ohnmacht drücken.



• Zur Frage der Kontrolle: 

 Können 'intelligente' Maschinen sich selbst korrigieren, wie die
 KI-Entwickler meinen?



These:

 Nein, sie müssen moralisch geführt werden. Wie könnte eine solche
 moralische Führung aussehen? Welche Fähigkeiten brauchen wir dafür?
 Gehen wir noch ein bisschen ins Detail.




ICH, Freiheit, Kontrolle

Zur ersten These,

der Frage nach den ICH:

'Intelligente' Maschinen müssen 'sterblich' werden - dieser Satz ist
selbstverständlich nicht wörtlich zu nehmen. Aber der Sachverhalt ist
klar: Der Mensch ist sterblich und sich seiner Sterblichkeit bewusst.
Die 'intelligente' Maschine dagegen, zumindest ihr 'intelligenter'
Kern, also der Speicher, ist auf Dauer angelegt, wenn nicht gar auf
Ewigkeit, vorausgesetzt, ihr geht die Energie nicht aus oder wird ihr
nicht entzogen. Sie ist sich ihrer Dauer aber nicht bewusst - die
findet einfach nur statt.

Auf jeden Fall aber stehen Mensch und Maschine auf entgegengesetzten
Polen in der Frage ihrer Dauer. Interessanterweise hat unsere Sprache
für Mensch wie Maschine hierzu bisher nur das gleiche Wort -
Lebensdauer, Lebensdauer eines Menschen oder auch Lebensdauer einer
Maschine. Es ist aber gerade die Erkenntnis seiner Sterblichkeit, die
das ICH im Menschen wachsen lässt, und es zum Umpolungsraum zwischen
Welt, Kosmos, Geist und der organischen Naturgebundenheit des Menschen
werden lässt. Das Bewusstsein einer Kontinuität des ICH ergibt sich
aus der Erkenntnis des Menschen von seiner Rolle als vorübergehendem
Glied in einer Kette ewiger, zeitloser Metamorphosen. Schmerz, Freude,
Mitleid, Gefühle, soziale Fantasie haben ihren Ursprung in der
bewussten Wahrnehmung dieser Tatsachen, die in gestaltendem Denken
ihren höchsten Ausdruck findet.

Die 'intelligente' Maschine dagegen ist auf eine Existenz angelegt, in
der Einzelinformationen ebenso wie komplexe Zusammenhänge (für den
Menschen würde man sagen: Individuelles und Kollektives) gleichermaßen
in der Anonymität des gemeinsamen Speichers aufgehoben werden. In
Speicherung und Nutzung dieser auf Dauer angelegten Anonymität sind
die 'intelligenten' Maschinen dem Menschen zweifellos überlegen. Aber
sie haben keinen Zugang zu Zwischentönen, selbst dann nicht, wenn sie
in der Lage sind, ihr Ausgangsprogramm zu optimieren - sie müssen die
'Erlaubnis' zur Korrektur ihrer Grundprogrammierung vom Menschen
erhalten.

Der Mensch muss also, wenn sich die 'intelligente' Maschine nicht
verirren soll, eine Beziehung zu ihr unterhalten, die ihm durch
Kenntnisse des inneren Zustandes der Maschine, das heißt, durch
Zugriff auf ihre Programmcodes, ermöglicht, sie immer wieder zu
erneuern - anders gesagt, der Mensch muss die Möglichkeit haben, den
ursprünglich programmierten Zustand der 'intelligenten' Maschine immer
wieder aufs Neue 'sterben' zu lassen, wenn er nicht von ihrer Ewigkeit
auf ein Nichts reduziert werden will.

Das kann natürlich nur dann geschehen, wenn der Mensch von Grund auf
'Verständnis' für diese Maschine hat, also weiß, dass sie einer
anderen Logik folgt als er, nämlich - bisher jedenfalls - einer dualen
Logik, auf die er durch seine fließende, nichtduale Denkweise immer
wieder neu gestaltend einwirken muss - und kann. ICH - und Nicht-ICH
bilden auf diese Weise, wenn es gut geht, eine sich gegenseitig
ergänzende Symbiose. Um diese Rolle einnehmen zu können, müssen wir
Menschen das Denken in seiner doppelten Form: als Tätigkeit des
eigenen ICH und als Ablauf in der 'intelligenten' Maschine zum
zentralen Gegenstand der Bildung zu machen. Das ist die erste
Herausforderung.

Und wir können es auch mit Hilfe 'intelligenter' Maschinen - wenn wir
sie richtig nutzen und ihre Zwecke eingrenzen. Damit sind wir bei der
zweiten Frage.

Zur zweiten These,

der Frage nach der Freiheit:

Die zweite Herausforderung liegt darin, klar zu erkennen, worin sich
Mensch und 'intelligente' Maschine in der Frage von Sinn und Zweck
grundsätzlich unterscheiden, und wo es da gefährliche Schnittmengen
gibt.

Der Mensch kann in seinem Leben, wenn er sich selbst und die Welt
wahrnimmt, einen Sinn erkennen und ihn durch gestaltendes Denken
selbst erweitern, ohne durch Anweisungen dazu aufgefordert oder durch
solche behindert zu werden, ja, er kann sogar gegen Anweisungen seinen
eigenen Sinn entwickeln. Er ist, um in der Sprache der Wissenschaft zu
sprechen, ein offenes, sich selbst korrigierendes System, eben ein
lebendiges System.

Die 'intelligente' Maschine ist ebenfalls ein sich selbst
korrigierendes System, aber sie ist durch programmierte Zweckmäßigkeit
vorbestimmt, die sie nicht aus eigener Kraft korrigieren kann, wie
intelligent sie auch immer sein mag. Alle Versuche, der
'intelligenten' Maschine emotionale, ethische oder moralische
Verhaltensweisen beizubringen, wie es von den transhumanistischen
Theoretikern wie Boström durchgespielt wird, müssen notwendigerweise
an dieser Tatsache scheitern. Zwar können der Maschine normative
Regeln eingegeben werden, etwa mathematische Regeln, Regeln des
Schach, des Go, sogar musikalischer Kompositionsgesetze. Diese
Eingaben können auch nach Belieben auf dem Stand des Eingegebenen
kombiniert werden, sogar die Zehn Gebote oder bestehende
Gesetzestexte.

Aber ohne den Hintergrund der geistigen, kulturellen oder sozialen
Gewordenheit, aus der die Regeln entstanden sind, also ohne die
lebendigen Veränderungen als Qualität mit aufnehmen zu können,
verwandeln sich einmal aufgenommene Regeln, Gebote oder Gesetze in der
'intelligenten' Maschine tendenziell unvermeidlich in Dogmen, die zu
einer Schematisierung, Strangulierung, gar Unterdrückung des
Lebendigen führen müssen, nicht anders als in der Geschichte der
Menschheit, wenn ursprünglich sinnvolle Rituale, Regeln oder Gesetze
unter veränderten Bedingungen unverändert beibehalten werden. Insofern
ist die Maschine nichts anderes als die in die Technik hinein
verlängerte Bürokratisierung des Lebens, die das Leben tendenziell
stranguliert, wenn sie nicht korrigiert und begrenzt wird.

Da die Maschine ihre Zweckmäßigkeit nicht überwinden kann, ist es
Aufgabe des Menschen ihrer Zweckgebundenheit einen Sinn zu geben.
Ihren Sinn gewinnt sie, indem sie uns aus ihrer Zweckgebundenheit
heraus, die darin besteht, dem Menschen Routinearbeiten zu erleichtern
oder abzunehmen, die Chance gibt, uns von unserer eigenen
Zweckfixiertheit und Routine, unserem immer wieder auftretenden
Effektivitätswahn zu lösen und unsere schöpferische Gestaltungskraft
freier zu entwickeln. Diese Chance gilt es zu nutzen, statt uns
unsererseits in die Routine der Maschine hineinziehen zu lassen,

Zur dritten These, 

der Frage, ob die 'intelligente' Maschine moralisch geführt werden
kann:

Illusionslos muss erst einmal konstatiert werden, dass große Systeme
sich schon heute der Kontrolle entziehen, dass sie sogar nicht einfach
abgeschaltet werden können, ohne die heute am Netz hängenden
Lebensprozesse nachhaltig zu schädigen oder gar einen totalen
Zusammenbruch der technischen Zivilisation herbeizuführen. Hierzu muss
man nur auf einen der frühen Pioniere der Computerentwicklung
verweisen, Joseph Weizenbaum, der mit Eliza 1966 den ersten mit
Menschen kommunizierenden Computer programmierte. Er warnte in einem
seiner letzten Bücher:

"Der Satz 'Computer tun nur, was man ihnen sagt', ist also nicht nur
falsch, sondern mehr als gefährlich. Man sollte ihn nicht einfach
unwidersprochen akzeptieren. (...) Ich behaupte, dass der größte Teil
der aktuellen Computersysteme, der großen weltumspannenden
Computersysteme, im Militärbereich zum Beispiel, nicht durchschaubar
ist. Ich meine damit nicht nur, dass es niemanden mehr gibt, der sie
durchschaut, sondern, dass es dafür überhaupt zu spät ist. Sie können
jetzt nicht mehr durchschaut werden." [22]

Ich selbst kann noch aus eigener Erfahrung ergänzen, was ein
langjähriger Freund mir vor ein paar Jahren erzählte, warum er einen
attraktiven Job bei Springer hingeschmissen hatte: Er sollte mit
Kollegen das Computernetz der BILD-Zentrale einer Überholung
unterziehen. Sie konnten es nicht, weil sie die vorangegangen
Generationen von Installationen nicht durchschauten - die eh schon
alle immer nur angeflickt waren.

Erinnern wir uns auch an die Fehlalarme der Warnsysteme in der
Kuba-Krise 1960, im Alltag des Kalten Krieges 1983, um nur die
bekanntesten zu nennen, wo nur die Befehlsverweigerung wacher
Offiziere vom Dienst eine Katastrophe verhinderte. Weitere Beispiele
dazu listet die Plattform der "Internationalen Ärzte für die Verhütung
des Atomkrieges" (IPPNW) auf [23].

Dies sei hier nur vorausgeschickt, es ist heute im Detail nicht mein
Thema. Aber dies sei noch gesagt: Es kann, soweit es das Problem der
rein sachlichen Überwachung der schon tätigen Apparate betrifft, nur
um den Versuch gehen, klarer gesagt, nur um den dringenden Appell an
alle, die Ohren haben zuhören, die Störanfälligkeit von Abläufen, die
von KI gesteuert werden, im kleinen wie im großen Alltag, durch
Dezentralisierung so weit wie technisch möglich zu minimieren, um die
Apparate, soweit es eben geht, über unmittelbare Kontrolle durch
Individuen, Gruppen, Gemeinden, Staaten usw., also auf jeder
erdenklichen Ebene eng an ihre Zweckmäßigkeit und technische
Funktionsfähigkeit zu binden und regelmäßige Zweckmäßigkeitsprüfungen
der Apparate durchzuführen.

Das ist das Erste - um nicht erst da anzusetzen, wo es bereits zu spät
ist. Entwickelt werden muss also auch unter diesem Gesichtspunkt, ein
Bewusstsein für einen Umgang mit der 'intelligenten' Maschine, das
nicht nur Anwender, User, Konsumenten, Verbraucher hervorbringt, die
über den Bildschirm wischen, sondern Kenner, die Einfluss auf die
Arbeitsweise der Maschinen nehmen wollen und darüber hinaus diese nach
ihren Vorstellungen zu entwickeln, einzusetzen und zu verändern
imstande sind.


Gedanken als Antrieb

Damit sind wir dann bei dem weiter gehenden Ansatz einer möglichen
moralischen Kontrolle der Maschinen angelangt. Diese Frage ist nicht
trotz, sondern gerade wegen des gegenwärtigen unüberschaubaren Standes
der Entwicklung von tiefgehendem Interesse.

Hier wird es Zeit an die bereits angesprochene Erfindung John Worrell
Keelys aus dem Ende des 19. Jahrhunderts zu erinnern.

Verbinden wir diesen bemerkenswerten Vorgang mit heutigen
Erkenntnissen im Bereich der KI-Forschung, sogar mit angewandter
medizinischer Technik, dann finden wir inzwischen nahezu tagtäglich
Berichte über Experimente mit Menschen, deren Gedankentätigkeit ohne
physische Verbindung Prothesen in Bewegung zu setzen imstande ist.

Übrigens ist es Ray Kurzweil, der hier als Pionier tätig war.

Bedenken wir weiter: Wir alle wissen, dass wir im Umgang miteinander
durch unsere Aura, unser Fluidum, unsere gute oder schlechte 'Laune',
durch die energetischen Schwingungen, die von uns ausgehen, uns
gegenseitig initiieren, wenn wir es gut meinen, dann aufbauen,
kräftigen, wenn wir es schlecht meinen, dann andere Menschen sogar
lähmen können.

Bedenken wir darüber hinaus die zunehmende Zahl von Kindern, die heute
mit parapsychologischen Fähigkeiten auf die Welt kommen und ähnliche
außerordentliche Erscheinungen des heutigen Lebens.

Bedenken wir dies alles, dann gibt es keinen Grund mehr, es nicht für
möglich zu halten, dass solche Kraftströme heute oder wenigstens in
absehbarer Zeit in unserer Beziehung zu den 'intelligenten' Maschinen
aktiviert werden könnten.

Das hat nichts damit zu tun, dass die Maschinen selbst Gefühle hätten,
Sympathien oder Antipathien entwickeln könnten. Es bedeutet nur, dass
eine gewisse energetische Gestimmtheit als Schwingung auf die Maschine
übertragen werden könnte - freundliche Schwingungen als positive
Energie, unfreundliche als negative.

Es ist nicht die Maschine, die solche Schwingungen aussendet, die man
im weitesten Sinne moralische nennen kann, sondern der Mensch. Salopp
gesprochen: Guter Mensch, gute Schwingungen, schlechter Mensch
schlechte Schwingungen. Bei diesen Sätzen erinnere ich mich persönlich
an ein russisches Sprichwort: Guter Chef, gute Arbeit, schlechter
Chef, schlechte Arbeit. Es geht, technisch gesprochen, um einen
energetischen Initiierungscode, den die Maschine über Sensoren
aufnehmen könnte.

Aber noch einmal: Es geht nicht darum, den 'intelligenten' Maschinen
Moral, Ethik, Zeichnen, Musizieren, Freude, Schmerz usw. beizubringen.
Es geht vielmehr darum, unsere eigenen menschlichen Fähigkeiten -
geistige, emotionale, moralische - so zu entwickeln, dass wir fähig
werden, von uns betreute Maschinen mit positiver Energie zu
initiieren, so wie wir uns auch gegenseitig anregen.

Zu sprechen ist hier von der Schaffung geistiger und sozialer
Verhältnisse, in denen sich guter Wille und geistige Klarheit zu
Energie aufbaut, zu Wärmegruppen verbindet, die in der Lage sind, die
Nutzung intelligenter Technik aus ihrer Mitte heraus aktiv zu
gestalten, sie zu nutzen, zu lenken und zu überwachen, kurz, mit den
Maschinen zu leben - aber nach unseren Regeln, nicht nach den ihren.


Inspirierende Impulse

Die Frage erhebt sich hier natürlich sofort: was sind das für Regeln?
Woher nehmen wir die Inspiration? Was ist unter moralischen Kräften zu
verstehen, die wir brauchen? Sicher kann es da nicht einfach um gut
oder böse gehen. Das könnte man - wie ausgeführt - ja auch den
Maschinen einprogrammieren. Sicher geht es auch nicht darum zum Sturm
auf die Maschinen aufzurufen, wenngleich ein Zurückdrängen sinnloser
Maschinerie zweifellos wichtig ist.

Im Kern geht es um die Erziehung und Gestaltung des ICH, statt seiner
Leugnung oder dem Versuch ein Intelligenzsurrogat des ICH der Maschine
einzuprogrammieren, weil sie angeblich potenter ist als wir. Um
Missverständnissen vorzubeugen, sei gesagt, es geht nicht um ein
Aufblähen des Ego, sondern um das ICH in kooperativer Gemeinschaft mit
seinem Blick auf seine Eingebundenheit in das kosmische Ganze.

Damit sind wir wieder bei der Notwendigkeit sozialer Transformation,
wie sie schon am Anfang des letzten Jahrhunderts auf der TO stand,
jetzt aber unter dem Druck eines dritten, als final angekündigten
Versuches, den Menschen der Maschine unterzuordnen. Hier stoßen wir
wieder auf die Idee der Dreigliederung als den bis heute am weitest
gehenden Impuls zur Dezentralisierung, Demokratisierung und
Selbstverwaltung der im sozialen Organismus zusammenwirkenden Bereiche
des wirtschaftlichen, rechtlichen und geistigen Lebens. Und wieder
geht es vor allem um die Befreiung geistiger und kreativer Kräfte.

Erinnert werden muss deshalb noch an zwei weitere Impulse Rudolf
Steiners, die den vorne erwähnten "Kernpunkten" damals vorausgingen
und die als wesentlicher Bestandteil mit in sie eingegangen sind.

Das ist die "Philosophie der Freiheit", veröffentlicht 1894. In ihr
geht es genau um die Frage, die jetzt wieder - und immer noch - so
krass ansteht: Das Buch beginnt ja mit der Frage: "Ist der Mensch in
seinem Denken und Handeln ein geistig freies Wesen oder steht er unter
dem Zwange einer naturgesetzlichen ehernen Notwendigkeit?" und es
endet mit Ausführungen zu einem "ethischen Individualismus" und der
Befreiung der moralischen Fantasie, die das ICH in den sozialen und
geistigen Raum einbinden [24].

Die Schrift erschien auf dem Höhepunkt des damaligen
naturwissenschaftlichen Aufbruchs, der getragen war von der neu
aufgekommenen Evolutionstheorie. Steiner forderte die damalige
europäische Welt auf, sich von einem deterministischen Missverständnis
der Evolutionstheorie zu befreien, ohne dabei die Evolution zu
leugnen. Es gehe vielmehr darum, den Evolutionsgedanken zur
"Erkenntnis der geistigen Welt" weiter zu entwickeln. Ethischer
Individualismus, erklärte er, sei "vergeistigte Entwicklungslehre auf
die Evolution übertragen."

Zehn Jahre später, 1904, dann Steiners Schrift "Wie erlangt man
Erkenntnisse höherer Welten?" [25] In ihr schlägt Steiner einen
strengen meditativen Weg der geistigen Erneuerung vor - nicht anders
als Harari heute, könnte man denken und in einer vergleichbaren
Situation. Steiners Vorschläge zur Meditation weisen jedoch einen sehr
anderen Weg als Harari es heute tut, der unter dem Motto "Einfach nur
wahrnehmen" den Geist in sich selbst aufspüren will, von dem er zuvor
gesagt hat, dass er ihn im ICH, in der Seele, in seinen Emotionen
nicht finden konnte. Der von Steiner skizzierte Weg führt in die wache
Wahrnehmung der Welt, um das ICH, die Seele, das kreative Denken als
gestaltende Kraft für die Welt zu öffnen.

In der Idee der Dreigliederung flossen der philosophische, der
spirituelle und der soziale Ansatz zu einem Impuls zusammen. Unter dem
Druck einer drohenden Zentralisierung durch eine anonyme globale
KI-Macht gewinnen diese Ideen heute eine neue Aktualität - nicht in
sklavischer Kopie, versteht sich, sondern auf die heutigen
Verhältnisse übersetzt. Wenn es damals um die Befreiung des
Geisteslebens von der Dominanz der Ökonomie ging, um dem Proletariat
ein Leben in Würde zu ermöglichen, so geht es heute um das Überleben
und die Würde der Menschheit insgesamt.

Man mag zu diesen Impulsen stehen, wie man will. Jeder Mensch ist da
auf seinem eigenen Weg. Aber unabweisbar ist: Was wir heute brauchen,
ist ein geistiger Aufbruch, der sich auch vor Konfrontationen mit
denen nicht scheut, die Maschinen ohne Rücksicht auf mögliche Folgen
in einen sich selbst korrigierenden Lauf treiben wollen. Die
'intelligente' Maschinerie, die in den Lauf der Selbstoptimierung
getrieben wird, würde das gegenwärtige Leben zerstören. Das wäre
sicher. Sei es, dass sie sich selbst zerstört oder dass sie im
Maschinensturm der 'Überflüssigen' zerschlagen wird. Beides wäre
gleichbedeutend mit dem Ende der gegenwärtigen globalen Zivilisation.

Wie die Überlebenden nach einer solchen Zerstörung zurechtkämen,
darüber soll hier nicht spekuliert werden - mit einem geistigen
Aufbruch könnten aber zumindest Keime eines Neuanfangs für die
Überlebenden gelegt werden.


(Schriftlich gefasster Vortrag im Steinerhaus Hamburg vom
11.09.2019)

Zum Thema auch: 

Mein eigenes Buch zur "Kraft der 'Überflüssigen', in dem der Weg
beschrieben wird, auf dem die 'Überflüssig Gemachten' ihrer Ohnmacht
entgegenwirken können [26].
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